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Betr . die Erlaſſung einer allgemeinen Bauordnung .

Die heute erlaſſene Bauordnung wird hiemit an ſämmtliche Stellen und Baubehörden zum Wiſſen

und zur Nachachtung hinausgegeben .
Vom 6. April 1801 .

Anmerkung : Dieſe Verordnung iſt noch in Wirkſamkeit , inſoweit ſolche durch die eingetretenen Verhältniſſe ,

durch das Erſcheinen landesherrlicher Geſetze , insbeſondere durch die ſpäter nachgefolgten ſtandesherrlichen Ver⸗

ordnungen , — eine Abänderung nicht erlitten hat . Insbeſondere wird auf die General⸗Verfügung vom 29 . Oc⸗

tober 1840 Nr . 12,846 hingewieſen .

Betr . die Herbeiführung von Feuersgefahr und Beſchädigung herrſchaft⸗

licher Gebäude durch deren Bewohner .

Nachdem man mehrmalen wahrgenommen hat , daß die herrſchaftlichen Oefen durch das übermäßige
Brodbacken , die Dächer durch Ausleerung der Nachttöpfe durch die Manſardenfenſter , die Hausfluren

durch das Holzſpalten , die Küchenbeſetzungen durch das häufige Waſchen ruinirt , und die Gebäude durch

das Waſchen ſelbſt in Feuersgefahr geſetzt werden , ſo haben die Fürſtlichen Stellen zur Abwendung dieſer

ſowohl gegen die Feuer⸗ als auch die Bauordnung vom Jahre 1801 laufende Mißbräuche die ſchärfſten

Maßregeln zu nehmen , und im Nichtunterlaſſungsfalle die geeignete Anzeige anher zu machen .

Hofkammerbeſchluß vom 14 . März 1803 .

Betr . die Unterhaltung der Schüttrinnen auf ärariſche Koſten .

Auf die ad Serenissimum geſtellte Anfrage wegen Unterhaltung der Schüttrinnen wurde verordnet ,

daß deren Herſtellung und Unterhaltung im Falle ihrer Bauloſigkeit , da ſie als weſentliche Theile der

Gebäude zu betrachten ſeien , auf ärariſche Rechnung zu geſchehen habe .

Hofkammer⸗Reſolution vom 18 . Sept . 1803 .

Nr . 1048 . Betr . den Stockzinsbezug von ſolchen Feldern , welche in der

Brach mit Erdbirn oder Futterkräutern angeblümt ſind .

Das Fürſtliche Rentamt wird angewieſen , in den rubrizirten Fällen nach dem Herkom⸗

men nebſt dem Stockzehenden auch den Stockzins zu erheben , mit der Erläuteruug , daß
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die in der Brach mit Futterkräutern angeblümten Felder nur von dem Zehentbezug befreit blei⸗

ben ſollen .

Vom 13 . Nov . 1804 .

Nr . 203 . Betr . den von der großh . bad . Regierung in den Vorſchlag
gebrachten Nachlaß des Abzugsrechtes gegen Frankreich .

Vormundſchaftliches Reſeript dd . Wien den 27 . April 1808 .

Der großh . bad . Regierung zu erklären , daß man auf die Ausübung des Abzugsrechtes gegen
Frankreich nach dem Wunſche der hohen Regierung verzichte .

Vom 10 . Mai 1808 .

Nr . 604 . Betr . die Bitte der herrſchaftlichen Schaffzugknechte um fernere

Belaſſung des ihnen zur Heu⸗ und Erntezeit bisher abgereichten Trunkbiers .

Man will für die Heu⸗ und Erntezeit auf jene Tage , an welchen die Schaffzugknechte mit Ein⸗

führung des Futters und der Garben wirklich beſchäftigt ſind , in Rückſicht ' auf die um ſolche Zeit

wegen der Hitze beſonders empfindlichen Anſtrengungen , die fernere Abgabe eines Biertrunkes an ge⸗

dachte Schaffzugknechte mit der Beſchränkung andurch bewilligen , daß täglich mehr nicht als eine

Maaß Bier und für 4 kr . Brod auf den Mann abgegeben , und dieſe Abgabe lediglich nur auf die

Eingangs gedachte Zeiten eingeſchraͤnkt werden ſoll .
Vom 16 . Juli 1808 .

Betr . den Abzug von dem nicht wirklich aus dem Lande gezogen
werdenden Vermögen .

In Fällen , wo das Vermögen nicht ſogleich mit dem Auswandernden aus dem Lande gehet , iſt der

Abzug nicht gleich zu beziehen , ſondern bis zur wirklichen Hinausziehung des Vermögens nur in den

Rechnungen vorzumerken , wovon hiemit ſämmtlichen Verwaltungen Nachricht ertheilt wird .

Den 30 . Sept . 1808 .

Nr . 273 . Betr . die den Bewohnern der herrſchaftlichen Gebäude

obliegenden Verbindlichkeiten .

Die Einrichtung der Glockenzüge , welche bloß auf Bequemlichkeit abzielen , iſt nach der beſtehenden

dieſſeitigen Bauordnung jederzeit von den Bewohnern der herrſchaftlichen Gebäude zu beſtreiten , und es

kann die Uebernahme ein Koſtens auf das Aerarium nie ſtattfinden , wornach ſich ſämmtliche Ver⸗

waltungen zu achten haben .
Den 27 . Okt . 1809 :
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Nr . 308 . Betr . die Veräußerung der Lehen und Zinsgüter , hier die

Surrogirung derſelben bei Käufen und Tauſchen .

Die Verwaltungen werden angewieſen , bei den Verkäufen und Tauſchen einzelner lehenbarer
Objekte darauf aufmerkſam zu ſein , daß dergleichen Veränderungen jedesmal ordentlich in die

Grundbücher eingetragen , und die weitere Fürſorge getroffen werde , daß — und ſo weit es eigent⸗
liche Erblehen betrifft , die zu ſurrogirenden Grundſtücke , mit welchen ein Erblehen wieder ergänzt
wird , nicht ſchon für eine hierauf haftende Schuld verſetzt ſeien .

Vom 9. Mai 1810 .

Nr . 867 . Betr . das ſtandesherrliche Abzugsrecht , insbeſondere den

zwiſchen Baden und der Schweiz abgeſchloſſenen Freizügigkeits⸗
Vertrag .

Es wird dem großh . hochlöbl . Directorium des Donaukreiſes zu Villingen auf deſſen verehrlichen
Erlaß vom 24 . vorigen Monats geziemend geantwortet , daß von Seite der Standesherrſchaft Fürſten⸗
berg weder überhaupt auf das Abzugsrecht verzichtet , noch insbeſondere dem zwiſchen Sr . königl . Hoheit
und der Schweiz beſtehenden Freizügigkeits⸗Vertrage beigetreten worden ſei .

Den 5. October 1810 .

Nr . 521 ½. Betr . die Anſprüche der Mutterkirche auf Unterſtützung aus

den Fabrikmitteln ihrer Filialkirchen .

An ſämmtliche Fürſtliche Aemter unter badiſcher Hoheit .

Nach dem höchſten Beſchluß des Miniſteriums des Innern , katholiſches Kirchen⸗Departement , vom

27 . v. Mts . Nr . 10,426 wurde der Grundſatz anerkannt und beſtätigt , daß der Mutterkirche bei außer⸗
ordentlichen Ausgaben in Bauſachen ꝛc. das Recht zuſtehe , die Fabrikmittel ihrer Filialkirche zur Unter⸗

ſtützung in Anſpruch zu nehmen .
Fürſtliches ꝛc. wird daher von dieſem höchſten Beſchluß zu dem Ende hiemit in Kenntniß geſetzet ,

dieſen Grundſatz bei vorkommenden Fällen unter obenangeführter Beſchränkung geltend zu machen .
Vom 24 . December 1812 .

Nr . 631 . Betr . die Anfrage des Rentamts Meßkirch wegen der Verpflich⸗
tungsart der Zehentgänger und Zehentdreſcher bei den veränderten

Gerichtbarkeits⸗Verhältniſſen .

Bei denjenigen Zehentgängern und Zehentdreſchern , die ſchon angeſtellt , und daher ſchon einmal

für gnädigſte Herrſchaft verpflichtet worden ſind , genügt es , wenn ſie in jedem Jahr vor Anfang der
Ernte und des Traſches von dem Rentbeamten auf ihre frühere Verpflichtung erinnert werden . Was

aber ſolche betrifft , die neu angeſtellt werden , ſo iſt erforderlich , daß dieſelben förmlich ins Hand⸗
gelübde genommen werden . Dieſes iſt indeſſen kein Akt , der von einer Domanial⸗Verwaltung aus⸗

geübt werden kann , deßhalb iſt in ſolchem Falle jedesmal das großh . Bezirksamt anzugehen , dieſe
1 *
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Verpflichtungshandlung vorzunehmen . Uebrigens hat die bisher bezahlte Tagsgebühr von 15 kr . von

nun an zu unterbleiben .

Vom 24 . Juli 1813 .

Nr . 127 . Betr . den Fruchtverkauf auf Borg .

Da man ſchon in verſchiedenen ſpeziellen Fällen die Erfahrung gemacht hat, daß die b

ſchon wiederholt ins Gedächtniß zurückgeführte dieſſeitige Wewidund 50 Wäcer thin Doſtehner⸗
Verwaltung befugt iſt , ohne ſpezielle Ermächtigung der dieſſeitigen Behörde , Naturalien von den herr⸗

ſchaftlichen Käſten und Scheuern auf Borg hinauszugeben , nicht bei allen Rent⸗ und Kameralämtern

in ſtrenge Ausübung gebracht wurde ; ſo wird auf dieſelbe anmit unter der Bedrohung und zu Ver⸗

meidung eigener Nachtheile erinnert , daß diejenigen Rentbeamte , welche ohne beſondere dieſſeitige Legi⸗

timation entweder dieſer Verfügung entgegen ſchon auf Borg abgegeben haben , oder für die Zukunft

abgeben werden , ohne weitere Nachtſicht für die dadurch dem Fürſtlichen Aerar zugehende Nachtheile zu

haften haben .
Vom 1. Juli 1816 .

Nr . 103 . Betr . den Abzug von dem Vermögen der nach Amerika

Auswandernden .

Sämmtlichen ſtandesherrlichen Rentei⸗ und Domanial⸗Verwaltungen wird eine Abſchrift des durch

das Kinzigkreis⸗Direktorium am 21 . d. Mts . bekannt gemachten Miniſterial⸗Beſchluſſes vom 12 . dieſes

mit der Bemerkung zugeſtellt , daß die ſtandesherrliche Berechtigung zum Bezuge ſowohl der Mann⸗

miſſions⸗ als Abzugsgebühren nach dieſem Beſchluſſe vollkommen liquid gemacht , und die Fürſtl . Rentei⸗

und Kameralverwaltungen angewieſen werden , in Auswanderungsfällen nicht blos den Abzug , ſondern

auch die Manumiſſionsgebühren pro aerario einbringlich zu machen .

Den 27 . Mai 1817 .

Fürſtlich Fürſtenbergergiſche Domainen⸗Kanzlei .

Großherzoglich Badiſches Directorium des Kinzigkreiſes .

Nr . 6926 . Erlaß groſih . Miniſteriums des Innern vom 12 . und

PDraes . 18 . d . Mts . Nr . 4623 .

Beſchluß :

1. Unter Beziehung auf die dieſſeitige Verfügung vom 5. d. Mts . Nr . 5995 iſt den Aemtern

Ettenheim , Lahr , Haslach , Wolfach , Gengenbach , Oberkirch , Appenweyer und Offenburg die nähere

Erläuterung dahin zu geben , daß den Standes⸗ ſowohl als den Grundherrn der Abzug vor wie nach

verbleibe .

2. Iſt hievon die Fürſtl . Fürſtenbergiſche Domanial⸗Kanzlei zu Donaueſchingen auf ihren Erlaß

vom 2. d. Mts . Nr . 599 in Kenntniß zu ſetzen .

Offenburg , den 21 . Mai 1817 .
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Nr . 769 . Betr . die den Auswanderern nach Nordamerika ertheilte

Abzugsbefreiung .

Sämmtlichen Fürſtlichen Verrechnungen ( großh . bad . Hoheit ) wird die hohe Miniſterial⸗Verfügung

vom 12 . Mai d. J . Nr . 4675 in der Abſicht abſchriftlich mitgetheilt , um hieraus zu erſehen , daß die

zugeſtandene Nachſteuerfreiheit die Standes⸗ und Grundherren rückſichtlich der bisher bezogenen Abzugs⸗

gebühren nicht betreffe , und auch die Vefreiung der Erbpflichtigkeitsgebühren nicht in ſich faſſe , ſomit ſo⸗

wohl der Abzug , als die Manumiſſion wie bisher fortan zu beziehen , und einnahmlich zu verrechnen iſt .

Den 3. Juni 1817 .

Fürſtlich Fürſtenbergiſche Domainen⸗Kanzlei .

ſtiniſterium des Innern .
Nr . 4675 . Bericht des Donaukreis⸗Directoriums vom 6 . d . Mts .

Nr . 7696 , worin daſſelbe anfragt :

1. Ob die zugeſtandene Nachſteuerfreiheit auch die Standes⸗ und Grundesherrn rückſichtlich der

bisher bezogenen Abzugsgebühren verbinde ? und

2. Ob die Beſtimmung , daß der freie Abzug nur mit Ausnahme 3prozentiger Abgabe als Kriegs⸗

Contributionsbeitrag für die Gemeinden geſtattet ſei , auch die Befreiung von Erbpflichtigkeitsgebühren
˖ 2

Beſchluß :
Iſt dem berichtenden Kreis⸗Directorium zu erkennen zu geben , daß die zugeſtandene Nachſteuer⸗

Freiheit die Standes⸗ und Grundherrn rückſichtlich der bisher bezogenen Abzugsgebühren nicht betreffe ,

und daß der freie Abzug , nur mit Ausnahme 3 prozentiger Abgabe als Kriegs⸗Contributionsbeitrag , die

Erbpflichtigkeitsgebühren nicht in ſich faſſe .

Karlsruhe , den 12 . Mai 1817 .

Nr . 1079/199 . Betr . das ſtandesherrliche Abzugsrecht gegen die

Schweiz .

Sämmtlichen Fürſtlichen Verwaltungen wird von der durch das Bezirksamt Engen mitgetheilten

Miniſterial⸗Entſchließung vom 5. Februar 1817 Nr . 271 mittelſt Abſchrift Nachricht ertheilt .

Den 18 . Juli 1817 .

Miniſterium der Auswärtigen Angelegenheiten .

Nr . 271 . Berichtliche Anfrage des Staatsraths und Geſandten von Ittner

vom 27 . v . Mts . die Abzugs⸗Schuldigkeit der Auswanderer aus dem

Fürſtenbergiſchen in die Schweiz .

Beſchluß :

Demſelben iſt unter Rückſendung der Berichts⸗Anlagen zu erwiedern :

Nach dem Art . 1 des Staatsvertrags von 1804 ſoll zwar zwiſchen ſämmtlichen jetzigen und künftigen

Badiſchen Landen und der Schweiz eine vollkommene Freizugigkeit beſtehen ; allein in dem Art . ö ſind

von dieſer wechſelſeitigen Abzugsfreiheit ausdrücklich ausgenommen werden :

Die unter Badiſcher Landeshoheit befindlichen namentlich in der Anlage verzeichneten Orte und Land⸗
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ſaßen , welche für ſich zum Abzug berechtiget ſind , wogegen der Schweiz unbenommen bleibt , dergleichen
Abzug von dem Vermögen zu erheben , daß aus ihrem Gebiete in ſolche Orte gebracht wird .

Da nun die Fürſtl . fürſtenbergiſchen Lande erſt in der ſpätern Zeit unter die Badiſche Oberhoheit
gekommen ſind , ſo haben ſie freilich in dem obengedachten Verzeichniſſe nicht ſtehen können ; allein
es verſteht ſich von ſelbſt , daß obige Ausnahme auch die ſpäter aequirirten oder noch zu ererbenden Orte
und Landesſaßen in ſich begreife , die zum Abzug berechtiget ſind . Der Standesherrſchaft Fürſtenberg iſt
bei ihrer Mediatiſirung das Recht zur Erhebung der Manumiſſions⸗ und Emigrationsgebühren ausdrück⸗
lich belaſſen worden , deſſen Ausübung wird ihr auch von keinem der vielen Staaten , mit welchem Baden
unter gleichen Ausnahmen Freizügigkeits⸗Verträge geſchloſſen hat , bezweifelt , die Standesherrſchaft
fährt alſo fort , den Abzug zu erheben , und muß ſich dagegen gefallen laſſen , daß das zu ihr impor⸗tirte Vermögen auch verabzugt werde .

Karlsruhe , den 5. Febr . 1817 .

Nr . 231 . Betr . den Hagelſchaden und die Ermittelung deſſelben auf
Zinsgütern behufs der Beurtheilung von Nachlaßgeſuchen

Da verſchiedene Zenſiten und ſelbſt einige Fürſtliche Renteien in der irrigen Meinung ſtunden , daßdie landesherrliche Verordnung vom 1. Juli 1817 Rggsblatt . Nr . 29 , wodurch das Verfahren der
Obereinnehmereien bei Wetterſchaden , zum Behufe der Grundſteuernächläſſe vorgeſchrieben iſt , auch auf
Zinsſchuldigkeiten der Zenſiten anwendbar ſei , und daß die von den Obereinnehmereien in Folge der
genannten Verordnung veranſtaltete Unterſuchung und Erhebung des Feldſchadens eine weitere rentamt⸗
liche Unterſuchung überflüßig und entbehrlich mache , ſo wird auf erſtatteten Vortrag ad Serenissimum
theils zur Belehruig der Zenſiten in Beziehung auf die nachtheiligen Folgen , welche die umgangene
Anzeige und rentamtliche Unterſuchung des Wetterſchadens , den die zinspflichtigen Grundſtücke erlitten ,
für ſie haben könnte , theils zur Benehmung der Rentämter bei der vorzunehmendun Unterſuchung des
angezeigten Wetterſchadens , und Vergutachtung der Zinsnachläſſe Folgendes verfügt und vorgeſchrieben :

1) Die Steuer⸗ und Zinsnachläſſe richten ſich nach ganz verſchiedenen Grundſätzen . Die Zins⸗
Nachläſſe als privatrechtlicher Gegenſtand ſind durch das Landrecht Satz 710 f. f. geſetzlich beſtimmtund feſtgeſetzt .

2 ) Wenn ſich in einer Gemeinde ein bedeutender zu einem Zinsnachlaſſe geſetzlich geeigneter Feld⸗
ſchaden ereignet hat ; ſo haben ihn die zinspflichtigen Feldbeſitzer oder ſtatt ihrer der Gemeindsvorſteher
ſogleich , nachdem er ſich ereignet hat , und längſtens innerhalb 6 Tagen nach dem Ereigniſſe beim
Rentamt anzuzeigen , und um Beaugenſcheinigung des Schadens nachzuſuchen .

3 ) Das Rentamt beſtimmt den Tag des Augenſcheins , und der Unterſuchung des angezeigten
Schadens nahe an und vor der Erndte , in ſoweit der Schaden von einem ſolchen Belange iſt , daß er
einen Nachlaß an der Gilt oder Lehenſchuldigkeit zur Folge haben könnte .

40 Nach vollbrachtem Umgang der beſchädigten Fluren nimmt der Rentbeamte über den Erfund ein
kurzes Protokoll auf , das von ihm , dem Kaſtenknechte , der zur Unterſuchung beigezogen wird , und dem
Ortsvorſtande unterſchrieben wird . Dem Protokoll wird ein tabellariſches Verzeichniß der beſchädigten
Zenſiten und ziusbaren Feldbeſitzungen lbeigelegt nach dem beiliegenden Formular . Das bloße Ver⸗
zeichniß der verhagelten Zinsfelder und ihrer Beſitzer iſt nicht hinreichend ; es muß das ganze Zinsgut
und der davon in dem einen oder andern Oeſche oder in beiden verſchont gebliebene und verha⸗
gelte Theil , und das Quantum des Schadens in verſchiedenen aus dem Formularerſichtlichen Colonnen
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oder Abtheilnngen aufgeführt werden . Das Quantum des Schadens beſtimmt ſich von ſelbſt durch den

Ertrag des verhagelten Feldes , der ſich vor dem Hagel erwarten ließ , und der nach dem Hagel noch
zu hoffen iſt . Das Protokoll ſamt dem Verzeichniſſe wird zeitlich mit Bericht an die Domainen⸗
Kanzlei eingeſchickt .

5 ) Nach dem Landrechte iſt der Feldſchaden , welcher von einem Mißwachſe herrührt , zu keinem
Nachlaſſe , und folglich auch zu keiner Beaugenſcheinigung geeignet , weil gute und ſchlechte Ernten in
einem natürlichen Verhältniſſe ſtehen , und weil , wie ſich das Geſetz ausdruͤckt , die Gült die nämliche
bleibt , in guten Jahren , wo viel erwächſt , wie in denen , wo wenig erwächſt .

6 ) Nach der nämlichen landrechtlichen Beſtimmung wird der Nachlaß nur durch Heer - und Hagel⸗
ſchaden ; d. h. durch feindliche Fouragirungen auf den angeblümten Feldern , oder durch Hagelſchläge
begründet , und er hat nur in dem Falle einer völligen Ertragsloſigkeit des Zinsguts ſtatt , die durch den
einen der genannten beiden Zufälle verurſacht worden . Dieſen Zuſtand von völliger Ertragsloſigkeit
beſtimmt das Geſetz näher dahin , daß der dem zinsbaren Feldbeſitzer nach dem Schaden noch übrig blei⸗
bende Ertrag des Zinsguts nur noch die Saat⸗ und Baukoſten decke . Man rechnet für beide den dritten
Theil einer Mittelerndte . Es müſſen alſo zur landrechtlichen Begründung des Nachlaſſes zwei Dritt⸗
theile der zu hoffenden Erndte verſchlagen worden ſein .

7 ) Erreicht der Schaden den geſetzlichen Grad der Ertragsloſigkeit , nämlich bis zu einem Verluſt
von zwei Dritttheilen an dem Erndte⸗Ertrag ; ſo tritt der Fall des rechtlichen Nachlaſſes ein , und zwar
nicht blos auf einen Theil der Gültſchuldigkeit , ſondern auf das Ganze ; wenn nicht beſondere Umſtände ,
welche einen blos theilweiſen Nachlaß motiviren ; z. B . wenn der übrigbleibende Drittel des Feldſegens
bei hohen Fruchtpreiſen mehr als Bau⸗ und Saat erträgt ; oder wenn das Zinsgut mit einem anſehn⸗
lichen Wiesland verſehen iſt , das durch den Hagel unbeſchädigt geblieben oder nur wenig beſchä—⸗
digt worden .

8 ) Die Gült haftet auf dem Ganzen im Zinsverbande ſtehenden Gut , mag ſie in Früchten oder in
Geld beſtehen . Wird daher nur eine von beiden Saatfluren , oder nur ein Theil von beiden durch den
Hagel getroffen , und der andere verſchont ; ſo hat auch kein Nachlaß ſtatt , weder im Ganzen noch an
derjenigen gültbaren Fruchtſorte , welche der verhagelte und zu Grunde gerichtete Theil des Zinsguts
produeirt . Eben deßwegen iſt es nothwendig , daß bei der Aufnahme des Hagelſchadens nicht nur die

verhagelten Grundſtücke eines Zinsguts , ſondern auch die unbeſchädigt gebliebenen aufgenommen werden .
Was in dem Falle eines bloß partiellen Hagelſchlags , der nur einen Theil des Gültguts , aber gerade
denjenigen traf , der mit einer gültbaren Fruchtart beſtellt war , der Zenſit mit Billigkeit fordern kann ,
iſt , daß entweder die verſchlagene Gültfrucht in Geld , oder nach einer billigen Ausgleichung in einer
andern von dem Gültgut producirten Fruchtgattung angenommen werde .

9 ) Bei denjenigen Lehen⸗ oder Zinsgütern , wo Statt der Fruchtgült die Landgarbe beſteht , kann in
keinem Falle ein Nachlaß ſtatt haben , weil hier der Schaden auf dem Felde ſelbſt zwiſchen dem Lehen⸗
herrn und Zinsbauern getheilt wird .

Den 16 . Febr . 1818 .



Formular .

Tabellariſches Verzeichniß
über die in der Gemarkung N. durch Hagelſchlag beſchädigten Zenſiten , und zinsbaren Feldbeſitzungen .

Inhalt Hienon wurden [ Zu hoſfender
Zinsbare des ganzen Zins⸗ verhagelt . Ertrag vor dem

oder Lehenguts . -
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Nr . A24 . Betr . die Anzeigen wegen Feuersbrünſten in Fürſtl . Gebäuden .

Da über die augenblickliche Anzeigen bei Feuersbrünſten , welche in den herrſchaftlichen Gebäu⸗

den ſelbſt entſtehen , oder wodurch dieſelben in Gefahr gerathen , bis jetzt keine definitive Beſtimmung

vorhanden iſt , ſo wird für die Zukunft verordnet , daß bei allen jenen Feuerbränden , welche das herr⸗

ſchaftliche Eigenthum oder Intereſſe direct betreffen , jedesmal die Anzeige durch die nächſte Poſt alsbald

zu machen ſeie ; wenn aber durch ſolche wichtige Brandfälle ein bedeutendes herrſchaftliches Gebäude zum

beſondern Schaden gnädigſter Herrſchaft zu Grunde gegangen , oder bedeutend beſchädigt worden iſt , ſo

iſt auf der Stelle ein Expreſſer mit dieſer Nachricht abzuſchicken .

Den 16 . Febr . 1818 .

Nr . 846 . Betr . den Nachlaß der Rechnungsreceſſe der Verrechner herr⸗

ſchaftlicher Kaſſen .

Höchſte Entſchließung Sr . Durchlaucht vom 21 . März 1818 , wodurch ausgeſprochen wird , daß es

ganz gegen Höchſtihre Grundſätze ſei , irgend einem verrechnenden Beamten einen Receß nachzulaſſen .

Beſchluß :

Sämmtliche Vorſtände von verrechnenden herrſchaftlichen Caſſen hievon in Kenntniß zu ſetzen .

Vom 27 . März 1818 .

Nr . 926 . Betr . den Bezug des Manumiſſionsgefälls .

Der Miniſterialbeſchluß vom 13 . v. Mts . wird mit folgenden näheren Aufklärungen bekannt gemacht :

1. Der Abzug von 10 Prozent hört in Folge des Bundestags⸗Beſchluſſes vom vorigen Jahre auf ,

ſowohl bei Zügen inner Landes von einem Theile des Großherzogthums zu dem anderen , als bei

Wegzügen in einen andern deutſchen Bundes⸗Staat ; aber er bleibt bei Auswanderungen in Staaten ,

welche nicht zum deutſchen Bund gehören .

2. Der Manumiſſions⸗ oder Erbpflichtsbezug hat als Eigenthumsgefäll fortzubeſtehen bei Zügen

inner Lands von einem Orte des ſtandesherrlichen Gebiets zu einem andern des nämlichen Gebiets , oder

auch außerhalb desſelben , aber im Großherzogthum , inſoweit bei derlei innländiſchen ügen der Manu⸗

miſſionsbezug bis daher herkömmlich war .

3. Unter der nämlichen Bedingung hat das Manumiſſionsgefäll auch bei ausländiſchen Wegzügen

aus dem Großherzogthum in einen anderen Bundesſtaat fortzubeſtehen , oder auch , was ſich ohnehin

verſteht , wenn die Auswanderung in ganz fremde — zum deutſchen Bunde ungehörigen Staaten geſchieht .

Vom 3. April 1818 .

Fürſtlich Fürſtenbergiſche Domainen⸗Kanzlei .

Miniſterium des Innern .
Nr . 167 . Bericht der Fürſtl . Fürſtenbergiſchen Domanial⸗Kanzlei v . 3 .

d. Mts . , den Bezug der Manumiſſion oder Erbpflicht betr .

Beſchluß :

Dem Donaukreis - Directorium iſt zur Eröffnung an erwähnte Domanial⸗Kanzlei zu bemerken , daß

in Hinſicht der Manumiſſionsgebühren keine Aenderung geſchehen ſei , ſondern was herkömmlich beſtan⸗

den , ſein Verbleiben behalte .

Karlsruhe , den 13 . März 1818 .

RRRRRRRWEE



—

Nr . 2795 . Betr . die Ertheilung einer allgemeinen Inſtruktion für die

Kaſtenknechte .

Den Fürſtlichen Verwaltungen läßt man die gefertigte Inſtruktion zum Vollzuge zugehen .
Den 20 . Oktober 1818 .

Nr . 815 . Betr . das Verhalten der Rentbeamten bei Feuersbrünſten .

Es werden die Rentbeamten hiemit angewieſen , bei ſich ergebenden Feuersbrünſten in jenen Orten ,

wo ſich herrſchaftliche Wohnhäuſer , Käſten oder Scheuern ꝛc. befinden , unverweilt mit den Schlüſſeln

an den betreffenden Ort und Stelle ſich zu begeben , oder bei ihrer Verhinderung ihren Seribenten oder

Kaſtenknecht mit dem Auftrag abzuordnen , daß ſie ſich bei der von hier aus allenfalls anweſenden Di⸗

rectorialperſon jeweils zu melden haben .
Den 2. April 1819 .

Nr . 50 . Betr . die Bitte mehrerer Gemeinden um die Abgabe von

Saatfrüchten .

Es wird zu Folge Höchſten Auftrages verordnet , daß eine Abgabe von Saatfrüchten an einzelne

Individuen nie , und an Gemeinden nur auf den Fall gegen ſchriftliche Expromiſſion bewilligt werden

könne , wenn z. B . die Ernte im vergangenen Jahre durch Hagel oder Mißwachs zu Grunde gerichtet ,

oder zur neuen Anſaat untauglich ſein , und wenn die expromittirende Gemeinde mit früher erhaltenen

Früchten , oder ſonſtigen Exſtanzen in keinem bedeutenden Rückſtand haften würde .

Man ſetzt hievon die Fürſtlichen Rentämter zu dem Ende in Kenntniß , um vorkommende Geſuche

um Saatfrüchten hiernach zu beſcheiden , und bei nöthig werdenden Berichtserſtattungen darauf Bedacht

zu nehmen .
Vom 5. Mai 1819 .

Nr . 1134 . Betr . die Erhaltung und Obſorge für die Schüttkinner von

Seiten der Bewohner herrſchaftlicher Gebäude .

Da man wahrgenommen , daß die Schüttkinner herrſchaftlicher Gebäude durch Ausgießung des Un⸗

rathes , vorzüglich aber der Aſche aus den Waſchzubern verſtopft , und am Ende aus einander geſprengt

werden , ſo werden alle Inhaber Fürſtlicher Quartiere von dieſem Unfuge mit der Bedrohung in Kenntniß

geſetzt , daß durch ſolche Fälle ruinirte Schüttkinner auf Koſten der Quartierbeſitzer hergeſtellt wer⸗

den würden .

Vom 7. Mai 1819 .

Nr 1990 . Betr . die Anzeige von Wolkenbrüchen , Ueberſchwemmungen
und andern außerordentlichen Natur⸗Erſcheinungen .

Es haben im Laufe dieſes Sommers Wolkenbruche und Ueberſchwemmungen in verſchiedenen Di⸗

ſtrikten große Verheerungen angerichtet , wobei die Standesherrſchaft in der Eigenſchaft als Zehentherr ,
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oder als Lehen⸗ und Gutsbeſitzer mehr oder weniger mitzuleiden hatte , ohne daß darüber von den be⸗

treffenden Renteien eine Anzeige gemacht worden iſt .
Schon die beſtehenden ältern Verordnungen erfordern dieſe Anzeige , auch wenn der Gültmann oder

Pächter auf keine Erhebung des Schadens dringt ; man bringt daher dieſe Verordnung mit dem Anfügen
in Erinnerung , daß jeder bedeutende Naturfall , wodurch die Oeſch⸗ oder andere Anbauungen getroffen ,
und die Standesherrſchaft in der Eigenſchaft als Zehent⸗ oder Gültherr oder Guts⸗Eigenthümerin mit⸗

getroffen wird , ſogleich , nachdem das Fürſtliche Rentamt davon in Kenntniß geſetzt worden , und läng⸗
ſtens innerhalb dreimal 24 Stunden nach dem Ereigniſſe angezeigt werden ſoll , mit dem Beiſatze , daß im

Unterbleibungsfall der Bericht durch einen Expreſſen auf Koſten der ſäumigen Rentämter werde abge⸗
langt werden . Der Anzeigsbericht hat vor der Hand den Schaden , ſowohl den von der Herrſchaft er⸗

littenen , als jenen , welcher die ganze Gemarkung traf , nun beiläufig anzugeben , indem die der Anzeige

nachkommende Reſolution das Weitere verfügen wird .

Den 27 . Auguſt 1819 .

Nr . 110à . Betr . das Verbot der Aufnahme fremden Eigenthums in

herrſchaftliche Gebäude .

Mißfällig hat man vernommen , daß Früchte , welche Privaten angehören , auf dem einen und andern

herrſchaftlichen Kaſten oder Mühlſchütte niedergelegt und verwahrt werden .

Indem man die gegen dieſe Unordnung beſtehende Verordnung in Erinnerung bringt , ſo beauftragt
man das Fürſtliche Rentamt bei perſönlicher Verantwortung des Rentbeamten , Controleurs und Kaſten⸗

knechts die etwa auf den herrſchaftlichen Fruchtböden verwahrten fremden Früchte , wem ſie auch immer

angehören mögen , ſogleich von da wegzuſchaffen .

Belangend die von den Fruchthändlern und andern auf den herrſchaftlichen Käſten erkauften Früchte ,
ſo verſteht es ſich von ſelbſt , daß bei dem Kaufe die Zeit , binnen welcher ihre Abfaſſung bewirkt wer⸗

den ſoll , feſtgeſetzt , und darüber mit einer den Umſtänden angemeſſenen Rückſichtnahme verfahren werde .

Den 21 . Mai 1822 .

Nr . 2342 . Betr . die Vorlage von Grundriſſen bei Anträgen auf Verkauf
Fürſtlichen Eigenthumes .

Höchſte Entſchließung Sr . Durchlaucht vom 12 . Nov . 1822 auf Vortrag vom 10 .

Sept . 1822 Ref . Prot . Nr . 125 .

Es iſt darauf zu achten , daß Uns künftig bei Geſuchen um käufliche Ueberlaſſung herrſchaftlichen

Eigenthums Grundriſſe vorgelegt werden , indem ſich nur durch dieſe eine richtige Einſicht gewinnen läßt ,
die Wir nicht überall an Ort und Stelle ſelbſt nehmen können .

Dom 12 . Nov . 1822 .

Nr . 536 . Betr . den Abzugsgebühren⸗Bezug .

Die nach der Schweiz ausziehende Franziska Rimelin von Mundelfingen verweigerte den ihr ange⸗
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ſetzten Abzug von dem ausziehenden Vermögen vorzüglich aus dem Grunde , weil zwiſchen dem Groß⸗

herzthum Baden und der Schweiz die Freizügigkeit vertragsmäßig beſtunde , und wandte ſich , als auf

dem Abzuge beharrt wurde , beſchwerend an das Directorium des Seekreiſes .

Da der angeſprochene Freizügigkeits⸗Vertrag nur die unmittelbare großh . Landestheile und nicht auch

vie mittelbaren Standesherrlichen betrifft , ſo wurde die Rekamation zurückgewieſen .

Indem man dem Fürſtl . Rentamte eine Abſchrift des Direktorial⸗Beſchluſſes mittheilt ; ſo fügt man

die Bemerkung bei , daß die Abzugsfreiheit nur bei Auszügen aus dem ſtandesherrlichen Gebiete in an⸗

dern Landestheil des Großherzogthums , oder von da nach anderen Bundesſtaaten , oder nach Frankreich

ſtattfinde , wornach ſich das Fürſtliche Rentamt bei künftigen Auszugsfällen rückſichtlich des der Standes⸗

herrſchaft zuſtehenden Abzugsrechts zu benehmen hat .

Den 28 . Februar 1823 .

Fürſtlich Fürſtenbergiſche Domainen⸗Kanzlei .

Directorium des Seekreiſes .

Nr . 1521 . Betr . die beabſichtigte Verehlichung der ledigen Franziska Nimele

von Mundelfingen mit Heinrich Breiner zu Schwanendingen , Kantons Zürich , jetzt

die an erſtere machende Abzugsforderung .

Bericht des Bezirksamts Blumberg vom 12 . Januar 1823 Nr . 117 .

Beſchluß :

Dem Amte Blumberg zu erwiedern , daß ſeine Anſicht die richtige und die Recurrentin hiernach

zu beſcheiden ſeie .
Konſtanz , den 22 . Januar 1823 .

Nr . 905 : Betr . die Einrichtung einer neuen CEameral⸗Verwaltung daſelbſt .

Nachdem für den Bezirk Hochmöſſingen eine eigene Verwaltung errichtet und für den Verwalter

heute eine Inſtruktion ausgefertigt worden iſt , ſo wird ſolches hiemit bekannt gemacht .

Vom 11 . April 1823 .

Nr . 1712 . Betr . das ordnungswidrige Holen des kalten und warmen Waſſers
aus der Fürſtl . Brauerei von den Dienſtmägden vieler und verſchiedener

Haushaltungen .

Der Fürſtl . Brauverwaltung wird auf ihren Bericht vom 1. d. erwiedert : Es werde nach dem

gutachtlichen Antrage nicht etwa nur die nachgeſuchte Erlaubniß zum Unterſagen des Waſſerholens hiemit

ertheilt , ſondern der Verwaltung ſogar zur Pflicht gemacht , dafür zu ſorgen , daß in Hinkunft kein

Waſſer mehr aus dem Brauereibrunnen , noch viel weniger gewärmtes aus den Pfannen , außer etwa

an Kranke abgegeben werde .

Den 6. Juli 1824 .



Nr . 953 . Betr . das herrſchaftliche Bauweſen , insbeſondere das Anſtreichen

der Thüren und Lamperien in den Beamtenwohnungen .

Da man in einigen Bauanſchlägen wahrgenommen hat , daß für das Anſtreichen der Thüren und

Lamperien in mehreren Beamtenwohnungen Anſätze vorgekommen ſind , die dem Inhalt des §. 120 der

Bauordnung offenbar entgegen ſind ; ſo hat man hievon die Veranlaſſung genommen , bei Serenissimo

unterthänig anzufragen , ob die bisher beſtandene Verordnung ſtrenge gehalten , oder aber in Bezug auf

dieſen Punkt aufgehoben , und das Anſtreichen in den Beamtenwohnungen auf das Fürſtl . Aerar über⸗

nommen werden ſolle ? Hierauf geruhten Serenissimus durch Reſolution vom 29 . vor . Mts . zu verfügen ,

daß Sie es für ſchicklich finden , daß in den Fällen , in welchen die Nothwendigkeit die Herſtellung
neuer Thüren und Lamperien erfordere , dieſe auch angeſtrichen , und die dießfälligen Koſten aus dem

Fürſtl . Aerar beſtritten werden ſollen . Indem die Fürſtl . Bauinſpection auf dieſe neue , — von der

bisherigen Regel abweichende Beſtimmung für alle Fälle aufmerkſam gemacht wird , verſieht man ſich zu

derſelben , daß den Bewohnern herrſchaftlicher Gebäude hierinn kein freier Spielraum werde gelaſſen ,
ſondern der pflichtmäßige Bedacht darauf werde genommen werden , daß der Gebrauch dieſer gnädigſten

Verwilligung nicht zum Mißbrauch ausarten möge .
Dabei verſteht ſich übrigens von ſelbſt , daß dieſe nur auf wirkliche Beamtenwohnungen , nicht aber

auch auf Quartiere der untern Dienerſchaft ihre Anwendung finden könne .

Vom 12 . April 1825 .

Nr . 2704 . Betr . die Aufnahme von Schreibereigehülfen in die Fürſtliche

Expeditionskanzlei .

Durch höchſte Entſchließung vom 2. Nov . 1825 Nr . 145 wird verordnet , daß künftig junge Leu te

welche ſich zur Anſtellung , oder auch nur zur Praxis in dem Domainen⸗Kanzlei⸗Expeditorat melden , Pro⸗
ben aller Schriftgattungen vorlegen , und ſich durch Zeugniſſe ausweiſen ſollen , daß ſie mit gutem Fort⸗

gang wenigſtens in ihrer Mutterſprache Unterricht empfangen haben .
Vom 11 . Nov . 1825 .

Nr . 416 . Betr . die Anſchaffung der Kirchengeräthſchaften bei der Unzulänglichkeit
des Kirchenvermögens .

Von der Verordnung des großh . bad . hochpreißl . Miniſteriums des Innern vom 9. Jenner d. J .
Nr . 203 , eröffnet durch Erlaß des hochlöbl . Seekreis⸗Directoriums v. 7. d. Nr . 2374 wird den Fürſtl .
Rentämtern eine Abſchrift zum Wiſſen und Benehmen zugefertigt .

Den 2à Februar 1826 .

Fürſtl . Fürſtenbergiſche Domainen⸗Kanzlei .

Großherzoglich bad . Directorium des Seekreiſes .

Nr . 2374 . Die Beitragspflicht zu den Kirchen⸗Utenſilien bei der Mittelloſigkeit
der Kirchenfabriken .

Reſeript großh . Miniſteriums des Innern Plenums vom 9. v. Mts . Nr . 203 , wornach bei der
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Unzulänglichkeit des Kirchenvermögens zur Anſchaffung von Kirchengeräthſchaften die Kirchſpielsgemeinde
hiezu angehalten werden muß, ſo lange es nicht im ſpeciellen Falle nachgewieſen iſt , daß bei Ermanglung
des Kirchenvermögens von den Zehentberechtigten dergleichen Anſchaffungen beſtritten worden ſeien .

Konſtanz , den 7. Februar 1826 .

Nr . 695 . Betr . die Anzeichnung der Fürſtl . Sägklötze .
Die Forſtbehörden werden beauftragt , für jene Reviere , in welchen zum eigenen herrſchaftlichenGebrauch Sägklötze zubereitet , und auf die Sagmühlen gebracht werden , die erforderlichen Brenneiſen

mit F. F. fertigen zu laſſen , und ſie den Revierförſtern zur Verwahrung und zum Gebrauch zu über⸗
geben , um die Klöze gleich in dem Walde damit anzuzeichnen , und hiedurch der Verwechslung der
Klöze und der davon abfallenden Sägmaterialien vorzubeugen.

Vom 13 . März 1827 .

Nr . 3718 . Betr . das Poſtportofreithum für die als landesherrliche
Dienſtſache erklärten Sendungen der Fürſtl . Behörden unter ſich .

Nachfolgender Erlaß der großh . bad . Oberpoſtdirection wird den Fürſtl . Stellen zum Wiſſen und
zur Nachachtung bekannt gemacht .

Den 30 . December 1828 .

Ober - Poſt - Direction .
Nr . 2766 . Der Poſtrechnungs - Reviſion wird eröffnet , daß Schreiben und Schriftpakete , welche

zwiſchen den Fürſtl . Fürſtenbergiſchen Dienſtſtellen mit der Briefpoſt oder mit dem Poſtwagen verſandt
werden , in dem Fall nicht mit Poſtporto belegt werden dürfen , wenn ſie mit der Bezeichnung üHlandes⸗
herrliche Dienſtſache “ verſehen ſind . Da nun die beiden unlängſt von der Fürſtl . Fürſtenberg .
Domanial⸗Kanzlei an das Fürſtl . Rentamt in Mößkirch verſandten Paquete nach ihrer Erklärung einen
ſolchen Gegenſtand betroffen haben , der ſie zu jener Deklaration oder Bezeichnung geeignet machte , ſo
kann auf der Entrichtung des Porto von reſp . 36 und 52 kr. nicht beſtanden werden .

Nachricht hievon der Fürſtl . Fürſtenbergiſchen Domanial⸗Kanzlei in Donaueſchingen .
Karlsruhe , den 22 . Dec . 1829 .

Nr . 376 . Betr . das Verfahren bei Erblehen⸗Verpfändungen .
Man ſieht ſich zu folgenden Beſtimmungen veranlaßt :
1 ) Ein jedes Lehenverpfändungs⸗Geſuch muß den Betrag der Kapital⸗Aufnahme oder Verſiche⸗

rung enthalten .

2 ) Sind die Pfandobjekte , welche in doppeltem oder bei Häuſern allenfalls im dreifachen Schatzungs⸗Werthe zur Sicherheit unterſtellt werden wollen „ unter Beifügung ihrer ortsgerichtlichen Schatzung na⸗
mentlich zu verzeichnen .

3 ) Iſt der geſammte Vermögensſtand des Bittſtellers ſumariſch zu bemerken , uud ebenſo anzugeben ,
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wie viel verhypothezirte Schulden hierauf haften ; auch ob und für wie viel ſchon Verpfaͤndungs⸗Con⸗
ſenſe auf das herrſchaftliche Erb⸗ oder Schupflehen ertheilt worden ſeien .

4 Darf der Totalbetrag der mit herrſchaftlichen Lehengrundſtücken zu verpfändenden Kapitalſchulden
im Verhältniſſe des geſammten Schuldenſtandes zum Vermögen , künftig nie zwei Drittheile des orts⸗

gerichtlichen Schatzungswerthes des ganzen Lehens überſteigen .

5 ) Sind die herrſchaftlichen Lehenhäuſer und ſonſtigen Gebäulichkeiten zur beſſern Erhaltung des

Lehennerus , wo immer möglich von Pfandlaſten frei zu ſtellen , und dabei Sorge zu tragen , daß nach
Verhältniß der Qualität der Lehengrundſtücke in ihrem wahren oder Kaufswerthe ſolche von jeder Gat⸗

tung in der Art zum Unterpfand gegeben werden , daß zuletzt dem Lehenmanne nicht lauter ſchlechte Grund⸗

ſtücke pfandfrei verbleiben , und er im Falle eines nothgedrungenen Verkaufes der Pfandobfekte mit jenen
ſein Hausweſen nicht mehr fortführen könnte .

6 ) Solle nach der üblichen Obſervanz immerhin ein Verpfändungs⸗Conſens nur auf 10 oder 15

Jahre begutachtet , und den Lehenleuten erklärt werden , daß nach Umfluß dieſer Zeitfriſt ohne weitere

nachgeſuchte Verlängerung der gegebene Conſens von ſelbſt erliſcht , und die Pfandobjekte von ihrer
Pfandlaſt von ſelbſt wieder befreit werden .

7 ) Ebenſo haben die zu verpfändenden Grundſtücke oder Gebäulichkeiten fortan ſelbſt im Veräuße⸗
rungsfalle ihre ganze gleiche Lehenqualität und unverſtückelte Integrität beizuhalten .

8 ) Seie insbeſondere genau darauf zu achten , daß das aufzunehmende Capital für den jedesmal
anzugebenden Zweck gehörig verwendet , und nicht unnöthiger Weiſe blos zur Schuldenhäufung ausge⸗

geben — ſofort , wann ältere oder aufgekündete Capitalſchulden damit getilgt werden ſollen , ſich hier⸗
über , wie dieſes geſchehen , zum Rentamte urkundlich ausgewieſen werde .

9 ) Nach der vorſtehenden Anordnung verſteht ſich von ſelbſt , daß wenn ein Bittſteller nicht mehr
ſo viele freie und eigenthümliche Liegenſchaften beſitze , um nach dem obbeſtimmten Verhältniſſe hieraus
eine Obligation ſtellen zu können , er daher einzig noch auf das herrſchaftliche Lehen greifen will , die

Vorſicht des Rentamts bei einem ſolchen Conſens - Geſuche um ſo nothwendiger werde , als nach aus⸗

führlich einzuberichtenden Umſtänden ein Verpfändungs⸗Conſens dann gar nicht mehr , oder aber der⸗

ſelbe nur unter ganz beſondern Bedingungen mit der erforderlichen Beſchränkung noch ertheilt wer⸗
den kann .

Den 20 . Merz 1829 .

Nr . 231 . Betr . die Beſetzung der Kaminkehrerdienſte .

Erlaß großh . Miniſteriums des Innern v. 12 . Jänner d. J . Nr . 343 an das großh .
Seekreis⸗Directorium , und die dieſſeitige Stelle des Inhalts :

So lange die Kaminfegerdienſte in den Amtsbezirken nicht als Gemeindepolizeidienſte erklärt werden ,
was bis jetzt noch nicht geſchehen , kann der Fürſtl . Fürſtenb . Standesherrſchaft das Recht zur Beſetzung
dieſer Stellen in den ſtandesherrlichen Aemtern , welches ihr durch §. 40 des höchſten Ediktes vom 12 .

Dec . 1823 ( Reggsbltt . Nr . 1 von 1824 ) zugeſichert wird , nicht entzogen werden , wornach der vorlie —

gende und ähnliche Fälle zu erledigen ſind .

Beſchluß :

Nachricht von dieſem Miniſterialerlaße ſämmtl . Rentämtern unter großh . bad , Hoheit zur Wiſſenſchaft ,
Donaueſchingen , den 28 . Jänner 1830 .

Fürſtlich Fürſtenbergiſche Domainen⸗Kanzlei .
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Nr . 2311 . Betr . die Ablöſung von Paſſivgülten und andern ſtändigen
Laſten .

Man ſieht ſich veranlaßt , folgende Normen zur künftigen Beobachtung aufzuſtellen :
Es bleibt ſtets eine der wichtigſten Pflichten der Fürſtl . Domainenkanzlei , das Fürſtl . Fideikommiß⸗

gut von allen ſtändigen Laſten , ſo viel möglich zu befreien , indem dadurch die Adminiſtration erleichtert ,
Prozeſſen vorgebeugt , und die koſtbare Eigenſchaft eines unbeſchwerten Eigenthums erlangt wird . Von

dieſer Baſis ausgehend , muß daher die Auslöſung der Paſſivgülten , inſoweit dies in der Willkür des

Gültpflichtigen ſteht , als Regel angenommen werden , die nur dann eine Ausnahme geſtattet , wenn das

Fürſtliche Aerarium durch eine Gültablöſung einen weſentlichen Schaden erleiden ſollte , inſofern nämlich
die Auslöſungsſumme weit über dem Kapitalwerth der Gült ſteht . Es muß daher jede beabſichteteGült⸗
Ausloſung genan geprüft werden , ob ſie Vor⸗ oder Nachtheil gewähre , und es kann der allgemeine
Grundſatz erſt alsdann in Anwendung kommen , wann der erſte ſich darſtellt . Die Fürſtliche Domainen⸗

Kanzlei entſcheidet über die Frage , ob eine Paſſiogült ausgelöst werden ſolle oder nicht ; im letzteu Falle
müſſen beſondere Verhätniſſe obwalten . Sollte der Schaden nicht gar zu bedeutend ſich herausſtellen ,
ſo wird man ſich ein kleines Opfer , um zum Beſitze eines freien unbelaſteten Eigenthums zu gelangen ,
um ſo eher gefallen laſſen müſſen , als die Koſten , welche mit der Ablieferung der Gülten verbunden

ſind , ſowie die Schwanung der Früchte auf den herrſchaftlichen Kaſten bis zur Lieferungszeit wohl jenes
Opfer wieder ausgleichen werden , und den wahren Werth der Paſſivgültablöſungen erſt die Zukunft
bemeſſen kann .

Zins⸗ und Gültentrichtungen , welche einen Beſtandtheil von Pfründen und Kirchenfabriken aus⸗

machen , ſind ohne Bedenken auszulöſen , indem die Dotirung der erſten nicht aus dem Patronatrechte
fließt , und die letzten ihre an die Fürſtliche Standesherrſchaft zu entrichten ſchuldigen Gülten ebenfalls
ablöſen . — Nur diejenigen Gülten ſind und ſollen unablösbar bleiben , welche zu Stiftungen des Fürſtl .
Hauſes gehören , oder zu jenen , die auf eine rechtsverbindliche Art an daſſelbe gekommen ſind . Ihre
Auslöſung ſteht dem Sinne der Fürſtl . Hauspakten entgegen , und nur ihre Fortentrichtung iſt Bürge ,
daß der Wille der Stifter auch der Zukunft ehrwürdig bleibt , und die Stiftungen in ihrer Reinheit er⸗
halten werden .

Vom 20 . Juli 1830 .

Nr . 2424 . Betr . den Bezug der Nachſteuer .

Erlaß des großh . Seekreis⸗Direetoriums vom 16 . d. M. Nr . 11,734 , wornach unter Bezug auf
eine großh . Staats⸗Miniſterial⸗Entſchließung vom 17 . v. Mts . Nr . 875 anher eröffnet wird , daß , da
den Standes⸗ und Grundherren die Erhebung der Nachſteuer von den — nach den nordamerikaniſchen
Freiſtaaten auswandernden großh . Unterthanen durch die bisher erſchienenen Verordnungen nicht entzogen
worden , der Erhebung derſelben kein Hinderniß in den Wegzu legen ſei .

Beſchluß :
Nachricht hievon ſämmtlichen Fürſtl . Rentämtern .

Vom 30 . Juli 1830 .

Fürſtlich Fürſtenbergiſche Domainen - Kanzlei .
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Nr . 2479 . Betr . die aus Hofgütern mit eigenen Gemarkungen zu
leiſtenden Beiträge an Gemeinden , denen die Güter in polizeilicher Hinſicht

zugetheilt ſind .

Den Fürſtlichen Verwaltungen wird eine Abſchrift des Miniſterial⸗Beſchluſſes vom 2. Juli 1830
mit dem Auftrage mitgetheilt , in vorkommenden Fallen von den darin gegebenen Vorſchriften geeignete
Anwendung zu machen .

ö Vom 6. Auguſt 1830 .

Fürſtlich Fürſtenbergiſche Domainen⸗Kanzlei .

Miniſterium des Innern .
Nr . 6111 . Betr . die Beitragspflichtigkeit der Fürſtlich Fürſtenbergiſchen
Pächter zu Weiler zu den außergewöhnlichen Bedürfniſſen der Gemeinde

Dittishauſen .

Auf den Bericht des Seekreis⸗Directoriums vom 11 . v. Mts . Nr . 9666 wird die dieſſeitige unterm
2. Mai 1823 Nr . 5676 ergangene Entſchließung , wornach die Beſitzer der Höfe Weiler und Kirnberg
zu den außerordentlichen Gemeindsbedürfniſſen beizutragen ſchuldig ſein ſollen „ dahin erläutert : daß die⸗
ſelben , da dieſe Höfe eine eigene ſelbſtſtändige Gemarkung bilden , und nur in polizeilicher Hinſicht der
Gemeinde Dittishauſen einverleibt ſind , nur zu jenen außergewöhnlichen Koſten für die Vergangenheit
ſowohl , als auch für die Zukunft beizutragen ſchuldig ſein ſollen , als ſie von den polizeilichen und admini⸗
ſtrativen Inſtitutionen dieſer Gemeinde Nutzen ziehen . Eine beſtimmte Norm , welches Steuerkapital
beigezogen werden ſoll , läßt ſich nicht geben , ſondern man kann im Allgemeinen blos beſtimmen , daß
zu dieſen Anſtalten nach dem Verhältniß des geſetzlichen oder üblichen Steuerfußes beigetragen werden
ſoll , denn ſo haben beiſpielweiſe die Theilnehmer an den Löſchanſtalten zu derlei Anſchaffungen nach
dem Häuſerſteuerkapital , die einem Kirchſpiel angehörende in Ermanglung eines beſondern Baupflichtigenbei Kirchen⸗ und Schulbauten nach dem Geſammtſteuerkapital , zur Schullehrers⸗Beſoldung das her⸗
kömmliche Schulgeld entweder nach Anzahl der Familienhäupter oder der Köpfe der die Schule beſuchen⸗
den Kinder beizutragen . Zur Beſoldung des Ortsvorſtehers , der Hebammen zu den öffentlichen Ver⸗
kündigungsblättern iſt nur das Gewerbsſteuerkapital dieſer Hofbeſitzer beizuziehen , welche Beiträge all⸗
jährlich auf dem Wege der Abrechnung von denſelben zu erheben , ſie aber von allen übrigen Gemeinds⸗
laſten zu befreien ſind .

Das Kreisdirectorium hat daher die Fürſtlich Fürſtenbergiſche Domainen⸗Kanzlei von dieſer Ent⸗
ſchließung in Kenntniß zu ſetzen , und das Weitere zu dem Vollzug anzuordnen .

Karlsruhe , den 2. Juli 1830 .

Nr . 4032 . Betr . den Wildſtand .
Wir Karl Egon ꝛc. ꝛc. geben Unſerm Oberjaägermeiſteramte ſomit in Gnaden zu ver⸗

nehmen , daß Wir zufolge der landesherrlichen Verordnung vom 28 . Oktober d. J . , verkündet im
großh . Rggsbltt . Nr . 14 , Uns bewogen gefunden haben , im Einklang mit Unſern längſt aufgeſtellten
Grundſätzen zu verordnen , daß Unſere Jagdperſonale ſpeciell und perſönlich dafür verantwortlich ge⸗
macht werden ſoll , ſorgfältig zu wachen , „ daß der Wildſtand nirgends übermäßig und bis zu einem der
Landwirthſchaft nachtheiligen Grade anwachſe . “

3



2

Unſer Oberjägermeiſteramt erhält daher den Auftrag , an das ihm untergebene Perſonale die nöthi⸗

gen Befehle ergehen zu laſſen , und die Förſter und ihre Gehülfen insbeſondere zu verpflichten , bei ihren

berichtlichen Angaben des Wildſtandes die ſtrengſte Gewiſſenhaftigkeit zu beobachten , und bei empfindlicher

Ahndung den wahren Beſtand niemals zu verhehlen oder zu entſtellen.

Wir haben zwar bei den jährlichen Herbſtjiagden noch niemals Gelegenheit gefunden , einen über⸗

mäßigen Wildſtand wahrzunehmen .

Gleichwohl halten Wir Uns verpflichtet , in Erwägung der eingetretenen Zeitumſtände Unſere Wach⸗

ſamkeit zu verdoppeln , daß die Gränzen des rechten , den bezüglichen Rückſichten entſprechenden Maaßes

nicht überſchritten , und gegründete Klagen wegen zu großen Wildſtandes verhütet werden .

Sollte zu letztern etwa da oder dort gegen Unſern Willen mehr oder weniger Stoff vorhanden ſein

ſo wird Unſer Oberjägermeiſteramt auf die erſte Kunde davon ſich beeilen , die erforderliche Abhülfe 55

Zögern zu verſchaffen .

Es verſteht ſich jedoch von ſelbſt , daß bloße Wildſchadensklagen von den Klagen gegen allzu großen

Wildſtand genau zu unterſcheiden ſind . — Die erſtern können , — ſoweit ſie auf einzelne Grundſtücke

ſich beſchränken , — ſelbſt bei einem geringen Wildſtande zuweilen mit Grund erhoben werden , und nie⸗

mals werden Wir daher geneigt ſein , ſchon von der bloßen Thatſache einer Wildſchadensklage auf eine

unbeſcheidene , oder wohl gar böswillige Denkart des klagenden Theiles zu ſchließen.

Es iſt Unſere aufrichtige Abſicht , keine wahrhafte Beſchädigung des Landmannes , welche durch Wild

ihm zugefügt worden , unvergütet zu laſſen , und Wir hoffen Uns nicht zu täuſchen , indem Wir anneh⸗

men , daßß Niemand Uns für fahig holten könne , auf Koſten der Wohlfahrt des Landmannes dem Jugd⸗

Vergnügen obzuliegen .

Darum entſpricht es aber auch Unſerm innigſten Wunſche , daß derlei Angelegenheiten mit ver⸗

trauungsvoller Offenheit behandelt , — jeder Art von Leidenſchaft alle Einwirkung gänzlich verſagt , —

am allerwenigſten aber hinter Unſerm Rücken ſtille oder laute Klagen geführt , ſondern Wünſche , Bitten
und Beſchwerden mit vollkommener Unbefangenheit , aber auch mit beſcheidenem Anſtande Uns rückhaltlos

möchten vorgetragen werden .

Das Oberjägermeiſteramt wird beauftragt , dieſe Unſere Entſchließung in Vollzug zu ſetzen .

Donaueſchingen , den 8. December 1830 .

Karl Egon .

Nr 91 . Betr . die Aufbewahrung und Ordnung der Rechnungen bei der

Fürſtlichen Reviſion .

Zur Beiſeitigung des erſchwerenden und zeitraubenden Nachſuchens der Rechnungen und ihrer Bei⸗

lagen wird das Reviſionsperſonal angewieſen , die zum Zwecke eines ungehinderten Geſchaftsganges ſo

weſentliche Ordnung insbeſondere dadurch aufrecht zu erhalten , daß jedesmal nach gemachtem Gebrauch

die Rechnungen oder Beilagen ohne Verzug wieder an ihren angewieſenen Platz zurückgebracht

werden .

Vom 11 . Jenner 1831 .
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Nr . 2u64 . Betr . das Forſtrechnungsweſen , hier die Stellung der Wildpret⸗
und Schußgeldsrechnungen , ſo wie das Verhältniß der Forſteien zu

den Rentämtern in Rechnungsfachen .
Dem Fürſtlichen Oberjägermeiſteramt wird zum Wiſſen und Benehmen anmit eröffnet , daß
1 ) Die Wildpret⸗ und Schußgeldrechnung nach dem anliegenden Formular von den Revierfor⸗ſteien geſtellt werden müſſe ;

2 ) Dieſe Rechnung immer den Zeitraum eines Vierteljahres zu umfaſſen habe ; daß
3 ) Dieſelbe bis zum 5. des erſten Monats im nächſtfolgenden Quartal an das Fürſtliche Ober⸗

jägermeiſteramte einzuſenden , und von demſelben bis zum 10 . deſſelben Monats —
4 ) Mit den Empfangsbeſcheinigungen über die Wildpret⸗ , Wildhaͤute⸗ und Bälgelieferungen zurFürſtlichen Wildpretmetzig und Fürſtlichen Hofhaltung , — und den weiters erforderlichen Beilagen andas betreffende Rentamt eingeliefert werden müſſe .

Daß ꝛc. ꝛc. ꝛc.

7 ) Die Revierförſter verbunden ſeien , das Raubzeug bei Uebergabe der vierten und letzten viertel⸗
jährigen Wildpret⸗ und Schußgeldrechnung der unmittelbar vorgeſetzten Jagdbehörde vorzuzählen , von
welcher das darüber vorzulegende Schußgeldverzeichniß zu atteſtiren iſt , und daß endlich

8 ) Die Revierförſter in allen auf das Forſt⸗ reſp . Jagd⸗Rechnungsweſen ſich beziehenden Gegen⸗ſtänden den Fürſtl . Rentäumtern untergeordnet ſein ſollen .
Mute , H , ele, ld .

Rentamt U. U.
Jagdrevier U. U.

Wildpret⸗ und Schuſigeldrechnung

für das

Quartal 18 .

5 2 Wildpret - Erlös .Schußgeld . Stütk - Batum. Nortrag .
Zahl.

Im Ganzen .
fl . [ kr.

Pfd . ffl. kr. [fl. kr.

3 *
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Nr . 2637 . Die Berechnung und Zahlung des Schußgeldes .

Dem Fürſtl . Oberjägermeiſteramte wird auf ſeinen Bericht vom 27 . v. Mts . erwiedert , daß das

Schußgeld von den Fuchs⸗ , Fiſchotter⸗ / Wildkuder⸗ ꝛc. Bälgen in der auf dem rückfolgenden For⸗

mular bemerkten Art berechnet , und dieſes ſowohl als jenes von dem Raubzeug von den Fürſtl . Rent⸗

ämtern , reſp . Forſtverrechnungen an die Förſter ausbezahlt werden müſſe .

In Rückſicht des Letzteren iſt insbeſondere angeordnet , daß das Raubzeug am Schluſſe des Rech⸗

nungsjahres der den Revierförſtern unmittelbar vorgeſetzten Jagdbehörde vorgezählt , und von dieſer der

hierüber zu fertigende Schußgeldkonto verifieirt werden ſolle , worauf ſodann die Zahlung von gevachten

Verrechnungen geleiſtet wird .
Den 5. Auguſt 1831 .

Nr . 2380 . Betr . die Einführung des neuen Maßes und Gewichtes .

Den Fürſtl . Rentämtern wird in Folge höchſter Entſchließung Serenissimi vom 2. v. Mts . aufge⸗

tragen , künftig nicht nur in den Rechnungen , ſondern auch in den Lehenbriefen , Bereinen und in

allen einer Erneuerung unterliegenden Verträgen / worin Maß⸗ und Gewichtsbeſtimmungen vorkommen ,

der Bezeichnung nach dem alten Fuße zugleich die Reduction nach dem neuen geſetzlichen beizufügen .

Den 9. Auguſt 1831 .

Nr . 3292 . Betr . die Poſtporto⸗Erſparniß .

Theils durch die Gröͤße der bisherigen Ausgabe für Portogebühren , theils aber auch durch den in

gegenwäͤrtiger Zeit im Dienſte immer wachſenden ſchriftlichen Verkehr ; und endlich durch die bei dem Poſt⸗

wagentarif erſt kürzlich eingetretene anſehnliche Herabſetzung der Anſätze bewogen , — wird hiemit ange⸗

ordnet , daß ſammtliche Fürſtliche Stellen bei Ueberſendung von Briefſchaften ſowohl an die vorgeſetzten

Behöoͤrden, als bei Kommunikation unter ſich ſelbſt , — ſoviel es die Umſtände , und insbeſondere das tarif⸗

mäßige Gewicht erlauben , ſich des Poſtwagens zu bevienen haben , namentlich ſind , ſofern nicht die

Dringlichkeit des Gegenſtandes oder der Mangel des erforderlichen Gewichts eine Abſendung durch die

Vriefpoſt nothwendig machen , mehrere Berichte von einer und derſelben Stelle unter einen Umſchlag zu

bringen , und auf dieſe Art zur Verſendung durch den Poſtwagen einzurichten .

Vom 23 . Sept . 1831 .

Nr . 10uuA . Betr . die Erwerbung von Liegenſchaften .

Zu Folge höchſter Entſchließung Serenissim vom 12 . d. Mts . werden die gedachten Fürſtl . Rent⸗

ämter und Oberforſtämter angewieſen , ihre Bemühungen zu verdoppeln , um gelegene nutzbare Güter

oder einzelne Grundſtücke , welche mit einem herrſchaftlichen Gute ſich arrondiren , zu acquiriren , und zu

vieſem Zwecke jeden Anlaß , z. B . Ganten ꝛc. wahrzunehmen .

Man ſetzt hiebei voraus , es werde bei Aequiſitionen iu Ganten , wo die vieſſeitige Genehmigung
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nicht vorbehalten werden könne , die größte Umſicht angewendet , und jeder vor ſich gehende Kauf ge

nügend gerechtfertigt werden könne.
Den 19 . Nov . 1831 .

Nr . 1224 . Betr . die Regiſtratur⸗Ordnung bei der Fürſtl . Rechnungs⸗

Reviſion insbeſondere die Ausſtellung von Legſcheinen .

Da es bei allen geordneten Regiſtraturen unerläßliche Regel iſt , daß kein einzelner Beſtandtheil

denſelben entrückt werde , ohne daß die erforderlichen Ausweiſe von den , die Regiſtratur zu benutzen be⸗

fugten , Perſonen erhoben , und die Stelle der abgehenden Akten bis zu ihrer Rückgabe hiemit ausge⸗

füllt werde , ſo wird die Fürſtl . Reviſion angewieſen , in Hinkunft auch aus der , derſelben eigends unter⸗

ſtehenden Regiſtratur weder Akten noch Rechnungen oder Beilagen an wen immer abzugeben , ohne

daß die Abgabe durch einen Legſchein von dem Empfänger gedeckt, und dieſelbe ſowohl , als die Rück⸗

gabe in einem beſonders zu führenden Buche vorgemerkt werde .

Die Fürſtl . Reviſion wird für die genaue Befolgung dieſer Anordnung verantwortlich gemacht .

Den 2. Dec . 1831 .

Betr . die Abſchließung und Ausfertigung von Verträgen .

Auszug aus der an Fürſtl . Domainenkanzlei ergangenen höchſten Entſchließung

Sr . Durchlaucht v. 13 . Januar 1832 Nr . 87 .

„ Es ſollen künftig keine durch das Geſetz ſchon gegebene noch mit demſelben im Widerſpruch ſtehende

Beſtimmungen in die Verträge aufgenommen — und ſollen dieſelben überhaupt in formell⸗ und ma⸗

teriellrechtlicher Beziehung ſo vollſtändig abgefaßt werden , daß ſie nachher zu keinen Uneinigkeiten und

Prozeſſen Anlaß geben können . “

Nr . 1998 . Betr . die Ertheilung einer Inſtruktion an den Material⸗

Verrechner dahier .

Die entworfene Inſtruktion wird hiemit genehmigt , und mit den dazu gehörigen Formularien zum

Vollzug hinaus gegeben .
Vom 18 . Mai 1832 .

Nr . 3199 . Betr . die Beiträge zn Gemeindebedürfniſſen .

Hinſichtlich der Prüfung der Voranſchläge haben ſich die Verwaltungen leviglich an die Beſtim⸗

mungen der neuen Gemeinde⸗Ordnung , wodurch die dießfälligen Beſtimmungen des Edikts von 1823

außer Kraft geſetzt ſind , zu halten , hiernach den Berathungen dieſer Voranſchlaͤge jevesmal



beizuwohnen , dieſelben ſonach insbeſondere hinſichtlich der Nothwendigkeit und Zweckmäßigkeit der inAntrag und Anſatz kommenden Ausgaben und der Beitragspflicht FürſtlicherStandesherrſchaft zu deneinzelnen Rubriken genau zu prüfen , und mit den etwa nöthig findenden Bemerkungen anher vorzulegen .Dabei wird vorläufig bemerkt , daß vor ſtattgefundener Kriegskoſten⸗Ausgleichung von dem Beizug derFürſtl . Standesherrſchaft zur Verzinſung der angeblichen Kriegsſchulden einer Gemeinde keine Redeſein kann .

Zum Behufe einer genauen und dem Intereſſe entſprechenden Prüfung der Voranſchläge und zumGebrauch in andern vorkommenden Fällen ermächtigt man die Fürſtl . Rentämter zur Anſchaffung derErläuterungen zu der neuen Gemeinde - Ordnung und der ihr zu Grund liegenden ſtändiſchen Verhand⸗lung in der Erwartung , dieſelben werden es ſich angelegen ſein laſſen , ſich mit ſolchen gehörig bekanntzu machen .

Den 28 . Auguſt 1832 .

Nr . 4079 . Betr . die Beſchleunigung der Berichterſtattungen in Pro⸗
zeßſachen .

In der neuen Prozeßordnung ſind durch alle Inſtanzen die jeweiligen Ein⸗ und Ausführungsſyſtemeſo kurz beſtimmt , daß dieſelben nur mittelſt ſchnellſter Beſorgung der betreffenden Streitgegenſtände innegehalten werden können . Da hiezu vorzüglich die ſchleunige Berichterſtattung auf etwa geſchehene Auf⸗forderung , oder auf erlaſſene amtliche Beſcheide erforderlich iſt , ſo wird verfügt :
1 ) Ueber alle ſich ergebenden , die Fürſtl . Standesherrſchaft berührenden Prozeßgegenſtände iſt ſo⸗gleich bei Gefahr , daß der durch eine erweisliche Verzögerung entſtehende Schaden dem Fürſtl . Rent “amte⸗zum Erſatze zugeſchieden werde , — anher ausführlicher Bericht zu erſtatten , und ſind dieſem Be⸗richte alle Beweisurkunden entweder im Originale , oder in Abſchriften anzuſchließen .

2 ) Die Ausſtände ſind mit allem Fleiße beizutreiben , um die Vortheile der Verordnung vom 13 .Dec . 1827 , welche den ſtandes⸗ und grundherrlichen Beamten geſtattet , die Domanial⸗ und Grundherrlich⸗keitsgefälle exekutoriſch zu betreiben , nicht zu verlieren , und nicht etwa durch eine Einſprache des Schul⸗denweſens nach §. 973 der neuen Prozeßordnung ſich an den Richter wenden zu müſſen .
3 ) Um die Beweiſe an der Hand zu haben , iſt die angelegentlichſte Sorge zu tragen , in möglichſterBälde dem ſchon früher ergangenen Auftrage wegen Vornahme und Beendigung der Bereine nachzu⸗kommen , und die jeweiligen Berpachtungs⸗Protokolle nicht nur deutlich und beſtimmt zu faſſen , ſondernauch bei Verpachtungen von größerer Wichtigkeit und längerer Dauer die Pachtverhandlung unter Bei⸗zug von zwei Mitgliedern des Gemeinderathes vorzunehmen , dieſelbe von dieſen als Urkundsperſonenmit unterzeichnen und das Gemeindeinſiegel beidrucken zu laſſen .
Bei Verpachtungen an Gemeinden oder bei ſonſtigen Verträgen mit denſelben iſt die Urkunde vom

ganzen Gemeinderath und dem Bürgerausſchuſſe zu unterzeichnen , — es ſei denn , daß Einer oderMehrere derſelben eine von allen andern unterzeichnete , gehörig ausgeſtellte Vollmacht vorlegte , welchemit Vorſicht zu prüfen , und der Verhandlung anzuſchließen iſt .
40 Das Fürſtl . Rentamt wird insbeſondere hinſichtlich der amtlichen Verhandlungen auf die §9 . 673,702 , 720 und 726 der neuen Prozeßordnung aufmerkſam gemacht , und hat nach H. 217 ſeine Klagen

— ————— —— — — — —⅛ —
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ſchrifilich beim Unterrichter anzubringen , und durch Vorlage der Beweisurkunden den Einreden alſobald

zu begegnen .
Den 5. Sept . 1832 .

Nr . 3088 . Betr . das Benehmen der Rentämter bei Bürgerannahmen

der Ausländer im Großherzthum Baden .

Nach F. 15 des Geſetzes über die Rechte der Gemeindsbürger und Erwerbung des Bürgerrechtes

ſind auch die Standes⸗ und Grundherrn über die Bürgerannahmen in ſtandes⸗ und grundherrlichen Or⸗

ten zu hören . — Der Standes⸗ oder Grundherr hat hiebei ganz das nämliche Intereſſe , wie die Ge⸗

meinden , da derſelbe zu den Bedürfniſſen der letztern beizutragen , — mithin gleich jenen , — darauf zu

ſehen hat , daß ſolche nicht zur Ungebühr vermehrt , und die zu deren Deckung erforderlichen Umlagen

geſteigert werden .

Zur Abwendung deſſen iſt nun auch unter Anderm nöthig , zu verhindern , daß vermögensloſe oder

wegen Mangel eines ſie ernährenden Erwerbszweiges , oder in anderer Hinſicht dem Gemeindsintereſſe

Gefahr und Nachtheil drohende Individuen in die Gemeinden bürgerlich aufgenommen werden , weil zu

beſorgen iſt , daß die Unterhaltung ſolcher Leute und ihrer Familien über kurz oder lang — der betref⸗

fenden Gemeinde , — folglich auch theilweiſe dem Standes⸗oder Grundherrn , der zum Gemeindsauf⸗

wande beitragspflichtig iſt , — zur Laſt falle .

Hiernach hat das Rentamt bei ihm zukommenden Bürgerannahmsgeſuchen zuvörderſt zu prüfen , und

zu unterſuchen , ob derjenige , welcher bürgerlich in die ſtandesherrliche Gemeinde aufgenommen werden

will , — die zur Aufnahme erforderlichen , und in dem allegirten Geſetze ſpeziell bezeichneten Eigenſchaften

und insbeſondere das geſetzliche Vermögen beſitzt , und je nach dem Reſultate dieſer Unterſtützung ent⸗

weder gegen die bürgerliche Annahme unter Entwicklung der Gründe , welche nach Rentamtsanſicht gegen

ſolche ſprechen , zu proteſtiren oder zu erklären , daß gegen das Annahmsgeſuch ſtandesherrlicher Seits

nichts eingewendet werde .

Zu dieſem Behufe hat das Rentamt , — wenn vorerſt die betreffende Gemeinde ihre dienſtfällige

Erklärung abgegeben hat , ſich die Einſicht der Amtsakten zu erbitten , und in zweifelhaften Fällen unter

Vorlage derſelben , — höhere Verhaltungsbefehle dahier einzuholen .

Damit aber das Rentamt von ſolchen bürgerlichen Annahmsfaͤllen immer ſichere Kenntniß erhalte ,

hat daſſelbe das Bezirksamt zu erſuchen , die Ortsvorſtände ſeines Bezirkes auf den §. 15 des Geſetzes

über die Rechte der Gemeindsbürger ſpeciell aufmerkſam machen , und zur Nachachtung anhalten zu

wollen .

Den 12 . Okt . 1832 .

Nr . 5029 . Betr . die Poſtporto⸗Erſparniſſe .

Die Fürſtlichen Verrechnungen werden angewieſen , ihre monatlichen Anzeigen über die Geld⸗ und

Naturalvorräthe , ſo wie über die forſteilichen Geldvorräthe in einem verſiegelten Paquete an die Fürſtl .

Reviſion durch den erſten im folgenden Monate abgehenden Poſtwagen abgehen zu laſſen , und im Falle



26 —

das Packet nicht 8 Loth wägen ſollte , es mit 36 oder 48 kr. Werth zu deklariren , aber keinen Poſt⸗ſchein zu beziehen .

Liegen zu gleicher Zeit Berichte an die Fürſtl . Domainen⸗Kanzlei vor , ſo ſind ſie dieſen beſonders
beizupacken .

Mit dem angezeigten Geldwerthe ſind ſerner alle nicht preſſanten Berichte und Vorlagen an dies⸗
ſeitige Stelle zu bezeichnen , welche das tarifmäßige Poſtwagengewicht nicht haben.Den 13 . Nov . 1832 .

Nr . 5097 . Betr . die Gültablöſung .
Es iſt der Grundſatz feſtzuhalten , daß die Zinſe und Gülten , deren Ablöſung nicht auf die Verfallzeit

angemeldet wird , für dasjenige Jahr nochmals bezogen werden , in deſſen Lauf dieſe Anmeldung erfolgt .Vom 13 . Nov . 1832 .

Nr . 5813 . Betr . die Ertheilung der Rechnungsbeſcheide .
Man ſieht ſich zu folgenden Beſtimmungen veranlaßt :
1 ) Die Reeeßbeſcheide ſollen in Zukunft von der Reviſionsſtelle entworfen werden .
2 ) Der Entwurf ſoll in der Regel demjenigen Revidenten übertragen werden , welcher die betref⸗fende Rechnung geprüft hat .
3 ) Die Entwürfe müſſen innerhalb der in

zu ihrer Würdigung erforderlichen Bele

vorgelegt werden .

4 ) Der Reſpicient im Rechnungsfache hat hierauf den übergebenen Entwurf durchzuſehen und mitden nöthigen Bemerkungen und Erläuterungen bei der Domainen⸗Kanzlei zur Schlußfaſſung in Vortragzu bringen . In Hinſicht auf das Geſchäft ſelbſt wird von den Revidenten erwartet , daß ſie ſich in
denjenigen Schranken halten werden , welche durch die Dienſtpflicht und die Forderungen der Gerechtigkeitgegeben ſind , damit der Reſpicient nicht mit unnöthigem Zeitverluſt in den Fall komme , die Entwürfeentweder umzuarbeiten , oder zur Verbeſſerung zurückzugeben , als wofür der Reviſions⸗Vorſtand insbe⸗
ſondere verantwortlich gemacht wird .

Den 18 . Dec . 1832 .

jedem einzelnen Falle zu beſtimmenden Friſt mit allen
gen und Akten der Domainen⸗Kanzlei mit Begleitungsbericht

16 .
Nr . 186 . Betr . die Bewirthſchaftung der Revier Unterhölzer und die

Regulirung des Wildſtandes .
JAuszug aus der höchſten Entſchließung Sr . Durchlaucht v. 8 Dec . 1832 .

Es iſt Unſer Wille , daß die Waldungen des Unterhölzer Forſtreviers vor Zerſtörung geſchüzt unddie nöthigen Maßregeln in Anſehung des Wildes im Thiergarten ſowohl , als außerhalb deſſelben er⸗griffen werden . Sollte es der Zweck durchaus nothwendig machen , den Wildſtand außer den Gränzen
ſind Wir nicht entgegen ,

wo die Nadelholzbeſtände einen

der Thiergarten⸗Umzäunung auf einer niedrigern Stufe zu halten als ſeither , ſo
daß dort eine Verminderung , dagegen in einem andern Bezirke,
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verhaltnißmäßigen größeren Wildſtand erlauben , eine angemeſſene Vermehrung eintrete . Damit ſowohl

die Intereſſen der Forſtwirthſchaft als des Jagdweſens gehörig vertreten werden , verordnen Wir , daß

der Wildſtand durch das Oberjägermeiſteramt ſtets gemeinſchaftlich mit dem Oberforſtamte regulirt , und

daß dieſe Vorſchrift auch auf den Thiergarten erſtreckt werden ſoll , ſo weit es ſich für ' s Erſte im All⸗

gemeinen darum handelt , für die dortigen Waldungen einen Wirthſchaftsplan zu entwerfen , wodurch ſo

viel als thunlich die Rückſichten für die Forſtkultur mit jenen für das Jagdweſen vereinigt werden ; ſo⸗

dann auch , ſo weit es die Feſthaltung und den regelmäßigen Vollzug dieſes Planes im Einzelnen z. B .

die Einlegung von Waldſtrecken zu Culturen , das Oeffnen von eingefriedigten Strecken u. ſ. w. betrifft .

Wo eine Vereinigung zwiſchen dem Fürſtl . Oberjägermeiſteramte und dem Fürſtl . Forſtamte nicht zu

Stande kommt , werden Wir auf erſtatteten Vortrag Entſcheidung ertheilen .

Den 3. Januar 1833 .

Nr . 333 . Betr . die Einſendung der Bevölkerungsliſten .

Da durch einen Staats⸗Miniſterial⸗Erlaß vom 16 . Dec . 1831 für die Zukunft die Aemter nur alle

drei Jahre die Volkszählung vorzunehmen haben , ſo wird hiemit verordnet , daß künftig die Bevölkerungs⸗

liſten durch die Fürſtl . Rentämter badiſcher Hoheit nur alle drei Jahre hieher einzuſenden ſind .

Vom 22 . Jänner 1833 .

Nr . 883 . Betr . die verſpätete Uebergabe von Forderungszetteln der

Handwerker und Arbeiter bei den Fürſtl . Verrechnungen .

Durch mehrere in neuerer Zeit vorgekommene Fälle hat man ſich überzeugt , daß die verſpätete

Uebergabe der Forderungszettel von Handwerkern , Lieferanten und andern Arbeitern nicht nur die Be⸗

urtheilung ſolcher Forderungen erſchwere , ſondern auch die Ueberſicht und Ordnung in dem Finanz⸗

haushalt ſtöre . Um nun dieſe Mängel zu beſeitigen , werden die Fürſtlichen Verrechnungen hiemit

angewieſen :

1 ) Die Uebergabe der Forderungs⸗ und Verdienſtzettel entweder gleich nach Vollendung des Ge⸗

ſchäftes oder nach Umſtänden jeden Monat oder wenigſtens quartalweiſe von dem Betreffenden zu ver⸗

langen , und dieſelben in der vorgeſchriebenen Zeit zur Genehmigung vorzulegen .

2 ) Forderungszettel für Lieferungen und Arbeiten , welche erſt ſechs Monate nach geſchehener Liefe⸗

rung oder nach vollendeter Arbeit den Verrechnungen badiſcher Hoheit übergeben werden wollen , ſind

unter Bezug auf den Landrechtsſatz 2271 bei Vermeidung des Rezeßzuſchlages von den Verrechnern

nicht mehr zu honoriren , ſondern es iſt dem Gläubiger zu überlaſſen , bei dieſſeitiger Stelle die Zahlungs⸗
Anweiſung zu erwirken , welcher es vorbehalten bleibt , nach Umſtänden das Geeignete zu verfügen .

Vom 5. Febr . 1833 .

Nr . 379 . Betr . die Dienſt⸗Inſtruktion des Rechnungs⸗Reviſions⸗Perſonals .

Es wird die Inſtruktion hiemit genehmigt , und werden dem Reviſionsvorſtande die erforderlichen

Exemplare mit folgenden Weiſungen überſendet :
4

—
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1 ) Jedem ordentlichen und außerordentlichen Revidenten , ſo wie dem Reviſionsgehülfen iſt ein

Exemplar dieſer Inſtruktion einzuhändigen , und ſich der Empfang ordnungsmäßig beurkunden

zu laſſen ;

2 ) die zur Führung des Notabilienbuches erforderlichen Impreſſen ſind auf ärariſche Koſten anzu⸗
ſchaffen , und iſt dabei zugleich auf den Bedarf bei dem Domainen⸗Kanzlei⸗Sekretariate , welches unter
einem zur Führung eines ſolchen Buches angewieſen wird , Bedacht zu nehmen ;

3 ) das Notabilienbuch iſt bald möglichſt anzulegen , und iſt ſich ſowohl über deſſen Einrichtung als die

zweckdienliche Behandlung der Sache mit dem Domainen⸗Kanzlei⸗Sekretariate in ' s Vernehmen zu ſetzen .
In Hinſicht auf die Beſtimmungen der Inſtruktionen ſelbſt ſetzt man in den Reviſionsvorſtand das

Vertrauen , daß er nicht nur auf deren genauen Vollzug durch ſeine Untergebenen wachen , ſondern auch
perſönlich dieſelbe ſtets zur Richtſchnur ſeines Benehmens nehmen und auf dieſe Weiſe dem ärariſchen
Intereſſe nach Kräften dienen werde .

Nachricht hievon dem Domainen⸗Kanzlei⸗Sekretariate mit dem Anfügen , daß daſſelbe durch eine

Bemerkung der Referenten künftig darauf werde aufmerkſam gemacht werden , welche Beſchlüſſe in das

Notabilienbuch einzutragen ſeien .
Den 13 . Februar 1833 .

Nr . 113 . Betr . die Abhör der Rechnungen .

Höchſte Entſchließung Serenissimi vom 2. Jänner d. J. , wodurch Höchſtdieſelben den ausdrücklichen
Willen auszuſprechen geruhten : „ Daß die Reviſionsſtelle bei ihren Bemänglungen gegenüber den Rech⸗
nungsſtellen diejenige Sprache beobachten ſolle , die der vernünftigen Forderung eines gebildeten
Geſchäftslebens und der Ehre und Achtung des Dienſtes und der Perſon angemeſſen
iſt , welcher Höchſtdieſelben ein Amt übertragen haben , wie Höchſtſie im Gegentheil aber auch erwarten ,
daß die Verrechner die Aufgabe der Reviſion erkennend , in ihren Beantwortungen mit gleichem An⸗

ſtande ſich genau und erſchöpfend vernehmen laſſen , und mit Beſeitigung aller Perſönlichkeit nur die

Sache ſelbſt vor Augen behalten .

Beſchluß :

Sämmtlichen Verrechnungen zu reſeribiren :

Indem man dieſelben mit dem Inhalt obiger höchſten Reſolution zur genauen Nachachtung bekannt

macht , nimmt man hievon Anlaß , denſelben gleichzeitig nachfolgende Beſtimmungen über das künftige
Verfahren bei der Rechnungsabhör zum Wiſſen und Benehmen zu eröffnen :

1 ) Die von der Reviſionsſtelle vorgelegt werdenden Rechnungsausſtellungen werden den Verrechnern
ſogleich nach ihrem Einlaufe zur Beantwortung binnen der beſtimmten Friſt von vier Wochen über⸗

ſendet .

2 ) Erfolgt die Beantwortung bis zum Abfluß dieſer Friſt nicht ; ſo wird , — wenn keine Verlän⸗

gerung derſelben nachgeſucht und bewilligt worden ſein ſollte , auf die
zn-der erwähnten-Verfügauntg -auf

die -Verzögerung⸗feſtgefetzte Strafe von 10 Reichsthalern erkannt , — ſo wie

3 ) Die Beantwortung mit einem weitern unerſtrecklichen Termin von 14 Tagen unter dem Anfügen
erinnert , daß im Falle des fruchtloſen Ablaufes dieſer Friſt auf Koſten des Rechners ein eigener Com⸗

miſſär werde abgeſchickt werden . Die durch dieſe Abſendung entſtehenden Koſten ſind von dem Rechner



auch alsdann zu tragen , wenn die Beantwortung ſchon vor der Ankunft des Commiſſärs abgegangen
ſein ſollte .

Y Sind die Beantwortungen nachläßig oder oberflächlich gegeben , ſo werden je nach Umſtaͤnden
entweder Geldſtrafen von 1 bis 5 Reichsthaler von dieſſeitiger Stelle erkannt oder die unvollſtändig be⸗
antworteten Notaten mit einer weitern Friſt von drei Wochen zur Verbeſſerung bei Vermeidung der
Abſendung eines Commiſſärs ebenfalls auf Koſten des Rechners zurückgeſchickt , nnd wird im Falle wie⸗
derholter Unvollſtändigkeit der Rechner zu perſönlicher Erſcheinung und genügender Beantwortung der
Bemänglungen auf ſeine Koſten anher vorgeladen .

5 ) Im letzten Falle wird die Beantwortung in Beiſein eines Collegialrathes , des Reviſionsvor⸗
ſtandes und des Revidenten durch den Reviſionsgehülfen niedergeſchrieben .

6 ) Den Empfang des auf den Grund der Beantwortung ertheilten Rechnungsbeſcheides haben die
Rechner innerhalb 14 Tagen anher anzuzeigen , und , wenn dagegen Einwendungen vorgebracht werden
wollen , dies zugleich zu erklären .

7 ) Die gedachten Einwendungen ſind hierauf binnen weiterer Friſt von 4 Wochen bei der Domainen⸗
Kanzlei vorzutragen , welche dieſelben nach Erfund erledigt .

8 ) Findet ſich der Rechner durch dieſe Erledigung beſchwert , ſo ſteht es demſelben frei , ſich mit
beliebiger Vorſtellung an Se . hochfürſtliche Durchlaucht zu wenden ; dieſe Vorſtellung muß aber binnen
der nächſten 14 Tage eingereicht werden .

9 ) Der Rechnungobeſcheid ſelbſt iſt jedesmal der nächſtfolgenden Rechnung in Original vornen bei —
zulegen , und von dem Rechner urkundlich nachzuweiſen , ob die darin enthaltenen Verfügungen gehörigin Vollzug geſetzt wurden .

10 ) Sollten bei einer etwa ſtattfindenden Superreviſton ſich neue Anſprüche an den Rechner , oder
Verbindlichkeiten gegen denſelben ergeben , ſo werden die betreffenden Reviſionsbemerkungen auf die näm⸗
liche Art und [ Weiſe , wie jene der erſten Rechnungsprüfung , zur Erledigung gebracht . Endlich

11 ) Im Falle von dem Rechner oder deſſen Erben eine Superreviſion verlangt , und in deren Folgeder erſte Rechnungsbeſcheid beſtatiget werden ſollte , ſo ſind dieſelben zur Zahlung des Superreviſions⸗
geſchäftes nach dem Maßſtabe des hiezu erforderten Zeitaufwandes und der größern oder geringern
Schwierigkeit verbunden .

Den 16 . Februar 1833 .

Fürſtlich Fürſtenbergiſche Domainen⸗Kanzlei .

Nr . 969 . Betr . die Aufſtellung und Führung der Inventarien .
Nachdem Serenissimus durch höchſte Entſchließung vom 19 . December v. J . die Aufſtellung genauerund vollſtändiger Inventarien bei allen Verwaltungsbranchen , die richtige Verrechnung des Abganges und

die ordnungsmäßige Erneuerung und Vorlage der Inventarien auf das Strengſte zu befehlen geruhthaben , ſo ſieht man ſich verpflichtet , zum Vollzug nachſtehende Vorſchriften zu ertheilen :
1) Bei der erſtmaligen Aufnahme eines Inventars iſt der Werth eines jeden Stückes oder Artikels

von einer ſachverſtändigen Urkundsperſon auszumitteln , und von dieſer beurkunden zu laſſen .
2 ) Jeder Abgang oder Zuwachs muß ordnungsmäßig eingetragen werden .
3 ) Am Schluſſe eines jeden Rechnungsjahres ſoll nicht nur ein urkundlicher Sturz , namlich eine

Vergleichung des Inventars mit den vorhandenen Geräthſchaften , ſondern auch eine Prüfung des unter
4 *
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Nr . 1 erwähnten Anſchlages vorgenommen und eine Berechnung angeſtellt werden , um welchen Betrag

der Geſammtwerth ſich vermehrt oder vermindert hat .

4 ) Diejenigen Branchen der Zentralverwaltung , die keine eigene Verrechnung haben , ſind verbun⸗

den , die durch ſie nach den obigen Beſtimmungen zu bearbeitenden Inventarien jedes Jahr auf den 1.

Juni dem Fürſtl . Hofzahlamte einzuhändigen .

5 ) Für mangelnde Inventarsſtücke , deren Abgang durch Alter , Zerfall oder diesſeits genehmigten

Verkauf nicht dargethan werden kann , wird von dem Verrechner die Vergütung des Werthes in Anſpruch

genommen werden , ſo fern nicht das zur unmittelbaren Aufſicht verpflichtete Individuum den Erſatz zu

leiſten verbunden ſein , und der Erſtere nicht die erforderliche Sorgfalt für die Erhaltung des Objektes

angewendet haben ſollte .

6 ) Von ſelbſt verſteht es ſich , daß denjenigen , — den Fürſtl . Verrechnungen ꝛc. untergeordneten

Perſonen , deren unmittelbarer Aufſicht dieſe oder jene Gattung von Inventarſtücken unterſtellt iſt , und

die daher beſonders dafür verantwortlich ſind , ein genauer Auszug aus dem Inventar zugeſtellt , und

ein von denſelben des richtigen Empfanges wegen zu beurkundendes Duplikat zu den Akten genommen ,

ſo wie , daß denſelben mit der Uebergabe des Auszuges die Weiſung ertheilt werde , in demſelben jeden

Abgang und Zuwachs ebenfalls ohne Verzug einzutragen , auch ſich über jenen ſtets genügend auszuweiſen .

Vom 26 . Februar 1833 .

Nr . 2077 . Betr . das Verfahren beim Verkaufe von Fahrnißſtücken

insbeſondere in Beziehung auf den zu machenden Genehmigungs⸗
Vorbehalt .

Um für die Zukunft die bisher ſtattgefundene Verſchiedenheit in den Anſichten über die Fälle , in

welchen der Verrechner den Verkauf von Fahrnißgegenſtänden in Perſon vorzunehmen habe , oder dem

betreffenden Kaſtenknechte übertragen könne , und wann der Verkauf mit oder ohne Genehmigungs⸗Vor⸗

5 5 vorgeſetzten Behörde geſchehen dürfe , zu beſeitigen , ſieht man ſich veranlaßt , folgende Regeln

aufzuſtellen .

1 ) Der Verkauf von Fahrniſſen hat in der Regel im Wege öffentlicher Verſteigerung ſtattzufinden ,

vorausgeſetzt , daß nicht ſchon ein nach dem Werthsanſchlage des Objektes annehmbares Offert gemacht

worden iſt , welches bei einer Verſteigerung muthmaßlich nicht erzielt werden würde . Hierüber iſt jedoch

Bericht anher zu erſtatten .

2 ) In allen jenen Fallen , wo der dem Verkaufe zu Grunde liegende Werthsanſchlag des Objektes

die Summe von 20 fl. und darüber beträgt , oder das Objekt an dem Amtsſitze ſich befindet , iſt der⸗

ſelbe von dem Amtsvorſtande in Perſon vorzunehmen , in allen üͤbrigen Fällen aber , ſofern nicht die

Vornahme des Verkaufsgeſchäftes durch letzteren gelegenheitlich anderer Dienſtverrichtungen ſollte ge⸗

ſchehen können , durch den Kaſtenknecht oder einen andern paſſenden Fürſtl . Diener der untern Klaſſe

vornehmen zu laſſen .

3 ) Bei allen Verkäufen iſt ſtets der Ratifikationsvorbehalt zu machen , mit der jedoch jedesmal aus⸗

drücklich beizufügenden Beſtimmung , ob die Ratifikations⸗Ertheilung entweder von der Fürſtl . Domainen⸗

Kanzlei oder der Verwaltung oder endlich durch den zu dem Verkaufe abgeordneten untern Diener zu

erfolgen habe .

4) Die Ratifikation kann ertheilt werden :



—

a. Durch den Kaſtenknecht ꝛc. , wenn der Anſchlag des Objektes die Summe von 10 fl.

b. Durch den Amtsvorſtand , wenn dieſer Anſchlag den Betrag von 20 fl. nicht überſteigt ; da⸗

gegen iſt

6. bei dem Verkaufe eines Objektes von größerem Werthe die Genehmigung der Fürſtl . Domainen⸗

Kanzlei erforderlich .

5 ) Ausnahme von der unter Nr . 1 hinſichtlich der vorbehaltenen Berichtserſtattung und den unter

Nr . 4 lit . b. und c. gegebenen Beſtimmungen können indeſſen alsdann ſtattfinden , wenn das Object durch

längere Verzögerung dem Verderben oder dem Diebſtahle ausgeſetzt ſein würde ; die Gründe zur Ab⸗

weichung von der allgemeinen Regel müſſen alsdann aber auf der Verkaufs⸗Verhandlung , welche als

Rechnungsbeleg zu dienen hat , angegeben werden , ſowie die Motive der ertheilten Ratifikation in den

Fällen unter Nr . 4 a. und b. jener Verhandlung gleichfalls kurz beizuſetzen ſind . Endlich
6 ) Verſteht es ſich von ſelbſt , daß bei allen Verkäufen eine ſchriftliche — die geſchehene öffentliche

Bekanntmachung anführende — Verhandlung , welche jedoch bei minder wichtigen Objekten nur ganz

kurz ſein kann , aufgeſetzt , und in dieſelbe nicht nur jedes einzelne Anbot der Steigerer eingetragen , ſon⸗

dern ſolche auch von den Käufern mit ihren Unterſchriften verſehen werde .

Den 6. April 1833 .

Nr . 2541 . Betr . die Errichtung einer Ober⸗Forſtinſpection .

Es haben Se . hochfürſtliche Durchlaucht unterm 23 . d. Mts . zu beſchließen und zu verordnen ge⸗

ruht , daß unvorzüglich eine Forſtdirection unter dem Namen einer Fürſtl . Fürſtenbergiſchen Oberforſt⸗
Inſpektion in ' s Leben gerufen werde , deren unmittelbaren Aufſicht und Leitung die Bewirthſchaftung des

geſammten Fürſtl . Waldeigenthums in Schwaben in ihrem ganzen Umfange und mit einziger Ausſchlieſ⸗
ſung der Verrichtungen , welche dem Gebiete der Forſtjurisdietion , Forſt⸗ und Jagdpolizei angehören ,

unterſtellt werde .

Sowie die Oberforſtinſpection der Domainen⸗Kanzlei untergeordnet und von ihr durch das Organ

des Forſtreferenten zu beaufſichtigen ſei , ſo ſeien ihr alle Lokalſtellen , Lokalbeamten und Diener bei der

geſammten Forſtverwaltung in Anſehung aller derjenigen Dienſtverrichtungen unterzuordnen , welche dem

Wirkungskreis der Oberforſtinſpection angehören .
Den 27 . April 1833 .

Nr . 2657 . Betr . die Conduitliſten über Dienſtaſpiranten .

Gemäß höchſter Entſchließung vom 27 . April d. J . ſoll über den Fleiß die Verwendung und ſitt⸗

liche Aufführung all ' derjenigen , denen der Acceß bei irgend einer Verwaltungsſtelle bewilligt wird , durch

letztere alljährlich Bericht erſtattet werden , um ſo in beſtändiger Beobachtung derſelben zu bleiben . Im

Falle dieſe Berichte beſonderer Eigenſchaften oder ſonſtiger Umſtande Erwähnung thun , ſoll Anzeige

hievon ad Serenissimum gemacht werden .

Den 3. Mai 1833 .
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Nr . 2956 . Neufra . Betr . die Schäferei⸗Verwaltung daſelbſt .
Man ſieht ſich zu Erhaltung der fortlaufend nothwendigen Bekanntſchaft mit dem Gange der Ver⸗

waltung veranlaßt , dem Rentamte Neufra Folgendes aufzutragen :
1) Es iſt mit dem 1. Juni jedes Jahres und zwar für 1833 erſtmals ein Voranſchlag ( Etat ) ſaͤmmt⸗

licher in dem angetretenen Rechnungsjahre zu erwartenden Einnahmen und Ausgaben an Vieh , Natu⸗
ralien und Geld nebſt angehängter Ueberſicht über den muthmaßlichen Vermögensſtand am Schluſſe des
Rechnungsjahres , ferner ein Projekt über die in den Stallungen , auf Aeckern , Wieſen , Waiden , We⸗
gen ꝛc. vorzunehmenden Aenderungen beziehungsweiſe Verbeſſerungen und dem Voranſchlage der Koſten
einzuſenden ;

2 ) Monatlich eine ſpezielle Ueberſicht über den Zuwachs , Abgang und Beſtand der Schafe , und
3 ) Ein ſpezieller Auszug aus dem Kaſſabuche beziehungsweiſe eine Abſchrift der Einnahmen und

Ausgaben des abgewichenen Monats anher zu übergeben .
4 ) Das von dem früheren Verwalter der Schäferei angelegte Tagebuch fortzuführen , und über die

durch den Beamten getroffenen Maßregeln in Aufſtellung der Schafe , deren Vertheilung auf die Waide ,
Braken , Klaſſiftzieren , Beſtimmungen rückſichtlich des Ritts und Reſultate deſſelben , über Lämmerung ,
Wollſchur u. ſ . w. jeden Monat ein Auszug aus beſagtem Tagebuche dem Kaſſenberichte beizuſchließen .

5 ) Je nach beendigter Futter⸗ und Fruchternte Einheimſungsbericht zu erſtatten .
Dringende Fälle ausgenommen haben dagegen die einzelnen Berichtserſtattungen zu unterbleiben .

Vom 17 . Mai 1833 .

Nr . 280 . Betr . die von Serenissimo angeordnete Amtsviſitation .
Den Fürſtlichen Verrechnungen wird folgende Entſchließung Serenissimi zum Wiſſen in Abſchrift

mitgetheilt . 1

Vom 14 . Juni 1833 .

Fürſtlich Fürſtenbergiſche Domainen⸗Kanzlei .

Wir Karl Egon , Fürſt zu Fürſtenberg , ꝛc. ꝛc. geben Unſerer Domainen⸗Kanzlei in Gnaden zu
vernehmen .

Es iſt eine bei Uns ſchon längſt beſchloſſene Sache , daß nach dem Beiſpiele anderer Adminiſtratio⸗
nen auch bei Unſern Verwaltungsſtellen Amtsviſitationen eingeführt werden ſollen , welche ſich über die
ganze Amtsführung der betreffenden Beamten und Diener nach allen Richtungen auszudehnen haben.

Wir halten dieſe Maßregel nicht blos in ſolchen Fällen für nothwendig , wenn etwa ein Verdacht
wegen nachläßiger , und Unſer Intereſſe bedrohender Geſchäftsführung gegen einen Unſerer Diener ſchon
vorliegt , ſondern finden ſie auch aus dem Grunde vorzüglich zweckmäßig , weil dergleichen Amts viſitationen
Unſern Oberbeamten das beſte Mittel darbieten , ſich nach und nach die nöthige Bekanntſchaft mit den
Lokalverhältniſſen der Verwaltungsaͤmter , und die ſo weſentliche Kenntniß der perſönlichen Eigenſchaften
der untergeordneten Diener , ſo wie ihres Dienſteifers , ihrer Thätigkeit , Ordnungsliebe und Qualification
überhaupt zu verſchaffen .

Donaueſchingen , den 9. Mai 1833 .

Karl Egon .
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Nr . 3486 . Betr . die Anrechnung des Schußgeldes von Raubvögeln ,
insbeſondere die Schußgelds⸗Entſchädigung .

Es iſt mit Anfang des Rechnungsjahres 1833 —34 von Igeln , kleinen Dorndrehern , Kraͤhen,

Elſtern , Eiern und Embrionen z. B . Fuchsſchnallen kein Schußgeld mehr zu beziehen , und wird letzteres
bei Rehkizen von 30 auf 20 , bei Haſen von 14 auf 10 , bei Lerchen von 3 auf 2 kr . und bei Blaß⸗
und Halbenten von 12 auf 8 kr . herabgeſetzt ; Alles jedoch unter widerruflicher Beſtimmung .

Den 14 . Juni 1833 .

Nr . 3529 . Betr . die Genauigkeit bei der Rechnungsprüfung .

Resolutum Serenissimi vom 5. d. Mts . nach welchem Höchſtdieſelben aus Veranlaſſung der für ' s
Rentamt Möhringen angeordneten Amtsviſitation bemerken , daß Strenge und Genauigkeit bei der Re⸗

viſion von Rechnungen nicht allein im Intereſſe des Fürſtlichen Aerariums , ſondern auch in jenem der

Verwalter und ihrer Familien liegen .

Beſchluß :
Sämmtliche Fürſtliche Verrechnungen hievon in Kenntniß zu ſetzen , und an die Fürſtliche Reviſion

zu erlaſſen , man erwarte , daß ſie in dieſem Geiſte die Prüfung der Rechnungen auf das Gewiſſen⸗

hafteſte vornehmen werde .

Den 14 . Juni 1833 .

Fürſtlich Fürſtenbergiſche Domainen⸗Kanzlei .

Nr . 3903 . Betr . die jährliche Berichtigung der Steuerzettelabſchriften
durch die Steuer⸗Peräquatoren .

Erlaß der großh . bad . Steuerdirektion zu Karlsruhe vom 18 . v. Mts . Nr . 10,623 .

Beſchluß :

Sämmtlichen Fürſtl . Verrechnungen unter großh . bad . Hoheit eine Abſchrift dieſes Erlaſſes zum

Wiſſen und Benehmen mitzutheilen .
Den 2. Juli 1833 .

Fürſtl . Fürſtenbergiſche Domainen⸗Kanzlei .

Steuer⸗Direction .

Nr . 10,623 . Bericht der Steuerreviſion Conſtanz vom 7 . Juni 1833

Nr . 399 , die durch die Steuer⸗Peräquatoren für die Fürſtl . Fürſtenbergiſchen
Rentämter und die Reviſion jährlich vorzunehmende Rectiſication der

Steuerzettel⸗Abſchriften betr .

Beſchluß :

Der Fürſtl . Fürſtenberg . Domainen⸗Kanzlei in Donaueſchingen iſt auf ihrem Erlaß vom 30 . April
l . J . Nr . 2556 zu erwiedern , daß die Steuer⸗Peräquatoren für Rectification der Steuerzettel⸗Abſchriften

der Fürſtlichen Standesherrſchaft , ſofern dies Geſchäft von Seiten der ſtandesherrlichen Verrechnungen



und der Reviſion vor dem 1. December als Anfang der Ab⸗ und Zuſchreibperiode verlangt wird , keine
andere Gebühr anrechnen dürfen , als diejenige , welche ſie durch die Verordnung des großh . Miniſteriums
des Innern im Rggsblatt . vom 9. Januar 1833 Nr . 1 für ähnliche Arbeiten an die Gemeinden zu
fordern berechtigt ſind . Erfolgt dagen die Requiſition an die Steuer⸗Peräquatoren erſt nach vollendetem
Ab⸗ und Zuſchreiben , ſo ſind dieſelben genöthigt , da die Original⸗Steuerzettel in den Ortsſteuer⸗
Regiſtraturen aufbewahrt werden , ſich dahin expreſſe zu begeben , und in dieſem Falle haben ſie wegen
des größern Zeitaufwandes und der Reiſekoſten nicht nur eine verhältnißmäßige Tagsgebühr , ſondern
auch Rittlohn anzuſprechen .

Karlsruhe , den 18 . Juni 1833 .

Nr . 3968 . Betr . die Reduktion des alten Holzmaßes in das neue .

Es wird hiemit bekannt gemacht „ daß ein altes Furſtenbergiſches Klafter von 6 ½ Fuß Höhe und
Weite , und 3 ½ Fuß Tiefe , ( Rürnberger Schuh ) folglich zu 147 / Kubikſchuh nach Angabe des großh .
bad . Oberingenieurs Morat — 154 “ badiſchen Maßes , folglich ein badiſches Klafter und 10 Kubikſchuh
betrage.

Bom 5. Juli 1833 .

Nr . 4056 . Betr . die Koſten des Vorfenſter⸗Waſchens und der ſonſtigen
Reinlichkeitspflege .

Den Guts⸗Maſtungs⸗ u. dgl . Verwaltungen wird eröffnet , daß für das Waſchen der Vorfenſter keine
beſondere Taglöhne paſſiren , ſondern daß ſolches ſowie die ſonſtige Reinlichkeitspflege durch die Knechte
zu beſorgen ſei .

Den 5. Juli 1833 .

Nr . 4829 . Betr . die Beiträge zu Gemeindebedürfniſſen aus einleibigen
Schupflehen .

Sowie bei den Staatsſteuern die Schupflehenbeſitzer die Vergütung vom ganzen Steuerkapital mit

Einſchluß des Kapitals vom Canon der Fürſtl . Standesherrſchaft zu leiſten verbunden ſeien ; ebenſo hat
dies hinſichtlich der Gemeinde⸗Umlagen , welche nach dem neuen Gemeindeumlagen⸗Geſetzen vom Canon⸗
Kapital durch die Standesherrſchaft entrichtet werden müſſen , zu geſchehen . Das genannte Geſetz be⸗
ſtimmt nur , welchen Antheil an den Umlagen die Gemeinden unmittelbar an die Beſitzer einleibiger
Schupflehen zu fordern berechtigt ſeien , ändert aber gegenüber des Gutseigenthümers nichts in der auf

Obſervanz und Vertrag beruhenden Verbindlichkeit der Schupflehenbeſitzer , die ganze Steuer⸗ und Um⸗

lagenlaſt ohne Ausnahme zu tragen . Die auf das Steuerkapital des Kanons fallende Umlagsquota iſt
demnach ebenfalls nur als Vorſchuß zu behandeln , und von den Schupflehenbeſitzern wieder erſetzen
zu laſſen .

Vom 16 . Auguſt 1833 .
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Nr . 4989 . Donaueſchingen . Betr . die Erlaſſung einer , den Nutznießern
ſtandesherrlicher Gärten zur Richtſchnur dienenden , Gartenordnung .

Von der höchſten Orts genehmigten Gartenordnung ſoll die erforderliche Anzahl von Exemplaren
gedruckt , und damit Niemand mit Unkunde der darin enthaltenen Beſtimmungen ſich entſchuldigen könne ,
jedem einzelnen Gartenbeſitzer ein Exemplar zur Nachachtung gegen Empfangsbeſcheinigung zugeſtellt werden .

Vom 16 . Auguſt 1833 .

Nr . A804 . Betr . die Urlaubsbewilligungen .
Da man ſich ſchon wiederholt überzeugt hat , daß von Seiten Fürſtl . Beamten und Diener die er⸗

forderliche Urlaubsbewilligung des Vorgeſetzten oder der höhern Behörde in Fällen der Entfernung von
ihren Dienſtpoſten nicht eingeholt wurde , ſo wird die ordnungsmäßige Nachſuchung des Urlaubes mit
dem Anfügen hiemit eingeſchärft , daß künftig deren Unterlaſſung ſtrenge werde geahndet werden .

Sämmtliche Vorgeſetzten haben Vorſtehendes ihren Untergeordneten zu eröffnen , und im Falle da⸗

gegen gehandelt werden ſollte , Anzeige hievon zu machen .

In Anſehung der Urlaubsertheilung für das Perſonal des Fürſtl . Hauptarchives wird übrigens
noch hinzugefügt , daß in Beziehung auf daſſelbe in Zukunft ganz die naͤmlichen Beſtimmungen in An⸗

wendung kommen ſollen , welche die Inſtruktion für das Rechnungs⸗Reviſionsperſonal vom 13 . Febr .
1833 VII . §. 4 enthält .

Vom 16 . Sept . 1833 .

Nr . 3967 . Betr . die Erhöhung der Taggelder für die Ochſen⸗
Fuhrknechte .

Man bewilligt hiemit den Maſtungs⸗Fuhrknechten für den Fall , daß ſie mit dem Fuhrwerk über

Mittag von Haus abweſend ſein muſſen , und erſt nach Ein Uhr dahin zurückkehren , eine Zehrung von
15 kr . per Mann und Tag in der Erwartung , daß durch die ſtattfindende Aufſicht ungebührliche den

Genuß des Zehrungsgeldes bezweckende Verzögerung der Knechte über die Mittagsſtunde vermieden werde .

Vom 1. Oktober 1833 .

Nr . 6214 . Betr . die den Brauereiknechten zur Kirchweih⸗ und Faſchingszeit
zu Theil werdende außerordentliche Verpflegung .

Die Brauerei⸗Verwaltung Donaueſchingen wird ermächtiget , den Brauereiknechten zur Kirchweih⸗
und Faſchingszeit je 20 Maß Wein zu 32 kr. abzugeben .

Vom 14 . Oktober 1833 .

E
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Nr . 6605 . Neufra . Betr . die Vorlage des Etats der Schäferei⸗Adminiſtration .
Der Schäferei⸗Adminiſtration wird zur Nachachtung eröffnet :

5



1 ) Daß der Erlös aus den vom vorigen Rechnungsſchluß vorhanden geweſenen Vorräthen nicht

unter den Einnahmen vom laufenden Jahr , ſondern unter den Reſten in Einnahme geſtellt werden ſolle .

2 ) Daß bei ' m Rechnungsſchluſſe keine Paſſioreſte vom laufenden Jahr nachgeführt werden dürfen ;

die Früchte zu dieſem Behuf in Balde zu veräußern ſeien und mit den andern Kaſſen reine Rechnung

gehalten werden ſolle .

3 ) Daß der Fütterungsetat , wenn die Entwerfung nach beendigter Futterernte geſchieht , ſpeciell an⸗

zufertigen , und darin die Zahl der an den einzelnen Orten zu winternden Schafe ſowie die projectirten

einzelnen Futterportionen mit beigefügter Reduction auf heugleichen Nahrungsſtoff anzugeben ſeien .

4 ) Daß in den von den Schäfern über die Winterfütterung zu führenden Regiſtern vornen eine

Colonne anzubringen , und darin die in jeder Woche gefütterte Anzahl von Schafen einzuſetzen ſeie .

Den 12 . Nov . 1833 .

Nr . 6688 . Betr . die Entſchädigung der Fürſtl . Diener für durch

Dienſtwechſel entzogenen Gütergenuß .

Bei vorkommendem Dienſtwechſel hat künftig die ratenweiſe Ausgleichung der Güternutzungen nach

folgenden Grundſätzen ſtattzufinden :

1 ) Jedes Ratum von Güternutzungen wird nach dem zu Geld berechneten Ertrag nach Abzug der

Einheimſungs⸗ und ſonſt damit verbundenen Koſten und Laſten beſtimmt .

2 ) Jedes ſolche Ratum wird von dem allgemeinen Beſoldungstermin 1. Mai an gerechnet .

3 ) Der mit einem Dienſtpoſten verbundene Gütergenuß ceſſirt für den Abtretenden vom Tage an

als er darauf zu funktioniren aufhört , von wo an der Amtsnachfolger in die Rechte des Vorgän⸗

gers eintritt .

4 ) Fällt die Verſetzung von zwei Güternutzenden in eine Zeit , wo die Ernte noch Monate lang

ferne ſteht , ſo haben ſich die Permutanten nur die jeweiligen Beſtellungskoſten zu erſetzen ; jeder tritt

ſodann ohne weitere Berechnung in die Rechte des andern ein , wenn die Güter auch im Flächenmaß

differiren ſollten , weil Verſetzungen in Deterius nur zur Strafe ſtattfinden , auch ſonſt im gewöhnlichen

Gange auf jenen Dienſtpoſten die Geldbeſoldung höher ſteht , wo der Güternutzen durch Verhältniſſe

geringer iſt .
Den 25 . Nov . 1833 .

Nr . 1739 . Betr . die Vollſtändigkeit des Gefällvortrags in Erb⸗ und

Schupf⸗Lehenbriefen .

Alle Abgaben , welche bei Belehnungen alljaͤhrlich oder nur vorübergehend fällig werden , ſind in

den Lehenbriefen beſtimmt und mit Zahlen auszudrücken , und iſt ſich hiebei auf den letzten Veränderungs⸗

fall , beziehungsweiſe auf die Rechnung zu beziehen , auch iſt , ſo weit die Abgabe von der früheren ab⸗

weicht , dies im Berichte zu begründen .

Vom 2. Januar 1834 .



Nr . 75330 . Vetr . die den Bewohnern herrſchaftlicher Gebäude obliegenden
Verbindlichkeiten , hier die der Juſtizbeamten .

Man ſieht ſich zu folgender Verfügung veranlaßt :

J. An die Fürſtl . Rentämter bad . Hoheit .
Es iſt zur Anzeige gekommen , daß in den von den Juſtizbeamten bewohnten Gebäuden meh⸗

rere kleine Reparationen z. B . das Weißeln der Küche , geringere Beſticharbeiten , Einſetzen von Fenſter⸗
ſcheiben ꝛc. auf Koſten des Fürſtl . Aerariums vorgenommen worden ſind .

Nachdem nun aber der L. R . S . 1754 alle diejenigen Gegenſtände genau bezeichnet , welche der

Miether auf eine Koſten machen zu laſſen hat , und mit dieſen Beſtimmungen auch die hohe Verfügung
des Miniſteriums des Innern v. 8. Nov . 1830 ( verkündet durch das großh . bad . Seekreis⸗Directorium
im Anzeigeblatt v. J . 1830 Nr . 100 ) in der Hauptſache ganz im Einklange ſteht , ſo werden die Fürſtl .
Rentämter hiemit angewieſen , in vorkommenden Fällen nach dieſen geſetzlichen Beſtimmungen ſich genau
zu benehmen , und insbeſondere die Zahlung des Lohns für die Reinigung der Kamine in den

Amthäuſern und Gefängniſſen nach der ohnehin ſchon beſtehenden allgemeinen Obſervanz den betreffen⸗
den Beamten , beziehungsweiſe der Amtskaſſe , als Miethern zuzuweiſen .

II . An die Fürſtlichen Bauinſpektionen .

Dieſelben haben ſich bei Fertigung der Baukoſten⸗Verzeichniſſe und bei ſonſt vorkommenden außer⸗
ordentlichen Fällen nach vorſtehender Anordnung pünktlich zu achten .

IIl . An die Fürſtliche Rechnungs⸗Reviſion .

Nachricht hievon mit dem Bemerken , daß die von dem großh . Finanz⸗Miniſterium ausgegangene
Verfügung vom 6. Auguſt 1808 , Rggsbltt . Nr . 26 , nur auf die eigenen herrſchaftlichen , d. h. landes⸗

herrlichen , Gebäude ſich beziehe , daher auf die dieſſeitigen herrſchaftlichen , d. h. ſtandesherrlichen Amt⸗

hänſer keine Anwendung finde .
Den 20 . Januar 1834 .

Nr . 2523 . Betr . die Ausführung der Baugegenſtände von Gußeiſen .

Se . Durchlaucht haben unterm 11 . d. Mts . zu verfügen geruht , daß in allen Faͤllen , wo Bau⸗

Gegenſtände von Gußeiſen projektirt werden , die betreffende Bauinſpektion ſowohl über die Pläne und

Conſtruktionen , als über die Ausführung mit dem Oberhüttenamte ſich ſchriftlich in ' s Vernehmen ſetzen
ſolle , worauf ſodann die Aufſtellung gleich der Ausführung zweckmäßig den betreffenden Hüttenverwal⸗
tungen zu überlaſſen iſt .

Hievon wird dem Fürſtl . Oberhüttenamte , ſowie den Fürſtl . Bauinſpektionen zum Wiſſen und Be⸗

nehmen Nachricht gegeben .
Den 18 . April 1834 .
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Nr . 2616 . Betr . die Beitreibung von Domainen und Grundherrlichkeits⸗
Gefällen .

Folgende — mit Erlaß großh . Seekreis⸗Regierung vom 11 . d. Nr . 5561 hieher ergangene — Ent⸗

ſchließung großh . Staatsminiſteriums wird den Fürſtl . Rentämtern zum Wiſſen und Benehmen mitgetheilt .

Den 18 . April 1834 .

Fürſtlich Fürſtenbergiſche Domainen⸗Kanzlei .

Großherzogliches Staatsminiſterium .
Dem Juſtiz⸗Miniſterium wird auf ſeine Vorlagen vom 9. Nov . vorigen Jahres Nr . 6101 und

vom 25 . v. Mts . Nr . 1145 in Betreff der Betreibung der Domanial⸗ und Forſtgefälle reſeribirt :

Die Verordnung vom 13 . Dec . 1827 , Rggsbltt . 1828 Nr . 2 , räumt den landesherrlichen , ſowie

den ſtandes⸗ und grundherrlichen Rechnern in gleicher Weiſe die Beitreibung der ihrer Verwaltung an⸗

vertrauten Domanial⸗ und Grundherrlichkeitsgefälle ein . — Darunter ſind alle Einkünfte

und Nutzungen aus Domainen⸗ und Grundherrlichkeits⸗Berechtigungen begriffen , gleichviel unter wel⸗

chem Rechtstitel ſie dabei bezogen werden . — Die vertragsmäßige oder privatrechtliche Eigenſchaft

eines ſolchen Bezuges kann hiebei um ſo weniger einen Unterſchied begründen , als der erwähnte Para⸗

graph keinen Unterſchied macht und in der That auch die Bezüge , die aus der Grundherrlichkeit ſich

ableiten , — ſämmtlich oder doch wenigſtens meiſtens vertragsmäßig oder privatrechtlich ſind . — Es findet

daher die Verordnung von 1827 auch auf die Holzkäufe auf Domainen⸗ und Grundherrlichkeits⸗

Beſitzungen Anwendung , ſowie der Domainenfiskus auch wirklich nach dem Erlaſſe des Finanzminiſte⸗

riums vom 9. Oktober 1830 ſie anwendet , und das Juſtizminiſterium in ſeiner Erwiederung vom 28 .

Oktober 1830 anerkannt hat , — nur mit Ausnahme der ſtreitigen Forderungen aus Holz⸗ und Gras⸗

Verſteigerungen , — welche Ausnahme bereits nach der Verordnung ſich verſteht . — Eben darum , weil

jede Forderung , ſobald ſie beſtritten wird , — von der fraglichen Befugniß ausgenommen iſt , kann die

Ausübung dieſer Befugniß mehr zum eigenen Vortheile , als zum Nachtheile der Zahlungspflichtigen ,

welche dadurch von gerichtlichen Koſten frei bleiben , —gereichen .

Karlsruhe , den 14 . März 1834 .

Nr . 2798 . Betr . die Vornahme des Geld⸗ und Naturalienſturzes am

Rechnungsſchluſſe .

Für die künftige gleichförgtige Behandlung dieſes Gegenſtandes wird hiemit Folgendes feſtgeſetzt

und den Fürſtl . Verrechnungen zur Nachachtung eröffnet :

1 ) Der Geld⸗ und Naturalienſturz darf künftig bei allen Verrechnungen nicht vor dem 1. Juni und

nicht nach dem 8. Juni vorgenommen , beziehungsweiſe angefangen werden .

Bei der Hauptkaſſe dahier allein iſt der Sturz erſt mit dem 15 . Juni vorzunehmen .

Der Sturz wird durch beſondere Commiſſäre vorgenommen , welche alljährlich beſtimmt werden .

3 ) Die Commiſſäre haben das Geſchäft nach Maßgabe der darüber beſtehenden beſondern Inſteuk⸗

tion , welche der Rechner dem Commiſſär jedesmal acht Tage vor dem Beginne des Sturzes zur Ein⸗

ſicht und Richtſchnur zu übergeben hat , vorzunehmen .
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Dieſe Inſtruktion kann nach Umſtänden ſtets einer Aenderung unterworfen werden .

4 ) Jeder Probeſturz bei den Naturalien iſt ſtrenge verboten .

5 ) Den Stürzern ſoll keine Meßgebühr ſondern der gewöhnliche Taglohn bezahlt werden .

6 ) Die Urkundsperſonen Cwid. §. 13 der Inſtruktion ) erhalten die nach der landesherrlichen Ver⸗

fügung vom 26 . Oktober 1835 in dem Rggsblitt . vom 19 . Nov . 1835 Nr . 53 beſtimmten Gebühren .

Sie ſind jedoch vor Anfang des Geſchäftes hievon zu unterrichten .

7 ) Die Inventar⸗ und Materialienſtürze können unter Beiziehung ſachverſtändiger Urkundsperſonen

durch den Rechner vorgenommen werden .

8 ) Belangend die Bezahlung der Sturzkommiſſäre , ſo erwartet man , daß ſolche keine andern , als

die ihrer Kategorie und ihrem Dienſtverhältniß gegenüber der Fürſtl . Standesherrſchaft entſprechenden

Anrechnungen mit Rückſicht auf den Umſtand , ob das Geſchäft an dem Wohnſitze des Commiſſärs vor⸗

genommen werde , ſich erlauben werden .

Den 5. Mai 1834 .

Nr . 3127 . Betr . die Aufſtellung eines Regulativs für den Naturalien⸗

Abgang .

In der Betrachtung , daß über den Naturalienabgang bis zu dieſem Augenblicke noch keine allge⸗

meine Verfügung vorliegt , wird hiermit folgendes Normativ feſtgeſetzt :

1)0 Als Maximum des Kaſten⸗nnd Kellerabganges einſchließlich des Wurm⸗ und Maͤuſefraßes

werden folgende Prozente paſſirt :

) bei glatten Früchten '? hioent

b ) bei rauhen Früchten 8 8 5 8 8 3 7

c ) bei Heu ohne Einrechnung der Hentiünen 8 8 10 7

d) bei Heu mit Einrechnung der Heublumen 5 5 5 7

e ) bei dem Stroh 4 5 8 3 5 15

1) bei dem Wein nach dem 1. Ablaß „ „

2 ) Bei Beurtheilung der Paſſirlichkeit desAbganges 85 nur 16955 Susi zu Grunde gelegt ,
was wirklich auf den Kaſten oder in den Keller gekommen iſt .

3 ) Auf die Zeit , in welcher die Naturalien aufgeſpeichert oder eingekellert wurden , wird keine Rück⸗

ficht genommen .

4 ) Der in Folge des Jahresſturzes ſich ergedende Abgang oder Ueberſchuß iſt in der Rechnung in

Ausgabe beziehungsweiſe Einnahme zu ſetzen .

5 ) Die Verausgabung des Naturalienabganges geſchieht zwar ohne vorherige Dekretur , es bleibt

aber deſſen nachträgliche Prüfung unter Zugrundlegung des Normatives vorbehalten .

Vorſtehenden Beſtimmungen fügt man übrigens noch die Bemerkung bei , daß das Normativ des⸗

halb nur als Maxim um für den paſſirlichen Abgang angeſehen werden könne , weil es in der Erfah⸗

rung gegründet iſt , daß , wenn die Naturalien im gebührenden Maße , Gewicht , Zahl und Qualität

erhoben und abgegeben werden , die eigentliche Schwanung die . ausgeworfenen Prozente nicht erreicht /
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ſofern für die Abwendung des Wurm⸗ und Mäuſefraßes , welche von der Aufmerkſamkeit des Rechners
abhängt , die erforderliche Sorge getragen wird .

Den 9. Mai 1834 .

Nr . 83927 . Betr . die Conduitenliſten über die Fürſtlichen Forſtbeamten
und Forſtdiener .

Zu Folge höchſter Entſchließung Sr . Durchlaucht vom 6. d. Mts . wird die Oberforſt⸗Inſpection
angewieſen , Conduiteliſten zu fertigen , und die in der praktiſchen Ausbildung zurückgebliebenen Indi⸗
viduen mit Rückſicht auf ihr Alter zum Fortſchreiten anzuhalten .

Vom 12 . Juni 1834 .

Nr . 1037 . Betr . die ruhige und würdige Führung der Geſchäfts⸗
Korreſpondenz .

Serenissimus geruhen durch höchſte Enſchließung vom 31 . v. Mts . Nr . 699 gnädigſt auszuſprechen ,
wie es Höchſtihr beſtimmter Wille ſei , daß die Geſchäftskorreſpondenz jederzeit mit derjenigen Ruhe und
Würde geführt werde , welche dem Dienſte entſpreche , und daß eine leidenſchaftliche , bittere oder gar
anſtandswidrige und beleidigende Sprache im Dienſte ſtets mit allem Nachdruck geahndet werden ſoll .

Indem von dieſer höchſten Verfügung ſämmtlichen Fürſtlichen Stellen Kenntniß gegeben wird,
weist man ſie zu deren genauen Befolgung hiemit nachdrücklichſt an .

Den 12 . Juni 1834 .

Nr . 4252 . Betr . die Einführung einer Gleichförmigkeit in Berichts⸗
Erſtattungen .

Da die an die Fürſtl . Domainen⸗Kanzlei eingeſandten Berichte und Anzeigen in ſo verſchiedenen
Formen und Abweichungen erſcheinen , ſo ſieht man ſich zu Erzielung einer ſelbſt die Arbeit erleichternden
Gleichförmigkeit veranlaßt , den Fürſtl . Verwaltungen ein Formular mitzutheilen , nach welchem die künf⸗
tigen Berichte eingerichtet werden müſſen . —

Die oben zur Linken aufgeführte Nummer bezieht ſich auf den Kollegialbeſchluß , wenn dem Gegen⸗
ſtande , über welchen berichtet werden ſolle , einer vorangegangen iſt . Die ebenfalls zur Linken weiter
unten ſtehende Nummer iſt jene des Geſchäfts⸗Tagebuches des Berichts⸗Erſtatters .

Den 19 . Juni 1834 .



Formular.

Sochlöbliche Homainen⸗HRandlei !

Gehorſamſter Bericht

des

Fürſtlichen Rentamtes Meß ' kirch

vom 10 . März 1834 .

Zum Beſchluß vom 3.

März 1834 Nr . 1800 .

Boll .

Betr . die Bitte des Joſeph Auer um den

Conſens zur Erblehen⸗Verpfändung .

Nr 280 . Auf den oballegirten Beſchluß hat man die Vermögensverhältniſſe des Bittſtellers Joſeph
Auer von Boll näher unterſucht , wobei ſich ergeben , daß derſelbe ꝛc.

v. Gagg .

Nr . 1266 . Neufra . Betr . das Etat⸗ und Rechnungsweſen der Schäferei⸗
Verwaltung auch die Hurdenausbeſſerung durch die Schäfer .

In Folge der eingekommenen Einnahms⸗ and Ausgabsverzeichniſſe ſieht man ſich zu folgenden An⸗

ordnungen veranlaßt :

1 ) Zum Hurden⸗Ausbeſſern ſind die Schäfer anzuhalten , nicht aber Handwerksleute um den

Lohn anzuſtellen . Sollte ſich ein Schäfer ſaumſelig zeigen , ſo iſt ihm der Erſatz des Handwerksver⸗

dienſtes anzuſetzen .

2 ) Die Domalnen⸗Kanzlei⸗Beſchlüſſe , mittelſt welchen die Quartals⸗Conſignationen zurückgegeben

werden , ſind im Original zur Jahresrechnung zu legen . Desgleichen iſt auch der Jahrsetat beizuſchließen ,
und am Schluß der Rechnung eine Nachweiſung zu geben , in wiefern der Etat bei jeder einzelnen

Poſition eingehalten worden iſt , und worin die Gründe zu den Abweichungen beſtehen . Bei Anfertigung
der Etats ſind ſtets die Anordnungen in dem Domainen⸗Kanzlei⸗Beſchluſſe vom 12 . Nov . 1833 Nr .

6605 zu beobachten .
Vom 23 . Juni 1834 .

Nr . 1402 . Betr . die zweckmäßige Behandlung der Zins⸗ und Gültablöſungen .

Um in das Geſchäft der Gült⸗ und Grundzins⸗Ablöſungen eine Gleichförmigkeit zu bringen , ins⸗

beſondere aber um ſich über die Natur der abgekündeten Gefälle volle Gewißheit zu verſchaffen , und
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um zu verhindern , daß Gülten und Zinſe zur Ablöſung kommen , welche mit einem Lehenverbande be⸗
baftet ſind , oder ſolche , die nur Beſtandtheile größerer Quoten bilden , zu Trägereienoder Körperſchaften gehören , ſomit immer nur in Maſſe zur Ablöſung kommen ſollten , findet manfür nothwendig , für die Fürſtl . Rentämter bad . Hoheit folgende Beſtimmungen zu geben :

10 Die Eigenſchaft jeder zur Ablöſung angekündeten Gült oder jeden Grundzinſes iſt aus den vor⸗
handenen Urkunden , Rechnungen und Bereinen möglichſt genau zu erheben , und dasjenige Aktenſtück indem rentamtlichen Berichte zu benennen , aus welchem die angegebene Natur des Gefälles entnommenworden iſt .

2 ) Das Blatt der Rechnung , die Nummer der Beilage und die Seite des Bereins ſowie dieNummer in letzterm , unter welcher das Gefäll zuletzt ſpezifteirt aufgeführt iſt , iſt bei jedem einzelnenPoſten zu allegiren . 5
3 ) Da wo noch kein Zins⸗ oder Gültberein beſteht , ſind Behufs der aufzuſtellenden Archival⸗Unterſuchungen bei jedem Poſten die Schuldner aus der letzten Periode von wenigſtens 20 Jahren zubenennen .

Den 23 . Juni 1834 .

Nr . 4405 . Betr . die Nebennutzungen der Fürſtlichen Diener .

Höchſte Entſchließung Sr . Durchlaucht vom 6. Juni 1834 des In halts :
Wir haben ſchon mehrmals wahrzunehmen Gelegenheit gehabt , daß Diener Aceidentien und Emolumente ausUnſern oder fremden Kaſſen beziehen , von welchen in ihren Anſtellungspatenten keine Erwähnung geſchieht .Wir erklaren hiemit , daß Wir keine andere Rechtsquellen für die Beſoldungsgenüſſe und Dienſt⸗Aceidentien jeder Art anerkennen , als die Beſtallungsurkunden und die übrigen von Uns unmittelbar

ausgegangen Dekreturen .

Beſchluß :
Von dieſer höchſten Entſchließung wird ſämmtlichen Fürſtl . Stellen mit dem Auftrage Kenntniß ge⸗geben , ſolche den Untergebenen gleichfalls zu eröffnen .
Den 26 . Juni 1834 .

Nr . 4540 . Betr . die Reviſion der Bauordnung , hier insbeſondere die
Einrichtung der Bauvoranſchläge und Koſtensverzeichniſſe .

Man ſieht ſich zu folgenden Anordnungen veranlaßt :

81
Das Baukoſtens⸗Verzeichniß ( Baurechnung ) iſt mit dem Bauanſchlag nach dem angeſchloſſenenFormular in der Art zu vereinigen , daß der Anſchlag ſtets die li nke , die Baurechnung aber

die rechte Seite eines ausgebreiteten Bogens einnimmt .

§. 23

a ) Der Bauanſchlag bekommt keine Beilagen , er darf alſo künftig nicht mehr nur die Summen
der Anſchläge enthalten , es iſt vielmehr ein nothwendiges Erforderniß des Bauanſchlags , daß derſelbe

—ů
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derſelbe eine möglichſt genaue und getreue Beſchreibung des mangelhaften Zuſtändes der Gebäude in

in allen ihren Theilen nach Paragraphen enthält .

b ) Dieſer Beſchreibung muß ſogleich nach jedem Paragraphen ein detaillirter Koſten⸗

Anſchlag folgen , in welchem eine richtige und genaue Ueberſicht des Nothwendigen , und eine beſtimmt

beſchriebene Norm für die künftige Ausführung nicht fehlen darf .

( ) Um nicht nur die ganzen Koſten , welche auf ein gewiſſes Gebäude jährlich verwendet werden

ſollen , ſondern auch jene Koſten kennen zu lernen , welche auf jede einzelne Herſtellung z. B . eines Fuß⸗

bodens , einer Thüre , einer Wand , eines Ofens in gedachtem Gebäude aufzuwenden ſei , iſt es

unumgänglich nothwendig , daß jede dieſer Reparationen einen beſondern Paragraphen erhält ,

und daß der ad b. oben berührte Anſchlag allen Verdienſt und Verbrauch ſämmtlicher Handwerksleute ,

welche mit jeder einzelnen Reparation beſchäftigt werden , nacheinander vorträgt , den Verdienſt und

Materialien⸗Verbrauch eines jeden einzelnen Handwerksmannes beſonders , und den Verdienſt⸗ und Ma⸗

terialienverbrauch ſämmtlicher Handwerksleute von einer und derſelben Reparation im Ganzen anzeigt .

Hierauf folgt in einem weitern Paragraphen eine weitere Reparation , wobei ebenſo verfahren
wird ꝛc. ꝛc

Wenn nun ſämmtliche Reparationen für ein Gebäude aufgeführt ſind , ſo wird der Geſammtkoſten
des gedachten Gebäudes in Summe angegeben und rekapitulirt .

Sind Zugehörden ( Scheuern , Brunnen , Stallungen , Gärten ꝛc. ) mit dem

Hauptgebäu de verbunden , ſo wird bei dieſen ebenſo wie bei dem Hau ptgebäude ver fahren ,
dann folgt die Hauptſumme auf Hauptgebäude und Zugehörde mit gleichmäßiger

Rekapitulation .
Sodann folgt ein anderes Gebäude , mit welchem es auf vorſtehende Art wird .

In welchen Abtheilungen und in welcher Reihenfolge die Gebäude jeden Orts
Vorgkürggen

werden

müſſen , gibt §. 4 unten an .

d ) Zur Vermeidung willkürlicher Auslegungen iſt die Specifikation der Ueberſchlagsſummen un⸗

erläßlich .

Summariſche Beträge dürfen , mit einziger Ausnahme jener für die gewöhnlichen jährlichen Dach —

Unterhaltungen , wofür eine angemeſſene Summe , auf Spezifikation hin, ausgeworfen werden kann , nicht

gemacht werden .

e ) Die Bauinſpektionen ſind verpflichtet , jeden Gegenſtand ſeinem vollen und wahren Werthe

nach zu berechnen , damit der Ueberſchlag zur genauen Beurtheilung 105 vorgeſchlagenen Bauten , ein Aus⸗

zug aus demſelben aber dem Bauunternehmer zur klaren Richtſchnur dienen kann .

) Bei Fertigung der Bauüberſchläge iſt insbeſondere auch darauf zu ſehen , daß die Hausbewohner
die ihnen obliegenden Reparationen zu rechter Zeit vornehmen , und daß dies namentlich auch bei dem

Abzuge oder Abſterben eines Bewohners geſchieht .
Ueber den Erfund iſt mit Einſendung des Bauüberſchlages zu berichten .

9 ) Ueberſteigt die Ausführung des etatiſchen Bauweſens im ganzen Rentamtsbezirke , „ wobei

die — unter dem Bauanſchlage ausgeführten Bauweſen beziehungsweiſe die erſparten Beträge nicht
anderwärts verwendet werden dürfen , den Betrag von 15 fl . “, ſo iſt dazu ein beſonderer Nachbau⸗

Ueberſchlag und beſondere Legitimation erforderlich , und es muß dieſe gemäß Verfügung vom 14 . Mai

1817 Nr . 40 auch in dem Falle ſogleich eingeholt werden , wenn Gefahr auf dem Verzug haften

würde , und die Arbeit vorläufig beginnen müßte .
6
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Hierauf ſind die Handwerksleute bei Anfang der Arbeit ausdrücklich aufmerkſam zu machen . Der

Nachbauüberſchlag muß nach derſelben Form , welche bei dem Hauptbau⸗Ueberſchlag beobachtet wird ,

gefertigt werden .

Bei Verhinderungsfällen der Bauinſpektion und bei minder wichtigen Fallen geſchieht obige Legi⸗
timations⸗Einholung durch die Rentämter , welchen überlaſſen bleibt , zur Verfaſſung der Nachbau⸗

Ueberſchläge tüchtige Handwerksleute beizuziehen.

h ) Vorſtehendes zu g. gilt auch für die ſogenannten nothfälligen Bauten , es mag ein Theil

davon bereits im Hauptbau⸗Ueberſchlag enthalten ſein oder nicht .

i ) Alle Baukoſten ohne Ausnahme , vorhergeſehene oder nicht vorhergeſehene , müſſen in die Bau⸗
Rechnung aufgenommen werden .

K) Bei ſtrenger Ahndung bleibt es unterſagt , ſtatt der im Bauüberſchlage aufgenommenen Arbeiten

andere nücht genehmigte fertigen zu laſſen .

§. 3.

à ) Die Einträge in der Baurechnung über die Ausführung des Bauweſens müſſen

jenen des Bauüberſchlages gegenüberſtehen , alſo in gleicher Ordnung , welche bei dem Bauüber⸗
ſchlage beobachtet wurde , bewirkt werden .

5b) Damit dieſe Einträge leichter bewirkt werden können , ſind in den — den Bauunternehmern hin⸗

ausgegeben werdenden Bauanſchlags⸗Auszügen die Nummern der Paragraphen , mit welchen die betreffen⸗

den Arbeiten im Bauanſchlage erſcheinen , anzumerken , und die Handwerksleute anzuweiſen , dieſe Para⸗

graphennummern auch in ihren Forderungszetteln . beizubehalten .

( ) Die Rentbeamten haben die Bauüberſchläge mit Rückſicht darauf , daß die — in denſelben

vorkommenden Baulichkeiten dem Aerar zur Unterhaltung obliegen , am Schluſſe zu beurkunden .

Dieſelben haben bei allen Akkorden , welche gemeinſchaftlich mit der Bauinſpektion vorgenommen

werden , gegenwärtig zu ſein , und dafür zu ſorgen , daß keine ſchlechten Arbeiten geliefert , namentlich

auch keine ſchlechten Materialien genommen werden ; ſie haben überhaupt das Bauweſen fleißig zu be⸗

aufſichtigen .

d ) Die mit dem 3 1. December zu ſchließende und ſammt der etwa geführt werdenden Materialien⸗

Rechnung auf den 31 . Januar einzuſendende Baurechnung wird von dem Rentbeamten nach der oben

angegebenen Vorſchrift geſtellt werden .

Sie muß ſich durchgehends auf legale Akkorde , Verdienſtzettel , Maßurkunden ꝛc. , und

wo die Ausführung den Anſchlag im Ganzen um 15 fl. überſteigt , auf beſonders genehmigte Nachbau⸗

Ueberſchläge gründen , auch alle Baukoſten ohne Ausnahme enthalten , welche im ganzen Jahre ver⸗

wendet wurden , wie dies ſchon oben zu §. 2. i. angeführt wurde .

§. 4.

Sowohl in dem Bauanſchlage als in der Baurechnung werden die Orte nach alphabetiſcher Ord⸗

nung , die Gebände aber in folgender Reihenfolge vorgetragen , wobei die Nummern der betreffenden

Gebäude beizubehalten ſind , nämlich :

A.

Gebäude zu beſondern Zwecken .

I. Schlöſſer .
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Il . Wohnungen und Kanzleien der Polizei⸗ und der Juſtizbeamten , Bezirksarzte , Amtsdiener und

Gefängniſſe .
III . Klöſter .
IV . Sonſtige Laſtengebäude .

B .

V. Todtbeſtands⸗Gebäude .

C .

VI. Erbbeſtandsgebäude .

D .

Konkurrenz⸗Gebäude .
VII . Kirchen und Kapellen .
VIII . Gebäude der Geiſtlichen und Meßner .
IX . Schulgebäude und Schullehrer Wohnungen .

E .

Werwaltungsgebäude des Rentamts⸗Etatse⸗

X. Wohnungen und Kanzleien der Rentbeamten .

XI . Speichergebäude und Kaſtenknechts Wohnungen.
XII . Zehentſcheuern .
XIII . Keltergebäude .
XI . Küfereien .
XVV. Pächterwohnungen und Oekonomiegebäude zu Kameralhöfen .

XVI . Mühlen ſammt Waſſerbau , Wehren und Kanälen .

XVII . Wirthshäuſer ſammt Zugehörde .
XVIII . Brauereien . 73

——

XIX . Ziegelhütten ſammt Wohnungen der Ziegler .
XX . Schmieden , ſammt Wohnungen der Schmiede .
XXI . Schäfereigebäude , ſammt Wohnungen der Schäfer .
XXII . Beſondere Brunnengebäude und Waſſerleitungen .
XXIII . Brücken , Wege und Stege .
XXIV . Holzmagazine .
XXV . Sonſtige Bauobjekte , Sägmühlen , Baumaterialien⸗Magazin ꝛc⸗

F .

Forſt⸗ und Jagdgebäude .

XXXI . Laſtengebäude der Forſtverwaltung .
XXVII . Gebäude der Forſtoerwaltungsbeamten .
XXVIII . Jagdgebäude .
XXIX . Fiſchereigebäude .
XXX . Gebäude der Förſter .

XXXI . Diäten und Reiſekoſten .
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Am Ende des Bauanſchlages und der Baurechnung iſt ein Zuſammentrag nach K. bis 6. nöthig ,

aus welchem die Koſten jeder einzelnen Abtheilung und jeder Gebäude⸗Gattung erſichtlich gemacht

worden z. B. :

E .

Verwaltungsgebäude des Rentamts⸗Etats . Einzeln Im Ganzen .

10 . Wohnung des Rentmeiſters .

Oben Seite in Donaleſchingen

dti : Speicher⸗Gebäude .

Oben Seite in Donaueſtchingen 100 —

Oben Seite in Hüfingen 8 5 5 8

Oben Seite in Neudingen 8 8 30 — 1155 —

Zehentſchenern .
ꝛc. ꝛc. —

88

Bei Lehengebäuden , welche dem Rentamte nur inſoweit zur Unterhaltung obliegen , daß dazu Bau⸗

und Geſchirrholz⸗Abgaben ſtattfinden , welche alljährlich oder in beſtimmten Perioden wiederkehren , haben

die Bauinſpektionen die §. 2 f. angeordnete Unterſuchung auch auf dieſe Gebäude auszudehnen .

Das Nämliche gilt auch von dem Concurrenz - Bauweſen ; übrigens wird es ſowohl den Bauinſpek⸗

tionen , ſowie den Rentbeamten zur beſondern Obliegenheit gemacht , ohne beſondere Legitimation keine

neuen Baufakta entſtehen zu laſſen .

§. 6.

Die Handwerks⸗Verdienſtzettel ſollen ſich nicht auf mehrere Gebäude , ſondern nur auf Eines ſammt

deſſen Zugehör erſtrecken , ſie ſind übrigens ihrem ganzen Inhalte nach , nämlich in Rückſicht auf die an⸗

gerechneten Taglöhne , Materialien , Fuhrlöhne ꝛc. gehörig von den Hausbewohnern , Lehenleuten , Päch⸗

tern ꝛc. zu beurkunden , und es iſt von ihnen zu bezeugen , ob die Arbeiten gut , ſchlecht , oder mit⸗

telmäßig gemacht worden ſeien .

Maßurkunden , welche keine ausführliche Beſchreibung enthalten , und worin die Arbeiten nicht ge⸗

nau nach allen Dimenſionen aufgeführt ſind , darf der Beamte nicht annehmen , er hat vielmehr die Ar⸗

beiten ſolchen Falls durch einen zuverläßigen und verpflichteten andern Baumeſſer aufnehmen und be⸗

ſchreiben zu laſſen .

§. 7.

Rückſichtlich der Material - Abgaben aus künftig fortbeſtehenden Magazinen wird angeordnet , daß

à ) Dieſe Material⸗Abgaben von dem empfangenden Handwerksmann auf ſeinen Verdienſtzettel am

Schluſſe als aus dem Magazin zu erhalten beſcheint , und die Anzahl derſelben mit Worten ausge⸗

drückt werde .
*
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b) Daß dieſe mit ihrem Geldwerthe auf den Grund eines Forderungszettels der betreffenden Ma⸗

terialienverrechnung in der Baurechnung ebenſo , wie die baaren Verdienſtzahlungen in Ausgabe kom⸗

men müſſen .

§. 8.

à ) Ueber neue Bauten , wovon die Koſten der Hauptkaſſe aufgerechnet werden , und welche Kaſſe

auch den Erlös aus dem Abbruch erhält , ſind beſondere Baurechnungen zu verfaſſen .

b ) Dieſe Bauüberſchläge und Baurechnungen müſſen im Vorberichte den allgemeinen , und in einem

beſondern Inventar den Detailbeſchrieb der neuen Gebäude enthalten .

) Werden die neuen Gebäude an die Stelle der alten geſetzt , und dieſe alten nicht öffentlich ver⸗

ſteigert , oder nicht den Akkordanten des neuen Bauweſens überlaſſen , ( für welchen Fall übrigens der

Werth des alten ausgemittelt , und ſowohl im Bauanſchlag als in der Baurechnung zum Koſten des

neuen Gebäudes hinzugerechnet werden muß ) , ſo iſt nöthig , daß , um die Verwendung und den Werth der

Abbruchsmaterialien beziehungsweiſe den Erlös aus denſelben gehörig nachzuweiſen , eine beſondere Rech⸗

nung über den Abbruch geführt wird .

d) Werden die neuen Baumaterialien nicht von den Handwerkern geliefert , und nicht von dem

Materialien⸗Magazin abgegeben , ſondern direkt zu den Neubauten aus dem Wald , aus den Ziegel⸗

hütten ꝛc. beigeſchafft , ( was öfters zur Vereinfachung des Geſchäfts zweckmäßig ſein dürfte ) , ſo bezahlt

die betreffende Bau⸗ nicht die Materialien⸗Kaſſe den Betrag , und es iſt eine beſondere Materialien⸗

Rechnung zu führen , welche der Baurechnung zur Beilage dient .

Dies gilt auch für bedeutende Reparationen .

Nach dieſen Beſtimmungen haben nun ſowohl die Fürſtl . Rentämter , welchen überhaupt die nächſte

Aufſicht über die in ihrem Verwaltungsbezirke befindlichen herrſchaftlichen Gebäude obliegt , als die Fürſtl .

Bauinſpektionen , wie man von ihnen zuverſichtlich erwartet , ſich pünktlich zu benehmen .

Den 3. Juli 1834
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Nr . 5117 . Betr . die Führung der Rechtsſtreite in I . Inſtanz .

Es haben die Fürſtl . Verwaltungen darauf zu achten , daß die für ihre Bezirke angeſtellten ſtandes⸗

herrlichen Anwälte keinerlei Prozeſſe oder Geſchäfte gegen die Furſtl . Standesherrſchaft übernehmen . Wie

bisher ſteht dem Fürſtl . Rentamte die Befugniß nicht zu , ohne dieſſeitige Genehmigung einen Proceß

anzufangen oder ſich auf einen ſolchen einzulaſſen , ſondern es hat in jedem Falle alsbald ausführlichen

Bericht unter Vorlage der einſchlägigen Akten anher zu erſtatten ; bei beengter Friſt und in dringenden

Fällen ſich jedoch ſogleich an den aufgeſtellten Anwalt zu wenden und die Fürſtl . Domainen⸗Kanzlei blos

von der Lage der Sache in Kenntniß zu ſetzen , damit von ihr aus das weitere , zweckdienlich Erſchei⸗

nende beſorgt und dem Anwalt die Vollmacht zugeſendet werden kann .

Die Einholung der Ermächtigung iſt jedoch nicht nöthig ; und zwar :

1 ) Um unter den Bedingungen der §§ . 720 —725 der Prozeßordnung für die Gefälle des Rent⸗

amts bedingte Zahlungsbefehle zu erwirken , und auf den Grund derſelben nach Ablauf der Friſten die

Verſäumungserkenntniſſe gegen den Schuldner zu betreiben .

2 ) Um in einzelnen Fällen von der Exekutionsbefugniß Gebrauch zu machen , die den ſtandesherr —

lichen Beamten nach den ediktiſchen Beſtimmungen und dem F. 973 der Prozeßordnung zuſteht ; dann

3 ) Um in den Ganten ſeine Forderungen zu liquidiren und geltend zu machen .

Wenn jedoch deren Liquidität und Vorzug oder Pfandrechte zweifelhaft erſcheinen , und Bedenk —

lichkeiten irgend einer Art obwalten , ſo iſt ſich mit dem Anwalt mündlich oder ſchriftlich zu berathen ,

und anher zu berichten , damit erforderlichen Falls auf dieſen die Vollmacht zur Liquidation ausgeſtellt

werden kann .

Auf die Vorladung des Verurtheilungs⸗Beſcheides §. 927 der Prozeßordnung hat das Rentamt alſo
bald Einſicht von der Vertheilungsmaſſe zu nehmen ,und ſie gehörig zu prüfen , damit es ſeine etwaigen

Einwendungen , welche nach der Eröffnungstagfahrt nicht mehr angenommen werden , §. 928 der Prozeß —

Ordnung anbringe . Die Erinnerungen gegen den Vertheilungsbeſcheid ſind in der Eröffnungstagfahrt
dem Gantrichter vorzutragen , und wenn ſie nicht beobachtet werden ſollten , ſogleich in derſelben Tag⸗

fahrt unter ſpezieller Angabe ſeiner Beſchwerden P. O. §§ . 929 —30 die Appellation anzumelden .

Das Rentamt hat die einmal angenommenen Rubriken hinſichtlich des Kläs gers , Beklagten und des

Streitgegenſtandes auch in ſeinen Berichten genau beizubehalten .
Den 31 . Juli 1834 .

Nr . 4839 . Betr . die Regulirung der Gültpreiſe .

Um den nach bisheriger Erfahrung bei der Beſtimmung und Berechnung der Fruchtpreiſe entſtan⸗

denen Ungleichheiten und Mißverhältniſſen vorzubeugen , wird hiemit verfügt , daß künftig die Gültfrüchte

nach den Mittelpreiſen 14 Tage vor und 14 Tage nach Martini zu berechnen ſind .
Den 28 . Auguſt 1834 .
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Nr . 6509 . Betr . das Verhältniß der Hauptkaſſe zu den Spezialkaſſen
bezüglich ihrer gegenſeitigen Aufrechnungen .

Auszug .
§. 3. Durch Punkt 7. der Rechnungs⸗Inſtruktion iſt beſtimmt , daß jene Gefällablöſungsgelder ,

welche durch die Hauptkaſſe von der Amortiſationskaſſe oder von andern Kaſſen bezogen werden , der
Hauptkaſſe bezüglich der Renten als Dienſtgelder und bezüglich der Ablöſungsbetraäge als Grundſtocks⸗
gelder aufgerechnet , und gehörigen Orts vereinnahmt , beziehungsweiſe an den Ausſtänden abgeſchrieben
werden ſollen . Dabei iſt auf folgende Art zu verfahren :

1) Sobald der Hauptkaſſe die Abrechnungen von der Amortiſationskaſſe ꝛc. über die aufgehobenen
Gefälle zukommen , ( was bisher in ganz kurzer Friſt nach ausgeſprochener Aufhebung des Gefälles ge⸗ſchehen iſt , und auch für die Zukunft ohne Zweifel ebenſo geſchehen wird ) , ſo hat die Hauptkaſſe den
Betrag nach den verſchiedenen einzelnen Gefallen auszumitteln , und die betreffenden Spezialkaſſen mit
Unterſcheidung der Grundſtocksgelder und Renten zu beſcheinigen , ſofort den Betrag inſtruktionsmäßig
zu verrechnen .

2 ) Bei den Spezialkaſſen wird der Betrag der Grundſtocksgelder in der Abtheilung B. unter
der betreffenden Rubrik verrechnet z. B. : Die Entſchädigung für aufgehobene alte Abgaben unter Nr . XI .
rückſichtlich der vergütet werdenden Rente aber hat die Verrechnung dieſes Betrages je nach der Lageder Sache auf folgende Weiſe zu geſchehen :

4) Iſt nämlich das abgelöste Gefäll ganz im Rückſtand gelaufen , ſo wird vorderſamſt dieſer Rück⸗
ſtand durch die Entſchädigung berichtigt ; reicht die Entſchädigung nicht zu , ſo findet abgängige Verrech⸗
nung des Mangels ſtatt ; überſteigt ſie aber den Rückſtand , ſo wird dieſer Ueberſchuß als Aktivnach⸗
trag mit Angabe der Rubrik , von welcher er herruhrt , vereinnahmt .

b) Iſt das Gefall nur theilweiſe im Rückſtand geblieben , und theilweiſe bezahlt worden , ſo iſt das
bereits Bezahlte als Paſſivnachtrag urkundlich zu erſetzen und zu verausgaben , der Rückſtand von der
Entſchädigung zu decken , und wenn dieſe nicht zureicht , der Reſt in Abgang zu bringen . Ueberſteigt
dagegen die Entſchaͤdigung den Rückſtand und den Rückerſatz , ſo iſt der Ueberſchuß als Aktivnachtrag zu
behandeln . Als Aktivnachtrag iſt jedenfalls auch der Betrag des Rückerſatzes zu vereinnahmen .

e) Iſt das ganze Gefäll bezahlt , ſo muß daſſelbe rückerſetzt , und unter den Paſſivnachträgen ver⸗
ausgabt werden . Ueber alle derartigen Rückerſätze ſind jedoch Berechnungen aufzuſtellen , und zur Prü⸗
fung und Dekretur anher vorzulegen .

d ) Rückerſätze für Naturalien ſind nach jenen Durchſchnittspreiſen , welche im betreffenden Lie⸗
ferungsjahre aus den Zinsfrüchten gelöst oder nach den Preiſen , welche für den jährlichen Loskauf der
Gültfrüchte beſtimmt wurden , zu verrechnen .

5

3 ) Kein Gefäll darf außer Rechnung bleiben ohne genügende Nachweiſung , daß und wie die Stan⸗
desherrſchaft dafür entſchadigt worden ſei ; man wird daher von jeder Ablöſungsberechnung eine Abſchrift
zurückbehalten , und dieſe dann der Nachrichtsertheilung über die ſtattgehabte Aufhebung / beziehungsweiſe
Ablöſung den betreffenden Verrechnungen beiſchließen , damit dieſe bei ihren Berechnungen im Sinne
obiger Beſtimmungen verfahren können .

Vom 29 . Sept . 1834 .

ieeeee
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Nr . 19,326 . Betr . die Führung der ſiskaliſchen Prozeſſe .

Großherzogliche Steuer - Direction .
Da das großh . Oberhofgericht ſeine Anſicht ausgeſprochen hat , daß die Friſt zur Anmeldung der

Berufung erſt von der Zeit an zulaufen anfange , wo der Partie ſelbſt das Urtheil eröffnet wurde ,
ſo hat großh . Finanzminiſterium es für angemeſſen gefunden , und ſämmtliche [ Fiskalanwälte beauftragt ,
in jedem Falle , wo ein Urtheil ganz oder theilweiſe zu Gunſten des großh . Fiskus erlaſſen , und nicht
erweislich der Gegegenpartie ſelbſt ſchriftlich oder mündlich eröffnet wurde , und wenn ein Rechtsmittel
gegen das Urtheil zuläßig iſt , ſolches ſofort nach erfolgter Publikation dem Gegentheile durch den Ge⸗
richtsboten inſinuiren zu laſſen .

Für einzelne Fälle , wenn z. B . bei einer großen Anzahl von Streitgenoſſen beſondere Schwierig⸗
keiten oder Weitläufigkeiten ſich ergeben , ſind die Fiskalanwälte angewieſen , vorerſt der Verwaltungs⸗
behörde , welcher die Leitung des Prozeſſes zukömmt , darüber Bericht zu erſtatten .

Die Obereinnehmereien werden hievon mit dem Auftrage in Kenntniß geſetzt , auf den gehörigen
Vollzug dieſer Verfügung in Prozeſſen , welche in erſter Inſtanz von den Verrechnungen geführt werden ,

zu achten .

Karlsruhe , den 12 . Auguſt 1834 .

Beſchluß :

Hierauf werden die ſtandesherrlichen Anwälte und Verwaltungen zum gleichmäßigen Benehmen auf⸗
merkſam gemacht .

Donaueſchingen , den 7. Oktober 1834 .

Fürſtlich Fürſtenbergiſche Domainen⸗Kanzlei .

Nr . 75AA . Betr . die Fertigung der Drittelsablöſungs⸗Berechnungen durch
die Fürſtl . Rentämter unter badiſcher Hoheit .

Es werden die Fürſtl . Rentämter andurch angewieſen , künftig
1) Die Drittelsablöſungs⸗Berechnungen mit der nach §§ . 12 , 16 und 55 der Inſtruktiv⸗ Verord⸗

nung vom 30 . Auguſt 1821 , im Rggsbltt . vom Jahre 1821 Nr . 15 Seite 103 , von dem Drittels⸗
pflichtigen , wenn er die Ablöſung verlangt , auszuſtellenden ſchriftlichen Anzeige zu belegen , und

2 ) Die betreffenden Urkunden als Inventarien , Kaufbriefe , Vermögensübergaben , ohne welche die
Richtigkeit der Berechnungen nicht ordnungsmaßig geprüft werden kann , indem ſie die Beſitzveränderung ,
das Gütertaxatum , die Grundſtücke nachweiſen und den Drittelsanſatz begründen , ebenfalls beizulegen .

Zugleich werden die Rentämter angewieſen , die Berechnungen über Drittelsablöſungen nach dem
anliegenden Formular zu fertigen .

Den 17 . Nov . 1834 .

ο





FJormular .
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Türfllich Fürſtenbergiſches Wenlanl .

Berechnung
uͤber die Abloͤſung

der Drittelspflicht auf den inbemeldten Leldern

des

N . N. zu N.

Aufgeſtellt

nach Anleitung des Geſetzes vom 5 . Oktober 1820 .

u nd

der Inſtruktiv - Verordnung vom 30 . Anguſt 1821 .

An merkung . Da wo nur eine vorangegangene Drittels⸗Entrichtung bekannt iſt , wird dieſe doppelt
berechnet .
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Nr . 7755 . Neufra . Betr . den Abgang und Zuwachs bei der Schäferei .
Es iſt die Viehrechnung in der Jahresrechnung nicht monatlich , ſondern erſt am Schluſſe des Jah⸗

res abzuſchließen , und eine Jahresüberſicht über Lämmerung , über Zuwachs und Abgang der Rech⸗
nung beizufügen .

Vom 24 . Nov . 1834 .

Nr . 7792 . Betr . die Fertigung der Bauanſchläge .
Auszug .

Den Fürſtl . Bauinſpektionen wird eröffnet u.
Den Koſtenanſchlägen iſt bei jedem Bauobjekte beizufügen , wem nach den beſtehenden Verordnun⸗

gen , Verträgen , Lehenbriefen oder andern Rechten die Baukoſten , die Beſtreitung des Fuhrlohns und die
Abreichung des Materials obliege , und es iſt der Paragraph derjenigen Urkunde , woraus die Verbind⸗
lichkeit eines Dritten hervorgeht , zu allegiren . ̃

Sollten die Fürſtl . Bauinſpektionen nicht in dem Beſitze der betreffenden Auszüge aus den Pacht⸗und Lehenbriefen und anderen Urkunden ſein , ſo haben ſie ſolche von den Fürſtlichen Rentämtern
zu requiriren .

Vom 27 . Nov . 1834 .

Nr . 8281 . Betr . die Erhebung von Stammloſungsgebühren , Kohlplatten⸗
geldern u . ſ . w . , beziehungsweiſe die Anwendung des §. 23 . der Rechnungs⸗

Inſtruktion vom 5 . Juni 1831 .

Man ſieht ſich veranlaßt , die Verrechnungen darauf aufmerkſam zu machen , daß nicht ſelten die
Zahlung von Stammloſungsgebühren , Kohlplattengeldern , Diäten für Holzanweiſungen und Abmeſſungen
durch Pachtbriefe und andere Verträge ſtipulirt worden iſt .

Da nun aber das Forſtperſonale aufgehört hat , zum Bezuge dieſer Gebühren berechtigt zu ſein
dagegen die Zahlungspflicht in Bezug auf dieſe Gebühren für die bezüglichen Vertragsperſonen in voller
Gültigkeit geblieben iſt , ſo wird hiemit ausgeſprochen , daß in Anſehung der Vereinnahmung dieſer Ge⸗
bühren bei den Fürſtl . Verrechnungen das gleiche Verfahren einzutreten habe , wie es in Anſehung der⸗
Steuern , die von den Pächtern an Fürſtliche Kaſſen zu vergüten ſind , durch die Rechnungs⸗Inſtruktionvom 5. Juni d. J . F. 23 vorgeſchrieben iſt .

Vom 15 . Dec . 1834 .

Nr . 8080 . Betr . die Berechnung der Verzugszinſe .
Ein Zias aus Rückſtänden kann nach Landrechtsſatz 1155 erſt vom Tage der Klagzuſtellung an be⸗

rechnet werden . Aus dieſem Grunde ſind die Rückſtände an laufenden Gefällen zwiſchen dem Verfalltagund dem Rechnungsſchluß jeweils einzuklagen , damit die Zinsanrechnung vom 1. Juni an keinen An⸗
ſtand finde . Was die Rückſtände beim Forſtetat betrifft , ſo ſind die Fürſtl . Rentämter ſchon längſt er⸗
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mächtigt worden , insbeſondere die Holzgelder je auf Martini einzuziehen ; es hat indeſſen die Zins⸗

Anrechnung erſt von dem auf den Verfalltermin folgenden Geld⸗Rechnungsſchluſſe an einzutreten .

Vom 2. Januar 1835 .

Nr . 6031 . Betr . die Bezüge der Förſter in der Eigenſchaft als Ehren⸗

bürger , beziehungsweiſe die Berückſichtigung dieſer Bezüge bei der neuen

Beſoldungs⸗Regulirung .

Der Fürſtl . Oberforſt⸗Inſpektion wird auf ihre Anfrage vom 31 . Auguſt v. J . eröffnet , daß bei

Regulirung der Beſoldungen des Forſtperſonals auf die Bezüge deſſelben in der Eigenſchaft als Ehren⸗

bürger keine Rückſicht genommen wurde , da ſie den Fürſtl . Dienſt nicht berühren , und ſolche Nutzungen

nach Rggsbltt . Nr . 7 v. J . 1828 im ganzen Großherzogthum nirgends aufgehoben wurden .

Vom 19 . Januar 1835 .

Nr . 924 . Donaueſchingen . Betr . die Fertigung eines Notabilienbuchs

für die Fürſtliche Brauverwaltung .

Der Fürſtl . Brauverwaltung dahier wird eine Abſchrift des bei der Fürſtl . Reviſion geführten No⸗

tabilienbuches zur Befolgung der in letzterem zuſammengeſtellten Normen mit dem Auftrag zugeſtellt ,

die weiter erſcheinenden Normen und Anordnungen in dem Notabilienbuche ebenfalls nachzutragen , und

ſolches ſtets vollſtändig zu erhalten .
Vom 6. Febr . 1835 .

Nr . 930 . Betr . die Wiederverleihung der unter das Geſetz v . J . 1833

fallenden Schupflehen .

Sowohl wegen Verleihung des Schupflehens der Sidonia Fezer' s Wittib in Bietingen als auch

wegen gleichmäßigen Benehmens bei anderwärtigen künftigen Belehnungen ſieht man ſich zu folgenden

Beſtimmungen veranlaßt :

Um nachnäherer Unterſuchung ermeſſen zu können , ob nach F. 4 des Geſetzes der Werth der

jährlichen Leiſtungen des Leheninhabers und anderer nicht jedem Pächter kraft Geſetzes ſchon obliegenden

Laſten mit Einſchluß von ein Zwölftel des Ehrſchatzes , weniger als drei Fünftel vom Pachtwerth des

Lehengutes betrage , und ob und in welchem Maße alſo eine Erhöhung der bisherigen Lehenlaſten ſtattfinden

könne , iſt vor Allem nothwendig , den Pachtwerth und den Anſchlag der bisherigen Lehenlaſten zu ermitteln .

Hienach iſt nun :
1

Der Pachtwerth des Guts bezüglich des letzten Lehenbriefs und des demſelben beigelegten Urbarial⸗

Beſchriebs in Vergleichung mit ſeinem gegenwärtigen Beſtande folgendermaßen zu berechnen :

1) Vom Hauſe , Scheuer und Stallung ſammt Zubehörde , von welchen Gebäulichkeiten ſowie von

J
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allen übrigen Realitäten der Steueranſchlag mit dem ortsgerichtlichen Schatzungswerth anzuführen iſt ,darf nach der Lokalität ein proportionirter Miethzins eingeſchätzt werden .
Bei dem Anſchlage des Miethzinſes iſt zu bemerken , daß der Zins ſo genommen werden muß , wieihn der Zeitpächter oder Miether , der nur die im L. R . S . 1754 beſchriebenen kleineren Reparationenzu beſtreiten hat , wobei aber die Hauptreparationen dem Eigenthümer obliegen , bezahlen würde ; denndie dem Lehensinhaber obliegenden , ſonſt auf dem Verpächter ruhenden Baulaſten werden nach §. 4 desGeſetzes dem Lehensinhaber als unter ſeinen Leiſtungen begriffen zu gut gerechnet .
2 ) Hinſichtlich des zum Haus gehörigen Gartens in ſeinem wirkllichen Meßgehalt , und des nachdem letzten Lehenbrief und dem fraglichen Urbarialbeſchrieb angegebenen Ackerfeldes kommt nach §. 4des Geſetzes beſonders in Auſchlag , wie viel Früchte davon als Pachtſchilling erzielt werden könnten ,wobei zu bemerken kommt , daß mit Rückſicht auf die Koſten der Bewirthſchaftung etwa ein Drittel desRohertrags nach einem Durchſchnittspreis der Früchte von den Jahren 1815 —35 inolus . mit Weglaſſungder zwei theuerſten und zwei wohlfeilſten als Pachtſchilling angenommen werden kann . Ebenſo iſt
3 ) Der Ertrag von den Wieſen im Rohertrag mit Rückſicht auf die Einheimſungskoſten zuberechnen.
4 Da die Lehensherrſchaft an den Pächter jährlich 1 / Klafter Holz und 22 Reiswellen nebſtdem Bauholz zu den Pachtgebäulichkeiten in einem ermäßigten Anſchlag abzugeben und einen Abtrag fürdas ſonſt ordnungsmäßige Triebrecht in den herrſchaftlichen Waldungen zu leiſten hat , und dieſe Abgabenicht als eine Lehensnutzung , ſondern als eine beſondere Leiſtung des Lehenherrn ( kim Sinne des §. 4des Geſetzes als eine Gegenleiſtung ) zu betrachten iſt , ſo kommen die hiefür in Anſatz gebrachten 5 fl .7 kr. als eine von den Schuldigkeiten des Pächters abzuziehende Gegenleiſtung in ihrem vollen Betragein Aufrechnung .

Il .

Die bisherigen Leiſtungen des Leheninhabers ſind ſämmtlich zu Geld anzuſchlagen , und um ſo ge⸗nauer zu berechnen , als nur dann eine Erhöhung gefordert werden kann , wenn ſie nicht drei Fünfteldes Pachtwerthes erreichen .

Es beſtehen die Leiſtungen des Lehenmanns in Folgendem :
4) In Geld 5 fl. 46 kr.

In Früchten neu Maß :
Veeſen 1 Malter 2 Seſter 4 Mäßchen 4 Becher ,
Habess : — 6
Dieſe jährliche Fruchtgabe iſt gleichfalls nach dem obbemerkten Durchſchnittspreis anzuſchlagen :b ) Der Ehrſchatz in 30 fl . , wovon nach §. 4 des Geſetzes ein Zwölftel mit 2 fl. 30 kr. aufein Jahr in die Berechnung kommt ,
6) Die dem Zeitpächter geſetzlich nicht obliegenden Steuern für den Staat per 100 fl. Steuer⸗kapital zu 19 kr . , und für die Gemeinde zu ordentlich und außerordentlichen Bedürfniſſen im Durch⸗ſchnitt 9 kr.

d) Endlich die Baulaſten , ſoweit ſie nach den oberwähnten Veſtimmungen die Verbindlichkeiten desPächters überſteigen , und welche mit Ausſchluß des Bauholzes durchſchnittlich zu berechnen ſind . Nach⸗dem die Fürſtl . Reviſion , welcher die vorgelegte Berechnung zur Prüfung mitgetheilt wurde , mit dervon dem Rentamt gewählten Baſis in Beziehung auf die Beſtimmungen des neuen Schupflehengeſetzesvon 1833 als nicht einverſtanden ſich erklären mußte , weil dieſelbe nicht die richtige ſei , und bei jenen

—
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deutlichen Beſtimmungen zur Vermeidung all weiterer nachtheiliger Conſequenzen eine willkürliche oder
niederere Regulirung des Pachtſchillings nie mehr ſtattfinden ſollte , ſo wird das Rentamt unter Rückanſchluß
ſeiner frühern Berechnung hiemit angewieſen , nach den vorſtehenden Bemerkungen eine nochmalige ge⸗
naue Unterſuchung und reſp . pflichtmäßige Abſchätzung des Pachtwerthes und der Laſten zu pflegen , und
das Reſultat mit weiterm gutächtlichen Berichte anher vorzulegen , worauf dann erſt die definitive Ent⸗
ſchließung erfolgen werde .

Vom 9. Febr . 1835 .

Nr . 994l . Donaueſchingen . Betr . die Heu⸗ und Fruchternten bei der
Fürſtl . Gutsverwaltung .

Die Fürſtliche Gutsverwaltung wird angewieſen , ſowohl bei den Heu⸗, als Frucht⸗ und Oehmd⸗
Erntearbeiten durch öffentliche Bekanntmachung eine Coneurrenz der Arbeiter und Fährleute zu eröffnen ,
und die großeren Geſchäfte entweder im Ganzen oder in Abtheilungen unter Vorbehalt der Ratifikation
in der Art zu verſteigern , daß der Verwaltung die Wahl unter den Bietenden freiſteht , und ſie nicht
gebunden iſt , die Arbeit gerade dem Wenigſtnehmenden zu übertragen.

Die Vornahme derartiger Verhandlungen hat ſo zeitig zu geſchehen , daß im nicht entſprechenden
Fall eine Wiederholung derſelben angeordnet werden kann .

Den 16 . Febr . 1835 .

Nr . 2627 . Betr . die Beſetzung der Fürſtl . Fürſtenbergiſchen Kameral⸗
dienſte durch geprüfte Kameralpraktikanten .

Gemäß höchſter Entſchließung v. 2. d. wird bekannt gemacht , daß künftig in der Regel nur
ſolche Individuen , welche durch öffentliche Prüfungen , wie ſie nämlich in den angrenzenden Staaten
vorgeſchrieben ſind , zum Staatsdienſte befahigt wurden , im Fürſtl . Kameraldienſte ſollen angeſtellt wer⸗
den . Hieraus ergibt ſich nun von ſelbſt , daß die ſogenannten Kameralpraktikanten , von denen voraus⸗
geſetzt werden dürfe , daß ſie beſſer befähigt ſeien als die Kameralſeribenten , vor dieſen in der Regel
den Vorzug erhalten ſollen .

Ebenſo ergebe ſich daraus , welche Studien Serenissimus zur Befähigung für Höchſtihren Kameral⸗
dienſt verlangen .

Vom 9. April 1835 .

Donaueſchingen . Betr . die Verleihung der Beſoldungsgärten an die
Fürſtl . Beamten und Diener daſelbſt .

Höchſte Entſchließung v. 6. d. Mis . des Inhalts :
1) Wer auf einen Garten verzichtet , hat keinen Anſpruch auf ein Surrogat . Daſſelbe wird daher

nur bewilligt , wo beſondere Gründe dafür ſprechen .
2 ) Die Bewilligung des Surrogats bleibt uns vorbehalten , und kann von unſerer Domainen⸗

Kanzlei nur dann ertheilt werden , wenn daſſelbe durch die Anſtellungsurkunde ſchon beſtimmt iſt .
9



3 ) Ohne unſere ausdrückliche Bewilligung darf kein Beſoldungsgarten für andere Zwecke als zum

Gemüſebau und zur Obſtkultur benutzt werden .

J ) In der Regel wird kein größeres Gartenareal verliehen , als Dasjenige iſt , aus welchem gegen⸗

wärtig die Beamtengärten beſtehen .

5 ) Bei der letzten Eintheilung der Beſoldungsgärten im Kändrich ſind alle gleich groß gemacht

worden . Dies hindert jedoch nicht , daß auch halbe Gartentheile verliehen werden , worauf in

Zukunft Bedacht zu nehmen iſt , und zwar beſonders in dem Falle , wo ein Genuß⸗Berechtigter mit

einem ſolchen halben Antheil für ſeinen ſüdlich an der Mühlſtraße gelegenen Garten kann abgefunden

werden ; oder wo Gartengenüſſe an ſolche Diener verliehen werden , denen in Bezug auf Gartenge⸗

nuß keine entſprechende Beſtimmung im Anſtellungspatente zur Seite ſteht .

Sollten unter den Gartenbeſitzern der letzteren Kategorie ſich zwei oder mehrere befinden , für deren

Bedürfniß ein halber Antheil im Kändrich genügt , ſo ſind denſelben halbe Antheile zuzuſcheiden .

6 ) Wenn ein Beſoldungsgarten einem Diener in der Nähe ſeiner Dienſtwohnung verliehen wird ,

kann derſelbe in der Regel nicht auch noch im Kändrich oder anderswo einen ſolchen erhalten .

Beſchluß :

Nr . 2654 . Dieſe höchſte Entſchließung bekannt zu machen .

Den 9. April 1835 .

Fürſtl . Fürſtenbergiſche Domainen⸗Kanzlei.

Nr . 2072 . Betr . die Bezahlung der Feuerſchaulöhne .

Den Fürſtl . Verwaltungen im Großherzogthum Baden wird zum Wiſſen und zur Nachachtung be⸗

merkt , daß Zahlungen für die Vor⸗ und Nachfeuerſchau künftig nicht mehr gemacht werden dürfen , weil

nach Rggsbltt . vom Jahr 1827 Nr . 5 dieſe Koſten aus den Gemeindekaſſen zu beſtreiten ſind , ausge⸗

genommen da , wo ſtandesherrliche Höfe eine beſondere Gemarkung bilden .

Vom 14 . April 1835 .

2806 . Betr . die Güternutzungen der Fürſtlichen Revierförſter .

Obgleich die Beſoldung der Revierförſter in der Rechnung vom 1. Mai bis zu gleichem Tage des

folgenden Jahres verrechnet iſt , ſo muß doch angenommen werden , die Feldernutzung ſeie je von Mar⸗

tini zu Martini eingeräumt , indem nach Martini bis zum Rechnungsſchluß keine Nutzung mehr ſtatt⸗

findet , und der vor Martini geerntete Ertrag als Beſoldung für die Vergangenheit zu betrachten iſt .

Aus dieſem Grunde iſt keine Forderung wegen Pachtgeldes von Martini 1834 bis 1. Mai 1835 an die

Förſter zu machen ; vielmehr haben die Forſtoerrechnungen den betreffenden Kaſſen das Pachtgeld aus

den Beſoldungsfeldern der Förſter blos bis Martini 1834 zu vergüten , da das künftige Pachtgeld aus

jenen Grundſtücken gedachten Kaſſen von ermeldtem Zeitpunkte an zufließt .

Donaueſchingen , den 18 . April 1835 .

X
Nr
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Nr . 3387 . Betr . das Verfahren bei Güterverpachtungen .

Man ſieht ſich zu folgenden Anordnungen veranlaßt :

1) Die Verpachtungsprotokolle müſſen die Angabe des Ortes , Tags und Jahres der Verhandlung ,
die Benennung desjenigen Beamten , des Dienſtgehilfen , welcher das Geſchäft leitet , die Bezeichnung
der Urkundsperſonen und die Nachweiſung über die vorherige öffentliche Bekanntmachung der Pacht⸗

Verſteigerung enthalten .

2 ) Sind die für den Akt gültigen Bedingungen vollſtändig in das Protokoll aufzunehmen , und eine

Berufung auf die bei einer anderen Verſteigerung zu Grunde gelegten Bedingungen iſt nicht zuläßig .
Das Weſentliche der Bedingungen beſteht in der Beſtimmung :

à ) Ueber den Anfang und das Ende der Pachtzeit ;

b) Die Gewährung oder Nichtgewährung des Gütermaßes , je nachdem eine Vermeſſung vorliegt
oder es an einer ſolchen mangelt .

6) Ueber die Uebernahme der auf die Güter fallenden Laſten ;

d ) Den Bau und die Benutzungsweiſe der Güter ;

Ee) Afterpachtvergebung ;

) Unterhaltung der Bäume , Grenzſteine ꝛc. ;

90 Die Verhältniſſe des Zehnten , insbeſondere auf den Fall der Ablöſung ;

h ) Den Termin für die Pachtzinszahlung und über die Sicherheitsleiſtung ;

i ) Die Kammertaxzahlung ;

k ) Der Nachlaß bei eintretender Beſchädigung des Ertrags ;

1) Die Befugniſſe des Aerars auf den Fall der Zahlungs⸗Unvermögenheit des Pächters ;

m) Die Ausſchließung aller Reſtanten der Verrechnung von der Verſteigerung ;

n ) Die Genehmigung der Verpachtung .

Daß die aufgeſtellten Bedingungen den Steigerungsliebhabern gehörig verkündet worden , iſt in dem

Protokoll zu erwähnen .

3 ) Bei jedem zur Verſteigerung ausgeſetzten Grundſtück muß der Flächengehalt , deſſen Benennung
und Begrenzung , die Anzahl der auf demſelben befindlichen Bäume , Grenzſteine , Umzäunung , Wäſſe —

ruugsanſtalten ꝛc. der bisherige Pachtzins , der Anſchlag des Pachtwerthes , der Name des Steigerers und

ſeines Bürgen , beziehungsweiſe Selbſtzahlers , und der erzielte Pachtzins angegeben werden . Steigerer und

Bürgen haben das Protokoll eigenhändig zu unterzeichnen , und wenn es ſich um die Verpachtung mehrerer

Parzellen handelt , ſo ſind dieſelben mit Ordnungsnummern zu verſehen und iſt der Meßgehalt , der bis⸗

herige Ertrag , der abgeſchätzte Pachtwerth und Pachterlöbs im Protokolle zuſammenzuſtellen .

40 Den Schluß deſſelben bildet die Atteſtation der beigezogenen Urkundsperſonen über die ordnungs⸗

mäßige Vornahme der Verſteigerung , die Zahlungsfähigkeit der Steigerer und ihrer Bürgen , die Rich⸗

tigkeit der Namensunterſchriften von beiden und die Beurkundung des Verwaltungsbeamten oder ſeines

Stellvertreters , daß die Pächter oder ihre Bürgen mit keinen verfallenen Schuldigkeiten bei der Ver⸗

rechnung im Rückſtande haften .

Das Nähere iſt aus dem beigefügten Formular eines Protokolls zu erſehen .

5 ) Machen beſondere Verhältniſſe einen Zuſatz zu den Pachtbedingungen oder eine Abänderung der⸗

ſelben nöthig , ſo ſind die Motive hierzu in dem Berichte anzugeben , mit welchem das Protokoll hierher

vorgelegt wird .

9 1



68 —

6 ) Vorſtehende Beſtimmungen finden vorzugsweiſe bei der Verpachtung von Parzellen ihre Anwen⸗

dung . Die Bedingungen für die Verpachtung von ganzen Hofgütern ſind vor der Vornahme der Pacht⸗

Verſteigerung zur Einſicht und Prüfung hierher vorzulegen , und ſind dabei wegen der Unterhaltung der

Hofgebäude und der Kautionsleiſtung nach den beſonderen Verhältniſſen die geeigneten Anträge zu ſtellen.
Vom 14 . Mai 1835 .

Formular zu Nr . 3387 vom 14 . Mai 1835 .

A .

Entwurf zu einem Güterverpachtungs -Protokoll .

Gegenwärtig :
Rentmeiſter Unold , und die Urkundsperſon Stühlingen auf dem Rentamtsbureau .

Bürgermeiſter Fiſcher . Geſchehen am 20 . Mai 1835 .

Nach vorausgegangener Bekanntmachung , worüber die Beurkundungen unter Ziffer 1 —4 anliegen ,

werden heute die auf hieſiger Gemarkung liegenden ärariſchen Grundſtücke im Flächengehalt von 30

Morgen 2 Vierling 6 Ruthen unter folgenden Bedingungen auf Zeitbeſtand verſteigert :

1 ) Die ärariſchen unten näher beſchriebenen Grundſtücke werden auf einen neunjährigen , mit Mar⸗

tint 1835 anfangenden und auf Martini 1844 ſich endigenden Pacht vergeben .

2 ) Das Gütermaß wird nach der vorliegenden Vermeſſung vom 3. März 1826 gewährt , ( oder das

Gütermaß wird , da keine förmliche Vermeſſung vorhanden iſt , nicht gewährt . )

3 ) Alle öffentlichen und Privatabgaben , welche auf den Gebäuden und Gütern ruhen , behält das

Aerarium auf ſich.

( Bei geſchloſſenen Pachthöfen mit Gebäulichkeiten erleidet dieſe Bedingung hinſichtlich der Kriegs⸗

frohnen und Quartierlaſten eine Ausnahme . Auch bleiben die Dienſtbarkeiten , welche auf den Beſtands⸗

Objekten haften , den Pächtern zur Laſt , ſie müſſen aber in dem Protokolle angegeben werden . )

4 Die Pächter haben die Güter ordnungsmäßig zu bauen und zu düngen , und jede der Nachhal⸗

tigkeit des Ertrages ſchadliche Benützung bei Vermeidung des Schadenerſatzes zu unterlaſſen ; ferner die

Waſſer⸗ und andern Gräben duf den Wieſen fleißig zu unterhalten .

Das Umbrechen von Grasland iſt ohne beſondere höhere Ermächtigung nicht geſtattet .

5 ) Ohne Genehmigung der Fürſtl . Domainen⸗Kanzlei dürfen die Güter weder ganz noch theilweiſe

in Aftervacht gegeben werden . Ebenſo wenig iſt den Pächtern die gänzliche Uebertragung des Pachtes

auf Andere geſtattet .

6 ) Die auf den Gütern befindlichen Umzäunungen , Stellfallen zur Wäſſerung , Bäume und Grenz⸗

ſteine , welche beim Anfange des Pachtes nach vorausgegangener Benachrichtigung der abgehenden und neu

eintretenden Pächter urkundlich aufgenommen wurden , ſind von den Pächtern zu erhalten , und die ab⸗

gehenden auf ihre Koſten neu herzuſtellen .
Das Rentamt iſt befugt , die Herſtellung der am Ende der Pachtzeit fehlenden Umzäunungen ,

Stellfallen , Waſſergräben und Grenzſteine auf Koſten der abgehenden Pächter anzuordnen , wenn dieſe

innerhalb einer von dem Fürſtlichen Rentamte anzuberaumenden Friſt ihrer Verbindlichkeit nicht nach⸗

gekommen .
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Für die fehlenden Bäume haben die Pächter den bei ' m Anfange der Pachtzeit erhobenen Werthan⸗

ſchlag zu erſetzen .

7 ) Die Güter ſind zehntpflichtig und die Pächter haben daher den Zehnten , ſo lange er nicht zur

Ablöſung kommt , zu entrichten . Im Falle der Ablöſung des Zehntens haben ſie fünf Prozent des

Ablöſungskapitals als Zuſatz zum Pachtzins zu bezahlen , ( oder von den Pachtgütern iſt kein Zehnten zu

bezahlen . )

8 ) Der Pachtzins iſt jaährlich auf Martini und zwar Martini 1836 erſtmals koſtenfrei an das Rent⸗

amt zu bezahlen und für die ſichere Entrichtung I8R und die Erfüllung aller aus dieſem Pachtver⸗

trage hervorgehenden Verbindlichkeiten hat jeder Steigerer einen von dem Gemeinderath als annehmbar
anerkannten Bürgen und Selbſtzahler zu ſtellen .

( Bei größeren Hofgütern , welche nicht ſtückweiſe verpachtet werden , iſt die Stellung einer Kaution

zur beſonderen Bedingung zu machen . )

9 ) Pächter hat die tarifsmäßige Kammertaxe nebſt der Expeditionsgebühr nach erfolgter Ratification

auf die Dauer der ganzen Pachtzeit baar zu entrichten .

( Der Betrag der Kammertaxe im Ganzen iſt auf der erſten Seite des Protokolles links auszuſetzen . )

10 ) Nur in dem Fall , wenn durch Hagelſchlag , Ueberſchwemmung , Mäuſefraß oder Kriegsſchaden

wenigſtens die Hälfte von den bereits auf dem Felde ſtehenden ( noch nicht abgeſchnittenen ) Früchten zu

Grunde geht , wird dem Pächter ein Nachlaß am Pachtzins durch Abrechnung an demſelben in der

Weiſe bewilliget , daß ſich der Nachlaß zum Pachtzins wie der Verluſt zu dem zu erwarten geweſenen

Ertrage verhalt . Ein Ereigniß gedachter Art muß übrigens innerhalb der erſten 36 Stunden der Ver⸗

waltung zur Anzeige gebracht werden ; oder die Verpachtung gheſchieht
auf Hagel und Wind ; Pächter

hat mithin in keinem Falle Anſpruch uf Nachlaß .

11 ) Wenn der Pächter in Gant geräth oder mit zwei Jahresinſen im Rückſtande bleibt , iſt das

Aerarium befugt , den Beſtand mit dem Eintritte dieſer Ereigniſſe ohne irgend eine Entſchädigung für .

aufgelböst zu erklären .

Der Pächter und ſein Bürge ſind zur Bezahlung des etwaigen Mindererlöſes bei einer neuen Ver —

pachtung verbunden , während ſie auf einen Mehrerlös keinen Anſpruch haben .

12 ) Wer bei der Verrechnung mit verfallenen Schuldigkeiten im Rückſtande haftet , iſt von der

Steigerung ausgeſchloſſen .

13 ) Die Genehmigung der Fürſtl . Domainen⸗Kanzlei bleibt bei dieſer Pachtverſteigerung vorbe⸗

halten . Nach Eröffnung dieſer Bedingungen wurde die Verſteigerung in nachſtehender Weiſe vor⸗

genommen .
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Nr . 4167 . Donaueſchingen . Betr . die Verwerthung der bei der hieſigen

Gutsverwaltung eingeernteten Früchte .

Zur Vereinfachung des Geſchäftsganges , und um die Führung einer beſonderen Fruchtnaturalien⸗

Rechnung zu vermeiden , hat Fürſtliche Gutsverwaltung ſämmtliche Früchte , welche nicht unmittelbar

nach dem Draſch anderwärts verwerthet werden , ( wie z. B . die Gerſte an Fürſtl . Brauereiverwaltung ꝛc. )

aus der Scheuer weg an das Fürſtl . Rentamt käuflich zu überlaſſen , und hiefür von Letzterem den je⸗

weils kurſirenden Preis zu empfangen .

Der Bedarf an Früchten zur Saat , zur Fütterung der Pferde ,

chem Preiſe wieder von dem rentamtlichen Kaſten zu beziehen ꝛc.

Vom (. Juni 1835 .

und zu andern Zwecken iſt in glei⸗

Nr . 4999 . Betr . den Fortbezug der Stammloſungsgebühren von den

Berechtigungsholz⸗ - Empfängern .

Obgleich der Bezug der Stammloſung nach der neuen Organiſation zum Beſten der Förſter auf⸗

gehört hat , ſo bleibt dieſelbe dennoch in Wirkſamkeit für alle hinſichtlich des Preiſes begünſtigten Holz⸗

Empfänger , weshalb Pächter , Lehenleute , Häuslemänner m. die Stammloſung und zwar

in der Rechnung als Gegenleiſtung der Berechtigten bezeichnet , wie ehemals an die Förſter nun an die

Forſtkaſſen zu entrichten haben , welches denſelben zur Nachachtung und einnahmlichen Verrechnung mit

dem Bemerken eröffnet wird , daß ſie von den Förſtern quartalweiſe Behufs des Einzugs Verzeichniſſe

über dieſe Stammloſungs bezüge erhalten werden .

Den 30 . Juni 1835 .

Nr . 1715 . Betr . die Normirung der Zehrungs⸗Anrechnungen für die

Dienſtknechte .

Fürſtl . Gutsverwaltungen zu Hüfingen und Donaueſchingen die

Es darf den Dienſtknechten bei den

t dem Zuge über Feld geſchickt werden .
Zehrung vergütet werden , wenn ſolche mi

Als Zehrungserſatz paſſirt per Mann .

1) Wenn die Abweſenheit des Zuges die gewöͤhnliche Vormittags⸗ - oder Nachmittags⸗Arbeitszeit

nicht um mehr als eine Stunde überſteigt , in der Regel dagegen , wenn das Geſchäft an dem Orte ,

wohin der Zug geht , es mit ſich bringt , daß eingeſtellt werden muß , 8 kr.

2 ) Wenn die Abweſenheit von Morgens an bis Nachmittags 2 Uhr dauert , 12 kr.

3 ) Wenn der Zug früh am Morgen abfährt , und erſt Abends 6 —7 Uhr heimkehrt , per Mann 21 kr

4 ) Bei Fahrten , welche in großer Entfernung unternommen werden und mehrere Tage in Anſpruch

nehmen , ( z. B . nach Heiligenberg , Kattenhorn , Haslach ꝛc. ) , per Tag und Nacht 1 fl . 48 kr.
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Mitisgeſſenk ꝑK .
2 Schoppen Wein und Brod . 1.8 kr.

Mäthkefen .
2 Schoppen Wein und Brod . 1s kr.

Schlefsßg .

r⸗
Am Tage der Abfahrt fällt die Anrechnung des Frühſtücks , am Tage der Heimkehr die des Nacht⸗

eſſens und Schlafgeldes weg , wenn die Abfahrt nicht vor 6 Uhr und die Ankunft dahier nicht erſt nach
7 Uhr erfolgt iſt .

Wenn der Verwalter die Dienſtboten auf Märkte mitnimmt , bleibt ihm überlaſſen , die Zehrung
derſelben auf Rechnung zu beſtreiten .

Die Verwaltungen haben darauf zu halten , daß die Abweſenheit der Dienſtleute nicht über Ge⸗
bühr verzögert werde , und das Geeignete hierwegen den Forderungszetteln beizufügen.

Den 16 . Juli 1835 .

Nr . 3563 . Neufra . Betr . die Regulirung einer Reiſekoſten⸗Entſchädigung
für die Schäfer .

Als Zehrungs - Anrechnungen der Schäfer auf ihren Wanderungen werden genehmigt :

Für ein Frühſtück 33 5 65ke⸗

„ „ GMittageſſen . 20 kE

„ „ DriiR 8 8 8 5 8 6 kr.
Unter dem Tag für Trunk und Brod 6 kr .

Für ein Nachteſſen 5 20 kr.

„55 8 5 8 6 kr .

Für das Schlafgeld . 5 3 Gkk⸗
Für 3 Hundefütterungen à 3 kr. 9 kr .

1 flE 9 k

Wenn Schafe von Ringingen nach Trochtelfingen transportirt werden , oder auch umgekehrt , fo ſoll
der Schäfer für ſich und den Hund 30 kr⸗ Zehrungskoſten zu beziehen haben .

Den 20 . Juli 1835 .

Nr . 7092 . Betr . die Verſicherung der dem Fürſtl . Aerar angehörigen
Mobilien gegen Feuersgefahr .

Höchſter Erlaß Serenissimi v. 10 . d. Mts . Nr . 1027 , womit gnädigſt angeordnet wird , daß uberall
wo Mobilien im Intereſſe des Fürſtl . Aerars zweckmaäßig verſichert werden können , nach Ablauf der mit
auswärtigen Verſicherungsgeſellſchaften etwa ſchon beſtehenden Polizen , auf deren Verſicherung durch den
badiſchen Phönix vorzugsweiſe Rückſicht genommen werden ſolle .



Beſchluß :

Nachricht hievon ſaͤmmtlichen Fürſtl . Verwaltungen zum Wiſſen und zur Nachachtung mit dem An⸗

fügen , daß über die Nothwendigkeit oder Zweckmäßigkeit ſolcher Mobiliarverſicherungen vorkommenden

Falles Bericht anher zu erſtatten ſei .

Donaueſchingen , den 18 . Sept . 1835 .

Fürſtl . Fürſtenbergiſche Domainen⸗Kanzlei .

Nr . 1006 . Neufra . Betr . das Rechnungsweſen der Schäferei⸗
Adminiſtration .

Dem Rentamte Neufra , Schäferei - Adminiſtration , läßt man im Anſchluſſe das Formular für die

Fürſtl . Gutsverwaltungs - Rechnuugen mit dem Auftrage zugehen , hiernach und pro 188¾5 erſtmals die

Stellung der Schäfereirechnung vorzunehmen . Da übrigens die Schäferei nur einen Zweig der Guts⸗

Verwaltung bildet , die für letztere entworfene Inſtruktion für erſtere mithin nicht in allen Beziehungen
als Richtſchnur dienen kann , ſo werden dem Rentamte hinſichtlich der Abweichungen der Schafereirech⸗
nung von dem Formular die in der Anlage enthaltenen Erläuterungen mitgetheilt , und deren Beachtung
in Anlegung und Führung der Rechnung empfohlen .

5

Sollte das Rentamt über das ein oder andere einer Aufklärung bedürfen , ſo wird ſolche auf

langen ertheilt werden . Die monatlichen Geldrapporte ſind wie ſeither an die Reviſion , die Gelds ,

Vieh⸗ und Naturalienrapporte aber an dieſſeitige Stelle einzuſenden . Quartalweiſe iſt der Rechnungs⸗
Auszug wie von der rentamtlichen Verwaltung einzuſenden .

Vom 1. Oktober 1835 .

Nr . 9290 . Betr . die Verwendung der Fürſtl . Förſter zu rentamtlichen
Geſchäften aus Auftrag der Rentämter .

Nachdem zur dieſſeitigen Kenntniß gekommen iſt , daß hie und da die Revierförſter von Seite Fürſtl .
Rentämter wegen Beſorgung rentamtlicher Adminiſtrativ⸗Angelegenheiten in Anſpruch genommen werden ,

wodurch leicht dem Dienſte nachtheilige Colliſionen entſtehen können , und überhaupt das der Ordnung
entſprechende Subordinations⸗Verhältniß geſtört wird , findet man ſich veranlaßt , hiemit Folgendes zu
beſtimmen :

1) Die Fürſtl . Rentämter und Forſtverrechnungen ſind nicht befugt , den Revierforſteien in rent⸗

amtlichen Verwaltungs⸗Angelegenheiten Aufträge und Weiſungen zu ertheilen .

2 ) Das Subordinations⸗Verhältniß der Revierförſtereien zu den Rentämtern und Forſtverrechnungen
beſchränkt ſich bis auf Weiteres ausſchließend auf die durch die Rechnungsinſtruktion für die Revierförſter
bezeichneten Gegenſtände des Forſt⸗Rechnungsweſens .

3 ) In allen Fällen , wo die Mitwirkung der Revierförſter bei rentamtlichen Verwaltungs⸗Angelegen⸗
heiten zur Vermeidung von Nachtheilen nothwendig und unausweichlich erſcheint , haben die Rentämter

in der Regel ſich mit der betreffenden Forſtinſpektion ins Vernehmen zu ſetzen , und dieſe zu Ertheilung
des erforderlichen Auftrags an die Revierforſtei zu veranlaſſen .

Ausnahmen von dieſer Regel können nur alsdann eintreten , wenn Gefabr auf dem Verzuge haftet ,
10
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In einem ſolchen Ausnahmsfall haben die Rentämter und Forſtverrechnungen in ihren unmittelbaren

Zuſchriften an die Revierforſteien ſich jedoch jenes Styles zu bedienen , welcher einem coordinirton Dienſt⸗

Verhältniſſe angemeſſen iſt .
8

4J) Sind die Forſtinſpektionen beziehungsweiſe die Revierforſteien verbunden , dem rentamtlichen Ver⸗

langen vollkommen zu entſprechen , vorausgeſetzt , daß dies ohne verhältnißmäßig größere Nachtheile für

die Forſtverwaltung geſchehen kann . Sollten die durch die Beſorgung der rentamtlichen Angelegenheiten

bei der Forſtoerwaltung drohenden Nachtheile erweislich größer ſein , ſo muß das Rentamt hievon ohne

Zögerung zu anderweiten Maßnahmen in Kenntniß geſetzt werden .

Vorſtehenden Beſtimmungen , deren genaue Beobachtung empfohlen wird , fügt man noch die Be⸗

merkung bei , daß im Einklang mit der ſchon hierwegen beſtehenden Vorſchrift den Revierforſteien unter

keinerlei Umſtänden die Erhebung herrſchaftlicher Gelder , welches Namens ſie auch ſein mögen , ohne

dieſſeitige ſpezielle Genehmigung angeſonnen und aufgetragen werden dürfe .

Den 21 . Dec . 1835 .

Nr . 9521 . Betr . den Beitrag der Fürſtlichen Standesherrſchaft zu den

Gemeindsausgaben .

In Folge des neuen Geſetzes über Beſtreitung der Gemeindebedürfniſſe vom 18 . Auguſt , und der

Vollzugsverordnung vom 24 . Oktober d. J . , Rggsbltt . Nr . 41 und 52 findet man ſich zu folgenden

erläuternden Bemerkungen und Beſtimmungen veranlaßt .

Da es von Wichtigkeit iſt , daß bei Aufſtellnng der Voranſchläge , insbeſondere auch bei der jener

vorangehenden Beſtimmung der Soziallaſteu , der Auflagen auf die Bürgernutzungen und der Voraus⸗

beiträge der Gemeindebürger die Ausmärker und die ſtaatsbürgerlichen Einwohner gehörig vertreten , und

dabei ihre Intereſſen gewahrt werden , lſo iſt dahin zu wirken , daß die Vorſchrift des §. 29 des Ge⸗

ſetzes und der §§ . 1 — 4 der Vollzugsverordnung genau eingehalten werde , und gewärtiget man ſeiner

Zeit die Anzeige , in welcher Art und mit welchem Erfolge den diesfälligen geſetzlichen Beſtimmungen
aller Orten im Rentamtsbezirke Genüge geſchehen , um , wo darauf keine Rückſicht genommen worden

wäre , ſofort für das nächſte Jahr in dieſer Beziehung das Geeignete fürkehren zu können .

2 ) Bei Vornahme der in den § § . 5 — 14 der Vollzugsverordnung bezeichneten Vorarbeiten Behufs

der Aufſtellung des Voranſchlages , welche um ſo wichtiger ſind , da ſie für mehrere Jahre gelten , hat
das Rentamt entweder in der Perſon des Rentmeiſters oder in jener des hiezu gehörig zu inſtruirenden

Buchhalters oder Gehilfen mitzuwirken , und insbeſondere ſein Augenmerk darauf zu richten , daß

3 ) Die Soziallaſten , namentlich diejenigen , welche als ſolche in früheren Verfügungen bereits be⸗

zeichnet ſind , genau beſtimmt und ausgeſchieden werden .

Kann das Rentamt unabweislicher Urſachen wegen hiebei nicht weſentlich mitwirken , ſo hat ſich das⸗

ſelbe von dem Ortsvorſtande einen ſchriftlichen Ausweis hierüber geben zu laſſen , und wo nöthig ohne

Zeitverluſt die geeigneten Erinnerungen dagegen zu machen , im einen wie im andern Falle aber zu be⸗

richten , welche Ausgaben , ſei es durch Uebereinkunft oder durch richterliche Entſcheidung als Sozial⸗

Ausgaben erkannt , und vom gemeinen Voranſchlage ausgeſchieden worden ſind .

4 ) Schulhaus⸗Baukoſten ſollen nach dem bisher beſtandenen geſetzlichen Beſtimmungen behandelt

und beſtritten , und ſonach nicht in den allgemeinen Voranſchlag aufgenommen werden . Sollte jedoch



letzteres von dem Gemeinderath vorgezogen werden wollen , ſo hat das Rentamt hiegegen , wie bisher

keine Einſprache zu machen , da in dieſem Falle die Ausmärker nur Zwei Drittel beitragen , wäh⸗

rend ſie nach §. 26 des Kirchenbau - Edikts vom Jahre 1808 , deſſen Wirkſamkeit durch das neue Geſetz

aufrecht erhalten iſt , zu den ganzen Koſten nach Verhältniß ihres Steuerkapitals beigezogen werden

müßten ; es verſteht ſich , daß der vom Zehentherr etwa geleiſtete gutthatsweiſe Beitrag vom Umlags⸗

Betreffniß in Abzugl gebracht , beziehungsweiſe gutgeſchrieben oder das Zehentſteuerkapital in dieſem Falle

als ſchon verſteuert , freigelaſſen werden müßte .

Hinſichtlich der Kriegsſchulden , welche gleichfalls vom Voranſchlage ausgeſchloſſen ſind , behält es

bei den bisherigen Beſtimmungen ſein Bewenden .

5 ) Ueber die Gemeindeeinkünfte , die Einnahmslaſten , welche nach §. 5 des Geſetzes von jenen ge⸗

hörig in Abzug zu bringen ſind , ſo wie von allen übrigen Ausgaben ſt eine genaue und detaillirte

Nachweiſung zu verlangen , um hiernach die Beſtimmung der Vorausbeiträge der Gemeindebürger und

der ihnen gleichgeachteten ſtaatsbürgerlichen Einwohner beurtheilen zu können .

Dieſe Nachweiſung iſt nach Verfluß von 3 Jahren mit dem Reſultate der Rechnungen zu verglei⸗

chen , über das Ergebniß Bericht zu erſtatten , und eine hiernach etwa durch außerordentliche Verände⸗

rungen in den Gemeindeeinkünften und Ausgaben oder hinſichtlich der Steuerkapitalien nöthig wer⸗

dende Abrechnung und Ausgleichung bezüglich der Vorausbeiträge der Gemeindebürger in Antrag zu

bringen .

6 ) Was die Aufſtellung des Gemeindekataſters , welches das Rentamt zur Einſicht und Prüfung

beizuſchaffen , und von deſſen Richtigkeit , wenigſtens ſo weit es das herrſchuftliche Steuerkapital betrifft ,

ſich zu überzeugen hat , anbelangt , ſo iſt als Regel anzunehmen und geltend zu machen , daß die Fürſtl .

Standesherrſchaft allenthalben mit ihrem geſammten Steuerkapital als Ausmärker anzuſehen und zu be⸗

handeln , mithin in die II . Abtheilung des Kataſters zu lociren iſt ; wenn daher gleichwohl die Fürſtl .

Standesherrſchaft mit viel oder wenig , da oder dort in die erſte Abtheilung locirt werden wollte , ſo ſind

ſich die Objekte , deren Aufnahme in die gedachte Abtheilung beabſichtigt wird , ſpeziell bezeichnen zu laſſen ,

und iſt , den Fall des “ §. 16 der Vollzugsverordnung ausgenommen , gegen ſolches Verfahren eventuell

Einſprache zu machen , und hievon Anzeige anher zu erſtatten , um nach Umſtänden die Loeirung geneh —

migen oder anfechten zu können .

7 ) Nur bei dem Rentamte und der Guts⸗ und Ochſenmaſtungs⸗Verwaltung dahier findet hinſicht —

lich der innerhalb der Gemarkung befindlichen Gutsbeſitzungen und bürgerlichen Gewerbe , welche von

der Herrſchaft entweder ſelbſt umgetrieben werden oder verpachtet ſind , und ſich ſelbſt zu Folge der Be⸗

ſtimmung des §. 7 b. des Geſetzes und §. 14 der Vollzugsverordnung zur erſten Abtheilung vereigen —

ſchaften , z. B . hinſichtlich der Mühle , der Sennereien , der auf Donaueſchinger Gemarkung liegenden
Güter und Gebäude der Ochſenmaſtungs⸗Verwaltung eine Ausnahme ſtatt .

8 ) Hinſichtlich des Steuerkapitals von einleibigen Schupflehen , welche bisher im Ganzen , nämlich

mit Einſchluß des Kanonkapitals verſteuert wurden , welch ' letzteres aber nun nach §. 7 d. des Geſetzes

vom Gutsſteuerkapital in Abzug gebracht , und hiernach als zum herrſchaftlichen Steuerkapital gehörig in

die zweite Abtheilung des Kataſters fällt während das Gutsſteuerkapital in die erſte zu lociren kommt ,

wird zur Nachachtung Folgendes bemerkt :

Bekanntlich muß nach §. 14 der Grundſteuer⸗Ordnung das ganze Steuerkapital von dem gedachten

Schupflehen durch die Fürſtl . Standesherrſchaft an den Staat verſteuert werden ; es könnte daher bei

Aufſtellung der Steuerzettel eine Ausmittlung des Kanons und des Steuerkapitals hiefür umgan⸗

gen werden .

10



Bezüglich der Staatsſteuer⸗Entrichtung behält es nun zwar hiebei auch für die Zukunft ſein Ver⸗

bleiben . Eine Abweichung hievon hat nun aber bezüglich der Gemeindeſteuer⸗Entrichtung
1

indem nach obgedachtem §. 7 d. des Geſetzes die Beſitzer einleibiger Schupflehen mit ihrem K7
kapital nach Abzug des Kanonſteuerkapitals bei der Beſteuerung für die Gemeindeausgaben in 8

auf die Vorausbeitrage den Gemeindebürgern gleichgehalten werden , und daher nach 8 1 3
Vollzugsverordnung in die erſte Abtheilung des Gemeindekataſters loeirt werden⸗

die Beſitzer einleibiger Schupflehen ihr gedachtes Kapital von heuer an direct zur Gmeinde 1155 8

muß folglich daſſelbe ihnen in dem Gemeindekataſter erſter Abtheilung werden ; das 5

Steuerkapital aber verſteuert die Standesherrſchaft zur zweiten Abtheilung gegen Nückerhebun d

Lehenbeſitzern , wo dieſes bedungen iſt —

Vorderſamſt muß daher das . Kanonſtenerkapital ausgemittelt werden , wobei das Fürſtl. Rentamt

nach den beſtehenden Steuergeſetzen , insbeſondere nach §. 60 seg . der Genndſteuer nnn K 5

fahren , und ſich überall , wo es zur Sicherung der ärariſchen Nutzens nöthig iſt , das Gdnets
behalten hat . Mit der nächſten Einſendung der Steuerzettel an die Reviſion dahier iſt zugleich für kedes
einleibige Schupflehen dem dafür beſtehenden Steuerzettel eine Berechnung beizulegen , welche nachzu⸗
weiſen hat :

à ) Was das Steuerkapital von Gütern und Gebäuden des ganzen Lehens betrage ;

b) Wie viel das Kanonſteuerkapital betrage , und wie dieſes berechnet worden ſei ; ob Vorbehalte ,

und welche gemacht worden ſeien .

( ) Wie viel nach Abzug von b. noch an dem Steuerkapital ad a. , dem Lehenbeſitzer zur Beſteue⸗

rung an die Gemeinde bevor bleibe,
—

9 ) Als von der Beſteuerung frei ſind in Anſpruch zu nehmen zu Donaueſchingen : Das herrſchaft⸗

liche Schloß und der Carlshof ſammt Zugehör und Gärten ; zu Heiligenberg dieſelben Objekte ; eben

dieſelben zu Meßkirch und Wolfach ; zu Stühlingen das Schloß , und zu Geißingen das 5

Schloß ſammt Zugehör und Anlagen .

9

10 ) Bei Aufſtellung des Voranſchlags , wozu erſt dann geſchritten werden darf , wenn ſämmtliche

vorerwähnte Vorarbeiten fertig ſind , und das Gemeindekataſter acht Tage zur Cinſicht aller Betheiligten

aufgelegt war , ( §. 17 der Vollzugsverordnung ) hat das Rentamt da , wo dasſelbe mit einem bedeuten⸗

den Steuerkapital betheiligt iſt , oder wo es ohne beſondere Koſten geſchehen kann , perſönlich anzuwohnen

und das ärariſche Intereſſe gehörig zu wahren ; auf den Fall jedoch , daß dieſes , wie vorauszuſehen
da und dort nicht geſchehen könnte , die Bürgermeiſterämter jetzt ſchon zum Voraus zur Abſchr lhe

Mittheilung der Voranſchläge , ſobald ſie gefertigt ſind , aufzufordern , ſofort dieſe nach den bereits be⸗

ſtehenden Vorſchriften und den weitern in gegenwärtiger Weiſung enthaltenen Bemerkungen gehörig zu

prüfen , die etwaigen Einwendungen innerhalb der durch §. 24 und 25 der Wll 88drr80 80
ſtimmten Friſt den Bürgermeiſterämtern zu übergeben , ſofort die Voranſchläge , wenn ſie berſchtigt und

amtlich genehmigt ſind , nebſt den Forderungszetteln mit Bericht zur Dekretur der letzteren anher

vorzulegen .

11 ) Insbeſondere wird bezüglich ad §. 22 der Vollzugsverordnung dem Rentamte ſchließlich noch aufgetra⸗

gen , wenn da , wo eine eigene Verrechnung über Tilgung und Verzinſung der Gemeindeſchulden beſteht , eine be⸗

ſondere Umlage nach dem ganzen Gemeindekataſter gemacht werden wollte , zu verlangen , daß das Bedürfniß
der Schuldentilgungskaſſe in den gemeinen Voranſchlag aufgenommen werde , und im Falle auf dieſes

Verlangen nicht eingegangen würde , ſogleich Anzeige anher zu machen , um geeignete weitere Vorkehrung

treffen zu können .



Im Uebrigen erwartet man , daß das Rentamt ſich mit den geſetzlichen Beſtimmungen in obigem Belreff

genau bekannt machen , dieſelben und die dieſſeitigen Verfügungen gewiſſenhaft zur Anwendung brin⸗

gen , und überhaupt dieſem Gegenſtand diejenige Aufmerkſamkeit widmen werde , welche derſelbe bei ſeiner

hohen Wichtigkeit für das Fürſtliche Aerar verdient . 5

Den 24 . Dec . 1835 .

Nr . 1351 . Betr . die Gehaltsbeſtimmungen bei proviſoriſchen Dienſtüber⸗

tragungen für die Verweſer .

Wir wünſchen , daß in Hinkunft bei proviſoriſchen Dienſtübertragungen die Gehalte der Verweſer

gleich mitbeſtimmt werden , damit dieſelben ihr Einkommen kennen und ſich darnach zu richten wiſſen .

Donaueſchingen , den 7. Januar 1836 .

Karl Egon .

Nr . 604 . Betr . die Einſendung der Bauetats pro 1836/37 .

Es wird hiermit vorgeſchrieben :

Es ſollen die Bauetats längſtens bis 1. Februar jeden Jahres vollſtändig dahier eingekommen

ſein , hiemit iſt jedoch nicht geſagt , daß die Vorlage derſelben nicht früher geſchehen dürfe ; vielmehr

muß man ſolche wenigſtens theilweiſe um ſo eher wünſchen , als die Prüfung des Bauetats , wenn alle

zu gleicher Zeit hier eintreffen , neben Beſorgung der übrigen laufenden Geſchäfte nicht ſo ſchnell vor⸗

gehen kann , als dies die nothwendige Vorbereitung zu den Bauten und deren zeitige Vornahme erfordert .

Man erwartet deshalb , es werden die Fürſtl . Bauinſpectionen die Etats von einigen Rentamtsbezirken

ſtets nach und nach anher gelangen laſſen , und ſieht der vollſtändigen Einſendung aller Etats bis zum

1. März um ſo mehr entgegen , als man andern Falls ſolche durch Wartboten abholen zu laſſen ge —

nöthigt wäre .

Die Vorlage hat mittelſt beſonderen Berichts zu jedem Rentamtsbezirk in duplo zu geſchehen , wes⸗

halb die Fürſtl . Bauinſpectionen ermächtigt werden , die Duplikate auf ärariſche Koſten anfertigen zu

laſſen , und die Schreibgebührenzettel mit den Berichten vorzulegen .

Etats , welche nicht genau nach der Vorſchrift vom 3. Juli 1834 Nr . 4540 angefertigt ſind , insbe⸗

ſondere ſolche , welchen die Unterſchrift und Anerkennung der Rentbeamten ( F. 3. der Verordnung vom

3. Juli ) oder , ſo lange die angeordneten Bauinventarien nicht angefertigt ſind , die ſpezielle und voll⸗

ſtändige Bezeichnung aller den Bewohnern oder Benützern herrſchaftlicher Gebäude hinſichtlich des Bau⸗
weſens durch Anführung der betreffenden Paragraphen der Pachtkontrakte , Lehenbriefe oder anderer Ur⸗

kunden abgehen , wird man je nach Umſtänden zur Ergänzung zurückgeben , oder auf Koſten des Bau⸗

Inſpektors vervollſtändigen laſſen .
Den 25 . Januar 1836 .



18

Nr . 876 . Betr . die Güternutzungs⸗Aufrechnung der Fürſtl . Beamten

bei Perſonal⸗Veränderungen während des Rechnungsjahrs .

In der dieſſeitigen Verfügung vom 25 . Nov . 1833 Nr . 6688 wurden Vorſchriften ertheilt , wie es

bei ſtattfindendem Dienſtwechſel Fürſtl . Förſter in Beziehung auf die Güternutzungen gehalten werden

ſolle . Man ſieht ſich veränlaßt , hiemit auszuſprechen , daß die dort aufgeſtellten Normen in Zukunft
auch bei dem Dienſtwechſel aller übrigen Beamten und Diener in Anwendung kommen ſollen . Nachdem
aber jene Verordnung keine Vorſchrift für jene Fälle enthält , wo eine Ausgleichung mit einem Dienſt⸗
Nachfolger überhaupt nicht ſtattfinden kann , ſo wird hiemit ergänzend verfügt , daß dieſe Ausgleichung
mit dem Fürſtl . Aerar zu geſchehen habe , und je nach Umſtänden der abziehende Diener entweder die

gehörig nachzuweiſenden Beſtellungskoſten und das Ratum des Ertrages , nach Abzug des hierauf fallen⸗

den Antheils an jenen Koſten vergütet , oder ſofern der Diener die Ernte ſchon bezogen haben ſollte ,
dem Fürſtl . Aerar der Zuvielbezug nach Abzug des dieſen betreffenden Antheils an dem Beſtellungs⸗
Aufwande erſetzt werden ſolle .

Den 10 . März 1836 .

Nr . 16983 . Betr . die Kautionsſtellung der Kaſſenbeamten und anderer

Kameraldiener .

Seine Durchlaucht der gnädigſte Fürſt haben für nöthig erachtet , durch höchſte Entſchließung v. 7 .

dieſes über die Kautionsleiſtungen der Fürſtl . Kaſſenbeamten und anderer Kameraldiener Folgendes zu
verordnen :

1 ) Jeder Fürſtl . Kaſſenbeamte , Kaſtenknecht ꝛc. , er mag definitiv oder aber nur proviſoriſch ange⸗

ſtellt ſein , hat längſtens innerhalb acht Wochen nach ſeiner Anſtellung die vorgeſchriebene Kaution zu

ſtellen .
2 ) Die Kaution muß entweder :

à ) Durch eine Hypothek auf ſchuldenfreies liegenſchaftliches Vermögen im doppelten Schatzungs⸗
werthe geſtellt , und hierüber eine gerichtliche Pfand⸗ und Kautions⸗Urkunde ausgeſtellt werden ,
oder aber

b ) Durch Hinterlegung von gerichtlich ausgefertigten und mit allen geſetzlichen Erforderniſſen ver⸗

ſehenen Pfandurkunden über Kapitalforderungen an Dritte , welche den Betrag der Kaution ausgleichen ,
geleiſtet werden .

Den 15 . März 1836 .

Nr . 1979 . Betr . die Uebernahme der Rentamtsgehilfen bei Wiederbeſetzung
erledigter Rentämter .

Da , wo die Haltung eines Rentamtsgehilfen bewilligt iſt , oder etwa noch bewilligt werden ſollte ,
1haben

1 Die Verwaltungs⸗Vorſtände dafür zu ſorgen , daß die in den Anſtellungskontrakten feſtzuſetzende
Aufkundigungsfriſt den Zeitraum von 3 Monaten nicht überſchreite , und die Gehilfen ſich anheiſchig



machen , die Vertragsbedingniſſe auch gegen den Dienſtnachfolger des Prinzipals unbeſchadet des von

den Gehilfen vorbehaltenen Aufkündigungsrechtes zu erfüllen ;

2 ) Die Dienſtnachfolger der jetzigen Verwaltungs⸗Vorſtände den Dienſt mit der Verbindlichkeit

zu übernehmen , in die von dem Dienſtvorgänger mit den Gehilfen abgeſchloſſene Anſtellungsverträge

einzutreten , und die letzteren gemachten Zuſicherungen bis zur Kontrakts⸗Auflöſung pünktlich zu

vollziehen .

3 ) Soweit die gegenwäͤrtig in Kraft ſtehenden Anſtellungskontrakte dee Gehilfen obigen Beſtimmun⸗

gen nicht entfprechen , ſind ſie unvorzüglich hiernach zu modifiziren , und künftig alle neu abzuſchließenden
Verträge dieſe Art der gegenwärtigen Vorſchrift gemäß einzurichten , indem ſonſt eine Beſtätigung der⸗

ſelben von hier aus nicht erfolgen , und der betreffende Verwaltungsvorſtand für allen aus der Ver⸗

ſäumniß 5 Schaden verantwortlich erklärt werden würde .

Den 21 . März 1836 .

Nr . 2221 . Betr . die Aktenausgabe und Einſichtsnahme von Seiten der

Lokalbeamten bei dem Fürſtl . Hauptarchive .

In Gemäßheit der höchſten Entſchließung Sr . Durchlaucht des gnädigſten Fürſten und Herrn vom

30 . v. Mts . wird hiemit verordnet wie folgt :

§

Ohne zuvor bei der Fürſtl . Domainen⸗Kanzlei eingeholte ſchriftli e Legitimation darf Niemanden

Akteneinſicht im Fuͤrſtl. Hauptarchive geſtattet , viel weniger aber
Biene

Abſchriften oder Auszüge aus

ſolchen bewilligt werden , inſofern anders die Akten nicht der Klaſſe der öffentlichen oder gemein⸗

ſchaftlichen angehören ſollten , in welchem Falle ſolche ausnahmsweife von den betreffenden wie

bisher in dem Archive ohne höhere Ermächtigung eingeſehen und benützt werden mögen .

K. 2.

Was aber die Aktenabgabe und Einſicht an und durch die Fürſtl .Stellen und derſelben Angehörige

insbeſondere betrifft , ſo werden hiezu als berechtigt hiemit erklärt :

a ) In bleibender Art :

1 ) Das Fürſtliche Kabinet ;

2 ) Das Fürſtliche Kollegium und deſſen Mitglieder ;

3 ) Die Kollegialſekretäre , inſoweit ſie ſich als Referenten auszuweiſen vermögen ;

4 ) Die Fürſtliche Reviſion und zwar wläkſichtlich
der Abgabe der Akten gegen eine ſchriftliche Re⸗

quiſition und Haftung des Oberreviſors . In Hinſicht auf die Einholung blos mündlicher Aufſchlüſſe
im Hauptarchive wird jedem Mitgliede der Reviſion ungehindert im Archive zur Erleichterung
des Geſchäftes geſtattet .

b) In zeitlicher Weiſe :

1) Die Fürſtl . Oberforſtinſpektion in Beziehung auf die Forſttaxation , Vermeſſung , Chartirung ꝛc.

und endlich ;



2 ) Die Spezialkommiſſaͤre hinſichtlich der ihnen von Zeit zu Zeit nothwendigen urkundlichen Be⸗

helfe nach jeweiligem Ermeſſen des Archivorſtandes ; dagegen ſind aber ſowohl zur Archivalakten⸗Abgabe
als Einſichtnahme nicht berechtigt , alle untergeordneten Verwaltungsbehörden und Individuen ſowohl
dahier als auf den auswärtigen Aemtern ohne Ausnahme , es wäre denn , daß ſich dieſelben im ein⸗

zelnen Falle entweder durch einen Domainen⸗Kanzlei - Beſchluß oder wenigſtens durch eine Direktorial⸗

Weiſung bei dem Archiv - Vorſtand hiefür legitimiren könnten , oder daß ſich das Verlangen blos

auf Akten beziehen würde , welche der Klaſſe der öffentlichen oder dem Gebiete der Verordnungen , In⸗
ſtruktionen ꝛc. angehören , in welchem Falle ihnen weder der Gebrauch noch die Einſicht von derlei Akten

zu erſchweren iſt .

§. 3.

Einer ganz beſonderen Aufmerkſamkeit ſind jedoch die Originalien zu unterſtellen , hinſichtlich welcher
insbeſondere verfügt wird , daß fur die Zukunft jene Originalurkunden , welche von den Akten geſondert
gewahrt werden , und von vorzüglicher Wichtigkeit ſind , zwar jedem Berechtigten fortan zur Einſicht
in dem Fürſtl . Hauptarchive vorgelegt , hingegen deren Verabfolgung nicht anders , als gegen eine ſchrift⸗
liche Ermächtigung Serenissimi oder der Fürſtl . Domainen⸗Kanzlei geſtattet werden ſolle .

Was jedoch Originalurkunden von minder wichtigem Belange betrifft , die mit den Akten vermiſcht

einfaszikulirt ſind , ſo mögen ſolche mit Ausnahme der Erwerbungstitel an die Berechtigten zwar verab⸗

folgt werden , jedoch nur unter der ausdrücklichen Beſchränkung , daß die ſelben , wenn hievon ein unaus⸗

weichlicher Gebrauch bei einer Verwaltungs⸗ - oder Juſtizbehörde gemacht werden müßte , gehalten ſein
ſollen , ſich zuvor , und zwar wenn es ſich um mehrere derlei Urkunden zugleich handeln würde , unter

Vorlage eines Verzeichniſſes die Legitimation bei der Fürſtlichen Domainen - Kanzlei zu erbittten , welche
ſodann nach ertheilter Bewilligung dem Fürſtlichen Hauptarchive zu dem Ende Kenntuiß hievon zu

geben hätte , damit daſſelbe dadurch in den Stand geſetzt werde , die Rückgabe der extradirten Origina⸗
lien von Zeit zu Zeit in Erinnerung zu bringen , und deren etwaigen h ſo viel möglich von dem

Fürſtl . Hauſe abwenden zu können .

§. 4.

Damit man aber über den jeweiligen Stand und über die Verwendung ſowohl der Urkunden als

Akten ſtets fort die möglichſte Ueberſicht und Sicherheit erhalte , ſo ſolle das ſeit dem Jahre 1830 von

dem Fürſtl . Hauptarchive wieder neuerlich ins Leben gerufene Empfangsbuch für alle Zukunft nicht nur

mit aller Gewiſſenhaftigkeit und allem Fleiß fortgeführt , ſondern uuch ohne alle Nachſicht und Ausnahme

darauf beharrt werden , daß keine Urkunden oder Aktenabgabe an einen Berechtigten je ſtattfinde , ohne

daß hiefür ein eigenhändig von demſelben unterzeichneter Legſchein ausgeſtellt werde , ſo daß durch dieſen
das Empfangsbuch die erforderliche Kontrole erlange , ohne welche , weder dem Einen noch dem Andern

einzeln geſtellt , eine Beweißkraft zugeſtanden werden ſoll , mit einziger Ausnahme jener Legſcheine , die

das Alter des wieder eingeführten Empfangbuches ( 1830 ) überſteigen .
Wer immer Akten aus dem Hauptarchive in Empfang nimmt , oder einen Legſchein hiefür au ſtellt⸗

hat für die unmangelhafte Zurückgabe derſelben zu haften .

Die Cedirung von derlei Akten in eine dritte Hand und die Verantwortlichkeit des eigentlichen Em⸗

pfängers auf einen andern wird nicht geſtattet . In allen Fällen daher , wo eine Abtretung der Akten

nothwendig wird , hat der erſte Empfänger ſolche auf Anmeldung jenes Berechtigten , der ſich derſelben

zu anderweitigem Gebrauche zu bedienen beabſichtigt , vorerſt unmittelbar an das Hauptarchiv zurückzu⸗

geben , damit ihm dieſelben in dem Empfangsbuche unter Rückgabe des Legſcheines nicht nur gehörig
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abgeſchrieben , ſondern nach Conſtatirung ihrer Vollſtändigkeit ſodann auch ohne Verzug an den Be⸗

treffenden gegen Ausſtellung eines neuen Legſcheines wieder abgegeben werden können . Hiernach hat ſich
das Hauptarchiv insbeſondere genau zu achten , und im wahrnehmenden Contraventionsfalle nach frucht⸗
loſer Erinnerung jederzeit um abhilfliches Einſchreiten bei dem Domainenkanzlei⸗Direetorium nach⸗

zuſuchen.
Da es jedoch öfter zu geſchehen pflegt , daß eine Urkunden⸗ oder Aktenabgabe an die eine oder andere

der berechtigten Stellen in Körperſchaft bewerkſtelliget werden muß , ſo iſt einer ſolchen nur in ſo fern
ſtattzugeben , als der hiefür auszuſtellende Legſchein von dem Direktorium der requirirenden Stelle unter⸗

zeichnet ſein wird , welches auch für deren Rückgabe ebenſo zu haften hat , wie jeder einzelne Referent
für jene Akten , mit welchen beleget ihm etwa eine Archivalauskunft zugeſtellt wird .

Sollte es ſich aber ergeben , daß derlei Akten mit Ausnahme der Rekurs⸗ und Appellationsfälle ,
worüber ſchon oben Beſtimmung gegeben wurde , an eine auswärtige Stelle mitzutheilen wären , ſo ſollte
dem Archive zur geeigneten Vormerkung hievon Nachricht gegeben werden , wenn man es anders nicht
vorziehen will , die Akten ſelbſt je nach Umſtänden — an das Archiv wieder zurückgehen zu laſſen , mit

der Weiſung , ſolche unmittelbar an die betreffende Behörde einzufördern , und für deren Rückſtellung
unter eigener Verantwortlichkeit dereinſt beſorgt zu ſein .

Um übrigens dem zu langen Ausſtand der Urkunden und Akten , der ſo manchesmal zum Verſchube
oder zur Diſtrahirung derſelben führt , möglichſt zu begegnen , wird hiemit weiters verfügt , daß nach
Umfluß jeden Jahres und zwar im Laufe des Monats März dem Domainen⸗Kanzlei⸗Direktorium ein

vollſtändiges Verzeichniß über die bei jedem Referenten ausſtehenden Akten der verfloſſenen Jahre vom

Archiv⸗Vorſtande zu dem Ende übergeben werden ſolle , um die unmittelbare Rückgabe derſelben an das

Archiv anzuordnen .
Ob und in weit nun dieſer Anordnung Folge geleiſtet worden ſei , hat das Archiv nach Umfluß

weiterer 4 Wochen dem gedachten Direktorium zur geeigneten Maßnahme bei eigener Verantwortlichkeit
anzuzeigen .

Diejenigen Akten jedoch , die einem Referenten noch fortan zur Benützung nothwendig ſind , können

zwar , inſofern die Aktenabgabe nicht im laufenden Jahre geſchehen , von dem Referenten ſogleich wieder

zurückverlangt werden , allein nur gegen Ausſtellung eines neuen und Rückempfang des alten Legſcheins .
Hiebei wird aber dem Archiv⸗Vorſtande zur beſonderen Obliegenheit gemacht , über die Vollſtän⸗

digkeit oder Unvollſtändigkeit der rückgegebenen Akten ſich vor ihrer Wiederausfolgung die geeignete
Ueberzengung zu verſchaffen , und im Falle ſich hiebei eine Bemänglung ergeben ſollte , den ernſtlichen
Bedacht zu nehmen , daß dieſe ſogleich gehoben werde .

Sollte die Hebung des bemerkten Defekts jedoch nicht mehr zu erzielen ſein , ſo hätte ſich das Ar⸗

chiv hierüber bei der Fürſtl . Domainen⸗Kanzlei zu legitimiren und weitere Weiſung einzuholen .
Den 20 . März 1836 .

Nr . 2510 . Betr . die Verſendungsweiſe von Eingaben und Beiberichten
an Seine Durchlaucht .

Man hat in letzterer Zeit die Bemerkung gemacht , daß von den auswärtigen Rentämtern die

an Seine Durchlaucht gerichteten Einbegleitungsberichte zu den Bittſchriften in Armenſachen häufig durch
die Briefpoſt eingeſendet werden , wodurch eine unverhältnißmäßige Briefporto⸗Auslage verurſacht wird .
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Se . Durchlaucht unſer gnaͤdigſter Fürſt und Herr haben unterm 11 , d. zu verordnen geruhet : Es

ſeien die fraglichen Berichte , inſoweit nicht die Wichtigkeit oder Dringlichkeit des Gegenſtandes eine

ſchnellere Beförderung gebietet , jedesmal in einem Paket durch den Poſtwagen an Se . Durchlaucht ein⸗

zuſchicken , oder dieſelben auch den Poſtwagen⸗Paketen an die Fürſtl . Domainen⸗Kanzlei , jedoch mit be⸗

ſonderer Adreſſe anzuſchließen .

Dieſen Auftrag haben die Fürſtl . Verwaltungen genau zu befolgen , und bei ihren Amtsangehörigen

dahin zu wirken , daß ſie die Bittſchriften bei den Verwaltungen ſelbſt zur Beförderung und Einbegleitung

an Se . Durchlaucht einreichen , wenn nicht beſondere Gründe den Bittſteller beſtimmen , die Vor⸗

lage ſeines Geſuches unmittelbar an Se . Durchlaucht den Fürſten zu machen .

Den 18 . April 1836 .

Nr . 2464 . Betr . den Vollzug des neuen Geſetzes über den Aufwand für

Volksſchulen und die Rechtsverhältniſſe der Schullehrer .

Zu Folge Erlaßes großh . Miniſteriums Kath . ⸗Kirchen⸗Sektion vom 23 . März Nr . 2911 in Folge

einer Entſchließung großh . Miniſteriums des Innern vom 14 . März d. J . Nr . 2480 auf die dieſſeitige

Vorſtellung vom 29 . Februar d. J . Nr . 1442 ſieht man ſich zu folgender Anordnung an die Fürſtl .

Rentämter unter großh . bad . Hoheit veranlaßt :

Da man durch das oben rubrizirte Geſetz vom 28. Auguſt v. J . und deſſen Vollzugs⸗Verordnung

vom 24 . Dec . v. J . Rggsbltt . Nr . 45 und 66 insbeſondere der §§. 15 , 16 und 17 des erſteren , und

§. 1 ad IV. Nr . 11 , 12 , 13 , 14 , 15 der letztern das Fürſtl . ſtandes⸗ und zehentherrliche Intereſſe

deßwegen auch ſehr bedroht anſehen müſſe , weil , obſchon nach dieſſeitiger Ueberzeugung die Kirchen⸗

Stiftungsfonds in dieſſeitiger Standesherrſchaft im Allgemeinen lediglich nur die ſtiftuugsmäßige Be⸗

ſtimmung zu Deckung der kirchlichen Bedürfniſſe für Cult⸗ und Bauweſen haben , — die Gemeinde⸗ und

Kirchenvorſtände in ihren über die künftige Beiträge zu den Lehrergehalten aus den Kirchenmitteln ab⸗

zugebenden berichtlichen Anträgen ſich im vermeintlichen Intereſſe ihrer Gemeinde und zu ihrer eigenen

Erleichterung angelegen ſein laſſen dürften , bei Dotirung oder Aufbeſſerung der Lehrergehalte die Orts⸗

Kirchenfonds nach den §§ . 15 , 16 und 17 des Geſetzes in Konkurrenz zu ziehen , ohne zu berückſichtigen ,

ob dieſe Fonds wirklich theilweiſe zu Unterhaltung der Lehrer neben ihren noch andern Stiftungszwecken

beſtimmt , und ob dieſelbe zur Beſtreitung der Cultbedürfniſſe und der den meiſten primario obliegenden

Hauptbaupflicht zum kirchlichen Bauweſen im Stande ſeien oder dieſe ſchon jetzt kaum oder gar nicht

mehr zu erfüllen vermögen , ſo werde das Fürſtl . Rentamt zu Blumberg angewieſen , bei Vornahme

der ihm ohnedem ſchon aufgetragenen jährlichen Reviſion der Kirchenrechnungen insbeſondere derjenigen

wobei die Fürſtl . Zehentherrſchaft wegen ſubſidiariſcher Kirchenbaupflicht beſonders betheiliget iſt , ſich

künftig auch die nach dem neuen Geſetze wegen dem Aufwand für Volksſchulen über die Beiträge zu

Lehrergehalten ergangene Regierungserkenntniſſe vorlegen zu laſſen , und im Falle ſich daraus in Hinſicht

der ſubſidiariſchen zehentherrlichen Baupflicht eine gegründete Beſchwerde , und als Folgen ſolcher , die

Nachſuchung der Verminderung oder Aufhebung eines dem Ortskirchenſtiftungsfonds zuerkannten Bei⸗

trages zu Schullehrergehalten nach dem §. 17 des Geſetzes ergeben ſollten , bei der betreffenden großh .

Kreis⸗Regierung zu reklamiren , und den Erfolg anher anzuzeigen .
Den 2. Mai 1836 .
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Nr . 2806 . Betr . die Reduktion des alten Holzmaßes in ' s Neue .

Den Fürſtl . Verwaltungen wird eröffnet :

a ) Man wolle bei den Holzmaß- Reduktionsberechnungen zu Erzielung durchgreifender Gleichförmigkeit
das von Maher aufgeſtellte Verhältniß zu Grunde legen , nach welchem der Donaueſchinger oder der

Nürnberger Landfuß in 134,67 und der Badiſche in 132,98 Pariſer Linien zerfällt .

b ) Sollen wo möglich bei allen Holzbezügen die Bruchtheile über oder unter ½ Klafter aus den

Rechnungen verſchwinden , ſo daß in Zukunft nur ganze oder halbe Klafter aufgeführt werden , zu deren

Ausgleichung im Wege gütlicher Uebereinkunft mit den Berechtigten je nach ihren Bezugstiteln folgendes
Verfahren einzuſchlagen iſt .

1 ) Bei Kompetenz und Beſoldungshölzern muß man die durch die Maßreduktion entſtandenen
Bruchklafter , deren Abgabe in Natur meiſtens ſehr umſtändlich und ſehr oft mathematiſch genau unmöglich
iſt , wirklich abzulöſen ſuchen , und zwar im 25fachen Betrage nach einer 10jährigen durchſchnittlichen
Holzpreiſeperiode von 1828 —1835 inolus . ; kommt dieſe nicht zu Stande , ſo muß

2 ) Der Holzwerth nach obigem Durchſchnittspreiſe jährlich in Geld vergütet werden , welcher im

Falle dem Holzberechtigten ſonſt ein Geldbezug zuſteht , dieſem für immer zur Vereinfachung zuzu⸗

ſchlagen iſt .

3 ) Hat der Holzberechtigte zugleich andere Naturalien und kein Geld zu beziehen , ſo können dieſe

bis zum Holzwerthe erhöht , und ſo die Holzbruchtheile in Frucht ſurrogirt werden .

4 ) Bei Zeit⸗ , Tod⸗ oder Erbbeſtänden werden dieſelben durch Abrechnung an dem Geld⸗ oder

Fruchtpachtſchillinge ausgeglichen .
5 ) Bei Gabholz Berechtigten , deren Bezug nach dem Waldſtande veränderlich iſt , findet zwar die

Ausgleichung durch jährliche Surrogirung in Geld ſtatt , welche jedoch bei eintretender ——8 des

Gabholzquantums natürlicher Weiſe aufhören muß .

6 ) Kommt noch zu bemerken , daß weniger als ein halber Kubikfuß für 51 ein halber Kubikfuß
oder mehr dagegen für einen ganzen Kubikſchuh gerechnet wird .

Den 9. Mai 1836 .

Nr . 32416 . Betr . die Fertigung der Urkunden über Lieferungen der

Spezialkaſſen an die Fürſtl . Hauptkaſſe .

Nach dem anliegenden Formular ſind mit dem Eintritte des Rechnungsjahres 1336/8 , die Lieferungs⸗
Urkunden abzufaſſen , und in duplo einzuſenden .

Das Fürſtl . Hofzahlamt erhält den Auftrag , jeweils das Duplikat an die Verrechnungen beſchei⸗
nigt zurückgehen zu laſſen .

Den 13 . Mai 1836 .

1
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Formular .

Etatsjahr 188¼ . Fürſtlich Fürſtenbergiſches Rentamt Donaueſchingen .

Lieferung zur Kürſtlichen Hauptkaſſe in Donaueſchingen vom 12 . December 1836 .

Vetrag

Ertrag . Belege .8
Einzeln .

— 9

Ganzen.

fl. fkr fl kr⸗

A. B0CC ö

b) per Aufrechnung .

Aufen . Mahler , Agathe . Gratial auf Rech⸗ Quitt

nung für Schatulle S33 . . . . . 000T0TTTb 10 —

Kaplanei⸗Kompetenz . Ablöſungs⸗
100

v. 16 . Nov . 1636

PIffn
Hondingen . N. N. Zins aus 2000 fl. Fürſtenb . „ 20 . — d. d.

Partial⸗Obligationen auf den 1. September 1840 70 —

Sümis Zinscouponslit . A. Nr .

16. dK. 27 1040 — 650 , lit . B. Nr . 436

— — — — 1785
1654, 1730, 1747 ,

1749 .

1
Auf den Grundſtock .

— —

4 ) Baar .

IIll . Gebäude und Güterkaufſchillinge .

à ) Aus voriger Rechnung .

Pfohren . Fehrenbach , Frannz 1000

b) Vom laufenden Jahr .

Neudingen . Müller , Georg . — 2
Summe —

N. N. N. 2000 —

b) per Aufrechnung .

IX . Zehent⸗Ablöſungs⸗Kapitalien .

à ) Aus voriger Rechnung .

Hondingen . Gemeinde 102000 . —
10,000 —
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Betrag .

Ertrag . 5 Im Belege .
Einzeln .

Ganzen .

ſl . keft .

B . Auf den Grundſtock .

b ) per Aufrechnung .

IX . Zehent⸗Ablöſungs⸗Kapitalien .

à4) Aus voriger Rechnung .
Uebertrag 10,000

Heidenhofen . Gemeinde 2000

Durch Zahlung an : 2⁰⁰⁰⁰ —

Thannheim . Merz , Auguſt . Güterkaufeſhnirg
Quitttung

000 fl. vom 4. Dec . 1836 .

Hondingen . Gemeinde . Baulaſten⸗ abgſnsKapital 6000 fl vom 10 . Dec . 1836 .

obige 12,000 fl.

1 ) Durch Verluſt .

VI. Zins⸗ und Gültablöſungs⸗Kapitalien .
2 ) Aus voriger Rechnung . Dekret vom 20 . Nov .

Hüfing en . Heine , Balthaſar
— I 20 —11836 Nr . 14,046 .
baar per Auf⸗ durch

Zuſammentrag. rechnung . ] Verluſt .
fl. 855

fl. *. fl. kr .

A. Ertra — 4000 1040 —

B. Auf d 55 Grandſtock . 2000 I12000 I20 —

Summe 6000 [ —113,040 — 20 —

Mit Worten : Zehn neun tauſend ſechzig Gulden 19,060 fl.

Spezifikation der Geldſorten .

Kiſtchen Nr . I.

30 Rollen Kronenthaler à 135 fl . 4050 fl .

Kiſtchen Nr . II .

14 Rollen à 108 fl. 1512 fl .

4 „ 5 Franks à 3— 5
42⁰0 fl .

18 Stück à 1 fl . 18 fl .

1950 fl.
6000 fl .

den 12 . Dec . 1136 .

9R
Buchhalter ,



Nr . 32814l . Betr . die Realiſirung der Baarlieferungen durch die Fürſtl .
Spezialkaſſen an die Hauptkaſſe .

Auf geſchehene Anzeige , daß die Geldlieferungen an die Fürſtl . Hauptkaſſe häufig auf eine Weiſe
bewirkt werden , welche weder der guten Ordnung noch möglichſter Zeiterſparniß entſpricht , iſt man ver⸗

anlaßt , den Fürſtl . Verrechnungen aufzutragen , von nun an

1 ) Die Gelder nach den verſchiedenen Münzſorten genau zu ſondern ;
2 ) Die verſchiedenen Münzſorten in Rollen nach den üblichen Größen zu packen , und hiezu Papier

von zweckmäßiger Stärke zu wählen ;

3 ) Auf jede Rolle die Münzſorte , den Geſammtbetrag und den Namen der Verrechnung zu ſchrei⸗
ben , und 5

J Jede Rolle ohne Ausnahme an beiden Enden mit dem Amtsſiegel zu verſehen .

Das zu dieſem Behufe dienliche wohlfeilere Siegellack kann von jedem Poſtamte um den billigen
Preis von 45 — 50 kr . per Pfund bezogen werden .

Den 24 . Mai 1836 .

Nr . 3570 . Betr . die Diäten und Gebühren⸗Anrechnungen der Gemeinde⸗
Beamten und Diener für Geſchäftsverrichtungen innerhalb der

Ortsgemarkungen .

An ſämmtliche Verrechnungen großh . bad . Hoheit wird erlaſſen :
Die im rubrizirten Betreff im großh . bad . Regierungsblatte Nr . 53 vom Jahre 1835 erſchienene

Verordnung des großh . Miniſteriums des Innern vom 26 . Oktober macht nach §. 2 beziehungsweiſe 5

für die Diäten⸗Anſätze wegen Geſchäften , die im Wohnorte ſelbſt oder im Umfange der Ortsgemarkung
ſtattfinden , keinen Unterſchied ; wohl aber geſtattet dieſelbe für Geſchäftsverrichtungen außerhalb der

Ortsgemarkungen einen erhöhten Diäten anſatz.
Es iſt daher zur Beurtheilung der Anſätze in den Diätenverzeichniſſen der Gemeindebeamten und

Diener überall die Ausſcheidung nothwendig , ob das Geſchäft in oder außer der Ortsgemarkung vorge⸗
nommen worden ſei , insbeſondere aber da , wo gewiſſe Vogteien oder Bürgermeiſteramtsbezirke aus ein⸗

zelnen Stäben oder Weilern zuſammengeſetzt ſind , die eigene Gemarkungen bilden , weshalb auch die An⸗

gabe dieſes letzteren Verhältniſſes , wo daſſelbe beſteht , nirgends fehlen darf .

Die Fürſtl . Verrechnungen werden demnach angewieſen , die Vorgeſetzten ihrer Verwaltungsbezirke
hiernach zu inſtruiren und einkommende unvollſtändige Forderungszettel gehörig zu ergänzen .

Den 24 . Mai 1836 .

Nr . 3422 . Donaueſchingen . Betr . die Urlaubsbewilligung für den

Oberjägermeiſter .

Zu Folge höchſter Entſchließung Sr . Durchlaucht wird dem Oberjägermeiſteramte eröffnet , es habe
der Oberjägermeiſter von jedem bei Sr . Durchlaucht genommenen Urlaub Fürſtlicher Domainen⸗Kanzlei

— — — — —
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Anzeige zu erſtatten , und in Abweſenheit Sr . Durchlaucht des Fürſten für jede Entfernung aus dem

Dienſte und zwar für 8 Tage bei dem Domainen⸗Kanzlei⸗Direktorium , für 14 Tage bei Fürſtlicher

Domainen - Kanzlei und für mehr als 14 Tage bei Sr . Durchlaucht ſelbſt Urlaub ſchriftlich einzuholen .

Vom 31 . Mai 1836 .

Nr . 3685 . Betr . die Erhebung der Beſoldungs⸗ und Penſionszahlungen

bei der Fürſtl . Hauptkaſſe .

Man ſieht ſich zu der Anordnung veranlaßt , daß

1) alle Beſoldungen und Penſionen ; welche monatlich erhoben werden wollen , erſt nach Umfluß

des betreffenden Monats , alſo in den erſten Zahltagen des darauf folgenden Monats ; hingegen

2 ) die Beſoldungen und Penſionen , welche quartalweiſe bezogen werden erſt , nach dem 15 . des drit⸗

ten Monats bei der Hauptkaſſe in Empfang genommen werden , und endlich daß

3 ) zu einer vorſchußweiſen Empfangnahme der noch nicht verfallenen Beſoldungen und Penſionen

der Prätentent die Legitimation bei Fürſtl . Domainen⸗Kanzlei zu erwirken habe .

Den 31 . Mai 1836 .

Nr . 4021 . Betr . die Aufnahme ſummariſcher Beträge für die laufende

Unterhaltung bei jedem Gebäude in die Bauanſchläge .

Wenn die Bauviſitationen in jedem Jahre mit der erforderlichen Genauigkeit vorgenommen , und

hiernach die Bauanſchläge gefertigt werden , ſo ſollte es unter die ſeltenen Fälle gehören , daß in dem

Zwiſchenraume von einem Etatsjahr zu dem andern Reparationen an Gebäuden nothwendig werden , die bei

der Aufnahme des Bauanſchlags ſich nicht haben vorſehen laſſen , oder die nicht fuͤglich auf die nächſte Etatspe⸗

riode verſchoben werden können . In der Regel können daher die in die Etatsanſchlaͤge bei jedem einzelnen Gebäude

für ( ſogenannte ) laufende Unterhaltung aufgenommenen ſummariſchen Beträͤge nicht paſſirt werden ; wogegen

nach der Beſtimmung der Verordnung vom 3. Juli 1834 Nr . 4540 F. 2 lit . D. ausnahmsweiſe geſtattet

wird , für die gewöhnliche Dachunterhaltungen mit weiterer Ausdehnung auf die jährlich rekurrenten

kleinen Reparationen an Oefen , inſofern ſolche dem Quartierbewohner nicht obliegen , einen angemeſſenen

Betrag auf künftige Spezifikation auszuwerfen .

Alles andere außeretatiſche Bauweſen kann nur durch ungewöhnliche Zufälle und Naturereigniſſe be⸗

gründet werden , und iſt in einem ſolchem Falle nach §. 3 lit . G. der angeführten Verordnung jedesmal

ein Nachbauanſchlag zur Genehmigung vorzulegen , welcher nur in dem Falle nachgeſehen wird , wenn

es ſich blos um einige Taglöhne handelt , wobei es an der gehbrigen Nachweiſung der Nothwendigkeit

der Arbeit und der erforderlichen Speziftkation der Anſätze in der Baurechnung genügt .

Den 13 . Juni 1836 .
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Nr . 4236 . Betr . die Bezahlung des Schußgelds von dem bei Treib⸗
Jagden nicht durch die Fürſtlichen Förſter geſchoſſen werden⸗

den Wild .

Vor der Organiſation beim Forſtweſen iſt das Schußgeld in mehrfacher Beziehung ſchon moderirt
und dann beſchloſſen worden , daß die Schußgeldbezüge nun bleiben , dagegen kein Hundshaber mehr als
Beſoldungstheil abgegeben werden ſoll .

In Anbetracht dieſer Verfügung und bei dem Umſtande , daß es ſchwer zu beurtheilen und zu kon⸗
troliren ſein dürfte , was jeweils ein jagdadminiſtrirender Förſter ſelbſt geſchoſſen oder nicht , und endlich
bei dem Billigkeitsgrunde , daß den jagdverwaltenden Förſtern bei dem etwaigen Schußgeld⸗Ueberſchuß
für beſondere Müheverwaltung , als Aufpaſſen auf Wilderer bei der Nachtzeit ꝛc. einige Entſchädigung
zufließen ſolle , ſo wie Behufs der Erhaltung der Jagden für das Vergnügen Sr . Durchlaucht des
Fürſten wird geſtattet , daß das jetzt normirte Schußgeld fortbeſtehe , um ſo mehr als die Jagd von
nur ſehr wenigen Forſten mehr ausgeübt wird .

Den 20 . Juni 1836 .

Nr . 3812 . Betr . die Verpachtung des Zehnten .

Die ſeit mehreren Jahren mit einer einjährigen Verleihung der Zehnten angeſtellten Verſuche haben
ein günſtiges Reſultat geliefert , und außer einer Vereinfachung und Erleichterung in der Adminiſtration
noch manche andere Vortheile zur Folge gehabt .

Die Fürſtl . Rentämter werden daher angewieſen , auch künftig mit Verleihung der Zehnten im
Steigerungswege Verſuche anzuſtellen , und ſolche , wo es ohne Nachtheil des Fürſtlichen Aerars ge⸗
ſchehen kann , durchzuführen . Behufs einer gleichmäßigen Behandlung und zu Inſtruirung der Fürſtlichen
Stellen theilt man denſelben beiliegendes Formular eines Zehent⸗Taxations⸗ und Verleihungs⸗Protokolls
als Vorſchrift , wornach das Geſchäft zu beſorgen iſt , mit , und fügt noch folgende Erlaͤuterungen bei :

1 ) Ueber die Verleihung ſämmtlicher Zehenten in ein und demſelben Rentamtsbezirke iſt ein einziges
fortlaufendes Protokoll zu führen .

Die allgemeinen Bedingungen werden vorangeſtellt und bei jeden einzelnen Verpachtungen verleſen ,
unmittelbar hierauf folgen die Verleihungen in den einzelnen Orten in ununterbrochener Reihenfolge .
Die durch die beſonderen Lokalverhältniſſe hervorgerufenen Bedingungen ſind bei den einzelnen Zehnten
vorzutragen .

2 ) Da die Zehentverleihungen in der Regel kurz vor der Ernte vorgehen , und zu Einholung der
Ratifikation nicht die Beendigung des Zehnt⸗Verleihungsgeſchäfts im ganzen Rentamtsbezirke abgewartet
werden kann , ſo ſind je nach Verleihung einiger Zehnten die Sexterne , welche die hierüber geführten
Protokolle enthalten , einzeln zur Ratifikation einzuſenden , die allgemeinen Bedingungen aber erſt mit
dem letzten Verleihungsprotokoll hieher vorzulegen .

Sollten in den allgemeinen Bedingungen an dem ein oder andern Orte eine Aenderung feſtgeſetzt
worden ſein , ſo iſt dieſes bei Vorlage des Protokolls unter Angabe der Motive im Begleitungsbericht
anzuführen .



e̟rrr

3 ) Mit jedem Verleihungsprotokoll ſind zugleich die Koſtenzettel einzuſchicken .
4 ) In Fällen , wo die Kürze der Zeit es nicht mehr erlaubt , die Ratifikations⸗Ertheilung abzu⸗

warten , iſt das Rentamt ausnahmsweiſe ermächtigt , dem Pächter die Einheimſung zu geſtatten , wenn
der Pachtſchilling das Taxatum überſteigt .

5 ) Wo unter dem Taxatum erlöst wird , oder das Rentamt die Ueberzeugung gewonnen hat , der
Ertrag des Zehnten werde ſich durch Selbſteinheimſung höher als auf dem Verpachtungswege heraus⸗
ſtellen , iſt erſtere ſogleich anzuordnen .

6 ) Man hat die Erfahrung gemacht , daß es dem dieſſeitigen Intereſſe nicht ſehr erſpießlich ſei , Taxa⸗
toren aus dem Orte zu nehmen , auf deſſen Gemarkung der Zehente zu verleihen kommt ; das Fürſtliche
Rentamt hat daher zwei der Standesherrſchaft ergebene tüchtige Landwirthe , welche die Achtung des
Publikums genießen , auszuwählen , dieſe und den Kaſtenknecht bei allen Schatzungen im ganzen Bezirk
zu verwenden , und aus jedem einzelnen Orte nur einen unbeſcholtenen mit den Markungsverhältniſſen
vertrauten Mann zur Auskunftsertheilung beizuziehen .

7 ) Da wo Behufs der Zehentablöſung die Berechnungen aufgeſtellt ſind , und hier vorliegen , werden
ſolche den Rentämtern zugeſtellt werden , um hinſichtlich des Taxatums oder Ertrags mit den vorgegan⸗
genen entſprechenden Oeſchjahren 1830 , 1827 , 1824 u. ſ. w. Vergleichungen anſtellen zu können . Der
Rückſendung dieſer Berechnungen in kurzer Friſt muß man übrigens entgegenſehen .

8 ) Das für den Fürſtl . Reitſtall benöthigte Stroh iſt auf die einzelnen Zehenten zu repartiren , und
deſſen Lieferung in natura zu einer beſtimmten Zeit , und in dem genau zu bezeichnenden Gewicht
anzudingen .

Man verſieht ſich nun zu den Rentämtern , ſie werden ſich angelegen ſein laſſen , die zu den Er⸗
tragsſchätzungen erforderlichen Materialien möglichſt genau zu erheben , das Verleihungsgeſchäft mit
Thätigkeit und Umſicht betreiben , und ſolches zu einem den Erwartungen entſprechendem Reſultat führen .

Vom 4. Juli 1836 .

Lormular .

Wenlamt SDonaueſchingen .

Großfruchtzehnt⸗Verleihungs Protokoll vom Jahrgang 1836 .

Durch hohen Domainen⸗Kanzlei⸗Beſchluß vom 4. Juni 1836 Nr . 3812 iſt das hieſige Rentamt
angewieſen worden , die in dieſſeitigem Bezirke der Fürſtl . Standesherrſchaft zugehörigen großen Frucht⸗
zehnten im Wege öffentlicher Steigerung an den Meiſtbietenden auf Ein Jahr zu verleihen . Die

Bedingungen
unter welchen die Zehnten zur Verleihung kommen , ſind folgende :

3

Eigenſchaft der Steigerer .
Es darf keiner auf den Zehnten ſchlagen , der nicht im Stande iſt , hinreichende Sicherheit und

Bürgſchaft für das Beſtandsquantum zu leiſten . Unter den beiden Meiſtbietenden behält ſich die Herr⸗
ſchaft die Auswahl vor .

12
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8 23

Verbot zu ſteigern .

Den Fürſtlichen Beamten und Dienern , ſowie den beigezogenen Schätzern und Urkundsperſonen iſt

es ausdrücklich unterſagt , auf Zehnten zu ſchlagen , oder daran einigen Antheil zu nehmen .

§. 3.

Untauglichkeit des Steigerers .

Würde vor einer Perſon , die den Zehnten zu behaupten außer Standes iſt , doch darauf geſchlagen ,

und der Zehntpacht erhalten werden , ſo, muß dieſelbe die Koſten der Verhandlung bezahlen . Der Zehnte

ſelbſt hingegen wird einem andern ſoliden Beſtänder überlaſſen werden .

§. 4.

Hürge und Belbſtzähler .

Der Beſtänder eines Zehnten muß nach Verhältniß der Größe des Zehntpachts und der weiters

vorliegenden Umſtände einen oder mehrere ganz ſichere Bürgen ſtellen , die ſich als Selbſtſchuldner ver⸗

bindlich zu machen haben , den Zehntbeſtand abzutragen , auch wenn der eigentliche Beſtänder nicht aus⸗

geklagt worden , indem man ſich von Seiten des Rentamts ausdrücklich das Recht vorbehält , nach Be⸗

lieben zuerſt von dem Beſtänder oder Bürgen Bezahlung verlangen zu können.

§. 55

Theilnehmer am Pacht

Wo ein Zehnten ſo bedeutend und von ſolchem Umfange iſt , daß ein Pächter die damit verbundenen

Auslagen , die weit umfaſſenden Aufſichts⸗ und Einheimſungsgeſchäfte allein nicht wohl beſtreiten und

beſorgen kann , wird dem Pächter geſtattet , Einem oder einzeln Wenigen Antheil an den Zehntpacht zu

geben , es ſind hingegen diejenigen , welche an dem Zehntpachte Theil nehmen , ſogleich bei der Verpach⸗

tung zu benennen , auch haben ſie ſich im Verleihungsprotokolle jedesmal mit zu unterſchreiben . Sämmt⸗

liche Theilnehmer an einem ſolchen Pacht ſind übrigens hinſichtlich der Erfullung der Bedingungen

ſammtverbindlich.

0

Warnung vor leidenſchaftlichem Steigern und Complottiren .

Will man die Zehntbeſtänder vor leidenſchaftlichem und unbeſonnenem Aufſchlagen , ſowie vor uner⸗

laubtem Complottiren nachdrücklich verwarnt haben , indem dieſelben ſich eines Nachlaſſes in dieſer Hin⸗

ſicht unter keinerlei Umſtänden zu erfreuen haben werden .

*

Nachlaß .

Nachlaß am Pachtſchillinge wird nur in dem Falle zugeſichert , wenn der gehoffte Zehnten durch

Hagelſchlag wenigſtens zu einem Viertheil zu Grunde gegangen iſt . Der Nachlaß verhält ſich ſodann

— — 32
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zum Pachtſchilling , wie der Schaden zum gehofften ganzen Zehentertrag . Von dem Schaden iſt übrigens
innerhalb der erſten 24 Stunden dem Rentamte Nachricht zu ertheilen .

§. 8.

Abſchätzung des Schadens .
Die Abſchätzung des Schadens hat durch gemeinſchaftlich gewählte unparteiſche verpflichtete Taxa⸗

toren unter der Leitung des Beamten zu geſchehen . Beträgt derſelbe unter einem Viertel , ſo liegt die
Bezahlung der Schatzungskoſten dem Pächter allein ob , im andern Falle tragen das Rentamt und der

Pachter die ſämmtlichen Koſten gemeinſchaftlich je zur Hälfte .

§. 9.

Zehntknechte .
Zur Auszehntung iſt ſich da , wo der Zehnte in natura bezogen wird , der beeidigten herrſchaftlichen

Zehntknechte gegen Entrichtung des herkömmlichen Lohns an dieſelben zu bedienen . Ueberhaupt wird
dem Pächter zur Pflicht gemacht , in die Auszehntungsart keine Mißbräuche und Begünſtigungen ein⸗
ſchleichen zu laſſen .

FH. 10 .

Einheimſung blos trockener Früchte .
Solle der Beſtänder keine naſſen ſondern wohl getrocknete Früchten einführen .

§. 14

Aehren - Sammeln und Waiden .

So lange Zehntgarben auf dem Felde liegen , müſſen ſich die Aehrenſammler und Hirten von den
Aeckern entfernt halten . *

§. 12 .

Zehntſcheuern .
An ſolchen Orten , wo ſich herrſchaftliche Zehntſcheuern befinden , müſſen die Zehntgarben in dieſe

und keine andere Scheuern gebracht werden ; dieſe herrſchaftlichen Zehentſcheuern werden uübrigens den
Pächtern nur dann eingeräumt , wenn der Zehnten wirklich und durchgängig eingeheimſet wird .

Die vorhandenen Scheuer⸗Requiſiten werden dem Pächter auf den Abſtich übergeben . Das daran
Abgenutzte oder Fehlende iſt nach dem Gebrauch zu erſetzen . Für dieſe Scheuerbenutzung iſt ein be⸗
ſonderer Miethzins zu bezahlen .

§. 13 .

Dreſchen .
Iſt das Dreſchen der Zehntgarben zur gehbrigen Zeit anzufangen , und ſobald als thunlich zu vollenden .

§. 14 .

Kompetenzfrüchte .
Paͤchter hat außer dem Pachtſchilling die ihm unten anbedungenen Kompetenzfrüchte koſtenfrei oder
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gegen Empfang der gewoͤhnlichen Gegengabe in guten Sorten frei an die Berechtigten ſo abzuliefern,

wie dieſes der Eigenthümer des Zehnten zu thun verbunden wäre .

§. 15 .

Pachtfrüchte .

Die Beſtandsfrüchte ſind in wohl geputzter kaufmannsguter Waare zwiſchen Martini und Lichtmeß

frei auf den Fürſtl . Kaſten in N. N. abzuliefern .

Früchte von geringerer Qualität werden entweder zurückgewieſen , oder auf Koſten der Pächter ge⸗

ſäubert . Der Rentbeamte hat hierin zu entſcheiden . Auf Verlangen des Rentamtes , welches ſich hier⸗

über bis zum 1. Dec . erklären wird , müſſen die Früchte in dem zwiſchen 1. Nov . und 1. März ſich

auf dem Markte zu N. N. ergebenden Mittelpreiſe in Geld bezahlt werden . Hiebei ſind 4 Seſter Ker⸗

nen gleich 1 Malter Veeſen zu rechnen . Eine Abſchlagszahlung hat am 15 . Dec . und 15 . Jannar ,

vollſtändige Zahlung aber ſpäteſtens am 1. April ſtatt zu finden .

§. 16.
Kammertare .

Ferner haben dieſelben von jedem Gulden des Pachtſchillings 1 kr. Kammertare nebſt 15 kr. Ex⸗

peditionsgebühr , letztere im Ganzen nach erfolgter Ratifikation zu entrichten .

R 1

Wird ſich die Ratifikation Fürſtlicher Domainen⸗Kanzlei vorbehalten .

Folgen die Schätzungen und Verleihungen in der Reihenfolge , wie ſie in Wirklichkeit

vorgehen :
Allmendshofen , geſchehen am 18 . Juli 1826 .

Nachdem zur Verſteigerung des hieſigen Großen Fruchtzehnten , inſoweit er der Fürſtlichen

Standesherrſchaft Fürſtenberg in hieſiger Gemarkung zugehört , Tagfahrt auf heute Nachmittag 1 Uhr anbe⸗

raumt wurde , und man ſolches , wie die Anlagen 1 und 2 beweiſen , hier und in den benachbarten Orten

Donaueſchingen und Hüfingen hatte bekannt machen laſſen , ſchritt man vorderſamſt zur Aufnahme und

Abſchatzung des fraglichen Zehnten .

In dieſem Jahre 1836 ſind angeblümt :

Beſchreibung .

Der Oeſch hinterm Dorf .
400 Ichrt . zu 25,060 U15

mit Winterfrucht .

Der Oeſch vor dem Dorf 398 Ichrt .

mit Sommerfrucht

Der Oeſch über Waſſer
402 Ichrt .

liegt Brach .

Gemäß der Flurbeſchreibung oder , wo eine ſolche nicht exiſtirt , nach der angeſtellten Schäͤtzung

enthält der
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Winterböſch . Roggen . 50 Ichrt .

Waizen 20 „,

Veeſen 330
400 Ichrt .

Sommeröſch Gerſte . . 200 . Ichrt .

Miſchelten 90 „

Hil
398 Ichrt .

Brache 5 5 5 ä2
1200 Ichrt .

Großzehntbar iſt alles , was der Halm tragt , oder wo beſondere Beſtimmungen und Ausnahmen

exiſtiren , ſind dieſelben vorzutragen .

Einſchätzung .

50 Ichrt . Roggen

ſteht dicht und hoch , im Korn . 3
Jauchert

32 Seſter

Zehnten
16 Malter .

330 Ichrt . Veeſen

/ gut , /½ gut⸗mittelmäßig , ½ gering , hat in der Blüthe etwas gelitten ,

160 Mltr .

etwas Roſt .
Durchſchnitt⸗Ertrag per Jauchert :

45 Seſter 8
5 8 1485 Mlt .

von 95 Jauchert hat die Pfarrei denZehnten zur Hälfte .
213 Mltr . 7 Sſtr .

Thut Abzug
Reſt 8

enmdesharfcf
zehntbar 1771 Mlitr . 3 Sſtr .

127 Malter .
Zehnten

20 Ichrt . Waizen

ſteht dünn , hat im Früßſahr durch Froſt gelitten mit Tauben und Rußkolben ,

per Jauchert Ertrag :

2 Malter

40 Mlt .

Zehnten
4 Malter .

200 Ichert . Gerſte ,

90 „ Miſchelten ,

108 „ Haber ,

ebenſo zu beſchreiben und zu taxiren .

Ertrag in den gleichen Oeſchjahren .
Summe der Anſchläge .

1830
1833

12 Mltr . 18 Mltr . Roggen
16 Mltr .

5 5 ½ Mltr . Walzen

108 „ 130 5 Veeſen
I
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Die Schatzung beurkunden :

Fürſtlich Fürſtenbergiſcher Rentmeiſter . Schätzer.
Kaſtenknecht .

Nach Verleſung der obigen Bedingungen ging man zur Verleihung des Zehnten über .
( Die Competenz⸗Früchte ſind hier ſpeziell zu bezeichnen , und namentlich anzugeben :
Wie viel Garben zu 1 Bund Stroh verwendet werden ſollen , oder was der Bund von jeder Sorte

zu wägen habe .

Wohin die Lieferung oder in welchen Terminen ſie zu machen ſei .
Ob Pächter eine Gegengabe zu empfangen habe .
Ferner iſt anzuführen , wenn ein Theil des Strohes , Gemühlets ꝛc. an einen Pächter abgegeben ,oder an ſonſt Jemanden eine Abgabe aus privatrechtlichem Titel geleiſtet werden muß , ꝛc. ) .
Nach Abzug der Competenz wird der Zehnte ausgeboten um :

15 Mltr . Roggen
107 „ Veeſen

4 „ Waizen
80 „ Gerſte
27 „ Miſchelten
42 „ Haber

200 Bund Stroh halb winterig halb ſommerig
aufzuſchlagen mit je 4 Mltr . Veeſen

2 „ Gerſte per Streich .
1 „ Haäber

Hierauf haben geſteigert :

Johann Kritzer 1 Streich ,
Balthaſar Höfler 1 5
Krize
Hhteee . .

Als Meiſtbietendem iſt der Zehnte verblieben dem

Balthaſar Höfler um

Fünfzehn Malter Roggensn 15 Mltr .
Ein hundert zwanzig ſieben Malter Veeſen . 127 „
Vier Maliee Wffn

Rezizid Malts Gfftg . . .

Zwanzig ſieben Malter Miſchelten

Vierzig ſieben Malter Haber —

Pächter , Kammertax
Deſſen Bürge und Sebſtzähler . Expedit . 15 kr.



Vorſtehende Verhandlung ſo wie die Tüchtigkeit des Bürgen beurkundet

Urkunds⸗Perſon ,

Bürgermeiſter .

Beſchluß :

Vorſtehende Verhandlung hochfürſtl . Domainen⸗Kanzlei mit dem Antrag auf Ratifikations⸗

Ertheilung vorzulegen .
e. q. 8.

Fürſtl . Rentmeiſter .

Folgen die Verleihungen zu Aaſen , Heidenhofen ꝛc. ; wenn auf ſolche Weiſe einige Zehnten zur

Verleihung gebracht ſind , wird der betreffende Sertern , ohne die Verleihung ſämmtlicher Zehnten abzu⸗

warten , zur Fürſtl . Domainen⸗Kanzlei eingeſchickt. Die Vorlage der allgemeinen Bedingungen geſchieht

erſt mit dem letzten Verleihungs⸗Protokoll .
Donaueſchingen im Juni 1836 .

Fürſtlich Fürſtenbergiſche Domainen⸗Kanzlei .

Nr . 4930 . Neufra . Betr . die Poſtporto⸗Vergütung der Schäferei⸗

Adminiſtration an die Rentamtskaſſe .

Der Unbedeutenheit des Betrages wegen iſt für die Schäferei⸗Adminiſtration keine beſondere Porto⸗

Rechnung zu führen , ſondern ſolche mit der rentamtlichen zu vereinigen .

Vom 14 . Juli 1836 .

Nr . 58MA . Betr . den Entwurf einer Dienerordnung .

An die großh . bad . f. f. Bezirksämter und die Obervogteiämter Trochtelfingen

und Jungnau .

Nachdem Se . Durchlaucht der Fürſt unterm 10 . d. Mis . der Höchſtdenſelben zur Beſtätigung vor⸗

gelegten Fürſtl . Dienerordnung die höchſte Sanktion mit der Beſtimmung zu ertheilen geruht haben , daß

alle künftig definitiv anzuſtellende Diener auf dieſe Dienerordnung verpflichtet werden ſollen , ſo erſuchen

wir ꝛc. ꝛc. , ſtatt der durch die neue Dienerordnung aufgehobenen ältern Fürſtl . Dienſtordnung vom 15 .

Juni 1805 , die gedachte Dienerordnung vom 10 . Auguſt 1836 in der Beſtabungsformel zu allegiren,

und hiernach die künftige Beeidigung Fürſtl . Diener vorzunehmen .

In jedem einzelnen Falle wird man in dem Requiſitorium wegen Vornahme der Verpflichtung die

Angabe nicht unterlaſſen , ob der zu verpflichtende Diener definitid angeſtellt ſeie , da es im entgegen⸗

geſetzten Fall an einer allgemeinen Beeidigung für das Fürſtl . Intereſſe genügt .

Den 16 . Auguſt 1836 .

Nr . 6337 . Betr . den Bezug der Nachſteuer von mit angeblicher Beibehaltung

des dieſſeitigen Staatsbürgerrechts geſchehenden Auswanderungen .

Die Verordnung vom 26 . Auguſt 1817 , die Freizügigkeit zwiſchen dem Großherzogthum Baden und

den Vereinigten Nordamerikaniſchen Staaten betreffend , kann dem der Fürſtl . Standesherrſchaft Kraft
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der Konſtitution zuſtehenden und durch den Artikel 70 des Standesherrlichkeit⸗Edikts vom 12 . Dec . 1823
garantirten Abzugsrechte , wie ſie daſſelbe zur Zeit der Mediatiſirung und in Folge im Jahre 1808
ſtattgefundenen Revenüen⸗Abtheilung beſeſſen und inſoweit ſie auf deſſen Ausübung nicht ſelbſt frei⸗
willig oder gegen Entſchädigung verzichtel hat , keinen Eintrag thun ; nur bei Auszügen aus dem ſtandes⸗
herrlichen Gebiete in andere Landestheile des Großherzogthums , oder nach andern Bundesſtaaten , oder
nach Frankreich findet nach der auf vorliegenden analogen Entſcheidungen landesherrlicher Behörden be⸗
ruhenden dieſſeitigen Generalverfügung vom 28 . Febr . 1823 Nr . 536 eine Abzugsfreiheit Statt .

In dieſem Sinne ſpricht ſich auch der Beſchluß großh . Miniſteriums der Auswärtigen Angelegen⸗
heiten vom 4. Februar 1817 Nr . 271 in Betreff der Auswanderer aus dem Fürſtenbergiſchen in die
Schweiz unzweideutig aus . Wenn da nun in vorkommenden Fällen nirgends nachgewieſen iſt , daß die
Auswandernden die Auswanderungsbewilligung mit B eibehaltungeihres dieſſeitigen Staats⸗
bürgerrechtes erlangt haben , vielmehr aus den Eingaben ꝛe. ꝛc. hervorgeht , daß ſie für immer ihrVaterland zu verlaſſen , und ſich in Nordamerika ꝛc. ꝛc. bleibend niederzulaſſen gedenken , mithin nachL. R. S . 17 Abſatz 1 und 3 , ihres Staatsbürgerrechtes im Großherzogthum Baden verluſtig werden ,
ſo hat das Rentamt zu Folge der Beſtimmungen der landesherrlichen Verordnung über das Abzugsrechtvom 9. Sept . 1808 Rggsbltt . Nr . 29 auf dem Abzuge von dem außer Land gehenden Vermögen der
fraglichen Auswanderer zu beharren , gleichviel ob daſſelbe ganz oder theilweiſe exportirt werden will .

Vom 9. Sept . 1836 .

Nr . 6850 . Donaueſchingen . Betr . den Gerſteneinkauf durch die Brauerei⸗
Verwaltung .

Die Brauerei - Verwaltung hat in den Begleitungsberichten , womit die Akkorde über die Gerſten⸗Einkäufe zur Vorlage kommen , jedesmal die Zahl und die Preiſe der zuvor ſchon akkordirten Lieferungenanzugeben .
Den 26 . Sept . 1836 .

Nr . 7281 . Betr . die Einrichtung der Rentamts⸗Regiſtraturen ins⸗
beſondere die Ausarbeitung eines Regiſtraturplanes .

Von der Nothwendigkeit der Einrichtung der Regiſtraturen nach gleichen Grundſätzen durchdrungen ,und von der weſentlichen Erleichterung , welche die Ordnung in den Verwaltungsakten für die Dienſt⸗führung darbietet , überzeugt , hat man einen Regiſtraturplan für die rentamtlichen Verwaltungen auf dieGrundlage der als zweckmäßig anerkannten Vorſchriften über dieſen Gegenſtand für die großh . bad . Ver⸗
rechnungen bearbeitet , und läßt denſelben nunmehr den Fürſtl . Verwaltungen nebſt dem dazu gehörigenalphabetiſchen Inder und einer Inſtruktiv⸗Verordnung mit dem Auftrage zugehen , die dortigen Ver⸗
waltungsakten nach dem erwähnten Plan zu ordnen , und ſich überhaupt nach dem Inhalte der Inſtruktion
zu benehmen .

Vom 13 . Oktober 1836 .



Nr . 7467 . Betr . den Beitrag des Domainenſiskus zu den Gemeinde⸗

Ausgaben .

Die großh . Hofdomainenkammer hat auf dieſſeitiges Anſuchen mit Erlaß vom 12 . vor . Mts . ein

Exemplar des dortſeitigen Verordnungsblattes Nr . 21 vom 19 . Sept . d. J . anher mitgetheilt , worin

die Vorſchriften enthalten ſind , nach welchen ſich künftig die großh . Domainenverwaltungen bei Auf⸗

ſtellung der Bedürfnißetats der Gemeinden rückſichtlich der Beiträge des großh . Domainenfiskus zu den

Gemeindeausgaben zu benehmen haben . Da dieſe Inſtruktion das Geſetz über die Beſtreitung der Ge⸗

meindebedürfniſſe vom 28 . Auguſt und die Vollzugs⸗Verordnung vom 24 . Oktober v. J . auf eine all⸗

gemeine faßliche Weiſe erläutert , und die darin gegebenen beſonderen Vorſchriften für die Verwalter

des großh . Domainenſiskus mit ſehr geringen Ausnahmen ganz den dieſſeitigen Verhältniſſen anpaſſen ,
ſo ſieht man ſich veranlaßt , die Fürſtl . Rentämter nachträglich zu der General⸗Verfügung vom 24 . Dee .

v. J . Nr . 9521 in obigem Betreff auf die gedachte Inſtruktion und insbeſondere auf die § § . 6, 8, 9, 13 ,

16 , 19 , 20 , 21 , 22 , 24 , 25 , 26 und 27 zum künftigen gleichmäßigen Benehmen mit folgenden Bemer⸗

kungen und Beſtimmungen aufmerkſam zu machen .

ad 13 ) Erwartet man noch vor Ablauf der Jahre 185⅜ , unter Anſchluß der Voranſchläge dieſer

drei Jahre Bericht und Gutachten über die Frage , ob und wo von dem den Ausmärkern zuſtehenden

Rechte der Abrechnung und Ausgleichung , ſowie von dem Rechte , im Jahre 1838 eine andere Beſtim⸗

mung des Vorausbeitrages zu verlangen , Gebrauch zu machen ſei . Dem diesfälligen Berichte iſt zur

Ueberſicht und zur Vergleichung mit den diesfälligen Ausgaben früherer Jahre eine Conſignation ſämmt⸗

licher in gedachten drei Jahren im Rentamtsbezirke bezahlten Beiträge zu den Gemeindeumlagen bei —

zufügen .
ad 15 ) Findet nach §. 6 und 7 auf die ſtandesherrlichen Beſitzungen außer der hieſigen Gemar⸗

kung keine Anwendung , und hat es bei jenen Beſtimmungen lediglich ſein Bewenden .

ad 16 ) Wird man ſich bei großh . Regierung dahin verwenden, daß von der großh . Steuerreviſion

den Fürſtl . Rentämtern die bezüglichen Nachweiſungen gleich den großh . Verrechnungen auf jeweiliges

Erſuchen an die Hand gegeben werden .

§. 21 ) Nebſt den hier anbefohlenen beſonderen Berichterſtattungen haben die Fürſtl . Rentämter bei

jeweiliger Vorlage der Voranſchläge und Forderungszettel noch namentlich zu berichten , ob von den im

Voranſchlage begriffenen Gemeindsſchulden die etwaigen Kriegsſchulden gehörig ausgeſchieden ſeien , um

Gewißheit zu haben , daß die anbefohlene Unterſuchung nicht umgangen werde .

ad 25 ) Wird den Rentamtern die genaue Einhaltung der geſetzlichen Friſten beſonders anempfohlen ,
da , wenn dieſelben verſäumt alle , ſelbſt die Einwendungen gegen die Voranſchläge
ohne Erfolg blieben .

ad 26 ) Aus dem nämlichen Grunde muß man auch hierorts den Fürſtl . Verrechnern überlacen ,
gleich den Staatsverrechnern ohne vorherige Anfrage zu handeln , wobei es ſich von ſelbſt verſteht , daß
ſie für allen Schaden und Nachtheil , welcher dem Fürſtl . Aerarium aus erweislichem Verſchulden ihrer⸗
ſeits zugeht , zu haften haben . Zur Zahlung der Umlagsbeiträge iſt jedoch jeweils in allen Fällen die

dieſſeitige Dekretur erforderlich , welche unter Vorlage der Forderungszettel , Voranſchläge und dazu ge⸗
hörigen Vorarbeiten und Gemeindebeſchlüſſen mit Bericht , welcher die Rechtfertigung der rentamtlichen Aner⸗

kennnung des Voranſchlages oder der gemachten Einwendungen und die hierauf erfolgte amtliche Entſcheidung
enthalten muß, einzuholen iſt . Die Forderungszettel müſſen vom Amtsreviſorate legaliſirt ſein . Die durch die In⸗
ſtruktiv⸗Weiſung vom 24 . Dec . v. J . anbefohlene Einſicht und Vergleichung der Gemeindsrechnungen iſt bei

13
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Prüfung der Voranſchläge , wo der Beitrag von einiger Bedeutung iſt , oder wo ſolche ohne beſondere

Koſten bewerkſtelligt werden kann , nicht zu umgehen .

In Beziehung auf das Rentamt Donaueſchingen , wo der Rechner ſeinen Sitz in 1000 hat , behält

es da , wo der vorausſichtliche Beitrag 10 fl. überſteigt , bei der bisherigen Behandlungsweiſe dieſes

Gegenſtandes nach den beſtehenden Verfügungen , wornach die Anerkennung der Voranſchläge ſowie die

Genehmigung der dagegen zu machenden Einwendungen dieſſeitiger Stelle vorbehalten iſt , ſein Ver⸗

bleiben .

ad 28 ) Im Uebrigen bleibt es bei den beſtehenden dieſſeitigen Verfügungen und insbeſondere bei den

Beſtimmungen der Generalverfügung vom 24 Dec . v. J . Nr . 9521 , ſoweit ſolche durch Vorſtehendes

keine Aenderung erleiden ,

Den 10 . Nov . 1836 .

Nr . 5103 . Betr . die Beitragspflicht der Ausmärker zu den Gemeinde⸗

Bedürfniſſen , hier die Einſprache gegen Veräußerung von Gemeinde⸗

Eigenthum .

Sollten durch Gemeinden Grundſtocks⸗Veräußerungen beabſichtigt werden , welche je nach der Be⸗

ſchaffenheit des Gemeinde⸗Einkommens eine Vermehrung der Umlagen auf das Geſammtſteuerkapital zur

Folge haben dürften , ſo haben die Fürſtl . Rentämter nach vorgängiger Unterſuchung der Verhältniſſe ,

auf welche es bei Entſcheidung der Frage , ob und unter welchen Bedingungen eine Vertheilung oder Ver⸗

äußerung des Gemeindegutes zuläßig ſei , nach §. 110 des Geſetzes über Verfaſſung und Verwaltung der

Gemeinden , und nach der abſchriftlich anliegenden Verordnung großh . Miniſteriums des Innern vom 25 ,

Mai 1834 Nr . 5161 ankömmt , in Zeiten Bericht anher zu erſtatten , und Verhaltungsbefehle einzuholen ,

um aber von dergleichen Vorgängen zeitlich Kenntniß zu erhalten , der diesfalls erforderlichen Mitthei⸗

lungen halber jetzt ſchon mit den Bezirksämtern in ' s Vernehmen zu treten .

Den 17 . Nov . 1836 .

Miniſterium des Innern .

Nr . 5161 . An ſämmtliche Kreisregierungen .

So oft künftig wieder das Geſuch einer Gemeinde um Theilung von Allmend⸗ oder Gemeindegut

unter die einzelnen Bürger zu Eigenthum gemäß dem §. 4 a der Verordnung vom 17 . Juli 1833 Rggsbltt .

S . 183 zur Verfügung anher vorgelegt wird , ſind jedesmal vorerſt folgende Punkte zu erheben , und

zuſammenzuſtellen :

1 ) Wie viel die Gemeinde Gemeindegut und Allmend an Waldungen , Wieſen , Ackerfeld , Weide ꝛc.

im Ortsmaße und reduzirt auf das neue Maß , beſitze ;

2 ) Wie eine jede dieſer verſchiedenen Arten Gemeindegut und Allmend bisher benutzt wurde ;

3 ) Wie viel der Morgen einer jeden Art im Durchſchnitt werth ſei , und wie hoch er in der

Steuer liege ;
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0 Wie viele Bürger die Gemeinde zähle , und in welchem Verhältniſſe die Bevölkerung in den

letzten zehn Jahren zugenommen habe ;

5 ) Wie viel Bürgergenußtheile bisher vorhanden waren und worin jeder beſtand ;

6 ) Wie viel Morgen die ganze Gemarkung meſſe ;

7 ) Wie viel das Geſammtſteuerkapital der ganzen Gemarkung an Grundſteuer , wie viel an Häuſer⸗

ſteuer , und wie viel an Gewerbſteuer betrage ;

8 ) Wie viel dieſe Steuerkapitalien der Gemeindegenoſſen ( im Sinne der Voranſchlags⸗Inſtruktion

v. 8. Oktober 1832 ) betragen ;

9 ) Wie viel das Einkaufgeld in die Gemeinde betrage , und wie viel für den Einkauf in den Bür⸗

gernutzen zu zahlen ſei ;

10 ) Wie viel der Aufwand für die Ortsſchule , wie viel insbeſondere die W5ebeſbldunz betrage ,
von wem dieſer Aufwand beſtritten werde , wie viel der Schulfond ertrage , und wie viel die Gemeinde

beiſchieße ;

11 ) Welche andere Ortsfonds vorhanden ſeien , wie viel die Roheinnahme eines jeden betrage , und

wozu ſolche verwendet werde ;

12 ) Ob und welche Beiträge zu ſolchen Lokalanſtalten bei neuen Bürgeraufnahmen oder bei dem

Bürgerrechtsantritte bezahlt werden müſſen ;

13 ) Ob und wie viel Schulden die Gemeinde habe , ob eine eigene Schuldentilgungskaſſe beſtehe
oder nicht ;

14 ) Ob die Gemeinde zu einem anderen Schuldentilgungsverband gehöre , und wie viel ſie von den

Schulden dieſes Verbandes treffe ;

15 ) Wie viel die ſämmtlichen Einnahmen und Ausgaben der Gemeinde betragen ; ( unter Anſchluß
eines ſummariſche Ueberſicht aller Einnahmen und Ausgaben enthaltenden Rechnungsauszuges der letzt⸗
vorhergegangenen drei Jahre . )

16 ) Welche Auflage auf den Bürgergenuß in jedem der letzten drei Jahre für die Gemeindekaſſe

gemacht worden ſei , und worin die verſchiedenen Gemeindeumlagen nach dem Steuerkapital beſtanden

haben ;

17 ) Welche Gemeindegebäude vorhanden ſeien , und welchen Werth jedes derſelben habe ;

18 ) Und welche wahrſcheinlichen Koſten Naturereigniſſe , denen das Gemeindegut ausgeſetzt iſt ,
außergewöhnlich veranlaſſen können ; endlich

19 ) Ob etwa ein Schulhausbau oder eine ähnliche große Ausgabe in der Gemeinde in Bälde noth⸗

wendig werden könne .

Karlsruhe , den 25 . Mai 1834 .

R
f

Nr . 6557 . Neufra . Betr . die Führung des Schäferei⸗ Naturaltagbuchs
durch den Kaſtenknecht ſowie die Verrechnung der Früchte .

Aus Veranlaſſung der § § . 10 , 25 und 30 der Notaten v. 18¾85 wird verfügt :

1 ) Man muß erwarten , daß in Hinkunft das Naturalientagbuch des Kaſtenknechts in der für die

Rentämter beſtehenden Form geführt , ſomit darin auch die Ausgaben auf Beſoldungen , Löhne ꝛc. auf⸗
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genommen werden , weil daſſelbe außerdem nicht vollſtändig iſt , und die erforderliche Ueberſicht nicht

gewährt.
2 ) In Hinkunft ſind die erkauften und zur Anſaat verwendeten Früchte , wie ſolches jede geordnete

Rechnungsführung erfordert , in Rechnungseinnahme und Ausgabe zu behandeln ; und es wird dem Rech⸗
ner überhaupt aufgetragen , die Verwendung der zur Anſaat und Fütterung beſtimmten Naturalien ge⸗

hörig beaufſichtigen zu laſſen , und auf ihre richtige Verrechnung hinzuwirken .

3 ) Die Naturalien an Heu und Oehmd ſind künftig nach genauer Schätzung in Einnahme zu

ſtellen .
Vom 17 . Nod . 1836 .

Nr . 9079 . Betr . den Vollzug der neuen Dienerordnung .

Sämmtlich Fürſtlichen Stellen werden die erforderliche Anzahl von Exemplarien der neuen von

Serenissimo gnädigſt herabgegebenen Dienerordnung mit dem Auftrage mitgetheilt , jedem Diener ein

Exemplar zuzuſtellen , den Empfang in dem beiliegenden Verzeichniſſe durch Namensbeiſetzung beurkunden

zu laſſen , ſofort das Verzeichniß hieher einzuſenden .
Vom 19 . Dec . 1836 .

Nr . 9250 . Betr . die Verdrittlung ſolcher Güter , die auf Ableben eines

Ehegatten auf den Ueberlebenden erbsweiſe übergegangen ſind .

Es wird , den Bezirk Blumberg ausgenommen , von der Nachforderung der ſeit dem Jahre 1812

zurückgebliebenen Drittelgebühren von ſolchen Gütern , die auf Ableben eines Ehegatten auf den Ueber⸗

lebenden erbsweiſe übergegangen ſind , für die Vergangenheit Umgang genommen , dagegen weist man die

Rentämter an , an die großh . Amtsreviſorate mit den weitern , dem ärariſchen Intereſſe angemeſſenen
und den allſeitig in den Urbarialbeſtimmungen urkundlich begründete Bezugsberechtigung aufklärenden
Erläuterungen das vorſorgliche Geſuch zu ſtellen , daß für die Zukunft die verhältnißmäßige Ausſcheidung
der in den fraglichen Vererbungsfällen zu erfolgenden Drittelsanſätze konſtatirt , und Behufs des dies⸗

fälligen Bezuges das Erforderliche beſorgt werde .

Den 27 . Dec . 1836 .

Nr . 8511 . Betr . die Vornahme der Zins⸗ und Gültbereine .

Sämmtlich Fürſtlichen Rentämtern iſt die neue Bereins⸗Inſtruktion vom 31 . v. Mts . ſammt dem

Formular mit dem Auftrage hinausgegeben worden , hiernach alle noch nicht begonnenen Bereine zu fer⸗

tigen , oder fertigen zu laſſen .
Vom 19 . Januar 1837 .
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Nr . 541 . Betr . die Vorlage der Klaſſenſteuerfaſſionen .

Bei Einſendung der Klaſſenſteuerfaſſionen des Hilfsperſonals iſt darauf zu achten , daß unter An⸗

gabe des Termins a quo des Gehaltsbezuges beziehungsweiſe des Dienſteintritts der Betreffenden jeweils

auch die Beglaubigung des Amtsvorſtandes beigeſetzt werde .

Vom 23 . Januar 1837 .

Nr . 359 und 585 . Betr . die Abzugsgebühren von den in nicht zu deutſchen
Bundesſtaaten gehörige Länder Auswandernden .

Die Erlaſſe der großh . bad . Regierungen des Mittelrheinkreiſes und des Seekreiſes vom 14 . und

13 . d. Mts . Nr . 904 und 723 werden ſämmtlichen Fürſtl . Rentämtern im Badiſchen in Abſchrift zum

Benehmen mitgetheilt .
Donaueſchingen , den 27 . Januar 1837 .

Fürſtlich Fürſtenbergiſche Domainen⸗Kanzlei .

Großherzoglich Badiſche Regierung des Mittelrheinkreiſes .

Nr . 904 . Schreiben der Fürſtl . Fürſtenbergiſchen Domainen⸗Kanzlei

in Donaueſchingen vom 27 . v . Mts . Nr . 9270 die Abzugsgebühren von den

in
nicht zu den deutſchen Bundesſtaaten gehörige Länder Aus⸗

wandernden betr .

Beſchluß :

1 ) Das großh . Fürſtl . Fürſtenbergiſche Bezirksamt Haslach ,

1 ) Das großh . Fürſtl . Fürſtenbergiſche Bezirksamt Wolfach

wird angewieſen, in jedem vorkommenden Falle , wo Familien oder Individuen des dortigen Amtsbezirkes

in nicht zum deutſchen Bunde gehörige Staaten auswandern , die Fürſtl . Fürſtenbergiſche Domainen⸗

Kanzlei in Zeiten von der ertheilten Auswanderungs⸗Erlaubniß in Kenntniß und dieſe dadurch in den

Stand zu ſetzen , die Rechte der Fürſtl . Standesherrſchaft zu wahren .

Hievon ſetzen wir die Fürſtl . Fürſtenbergiſche Domainen⸗Kanzlei in Donaueſchingen in Kenntniß .

Raſtadt , den 14 . Januar 1837.

Die Großherzogliche Badiſche Regierung des Seekreiſes .

Rubrik wie vor betr .

Erlaß der Fürſtl . Fürſtenbergiſchen Domainen⸗Kanzlei vom 27 . v. Mts . Nr . 9270 .

Beſchluß :

1 ) Das Bezirksamt Heiligenberg
Meßkirch
Möhringen

＋
f
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Hüfingen
Engen
Neuſtadt

Stühlingen
wird angewieſen , das betreffende Fürſtl . Fürſtenbergiſche Rentamt jeweils von ſolchen Auswanderungs⸗
Vorhaben ihrer Untergebenen in Staaten , die nicht zum deutſchen Bund gehören , in Kenntniß zu ſetzen .

Nachricht hievon der Fürſtl . Fürſtenbergiſchen Domainen⸗Kanzlei zu Donaueſchingen .
Konſtanz , den 13 . Januar 1837 .

Nr . 752 . Betr . das Verfügungsrecht der Fürſtl . Beamten und Diener
über einzelne Theile der Dienſtwohnungen und Fürſtl . Gebäude überhaupt .

In Folge höchſter Entſchließung v. 21 . d . Mts . werden ſämmtliche Verwaltungen ꝛe. ernſtlich angewieſen ,
genaue Aufſicht darüber zu pflegen , daß ſämmtliche Beſitzer herrſchaftlicher Quartiere auf keine Weiſe
weder im Ganzen noch über einzelne Theile ihrer Dienſtwohnungen nach Willkühr und Laune zu Gun⸗
ſten dritter Perſonen verfügen , und überhaupt ſich nichts erlauben , was dem Rechte einer bloßen zeit⸗
lichen Nutznießung entgegen iſt .

Die Verwaltungen ꝛc. ſind verpflichtet in allen Fällen , wo ſie eine Entdeckung dieſer Art machen
ſollten , Anzeige⸗Bericht zu erſtatten , und werden zugleich ausdrücklich für ähnliche Mißbräuche bei den
ihrer Aufſicht insbeſondere unterſtehenden Vewaltungsgebäuden verantwortlich erklärt .

Den 27 . Januar 1837 .

Nr . 461 . Betr . die Erhebung der Abzugsgebühren von Auswandernden .

Den Fürſtl . Rentämtern wird unter Verweiſung auf die Mittheilung vom 27 . d. Mts . Nr . 585
aufgetragen , in allen entweder unmittelbar durch die Bezirksämter oder durch ' s Anzeigeblatt zu ihrer
Kenntniß kommenden Auswanderungsfällen die zu Berechnung des Abzugs erforderlichen Auskünfte und
Nachweiſungen jeweils bei den betreffenden Amtsreviſoraten zu erheben .

Den 30 . Jänner 1837 .

Nr . 903 . Betr . die Verrichtung von Gutsverwaltungsarbeiten in Akkord

ſtatt im Taglohn .
Von Prüfung des Verzeichniſſes über unſtändige Ausgaben vom 2. Quartal 188¾ , nimmt man

Veranlaſſung , der Gutsverwaltung aufzutragen , Arbeiten wie Heckenſchneiden , Wieſenräumen , Aus⸗
miſten des Schafſtalls nicht im Taglohn verrichten zu laſſen , ſondern in Akkord zu geben .

Den 30 . Januar 1837 .
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Nr . 1078 . Betr . die Nichtanwendbarkeit der neuen Dienerordnung auf

die niedere Hofdienerſchaft .

Zu Folge höchſter Entſchließung vom 1. d. Mts . wird bekannt gemacht , daß Serenissimus ſich nicht

bewogen gefunden haben , die Anwendbarkeit der neuen Dienerordnung auf die niedere Hofdienerſchaft

auszuſprechen , ſondern das bisher beſtandene Verhältniß aufrecht erhalten wiſſen wollen .

Vom 9. Februar 1837 .

Nr . 1478 . Betr . die Beſtimmung der Heiraths⸗Kautionen .

Resolutum Serenissimi vom 17 . d. Mts . , nach welcher Höchſtdieſelben in Berückſichtigung der durch

die Gründung der Wittwenkaſſe zu Gunſten der Diener und ihrer Familien eingetretenen Veränderung

in den Verhältniſſen , die Heiraths⸗Kautionen für nachſtehende Dienerklaſſen auf folgende Weiſe zu

beſtimmen geruht haben :

10 Für die Revierförſter aunßßßß

2 ) Für die Kanzliſten und alle , die mit ihnen auf gleicher Stufe ſich

befinden, auf äͤͤC .

3 ) Für die Hofdiener und Stallleute , wie für alle übrigen ihrer Ka⸗

tegorie au / 33n3 . . . f⸗

Dieſe Kautionen ſollen jedoch entweder durch Sicherſtellung auf Liegenſchaften oder durch Hinter⸗

legung von rechtsgiltigen Pfandurkunden geſtellt werden .

Se . Durchlaucht erklären zugleich , daß Höchſtdieſelben ſich in Zukunft unnachſichtlich und ohne Aus⸗

nahme an dieſe Beſtimmungen halten werden .

Beſchluß :

Von dieſer höchſten Entſchließung werden ſämmtliche Fürſtl . Stellen zum Wiſſen und Benehmen

und zur weiteren Eröffnung in Kenntniß geſetzt .

Den 23 . Febr . 1837 .

1000 fl.

Fürſtlich Fürſtenbergiſche Domainen⸗Kanzlei .

Nr . 1629 . Betr . den Beitrag zu den Gemeindeſteuern .

Den Fürſtl . Verwaltungen wird eröffnet , daß das proviſoriſche Geſetz vom 16 . d. Mts . Rggobltt .

Nr . 5 auf die Fürſtl . Standesherrſchaft Fürſtenberg keine, ſondern nur auf die dort benannten Standes⸗

und Grundherren Anwendung finde , welche gegen das Geſetz vom 31 . Dec . 1831 über die Verfaſſung

und Verwaltung der Gemeinden beim Bundestag ſeiner Zeit ſich beſchwert haben , wornach es alſo bei

den in Bezug auf die Beiträge zu den Gemeindebedürfniſſen erlaſſenen dieſſeitigen Verfügungen bis auf

Weiteres ſein Verbleiben hat .
Den 27 . Febr . 1837 .
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Nr . 1669 . Betr . den Beitrag der Fürſtl . Standesherrſchaft zu den

Gemeindeumlagen .

Die durch die Verordnung vom 24 . Mai v. J . Rggsbltt . Seite 215 — 216 ausgeſprochene Er⸗
leichterung der Gewerbtreibenden bezieht ſich nach dem klaren Ausdruck derſelben nur auf die Staats⸗
ſteuern , und beſchrankt ſich auch in dieſer Beziehung vor der Hand nur auf das Jahr 18⁵g; , ; es kann
daher die Anwendung dieſer Verordnung auf das Gemeindeſteuerweſen nicht Platz greifen .

Vom 27 . Februar 1837 . 5

Nr . 1692 . Betr . die Dekretur der Bauetats insbeſondere die Ausführung
der Bauten . 8

Hinſichtlich der Ausführung derjenigen Bauten , welche in den den Fürſtl . Verwaltungen demnächſt
zukommenden Etats die Genehmigung erhalten haben , findet man für nothwendig , nachſtehende Vor⸗
ſchriften zu ertheilen , und deren Befolgung den Fürſtl . Rentämtern , Verwaltungen und Bau⸗Inſpektionen
einzuſchärfen .

1) Sogleich nach Empfang der genehmigten Etats ſind die Bauarbeiten an tüchtige Handwerksleute
in Akkord zu geben , und iſt für gute , ſowie rechtzeitige dem Etat entſprechende Ausführung Sorge zu
tragen .

2 ) Da , wo wegen Wichtigkeit der Bauten der Bauinſpektor den Rentamtsſitz in der erſten Hälfte
des Monats März beſucht , hat die Verakkordirung der Arbeiten gemeinſchaftlich zu geſchehen , zu dieſem
Zwecke ſind

3 ) Alſobald ſpezielle Auszüge aus dem Etat ohne Angabe der Preiſe , Zahl und Betrag der Tag⸗
löhne ꝛc. anzufertigen und den Handwerksleuten mit dem Bedeuten zu übergeben , hiernach Berech⸗
nungen zu entwerfen und ihre Forderungen zu ſtellen .

40 Der Bauinſpektor hat acht Tage vor ſeiner Ankunft das Rentamt von letzterer zu benachrichtigen ;
iſt dieſe erfolgt , ſo ſind ſämmtliche Handwerksleute auf die Rentamtskanzlei zu beſtellen , dort die Ak⸗
korde ſchriftlich abzuſchließen , und vom Rentbeamten , Bauinſpektor und Bau⸗Akkordanten zu unter⸗
zeichnen.

5 ) An Orten , welche der Bauinſpektor nicht im Laufe des Frühjahrs beſucht , hat der Rentbeamte
allein vorzufahren .

6 ) In dem Akkorde müſſen die einzelnen Paragraphen des Etats angegeben ſein .
7 ) Die Lieferung aller erforderlichen Materialien und die Beendigung der Arbeit an einem gewiſſen

Zeitpunkte , jedenfalls vor dem Eintritte des Winterfroſtes iſt den Handwerksleuten ausdrücklich anzu⸗
dingen . Wo Materialien aus herrſchaftlichen Magazinen verwendet werden , ſind ſolche dem betreffenden
Handwerker in kurſirendem Preiſe zu überlaſſen , beziehungsweiſe an ihn zu verkaufen .

8 ) Eine Ueberſchreitung des Etats wird nicht geſtattet , wohl aber haben ſich die Fürſtl . Beamten
zu bemühen , bei der Verakkordirung möglichſt billige Preiſe zu erzielen . Ebenſo wenig darf , wie bereits
verordnet iſt , und ſich von ſelbſt verſteht , ſtatt der im Etat genehmigten Arbeit eine andere ausgeführt
werden .

Y Sollte im Laufe des Jahres die Nothwendigkeit zur Vornahme von Bauten eintreten , welche
nicht im Etat erſcheinen , ſo iſt unter Anſchluß ſpezieller Voranſchläge Legitimation zur Ausführung



— 113 —

Abſchrift .

Controlbüreau

zu dem hohen Veſchluß vom 1. März 1837 Ur . 4120 .

Nr . 277 . Die Beiträge der Fürſtl . Standesherrſchaft Fürſtenberg zu
den Gemeindeausgaben betr .

Der wieder zurückangeſchloſſene Erlaß Fürſtl . Fürſtenbergiſcher Domainen⸗Kanzlei zu Donaueſchin⸗
gen vom 19 . Januar 1837 Nr . 293 bringt die Behandlung der Einnahms⸗ und Kaſſenreſte , beziehungs⸗
weiſe der Gemeinde⸗Ueberſchüſſe mit dem Wunſche , daß der §. 83 der Gemeindeordnung ausdrücklich
als aufgehoben erklärt werden möge , zur Sprache .

Wir glauben , daß die Bedenklichkeiten Fürſtl . Fürſtenbergiſcher Domainen⸗Kanzlei bei genauerer
Anſchauung der beſtehenden Geſetzgebung verſchwinden werden , und eine ausdrückliche Aufhebung des

§. 83 der Gemeindeordnung , der nach wie vor noch fortbeſtehen muß , nicht nothwendig fallen dürfte .
Der F. 83 und 84 der Gemeindeordnung beſtimmt :

à ) In welchem Falle die Gemeinde⸗Ueberſchüſſe als vorhanden anzunehmen ſind , und

b ) Wie ſolche verwendet werden dürfen .

ad à ) Der §. 83 der Gemeindeordnung ſtellt als Grundſatz auf , daß Gemeinde⸗Ueberſchüſſe nur
alsdann erſt als vorhanden anzunehmen , wenn vorerſt zwei Dritttheile der Gemeindebedürfniſſe , im Sinn
der § § . 59 , 60 und 61 der Gemeindeordnung beſtritten worden ſind .

Es ſteht alſo dieſe Beſtimmung des §. 83 der Gemeindeordnung in enger Verbindung mit der

früheren Geſetzgebung über die Beſtreitung der Gemeindebedürfniſſe alſo mit den vorgedachten § § . 59 ,
60 und 61 der Gemeindeordnung ſelbſt .

Das Geſetz vom 28 . Auguſt 1835 , welches die § § . 57 und 80 der Gemeindeordnung aufhebt , und
an die Stelle dieſer Paragraphen der Gemeindeordnung andere Beſtimmungen über die Beſtreitung der

Gemeindebedürfniſſe ſetzt , ändert alſo auch den H. 83 der Gemeindeordnung , ſo weit es nämlich mit dem
neuen Geſetz im Widerſpruch ſteht .

An die Stelle der früheren Beſtimmung , daß Gemeinde⸗Ueberſchüſſe ſchon alsdann als vorhanden
anzunehmen wären , wenn zwei Dritttheile der Gemeindebedürfniſſe beſtritten geweſen ſind , tritt das

neue Geſetz vom 28 . Auguſt 1835 , nach welchem Gemeinde⸗Ueberſchüſſe nur alsdann erſt als vorhanden
anzunehmen , wenn vorerſt alle Gemeindebedürfniſſe des laufenden Jahres (einſchließlich der Paſſiv⸗
Kapitalzinſe , und des feſtgeſetzten jährlichen Tilgungsbetrags ) durch die laufenden Einkünfte ( nach Aus⸗

ſcheidung alles deſſen , was zum Grundſtock gehört ) gedeckt ſind .

Dieſe Anſicht geht auch aus dem Beſchluſſe des großh . Miniſterium des Innern vom 15 . April
1836 Nr . 3584 verkündet durch das Anzeigeblatt des Seekreiſes Nr . 41 Seite 429 , hervor , und wir

glauben dadurch den erhobenen Anſtand ad a. gehoben zu haben .
ad b) Hinſichtlich der Verwendung der Ueberſchüſſe erläutert großh . Miniſterium des Innern durch

ſeinen gedachten Beſchluß zu §. 83 und 84 der Gemeindeordnung , daß ſolche

4) Vorerſt zur Schuldentilgung verwendet , und

b) Wenn keine Schulden vorhanden , zu Kapital angelegt , oder ſonſtige neue Erwerbungen für den

Gruudſtock gemacht werden ſollen , endlich
15
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0) Wenn erſt der Grundſtock durch Kapitalanlage , oder auf andere Weiſe auf den Stand gebracht

iſt , daß aus dem Ertrag deſſelben , und aus andern Gemeinde⸗Einkünften alle Gemeindebedürfniſſe be⸗

ſtritten werden können , und damit ſelbſt für den Fall eines die Gemeindegüter treffenden Zufalles Für⸗

ſorge getroffen iſt , eine andere Verwendung der Ueberſchüſſe durch Vertheilung derſelben bewilligt wer⸗

den können . Eine derartige Verwendung aber , bevor noch die Schulden bezahlt , und die erwähnten

Kapitalanlagen oder Erwerbungen gemacht ſind , nur in ganz ſeltenen Fällen beſonderer Noth ſtatt⸗

finden möge .
Wo alſo die Gemeindeausgaben durch die Gemeinde⸗Einkünfte nicht vollſtändig beſtritten werden

können , und überhaupt Umlagen gemacht werden müſſen , da ſind keine Gemeinde⸗Ueberſchüſſe denkbar,
und es müſſen darum auch die Einnahms⸗ und Kaſſenreſte gleich wie der Ausgabsreſt vergangener

Jahre nach §. 18 der Vollzugsverordnung vom 24 . Oktober 1835 in den Gemeindevoranſchlag über⸗

tragen werden .

So muß es gehalten werden , ſeit der Wirkſamkeit des neuen Geſetzes vom 28 . Auguſt 1835 .

Wenn aber von einem Ueberſchuß die Rede iſt , der am Schluſſe des Rechnungsjahres 1834/35

entſtund , ſo gehört dieſer noch der frühern Periode an , und iſt zu behandeln nach §. 83 und 84 der

Gemeindeordnung , d. h. es iſt derſelbe vor Allem zur Schuldentilgung zu verwenden .

Sind Schulden vorhanden , ſo kann man allerdings verlangen , daß der Ueberſchuß in den Voran⸗

ſchlag pro 1835/36 übertragen wird , wenn nicht nachgewieſen wird , daß der Schuldenſtand um den

Betrag des Ueberſchuſſes vom Jahre 1834 ſich verändert hat , weil die Ausmärker jetzt auch zu den

Gemeindeſchulden beizutragen haben .

Karlsruhe , den 4. März 1837 .

Nr . 53175 . Betr . die Anzeigen von dem Ableben eines Dieners , Penſionärs
oder deren Wittwen und penſionsberechtigten Kinder .

Sämmtliche Fürſtl . Verrechnungen werden andurch angewieſen , von jedem ſich ergebenden Todes⸗

falle eines Penſionärs oder Dieners , oder der Wittwe und Kinder eines Dieners , welche Gratialien

oder Penſionen beziehen , unter Vorlage eines Todtenſcheins unverweilt Anzeige anher zu erſtatten .
Den 30 . Juni 1837 .

Nr . 3383 . Betr . die monatliche Auszahlung der Penſionen und

Gratialien .

In Anbetracht , daß die Penſionen nicht ſo bedeutend ſind , um den Lebensunterhalt der⸗

jenigen Wittwen , welche auf dieſe ausſchließend reduzirt ſind , für die Dauer eines Vierteljahres zu

decken , wird beſtimmt , daß denjenigen Wittwen , welche die Penſion monatlich zu erheben wünſchen ,

ſolche in Monatsraten zu zahlen ſeie , dagegen wird den Verrechnungen anheimgeſtellt , zu ihrer Er⸗

leichterung Zahltage für die monatlichen Penſionsbeträge feſtzuſetzen .
Den 6. Juli 1837 .



Nr . 55411 . Betr . die Erhebung der Abzugsgebühren.
Von nachſtehendem Erlaſſe großh . Seekreis⸗Regierung wird den Fürſtl . Verwaltungen Kenntnißgegeben .

Donaueſchingen , den 10 . Juli 1837 .

Fürſtlich Fürſtenbergiſche Domainen⸗Kanzlei.

Die Großherzoglich Badiſche Regierung des Seekreiſes .
Nr . 9572 . Die Erhebung der Abzugsgebühren betr .

Erlaß der Fürſtl . Fürſtenb . Domainen⸗Kanzlei vom 23 . v. Mts . Nr . 5044 .

Beſchluß :
1) Nachträglich zu der dieſſeitigen Verfügung vom 13 . Januar d. J . Nr . 723 wird das Bezirks⸗Amt Heiligenberg , Meßkirch , Möhringen , Hüfingen , Engen , Neuſtadt und Stühlingen beauftragt , inden dort bezeichneten Fällender Fürſtl . Fürſtenbergiſchen Domanial⸗Kanzlei unmittelbar Kenntniß zugeben , auch jedesmal den Betrag des zu exportirenden Vermögens durch das Amtsreviſorat konſtatirenzu laſſen , damit darnach die Abzugsgebühr regulirt werden könne .
2 ) Hievon geben wir der Fürſtl . Fürſtenbergiſchen Domanial⸗Kanzlei Nachricht .

Konſtanz , den 4. Juli 1837 .

Nr . 6372 . Betr . die Abgabe von weichem ſtatt hartem Beſoldungsholze
und umgekehrt .

Nachdem uns zur Kenntniß gekommen iſt , daß Fürſtl . Dienern im Allgemeinen , insbeſondere aberForſtdienern , wie auch Lehenleuten bald hartes bald weiches Brennholz willkürlich zugeſchrieben wurde,ſo erhält die Forſtbehörde den Auftrag , zur nöthigen Innehaltung angemeſſener Ordnung ſich lediglichan die Beſtimmungen der Anſtellungsurkunden , beziehungsweiſe Lehenbriefe zu halten , und ohne vor⸗herige Anfrage nicht einmal das obſervanzmäßige Verhältniß von drei Klaftern weichen Brennholzes zuzwei harten , Platz greifen zu laſſen , ſelbſt wenn eine Aenderung durch wirthſchaftliche Verhaͤltniſſe ge⸗boten wäre .

Den 7. Auguſt 1837 .

Nr . 6603 . Betr . die Regulirung der Pferderationen für das Forſt⸗
Perſonal .

Zu Folge höchſter Entſchließung v. 10 . d. wird beſtimmt :
1) Daß die Natural -⸗Pferdefouragen in Geld ſurrogirt , und die Entſchädigung für zwei Pferde⸗rationen ſammt Kutſcherlohn auf 500 fl . widerruflich feſtgeſetzt werde ;

15
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2 ) Daß jeder Forſtdiener , der im Intereſſe des Dienſtes Pferderationen oder Geldſurrogat bezieht ,

auch Pferde halte , widrigenfalls das erſtere nach Ablauf von drei Monaten ſiſtirt wird , wenn ſich der

Diener bis dahin ohne beſondere annehmbare Gründe noch nicht remontirt hat .

Den 14 . Auguſt 1837 .

Nr . 6675 . Trochtelfüngen und Ringingen . Betr . die Koſten für das

Schafzählen daſelbſt .

Das Fürſtl . Rentamt Trochtelfingen wird angewieſen , den Schultheißenämtern zu Trochtelfingen

und Ringingen zu eröffnen , daß das Zählen der von der Fürſtl . Standesherrſchaft lagerbüchlich auszu⸗

ſchlagenden Schafe durchaus nicht im Intereſſe des Berechtigten geſchehe , vielmehr lediglich als Kontroll⸗

Maßregel von Seiten der Gemeinde zu betrachten ſei , welch letzterer ſomit auch die Tragung der Koſten obliege .

Die Bezahlung einer Tagsdiät an das mit dem Schafzählen beſchäftigte Perſonal , aus der herrſchaft⸗

lichen Kaſſe kann daher künftig nicht ſtattfinden ; ebenſowenig hat Fürſtl . Rentamt , wenn je die Schaf⸗

waide wieder an fremde Schafhalter verliehen wird , zu dulden , daß an letztern eine Gebühr fur Schaf⸗

zählen gefordert werde .

2 ) Nachricht hievon der Schäferei⸗Adminiſtration Neufra zum geeigneten Benehmen .

Den 17 . Auguſt 1837 .

Nr . 1133 . Betr . die Verpachtung der ärariſchen Güter .

Man ſindet ſich veranlaßt , zu der unterm 11 . — 14 . Mai 1835 Nr . 3387 erlaſſenen Generalver⸗

fügung Nachſtehendes zu verordnen :

1 ) Die Verpachtungsprotokolle ſind auf halb gebrochenes Papier zu ſchreiben , und iſt auf der den

Bedingungen gegenüberſtehenden Seite der Inhalt der einzelnen Paragraphen folgendermaßen anzu⸗

zeigen.
§. 1. Pachtdauer . F. 2. Garantie für das Feldmaß . §. 3. Steuern . §. 4. Kultivirung der Grund⸗

ſtücke . . 5. Begebung in Afterpacht . §. 6. Erhaltung von Umzäunungen , Stellfallen , Bäumen , Grenz⸗

marken . §. 7. Zehntſtellung . § . 8. Zahlungstermine und Bürgſchaftsleiſtung . F. 9. Kammertaxe .

§. 10 . Pachtnachlaß . §. 11 . Entfernung vom Pachte . §. 12 . Ausſchluß von der Steigerung . . 183.

Ratifikations⸗Vorbehalt .
2 ) ad . 2. Als Anfang und Ende der Pachtperiode iſt , wo nicht beſondere Umſtände entgegen⸗

ſtehen , Martini feſtzuſetzen .

3 ) Dem F. A iſt beizufügen : „Pächter hat die unten als gepflügt , gedüngt oder angeſät bezeichneten

Grundſtücke am Schluſſe des Pachtes in gleichem Zuſtande zurückzugeben , oder hiefür den ausgeſetzten

Betrag zur Rentamtskaſſe zu erſetzen. “

In der Ueberſichtstabelle iſt bei jedem einzelnen Grundſtücke beizuſetzen : ob es brach liegend , oder

wie viel Mal gepflügt , gedüngt , ob und mit welcher Fruchtgattung angeſäet , oder mit Fruchtkräutern

beſtockt ſei .

Der Werth der Pflugarbeit , des Düngers , der Anſaat oder der Beſtockung mit Futterkräutern iſt
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in Geld auszudrücken , und zwar per Jauchert um einige Gulden höher , als der hiefür beſtehende ört⸗

liche Preis .

40 Der F. 11 iſt dahin abzuändern : Wenn der Pächter die Bedingungen nicht erfüllt , wenn er in

Gant geräth , oder wenn er mit dem Pachtſchilling über ein halbes Jahr vom Verfalltage an im Rück⸗

ſtande bleibt , iſt Pachtgeber befugt , den Beſtand ohne irgend eine Entſchädigung für aufgelöst zu

erklären .

„ Der Pächter und ſein Bürge u. ſ. w. bleiben unverändert . “

Sämmtliche Verwaltungsſtellen haben dafür Sorge zu tragen , daß die Verleihungen rechtzeitig vor⸗

genommen und hiedurch den künftigen Pächtern zur Kultivirung der Grundſtücke hinlänglicher Spielraum

gelaſſen werde ; auch iſt es abſolut nothwendig , daß die Verwalter vor der Verleihung die Grundſtücke

gehörig beaugenſcheinigen , oder durch einen untergeordneten Diener beaugenſcheinigen laſſen , den früheren

Pächter zur Ergänzung der vorfindlichen Mängel anhalten , oder Anordnung treffen , daß vorhandene

Unregelmäßigkeiten auf zweckmaßige Weiſe beſeitigt werden . Mit dem neuen Verpachtungsprotokolle iſt

jedesmal auch das frühere einzuſenden , und in dem Begleitungsberichte eine Vergleichung des alten und

neuen Pachtſchillings zu geben.
Den 28 . Auguſt 1837 .

Nr . 7191 . Betr . die Verleihung der auf unbeſtimmte Zeit verpachteten

Grundſtücke auf eine beſtimmte Periode .

Es erſcheinen in den Verwaltungsrechnungen noch häufig Grundſtücke , über welche Pachtkontrakte

für unbeſtimmte Zeit beſtehen . Da hierdurch das ſtandesherrliche Eigenthumsrecht gefährdet erſcheint ,

und aus den Grundſtücken , von welchen häufig der Pachtſchilling vor ſehr langer Zeit feſtgeſetzt , und

unverändert beibehalten worden iſt , nicht derjenige Nutzen gezogen wird , welchen ſie bei der im Allge⸗

meinen eingetretenen Steigerung der Bodenrente abwerfen könnten , ſo traͤgt man den Fürſtl . Verwal⸗

tungsſtellen auf , ſämmtliche Grundſtücke , welche auf unbeſtimmte Zeit verliehen ſind , in ein Verzeichniß

zu bringen , und ſolches nebſt Vorſchlägen hinſichtlich deren Wiederverpachtung anher einzuſenden .

Hiemit wird zugleich feſtgeſetzt , daß künftig alle Güterverpachtungen ohne Ausnahme auf eine be⸗

ſtimmte Periode abzuſchließen ſind , und da , wo vorausſichtlich während dieſer Periode die Nothwendigkeit

zur Zurücknahme der Grundſtücke eintreten könnte , die Befugniß hiezu beſonders anzudingen iſt .

Den 28 . Auguſt 1837 .

Nr . 6960 . Betr . die Erhebung der Abzugsgebühren .

Nachſtehender Erlaß der großh . Seekreis⸗Regierung vom 8. v. Mts . Nr . 11,727 wird zur Kennt⸗

nißnahme bekannt gemacht .

Donaueſchingen , den 21 . Sept . 1837 .

Fürſtlich Fürſtenbergiſche Domainen⸗Kanzlei .

＋
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Die großh . bad . Regierung des Seekreiſes .
Nr . 11,727 . Die Erhebung der Abzugsgebühren betr .

Erlaß der Fürſtl . Fürſtenberg . Domanial⸗Kanzlei vom 31 . v. Mts . Nr . 6181 .
Beſchluß :

1) Das Bezirksamt Stetten wird beauftragt , das grundherrliche Rentamt Werenwaag jeweils vondem Auswanderungsvorhaben daſiger Einwohner in Staaten , die nicht zum deutſchen Bund gehören , inKenntniß zu ſetzen , auch den Betrag des zu exportirenden Vermögens jedesmal an ' s Amtsreviſorat zukonſtatiren , und von dem Betrag der Fürſtl . Fürſtenberg. Domanial⸗Kanzlei Kenntniß zu geben .2 ) Hievon ertheilen wir der Fürſtl . Fürſtenberg . Domanial⸗Kanzlei Nachricht.Konſtanz , den 8. Auguſt 1837 .

Nr . 7177 . Donaueſchingen . Betr . die Entſchädigung der Bierwirthe
für zurückgebrachtes ſaures Bier .

Die Fürſtliche Brauverwaltung erhält hiermit Ermächtigung , den Bierwirthen das ohne Verſchuldenſauer gewordene Bier , welches dieſelben in natura zurückbringen , in Geld zu vergüten , und den Betraghiefür gehörig belegt unter Abgang in Ausgabe zu ſtellen . Zu dieſem Behufe iſt quartalweiſe ein Ver⸗zeichniß zur Ertheilung der dieſſeitigen Dekretur der Quartal⸗Conſignation anzuſchließen . Hierbei wirdjedoch vorausgeſetzt , der Wirth , welcher Erſatz erhält , beziehe widerum eine gleiche Ouantität Bier .Den 28 . Sept . 1837 .

Nr . 7612 . Betr . die Dekreturen über Grundſtocks ⸗Veränderungen im
Allgemeinen .

Um eine in der Behandlung der Sache bemerkte unangemeſſene Verſchiedenheit für die Zukunft zubeſeitigen , wird hiemit verfügt , daß die auf Grundſtockseinnahmen ſich beziehenden Weiſungen , und ebenſo die Verträge über geſchehene Erwerbungen den Rechnungen am geeigneten Orte beigelegt wer⸗den ſollen .

Es ſind daher dieſe Belege kunftig nicht mehr an die Hauptkaſſe , welcher die erforderliche Eröffnungvon hieraus ſchon unmittelbar gemacht wird , einzuſenden , es wäre denn , daß dieſes in einem einzelnenFalle beſonders angeordnet würde .
Den 9. Okt . 1837 .

— —

Nr . 8528 . Donaueſchingen . Betr . die Reinigung des Brauereihofes .
Man genehmigt , daß :
1) Die Gutsverwaltung der Brauverwaltung das zum Einſtreuen für die Schweine nöthige Strohunentgeldlich abgebe , und
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2 ) Jede Woche , wenn es die Witterung nicht hindert , auf ihre Koſten die Reinigung des Brauerei⸗
hofes beſorge ; dagegen wird ihr

3 ) Von der Brauverwaltung ſammtlicher im Brauhofe erzeugter Dünger unentgeldlich überlaſſen .

Vom 19 . Okt . 1837 .

Nr . 8556 . Betr . die Verfaſſung von Bittſchriften durch das rentamtliche

Hilfsperſonal .

Zu Folge höchſter Entſchließung vom 9. d. Mts . wird den Fürſtl . Rentämtern eröffnet , daß es

höchſt ungeeignet erſcheine , wenn das rentamtliche Hilfsperſonal ſich mit der Abfaſſung von Bittſchriften in

Angelegenheiten , welche die Fürſtl . Standesherrſchaft berühren , abgebe ; daß deßhalb ſolches für die Zu⸗

kunft zu unterbleiben habe .
Vom 19 . Okt . 1837 .

Nr . 8735 . Betr . den Bezug von Strafdritteln durch die Fürſtl . Förſter .

Bei der Regulirung der Förſtersbeſoldungen hat man Behufs der Aufhebung der Accidentien

den Baargehalt ſo erhöht , daß dieſelben anſtändig leben können , ohne ihrer zu bedürfen .

Da man nun in den Forſten unter königl . Württemberg . und Hohenzollern⸗Sigmaringiſcher Hoheit

die Anzeigsdrittel noch bezieht ; ſo müſſen ſolche vom 1. Nov . d. J . an , von den Rentämtern eingezogen ,

und pro aerario verrechnet werden , da bei gleichen Geſchäftsverrichtungen kein Grund vorliegt , dieſe

Förſter höher zu ſtellen , als die unter großh . bad . Hoheit .

Vom 26 . Okt . 1837 .

Nr . 8579 . Donaueſchingen . Betr . die Verabreichung eines Trunks an

den Kaminkehrer bei ſeinen Beſchäftigungen im Fürſtl . Brauhauſe⸗

Die Fürſtliche Brauverwaltung wird ermächtigt , ausnahmsweiſe an die Kaminkehrer , welche die

Brauereikamine reinigen , einen Trunk zu verabreichen .

Vom 6. Nov . 1837 .

Nr . 9196 . Betr . die Bezahlung der Pachtfrüchte in Geld .

Es iſt ſchon hin und wieder vorgekommen , daß die General - Verfügung vom 28 . Auguſt 1834

Nr . 4839 , die Regulirung der Gültfruchtpreiſe betreffend , auch auf Pachtſrüchte in Anwendung ge⸗

bracht worden iſt . Da die Pachtfrüchte nicht durchgängig an Martini , und kontraktmäßig in wohlge⸗

putzten , vom Schwachen befreiten Sorten geliefert werden müſſen , der Martinipreis hier ſomit nicht

durchgängig als Maßſtab gelten kann , ſo wird hiemit verfügt , daß da , wo der Pachtkontrakt in Be⸗
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ziehung auf die Bezahlung der Naturalien in Geld nicht ſchon eine Beſtimmung enthält , immerhin 14

Tage vor dem Verfalltage ein Uebereinkommen mit dem Pächter zu treffen , und der Preis feſtzu⸗
ſetzen ſei , in welchem die Pachtfrüchte bezahlt werden mücſen . Hiebei hat F. ꝛc. auf den 8 Tage
vor und 8 Tage nach dem Verfalltage ſich ergebenden enſprechenden Marktpreiſen , im Falle der Nicht⸗
annahme von Seiten des Pächters aber auf pünktlicher Naturalien⸗Lieferung zur Verfallzeit zu beſtehen .
Um den Pächtern Spielraum zur Spekulation mit den Früchten zu gewähren , geſtattet man , daß der

Geldbetrag ein Vierteljahr lang , in keinem Falle jedoch über den Schluß des Rechnungsjahres hinaus
geborgt werde .

Den 9. Nov . 1837 .

Nr . 9880 . Betr . die Anſtellung der Forſtadjunkte und Forſtaktuare .

Se . Durchlaucht der Fürſt haben unterm 14 . Nov . 1837 zu beſchließen geruht , daß die Forſtad⸗
junkten und Forſtaktuare künftig nur in entlaßbarer Eigenſchaft angeſtellt werden ſollen .

Den 16 . Nov . 1837 .

Nr . 9586 . Betr . die Stellung der Heiraths⸗Kautionen .

Durch höchſte Verfügung vom 20 . d. Mts . geruhten Serenissimus die beſtehenden Vorſchriften über
die Stellung der Heirathskautionen dahin näher feſtzuſtellen , daß

10 Außer der Livreedienerſchaft auch die Kanzleidiener , Rentamtsdiener , Kaſtenknechte , Hausmeiſter ,
Schloßaufſeher und Bibliothekdiener ꝛc. eine Heirathskaution von 1000 fl . , dagegen

2 Alle übrigen Diener ohne Ausnahme , deren Dienſteinkommen an Haupt⸗ und Nebennutzungen ,
jedoch mit Ausſchluß der Entſchadigung für Dienſtlaſten , die Summe von 800 fl. nicht erreicht , eine
Kaution von 2000 fl. zu ſtellen haben ſollen .

Die Beſtimmungen über die Art und Weiſe der Kautionsleiſtung bleiben unabgeändert .

Von vorſtehender höchſter Verfügung wird ſämmtlichen Fürſtl . Stellen zur geigneten Eröffnung an

ihre Untergebenen und zur Nachachtung in vorkommenden Fällen Nachricht gegeben .
Den 23 . Nov . 1837 .

Nr . 9779 . Betr . die Aufſtellung von Ertrags⸗Berechnungen bei

Grundeigenthums⸗Erwerbungen .

Durch höchſte Entſchließung vom 24 . Nov . 1837 wurde die Vorſchrift erneuert , daß bei allen Kaufsanträgen ,
wenigſtens durch eine annähernde Ertragsberechnung anſchaulich gemacht werden ſoll , wie die vermuthliche künf⸗
tige Rente ſich zu dem Aufwandskapital verhalten werde , und daß dieſes auch bei einzelnen Grundſtücken
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ſchon aus dem Grunde zu geſchehen habe , weil deren Erwerbung nur , wenn beſondere und erwieſene

Vortheile damit verbunden ſind , für zweckmäßig und angemeſſen erachtet werden könne .

Vom 26 . Noov . 1837 .

Nr . 9912 . Betr . die rechnungsgemäße Behandlung der ungewiſſen
Aktivreſte .

Zum Zwecke der gleichförmigen Behandlung der ungewiſſen Aktivreſte ſieht man ſich zur Ertheilung

folgender Vorſchriften veranlaßt :

1 ) Für 1837/38 erſtmals ſollen die am 1. Juli einzuſendenden Verzeichniſſe der ungewiſſen Aktiv⸗

reſte auf die von dem Lithographen Keller dahier zu requirirenden Impreſſen nach anliegendem Formular

gefertigt werden .

2 ) Das Verzeichniß hat zu unterſcheiden , die ungewiſſen Aktiven

A. Des Ertrages

B. Des Grundſtockes

3 ) Jede dieſer Hauptabtheilungen erhält die Unterabtheilungen :

4) Aus vorigem Verzeichniſſe

b) Vom laufenden Jahr .

Y) In die Unterabtheilung K. a. muß all ' dasjenige vollſtändig übertragen werden , was in dem

vorangehenden Verzeichniſſe unter A. a. und A. b. in der Kolonne 12 erſcheint .

5 ) Ebenſo iſt in die Unterabtheilung B. a. all ' dasjenige aufzunehmen , was in dem vorangehenden

Verzeichniſſe unter B. a. und B. b. in der Kolonne 12 vorgetragen iſt .

6 ) Jede Unterabtheilung und jede Hauptabtheilung wird in einer beſonderen Summe dar⸗

geſtellt.
8

Die beiden Hauptabtheilungen werden aber nicht zuſammengetragen .

7 ) Der Titel der Forderung und das Jahr ihrer Entſtehung muß bei jedem Poſten genan ange⸗

geben ſein .

8 ) In das Verzeichniß dürfen keine Beträge aufgenommen werden , welche noch in der Rechnung

in der Reſtkolonne⸗ laufen .
4¹t

9 ) Am 1. Mäͤrz jeden Jahres ſind mit motivirendem Berichte diejenigen Beträge zur Anzeige zu

bringen , welche ſich zur Uebertragung in das Verzeichniß der ungewiſſen Reſte eignen , und die Ueber⸗

träge ſogleich nach erfolgter Dekretur zu bewirken .

10 ) In einem zur nämlichen Zeit zu erſtattenden Berichte ſind auch diejenigen Poſten des Ver⸗

zeichniſſes der ungewiſſen Aktivreſte zur Dekretur anzuzeigen , welche ſich in Abgang eignen .

11 ) Die Verfügungen , durch welche die Aufnahme der Forderung in das Verzeichniß der unge⸗

wiſſen Aktioreſte angeordnet wird , ſind der Rechnung dort beizulegen , wo die Beträge in der Rechnung

in Abgang geſchrieben ſind .
16
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12 ) Jene Verfügungen aber , durch welche die Löſchung der Forderung in dem Verzeichniſſe der
ungewiſſen Aktivreſte angeordnet wird , ſowie die Beſcheinigungen der Abgangspoſten nebſt andern Akten
ſind in dieſem Verzeichniſſe beizuſchließen , und in der Kolonne 13 einzunumeriren.

13 ) Eine Unterſcheidung der Rentamts⸗ und Forſtetats findet in dem Verzeichniſſe der ungewiſſen
Aktivreſte pro 1837/8 erſtmals nicht mehr ſtatt .

14 ) Die Verrechnungen , welche keine ungewiſſe Aktivreſte haben , müſſen mit dem 1. Juli all⸗
jährlich Fehlanzeigen auf einem Impreſſenbogen einſenden . 8

Den 4. Dec . 1837 .
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Formular .

Donaueſchingen .

Fürſtlich Fürſtenbergiſches Rentamt .

Verzeichnißz
der

ungewiſſen Aktivreſte vom Rechnungsjahre

1 . Juni 1837138 .

Mit acht Beilagen .

16 *
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W. ꝛc. ꝛc. Tc.

Abgeſchloſſen mit der Beurkundung , daß alle in Kolonne 12 vorgemerkten Beträge ſich zur fernern

Fortführung in gegenwärtigem Verzeichniſſe eignen .

Donaueſchingen , den 1. Juli 1837 .

Fürſtlich Fürſtenbergiſches Rentamt .

vdt . Buchhalter
N. N.



Nr . 9978 . Betr . die Wohnungsanſprüche der Beiförſter .

Zu Folge höchſter Entſchließfung Sr . Durchlaucht des Fürſten vom 30 . v. Mts . wird bekannt ge⸗
macht , daß die Fürſtl . Beiförſter gleich den Aktuaren freies Quartier oder 26 fl. Quartiergeld anzu⸗
ſprechen haben .

Den 7. Dec . 1837 .

Nr . 10,187 . Betr . die Ablegung von Dienſtgelübden durch Fürſtliche
Diener .

Die mit Erlaß der großh. Seekreisregierung v. 28 . v. Mts . 17,764 anher mitgetheilte Entſcheidung
hochpreislichen Miniſteriums des Innern vom 7. Nov . d. J . Nr . 10,234 auf die dieſſeitige , in Folge
der in den Anzeigeblättern des Seekreiſes vom 10 . Febr . d. J . Nr . 14 und des Mittelrheinkreiſes vom
11 . März d. J . Nr . 20 erſchienenen Verfügung über die Zuläßigkeit der Dienſtgelübde eingereichte Vor⸗

ſtellung wird den Fürſtl . Stellen mit dem Auftrage in Abſchrift zugeſtellt , für die Verpflichtung der
ſeit der Erſcheinung der erwähnten Verfügung etwa angeſtellten und noch nicht verpflichteten Diener

Sorge zu tragen , und die Verpflichtungsverhandlungen in beglaubigter Abſchrift binnen 4 Wochen an⸗
her einzuſenden .

Sollten unter den bisher angeſtellten Dienern ſolche ſich befinden , deren Verpflichtung nach bishe⸗
riger Behandlung der Sache durch dieſſeitige Stelle unmittelbar bei den betreffenden Bezirksaͤmtern ein⸗

geleitet wurde , ſo erwartet man in der nämlichen Zeit Anzeige hierüber .
Donaueſchingen , den 11 . Dec . 1837 .

Fürſtlich Fürſtenbergiſche Domainen⸗Kanzlei .

Miniſterium des Innern .

Nr . 10,234 . Die Regierung des Seekreiſes erhält den Auftrag , der Fürſtl . Fürſtenbergiſchen
Domainen⸗Kanzlei zu Donaueſchingen bezüglich auf ihre an das großh . Juſtizminiſterium gerichtete Ein⸗

gabe vom 17 . Auguſt l . Jahres , in Betreff der Verpflichtung der ſtandesherrlichen Domanialbeamten ,
im Einverſtändniß mit dem großh . Juſtizminiſterinm eröffnen zu laſſen , daß eine Verpflichtung der

Fürſtl . Domanialdiener zu treuer Dienſtführung für zuläßig erachtet werde , eine allgemeine Anordnung
hierwegen , da in den bisherigen Verhältniſſen nichts geaͤndert ſei , nicht nothwendig erſcheine , in einzelnen
Fällen jedoch , wo ſich Anſtände ergeben würden , die geeignete Weiſung erlaſſen werden ſolle .

Karlsruhe , den 7. Nov . 1837 .

Nr . 10,231 . Betr . die Aufſicht über die Gebäude , insbeſondere die

Anwohnung der Verwalter bei der jährlichen Bauaufnahme .

Nachdem den Fürſtl . Rentämtern die nächſte Aufſicht über die in ihren Verwaltungsbezirken befind⸗

lichen Gebäude obliegt , auch vorausgeſetzt werden muß , daß dieſelben keinen Geſchäftsanlaß im Laufe

des Jahres werden unbenutzt laſſen , dieſem wichtigen Verwaltungszweige ihre Aufmerkſamkeit zu widmen ,
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ſo wird es , unbedeutende Reparationen ausgenommen , nicht leicht möglich ſein , daß ein Baugegenſtand
von Wichtigkeit in die jedesmaligen Etatsbauanſchläge aufgenommen werde , von dem die Fürſtl . Rent⸗

ämter noch nicht wiſſen können , ob die beantragte Herſtellung nothwendig ſei oder nicht . Ebenſo ſollte

denſelben umgekehrt nicht entgehen , wenn ein Bauweſen in dieſem Anſchlag nicht enthalten iſt , deſſen
nothwendige Herſtellung ohne Nachtheil keinen Verzug geſtattet .

Nach dieſer Anſicht muß daher ausgeſprochen werden :

1 ) Die Rentämter haben den jährlichen Bauaufnahmen der Bauinſpektionen perſönlich nicht an⸗

zuwohnen ,

2 ) Denſelben wird dagegen überlaſſen , nach Empfang des von den Bauinſpektionen gefertigten
Bananſchlages in einzelnen Fällen , bei welchen ſie begründete Anſtände finden ſollten , noch vor der

Unterzeichnung desſelben an Ort und Stelle von dem Zuſtande der Sache nähere Einſicht zu nehmen .
Vom 14 . Dec . 1837 .

Nr . 10,361 . Betr . das Schußgeld für das Fallwildpret .

Das Schußgeld iſt nur von ſolchem Fallwildpret zu bezahlen , wovon das Wildpret noch zu Nutzen
gebracht werden kann , nicht aber auch von demjenigen , wovon nur die Haut noch brauchbar , das Wild⸗

pret dagegen gänzlich verdorben iſt ; die Beſcheinigungen des Oberjägermeiſteramtes haben ſich deshalb

hierüber beſonders auszuſprechen .
Den 18 . Dec . 1837 .

Nr . 10 . 8944 . Betr . die Annahme der Scheidemünzen .

Da nach den Beſtimmungen und dem Begriffe der Scheidemünzen Niemand verbunden iſt , Zahlungen
von größerem Betrag in ſolchen Münzen anzunehmen , ſo kann deren Annahme inſoweit verweigert wer⸗

den , als ſie nicht zur Ausgleichung der zu bezahlenden Beträge erforderlich ſind . Zu dieſer Ausgleichung
mucſen nun aber auch alle jene Scheidemünzen angenommen werden , welche in ihrem Werthe nicht ſchon

herabgeſetzt ſind ; jedoch iſt Bedacht zu nehmen , daß die Kaſſen damit nicht überſchwemmt werden ,

Vom 18 . Dec . 1837 .

Nr . 10,5413 . Betr . die Unterhaltung der für Dienſtpferde benützt wer⸗

denden Stallungen .

Da , wo Dienſtpferde zu halten , die Verbindlichkeit vorliegt , ſind alle Reparationskoſten in den

zu dieſem Zweck angewieſenen Stallungen wie bisher aus dem Fürſtl . Aerar zu beſtreiten .

Vom 27 . Dec . 1837 .

Nr . 10,613 . Donaueſchingen . Betr . die Beſoldungs⸗Heuabgabe .

Die Fürſtl . Gutsverwaltung dahier wird angewieſen , den Fürſtl . Beamten , Dienern und andern

Perſonen , welche zur Haltung von Dienſtpferden , als Beſoldung oder Kompetenz , Heu von der Weiher⸗
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Wieſe zu empfangen haben , ſolches je im Laufe des Winters , und zwar ſpäteſtens bis Lichtmeß voll⸗

ſtändig für das entſprechende Jahr abzugeben , und von dieſer Anordnung die Betreffenden mit Beziehung
auf gegenwärtigen Beſchluß in Kenntniß zu ſetzen .

Den 29 . Dec , 1837 .

Nr . 15 . Betr . die Ablöſung der Paſſivzehnten und Zehntſurrogate , ſowie

die Abgabe der Naturalkompetenzen .

Saͤmmtlichen Fürſtl . Rentämtern unter bad . Hoheit wird eröffnet :

1 ) Zehnten und Zehntſurrogate , die das Fürſtl . Aerar zu entrichten hat , und die nach den §§ . 20 und

22 des Zehntablöſungsgeſetzes für ſich allein abgelöst werden können , ſind ſogleich gerichtlich zur Ablö⸗

ſung aufzukünden , und die von den Bezugsberechtigten innerhalb der geſetzlichen Friſt zu übergebenden

Berechnungen über die Beſtimmung des Ablöſungskapitals nach deren Eingang mit Bericht auher vor⸗

zulegen .

Bei Paſſivzehnten , die nur zuſammen abgelöst werden können , hat die Fürſtl . Verwaltung darauf

hinzuwirken , daß die Ablöſung durch die Gemeinde , ( § . 23 1 . des Geſetzes ) oder , wenn dieſe hiezu

keine Luſt hat , durch die erforderliche Zahl der Zehntpflichtigen ( § . 23 2. des Geſetzes ) angemeldet

werde .

Zehntſurrogate , welche nach L. R . S . 710 o. s. die Natur einer Zehntgült haben , werden nach dem

Zins⸗ und Gültablöſungsgeſetz vom 5. Oktober 1820 abgelöst . Auch dieſe Surrogate ſind den Bezugs⸗

Berechtigten urkundlich zur Ablöſung anzumelden , und ſind die Ablöſungs⸗Berechnungen anher vor⸗

zulegen.

2 ) Auf den Fall hin , wie es mit den Stroh⸗ und Fruchtabgaben an Berechtigte da gehalten wer⸗

den ſoll , wo bisher gute Draſchfrüchte abgegeben wurden , und in Folge der Zehntablöſung keine mehr

zu Gebote ſtehen , wird angeordnet :

Berechtigte , die vermöge rechtsgiltiger Urkunden , oder nach rechtsverjährter Uebung gute Draſch⸗

früchte anzuſprechen haben , können , ſo lange ihre Kompetenzen fortbeſtehen , nicht gegen ihren Willen

mit Zinsfrüchten geringerer Art abgefertigt werden . Man hält es für das geeignetſte , bei Abgang von

Draſchfrüchten und andern zur Beſtreitung jener Kompetenzen erforderlichen Naturalien , ſich mit den

Berechtigten üͤber einen entſprechenden nach dem zur Verfallzeit kurſirenden Preiſe zu berechnenden Geld⸗

werth abzufinden .

Sollten die Bezugsberechtigten aber auf der Naturalentrichtung beſtehen , ſo haben die Fürſtlichen

Verwaltungen , inſofern die eigenen Vorräthe die Mittel hiezu nicht an die Hand geben , ſolche entweder

anzukaufen und abzuliefern , oder wenn es vortheilhafter erſcheint , die Anſchaffung und Ablieferung an

ſolide Unternehmer öffentlich in Abſtreich oder unter der Hand zu verakkordiren . Die getroffenen Ueber⸗

einkommniſſe beziehungsweiſe die abgeſchloſſenen Akkorde ſind jeweils zur Prüfung an die Fürſtliche

Rechnungsreviſion einzuſenden , welche dieſe zur Dekretur anher vorzulegen hat .

Vom 8. Januar 1838 .
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Nr . 10,730 . Betr . die Beitreibung der Holzſchuldigkeiten , beziehungs⸗
weiſe die Haftbarkeit der Fürſtl . Revierförſter .

Man hat bei mehreren Anlaͤſſen die Ueberzeugung gewonnen , daß die Haftbarkeit der Revierförſter
für die Holzgeldſchuldigkeiten nach Billigkeit nicht wohl auf einen längeren Zeitraum ausgedehnt werden
könne , als auf das den jeweiligen Holzverkäufen folgende Rechnungsjahr . Dieſes ſetzt jedoch voraus ,
daß die Verrechnungen innerhalb dieſer Zeit alle ihnen zur Eintreibung von dergleichen Forderungen zuGebot ſtehenden Mittel in Anwendung bringen , und ſich darüber auszuweiſen vermögen , widrigenfallsdie gedachte Haftbarkeit auf die Verrechnungen ſelbſt üͤbergehen würde .

Sollten daher ohngeachtet der Anwendung der gewiſſenhafteſten Strenge bei Eintreibung dieſerForderungen mit dem Ende des Jahres dennoch Ausſtände vorhanden ſein , ſo iſt deren Betrag von den
betreffenden Förſtern einzuheben , und denſelben zu überlaſſen , wie ſie zu dem bezahlten Betrage wieder
gelangen wollen .

Den 11 . Januar 1838 .

Nr . 134 . Betr . die richtige Kataſtrirung der auf Zehnten , zwei und
mehrleibigen Schupflehen , ſowie auf Erblehen haftenden Gegen⸗

leiſtungen an Brenn⸗ , Bau⸗ ꝛc. Holzabgaben .
Man hat gefunden , daß durch die Kataſtrirung der auf den Zehnten , den Erb⸗ und Schupflehenhaftenden Holzabgaben als Laſten des Waldes , der Forſtverwaltung auf Koſten des Rentamtsetats ein

ungebührlicher Vortheil zugehe , indem der letzere hiernach jene Laſtenkapitalien , die ihm eigentlich zugut geſchrieben werden ſollten , zu verſteuern hat .

Obgleich es nun das Natürlichſte wäre , wenn dieſe Laſten als Gegenleiſtungen an dem Steuer⸗kapital des Ertragsobjekts ſtatt an dem damiteigentlich in keiner Verbindung ſtehenden Waldſteuerkapital
abgeſchrieben würden , ſo kann dieſes doch theils wegen der Beſtimmungen der Grundſteuer⸗Ordnung,theils aus andern Gründen nicht geſchehen . Es erübrigt daher nichts anders , als eine mittelbare
Ausgleichung hierwegen eintreten zu laſſen , dergeſtalt , daß die Steuer von allen jenen Laſtenkapitalien,deren Objekt nicht wirklich auf dem Waldeigenthum ruht , aus dem Forſtertrage dem Rentamtsetat er⸗
ſetzt werde .

Die Rentämter werden demnach beauftragt , die Staatsſteuer⸗ , Gemeinde - und außerordentlicheUmlagen⸗Betreffniſſe dieſer Laſtenkapitalien jeden Jahrs zu ermitteln , und unter Nr . 47 à4. , b. und c.in Ausgabe , dagegen unter 3 , 5 und 9 in Einnahme zu ſtellen .
Zugleich wird bei dieſem Anlaſſe den Verrechnungen bemerkt , daß noch viele Gegenleiſtungenan Erb⸗ und Schupflehenbeſitzer in den Laſtenſteuerzetteln der Fürſtl . Standesherrſchaft nicht erſcheinen,und daher deren Kataſtrirung noch zu geſchehen habe .
Man erwartet daher bei Vermeidung eigener Haftung für die durch die Nichtkataſtrirung von liquidenGegenleiſtungen entſtehenden Nachtheile , daß bei dem nächſten Ab⸗ und Zuſchreiben für die Uebertragungder Steuer⸗Entrichtung auf den Laſtenberechtigten Sorge getragen werde . Die Entlaſtung der Fürftl .Standesherrſchaft wird auf die Weiſe geſchehen können , daß die Gegenleiſtungen an dem Kanonskapitaleder Lehenherrſchaft ab⸗, dem Leheninnhaber aber zugeſchrieben , beziehungsweiſe an ſeinem Kanonslaſten⸗Kapitale in Abrechnung gebracht werden .

E
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Sollten ſich über die Frage , welche Gegenleiſtungen und in welchem Werthe dieſelben zu kataſtriren

ſeien , Anſtände ergeben , ſo können dieſe bis zum Eintritte des nächſten Ab⸗ und Zuſchreibens be⸗

ſeitigt werden .

Den 15 . Januar 1838 .

Nr . 355 . Betr . die Benützung der Sommerbälge vom Raubzeug .

Von Verwendungs⸗Nachweiſungen der Sommerbälge iſt für die Zukunft Umgang zu

nehmen.
Vom 15 . Januar 1838 .

Nr . 317 . Betr . den Handel mit Mineralien und Hüttenprodukten von

Seiten der Fürſtl . Beamten des Berg⸗ und Hüttenweſens .

Ueber die Ankäufe von Mineralien und Hüttenprodukten ſieht man ſich auszuſprechen veranlaßt , daß

dergleichen Ankäufe , wenn ſie in der Abſicht gemacht werden , das Angekaufte wieder zu verkaufen , alſo

eine Art von Handel damit zu treiben , bei Fürſtl . Beamten , welche nach ihrem Dienſtberufe die Ge⸗

winnung und Erzeugung von dergleichen Gegenſtänden zu leiten und zu beaufſichtigen , oder überhaupt

Dienſtverrichtungen dabei auszuüben haben , nach dieſſeitigem Erkenntniſſe jenen Colliſionsfallen beizu⸗

zählen ſind , für welche der §. 25 der Fürſtl . Dienerordnung vom 10 . Auguſt 1836 und insbeſondere der

letzte Abſatz deſſelben als maßgebend erſcheint .

Deu 22 . Januar 1838 .

Nr . 87 . Betr . den Bezug der Stockzinſe von Feldern , welche ſtatt mit

Winter : und Sommerfrüchten , mit Futterkräutern angebaut worden ſind .

Es iſt zur dieſſeitigen Kenntniß gekommen , daß ſeither an manchen Orten von Stockfeldern , welche

mit Futterkräutern ( Eſparſette , Luzerne ꝛc. ) angepflanzt waren , im Winter⸗ oder Sommeröſch keine

Stockzinſe bezogen worden ſind . Da dies den Beſtimmungen , unter welchen die Stockfelder ver⸗

liehen wurden , geradezu entgegen iſt , ſo haben die Fürſtl . Rentämter genau daran zu halten , daß von

allen Stockfeldern , ſolche mögen mit Halmfrüchten oder Fruchtkräutern angeblümt ſein , wenn ſie in

den Winter⸗ oder Sommeröſch fallen , die feſtgeſetzten Stockzinſe entrichtet werden , und bloß ſolche ,

welche ganz öde und unangebaut liegen , frei ausgehen .
In den jährlichen Stockzins⸗Verzeichniſſen ſind ſämmtliche Stockfelder ohne Ausnahme , ſolche

mögen angebaut ſein oder nicht , aufzuführen und iſt bei jedem einzelnen Stücke anzugeben , ob und

mit welcher Fruchtgattung ſolches angeblümt ſei .

Den 30 . Januar 1838 .

Nr . 1603 . Betr . die Bezahlung des Ausweißnerlohns in den Wohnungen

der Fürſtl . Beamten und Diener .

Bezüglich der durch Vornahme anderer Bauarbeiten entſtandenen Koſten für das Ausweißen der

Zimmer wird ausgeſprochen , daß ſolche auf das Aerarium übernommen werden .

Den 19 . Februar 1838 .
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Nr . 2605 . Betr . die Abgabe der Beſoldungs⸗ und Kompetenzfrüchte .
Zur Beſeitigung der bisher in der Abgabe der Kompetenzfrüchte beſtandenen Willkür , und der hier⸗

aus für das Fürſtl . Aerar entſtandenen Nachtheile wird hiemit verordnet :

1 ) Die Abgaben an Kompetenzen ſind an die Bezugsberechtigten
a ) In dem Zeitraume vom 1. Mai bis letzten Oktober vom Erzeugniſſe des vorhergehenden Jahrs .
b) In dem Zeitraum vom 1. November bis zum letzten April von jenem des laufenden Jahres ;

abzugeben.
2 ) Jene Abgaben , welche nicht in Quartals⸗ oder halbjährigen Raten , ſondern im Ganzen zu ge⸗

ſchehen haben , wenn der Verfalltermin zwiſchen den 1. Mai und letzten Oktober fällt , in alter Frucht ,
wenn der Verfalltermin aber zwiſchen den 1. November und letzten April fällt , in neuer Frucht zu
bewirken . 5

3 ) Solche Abgaben , welche aus den Scheuern zu geſchehen haben , müſſen natürlich in neuer
Frucht ſtattfinden .

4 ) Da , wo dies die Umſtände erlauben , haben die Verrechnungen es ſich angelegen ſein zu laſſen /
daß die Naturalabgaben , wo immer möglich , aus den Scheuern in neuen Früchten effektuirt werden .

5 ) Die Beſtimmungen F. 1 und 2 gegenwärtiger Verfügung finden auch in dem Falle Anwendung ,
wenn aus Mangel an eigenen Früchten die Lieferung , beziehungsweiſe die Abgabe an die Bezugsberech⸗
tigten durch Akkordanten ſtattfindet .

Den 20 . März 1838 .

Nr . 2602 . Betr . die bei Güter⸗Erwerbungen in Berechnungen zu⸗
nehmende Rente .

Es iſt bei Güterkäufen der Grundſatz feſtzuhalten , daß man ſich von wohlgelegenen Objekten , bei
denen eine Steigerung des Kapitalwerthes in Ausſicht ſteht , mit einer reinen Rente von 3 / Prozent
zu begnügen habe .

ö

Vom 27 . März 1838 .

Nr . 3567 . Betr . die Befreiung von Entrichtung der Kaufsaceiſe bei

Vereinigung des Nutzeigenthums von Lehen mit dem Ober⸗

Eigenthum .
Die Fürſtl . Standesherrſchaft hat von dem Fürſtl . Erblehen Straßburgerhof , Rentamts Wolfach ,

auf welchem ihr das Obereigenthum zuſtand , auch das Nutzeigenthumsrecht durch Vertrag an ſich
gebracht .

Es gab dies Veranlaſſung zu einer Anfrage bei großh . Steuerdirektion hinſichtlich der Verpflichtung
zur Kaufsacciſe⸗Entrichtung , worauf der in Abſchrift hier angeſchloſſene Beſchluß großh . Finanzminiſte⸗
riums vom 30 . Januar 1836 ergangen iſt . Hiernach hat nun bei Vereinigung des Obereigenthums mit
dem Nutzeigenthum die Entrichtung einer Kaufsaceiſe nicht ſtattzufinden , die Fürſtlichen Rent⸗
ämter werden daher angewieſen , in allen derartigen Fällen Befreiung von der Kaufsacciſe in Anſpruch
zu nehmen .

2Q
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Um den Fürſtl . Verwaltungen zugleich einen Fingerzeig zu geben , wie es mit Ausfertigung der

Verträge bezeichneter Art zu halten ſei , wird eine Abſchrift des Erlaſſes des Amtsreviſorats Wolfach

an das dortige Rentamt im Anſchluß mit der Weiſung mitgetheilt , vorkommenden Falls Behufs der

Unterzeichnung der vom Amtsreviſorat zu fertigenden öffentlichen Urkunde Vollmacht ſich zu erbitten .

Den 14 . April 1838 .

Fürſtlich Fürſtenbergiſche Domainen⸗Kanzlei .

Miniſterium der Finanzen .

Nr . 87A . Vortrag großh . Steuerdirection vom 12 . d . Mts . Nr . 177 die

Beſchwerde der evangeliſchen Kirchen⸗Sektion gegen den Anſatz der

Immobilien⸗Acciſe bei Lehens⸗Allodiſikationen betr .

Beſchluß :

An die großh . Steuerdirection .

In Erwägung , daß das Geſetz vom 14 . Mai 1828 , indem es den Loskauf des Ehekröbbs, und

des Lehennexus bei Erb⸗ und Schupflehen von dem Kaufaceiſe frei erklärt , dabei nach ſeiner allgemeinen

Faſſung nicht unterſcheidet , ob der Loskauf in Geld oder Gütern ſtattfinde , und ob durch denſelben das

ſonſt getheilt geweſene Eigenthum in der Hand des Nutzeigenthümers , oder aber in jener des Ober⸗

Eigenthümers wieder vereinigt werde ; in Erwägung , daß dieſe — aus der allgemeinen Faſſung des

Geſetzes folgende Interpretation ſelbſt auch aus der beſtimmt ausgeſprochenen Intention deſſelben „ Be⸗

freiung des Grundes von darauf haftenden Dienſtbarkeiten “ ſich ergibt , da dieſe Befreiung durch Er⸗

werbung des vollen Eigenthums
—ſei es von dem Nutzeigenthümer oder von dem Obereigenthümer,

bewirkt werden kann ; in

Betracht endlich , daß hiernach der Obereigenthümer , der die Allodifikation eines Lehens in Gütern

geſtattet , und für den Werth ſeines Obereigenthums einen entſprechenden Theil der Lehengüter über⸗

nimmt , für den ſeinem Obereigenthume am ganzen Lehen , alſo der vollen Allodifikationsſumme gleich⸗

kommenden Gutswerth⸗Accis frei zu bleiben hat , wird der Rekurs der großh . evangeliſchen Kirchen⸗
Sektion gegen die Entſcheidung der großh . Steuerdirektion vom 6. Nov . v. J . für begründet anerkannt ,

und letztere unter Rückgabe ihrer Akten angewieſen , die betreffende Kirchenverrechnung von den bei Allo⸗

difikationen ihrer Lehen übernommenen Gütern bis zum Betrage der Allodifikationsſumme aceisfrei zu

belaſſen , und ſonach nur rückſichtlich des dem Nutzeigenthümer durch Darlegung eines Kaufſchillings ab⸗

gekauften weiteren Gutswerths mit der Acciſe zu belaſten .

Karlsruhe , den 30 . Jänner 1833 .

Das Amts⸗Keviſorat Wolſach

an das Fürſtliche Fürſtenbergiſche Rentamt daſelbſt .

Nr . 351 . In Erledigung verehrten Schreibens vom 17 . d. Mts . Nr . 1087 im Betreffe der Ver⸗

einigung des Nutzeigenthums mit dem Obereigenthum auf dem Straßburgerhof dahier wird erwiedert :

N— — —
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Verträge über die Ablöſung der Grunddienſtbarkeiten könuen privat , oder wenn die Parteien zur

Sicherung des Beweiſes es wünſchen , durch den Staatsſchreiber giltig verfaßt werden ; es fragt ſich da⸗

her , ob eine öffentliche Urkunde oder nur eine Abſchrift des Privatvertrags gewünſcht wird .

Wird eine öffentliche Urkunde verlangt , ſo muß der Vertrag in Gegenwart der Betheiligten , zweier

Zeugen und des Notars niedergeſchrieben werden , und die Vertreter der hohen Standesherrſchaft müßten

Vollmacht zu den Akten geben .

Soll es bei dem Privatvertrag ſein Verbleiben haben , ſo iſt eine durch das Amtsreviſorat gemachte

Anfertigung unnütz , indem ſie dem Privatvertrag nicht mehr Beweiskraft gibt , als er als ſolcher

ſchon hat .

Zugleich wird eine Abſchrift eines Finanz⸗Miniſterialbeſchluſſes , welche man als Antwort auf die

an die hohe Steuerdirektion gemachte Anfrage , ob Aceis entrichtet werden müſſe , wenn der Lehenherr

dem Lehenmann das Nutzeigenthum abkauft , erhielt , und wonach von dem Straßburgerhofkauf kein

Aceis bezahlt werden darf , zu etwa künftigem Gebrauch angeſchloſſen .

Wolfach , den 30 . März 1838 .

Nr . 285Ml . Donaueſchingen . Betr . die Anſchaffungskoſten der Bierbüchlein
bei der Brauerei⸗Verwaltung .

Anläßig der Prüfung der 1. , 2. und 3. Quartalkonſignation über unſtändige Ausgaben wird hier⸗

mit ausgeſprochen , daß da die Bierbüchlein , Lithographie und Papier , immerhin beſonders aus der

Brauereikaſſe angeſchafft wurden , das Papier hievon mithin nicht unter dem durchſchnittlichen Papier⸗

verbrauch , welcher der Feſtſtellung des Averſums zu Grunde gelegt worden , begriffen iſt , die Koſten

für dieſe Büchlein in Ausgabe paſſirt werden .

Vom 14 . Mai 1838 .

Nr . 2782 . Betr . die Aufſtellung der Gült⸗ und Zinsbereine .

Die Fürſtl . Verwaltungen werden angewieſen , bei Fertigung der neuen Bereine , wenn alterer oder

Urbarien vorhanden ſind , auf welche die neue baſirt werden können , jeweils neben der Urbarnummer

auch die Seite der Urkunde in den Berein aufzunehmen , wo das belaſtete Grundſtück aufgeführt iſt ,

indem die Reviſion der Bereine ungemein erleichtert wird , da oft dadurch ganz andere Namen im Be —

reine gegen jene in den frühern Urkunden erſcheinen .

Vom 23 . Mai 1838 .

Nr . 5282 . Betr . die Ausführung der Bauanſchläge .
Wenn Bauausführungen und Veränderungen von den Bewohnern Fürſtl . Quartiere eigenmächtig

und ohne vorausgegangene Genehmigung vorgenommen werden , ſo haben die Fürſtl . Bauinſpektionen

ſich niemals zu erlauben , den Aufwand in die Bauvoranſchläge nachträglich aufzunehmen , vielmehr haben

ſie in einem ſolchen Falle die ungeſäumte Auzeige an die Fürſtl . Domainenkanzlei zu erſtatten , wel che
gemäß höchſter Weiſung v. 11 . d. hierüber Vorlage ad Serenissimum machen wird .

Vom 31 . Mai 1838 .
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Nr . 5160 . Betr . die Behandlung uneinbringlicher Schadenerſätze .
Bei der Unzuverlaßigkeit der Zeugniſſe der Ortsvorgeſetzten über die Zahlungsunfähigkeit der Frev⸗ler kann man ſich nicht entſchließen , die als uneinbringlich bezeichneten Schadenserſätze ohne allen Ver⸗ſuch, ſolche flüßig zu machen , in Abgang zu dekretiren . Die Fürſtl . Verwaltungen werden daher an⸗gewieſen , in allen ſolchen Fällen nach Maßgabe der Exekutions⸗Ordnung vom 13 . Dec . 1827 in Nr . 2des Regierungsblattes v. J . 1828 S . 5 gegen die Schuldner bis zur Verhängung der Pfändung einzu⸗ſchreiten , und erſt dann die Abgangs⸗Dekretur der uneinbringlichen Beträge nachzuſuchen , wenn keineangreifbaren Fahrniſſe vorgefunden , und dies von dem Amtsexquenten pflichtmäßig bezeugt wurde .

Das Zeugniß der Amtsereqnenten iſt dem Antrage auf Ertheilung der Abgangs⸗Dekretur bei⸗
zulegen .

Den 18 . Juni 1838 .

Nr . 5896 . Betr . die Verſendungen durch die Poſt und hiebei zu berück⸗
ſichtigende Portoerſparniſſe .

Es wurde wiederholt wahrgenommen , daß durch die Unterlaſſung der Deklaration eines Werthesauf den nicht 8 Loth wiegenden Paketen , Schreiben ꝛc. die Portoauslagen , weil alsdann die Brieftaxeangerechnetwird, ſich beträchtlich erhöhen . Man ſteht ſich deshalb veranlaßt , den Fürſtl . Stellen dieVerordnung vom 13 . Nov . 1832 Nr . 5029 mit dem Anfügen in das Gedächtniß zurückzurufen , daßſie künftig in allen Fallen , wo nicht beſondere Umſtände eine Abweichung von dieſer Vorſchrift be⸗gründen , zur Erſatzleiſtung des Mehrbetrages an Porto werden angehalten werden .
Eine Werthsdeklaration bei Schriftpaketen über 8 Loth hat jedoch zu unterbleiben .

noch darauf aufmerkſam gemacht , daß nach einer Anordnung der großh . Oberpoſtdireetion
Effekten bis zum Gewicht von 6 Pfund gegen Bezahlung der Poſtwagentaxe auch durch
verſendet werden können , und daher in dringenden Fällen nur auf die AdreſſeEilwagen . “

Da nämlich durch die Eilwagen in der Regel auch die Briefpoſt befördert wird , ſo entſteht hiedurchnicht der mindeſte Zeitverluſt .
Den 18 . Juni 1838 .

Zugleich wird
die Poſtwagen⸗

den Eilwagen
zu ſetzen iſt , „ per

Nr . 2856 . Betr . die Vorlage und Genehmigung mehrerer Entwürfe
von Dienſtinſtruktionen .

Die Dienſtinſtruktionen

à ) Für die Jagd adminiſtrirenden Förſter ,
b ) Für die Jagdſchutzgehilfen , und

0) Für den Hoffiſcher 5

werden genehmigt , und zur Nachachtung hinausgegeben .
Vom 26 . Juni 1838 .
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Nr . 6893 . Neufra . Betr . den Wollverkauf durch die Schäferei⸗

Verwaltung .

In den Verkaufsurkunden ſind künftig die gewöhnlichen Bedingungen hinſichtlich

a ) Der Zahlung des Weggeldes ,

b) Des Sackerlohns , und

0) Ob Brutto⸗ oder Nettogewicht , — der Zentner zu 100 oder 104 Pfund

beſtimmt worden ſei , jeweils aufzunehmen .
Vom 16 . Juli 1838 .

Nr . 1165 . Betr . die Verpachtung der Jagden in Zollgränzbezirken .

Dem Fürſtl . Oberjägermeiſteramte wird eire Abſchrift des Erlaſſes großh . bad . Seekreis⸗Regierung

vom 19 . v. Mts . zum Wiſſen und Benehmen mitgetheilt .

Donaueſchingen , den 19 . Juli 1838 .

Fürſtlich Fürſtenbergiſche Domainen⸗Kanzlei .

Die großh . bad . Regierung des Seekreiſes .

Nr . 9465 . Die Verpachtung der Jagden in Zollgränzbezirken betr .

Erlaß des großh . Miniſteriums des Innern vom 28 . v. Mts . Nr . 5246 .

Beſchluß :

Das Bezirksamt Neuſtadt wird auf ergangene Verfügung großh . Miniſterium des Innern vom 28 .

9. Mts . Nr . 5246 beauftragt , die Verwaltungsſtellen der Standesherrn und Grundherrn und ſonſtige

Jagdeigenthümer anzuweiſen , daß ſie keine Individuen , welche nach der Verordnung großh . Miniſteriums

des Innern vom 13 . Okt . 1834 Rggsbltt . Nr . 46 bezirksamtliche Erlaubniß zur Jagdpachtung haben

müſſen , als Haupt⸗ und Unterbeſtänder oder in welcher Eigenſchaft ſonſt an der Jagd Theil nehmen

laſſen , wenn ſie ſich nicht durch bezirksamtliche Erlaubnißſcheine als hiezu befugt ausweiſen , und ferner

daß dieſelben den Bezirksaͤmtern Anzeige machen , welche Perſonen ſie als Jagdbeſtänder ꝛc. angenom⸗

men haben .
Konſtanz , den 19 . Juni 1838 .

Nr . 1510 . Betr . die Ernten⸗Akkorde .

Der Fürſtl . Gutsverwaltung dahier wird der genehmigte Ernte - Akkord mit der Auflage zurückge⸗

geben , künftig bei allen Akkorden das badiſche Maß zu 400 Ruthen zu Grund zu legen , und die an⸗

gebaute Feldfläche auf der Akkordsverhandlung ſpeziell anzugeben . Ein Maß von 350 Ruthen exiſtirt

nicht ; es wäre daher , im Falle die Arbeiter in das badiſche Maß zu 400 Ruthen ſich nicht ſollten finden

können , denſelben mittelſt Reduktion begreiflich zu machen , wie hoch ſich die verakkordirte Fläche nach

5
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ihrem idealen Maße belaufe , worauf die Verakkordirung per badiſchen Morgen keinen weitern Anſtand
finden kann .

Vom 26 . Juli 1838 .

Nr . 7680 . Betr . die Frankatur der Briefe und Pakete an die Fürſtlichen
Central⸗Verwaltungsſtellen .

Man hat ſchon wiederholt zu bemerken die Gelegenheit gehabt , daß von mehreren auswärtigenStellen die Dienſtbriefe und Pakete an die hieſigen Central⸗Verwaltungsſtellen frankirt werden .
In Anbetracht nun , daß dieſer Portoaufwand einen Theil der allgemeinen Verwaltungskoſten bildet ,

und zur Prüfung der Portoanſätze eine Controll dahier eingeführt iſt , wird für die Zunkunft die Frankatur
der an die hieſigen Centralſtellen gehörigen Dienſtbriefe und Pakete mit Ausnahme der Parteiſachen
hiermit ausdrücklich unterſagt .

Ebenſo werden die dahier von dieſen Stellen aufgegebenen Briefſchaften , ſoweit ſie nicht Partei⸗
ſachen enthalten , den Lokalſtellen portofrei zugeſendet werden .

Den 2. Auguſt 1838 .

Nr . 7023 . Betr . die Kontrolirung der Abzugsgebühren .
Um ſich die Ueberzeugung zu verſchaffen , daß keine Abzugsgebühren wegen unterbliebener Kenntniß⸗

nahme von den jeweiligen Auswanderungsfällen zurückbleiben , haben die Fürſtl . Rentämter von den be⸗
treffenden Bezirksaͤmtern am Schluſſe jeden Rechnungsjahres ein Verzeichniß der vom 1. Juni des einen
bis zum letzten Mai des andern Jahres vorgekommenen Auswanderungen in duplo zu requiriren , und
ein Exemplar der Rechnung beizulegen , und das Andere mit den erforderlichen Bemerkungen und An⸗
gabe des Gebührenbezuges jeweils bis 1. Juli anher einzuſenden .

Das Verzeichniß , welches dem Bezirksamte in tabellariſcher Form zur Ausfüllung der nachbezeich⸗
neten Kolonnen zuzuſtellen iſt , hat zu enthalten :

1) Die Ordnungszahl .
2 ) Die Namen der Ausgewanderten .
3 ) Das Datum und die Nummer der Erlaubnißertheilung .
4 ) Den Ort , aus welchem , und

5 ) Den Ort , beziehungsweiſe den Staat , in welchen ſie ausgewandert ſind .
6 ) Den Betrag des exportirten , und zuvor durch das Amtsreviſorat konſtatirten Vermögens .
7 ) Die bezogenen oder rückſtändigen Abzugsgebühren ( durch ' s Rentamt beizufügen) .
8 ) Rentamtliche Bemerkungen .
Da ohne Zweifel da und dort in vergangenen Jahren vor Erneuerung der beſtehenden Bezugsverord⸗

nungen viele Abzugsgebühren zurückgeblieben ſind , welche wegen noch im Innlande befindlichem Ver⸗
mögen der Ausgewanderten nachträglich eingebracht werden könnten , ſo haben die Rentämter ſolche Aus⸗
wanderungsfälle durch geeignete Erkundigung und Nachſchlagen der Anzeigeblätter zu ermitteln , und den
Erfund binnen 6 Wochen anher anzuzeigen .

Den 20 . Auguſt 1838 .

EEEEAR
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Nr . 10,113 . Betr . den Rückerſatz zu viel bezahlter Steuern .

Auszug aus dem Erlaſſe des königl . württemberg . Steuerkollegiums vom

15 . September 1838 .

Dem königl . Oberamte Saulgau wird auf ſeinem Bericht vom 6 . Juni d. J . ꝛc . ; wogegen dem

Fürſtl . Fürſtenbergiſchen Rentamte Heiligenberg die Verſicherung gegeben werden kann , daß auch ein

Rückerſatz zu viel bezahlter Staatsſteuer in dem Falle geleiſtet werde , wenn die unrichtige Leiſtung Folge
eines wirklichen Rechnungs⸗ oder Auslaſſungsfehlers iſt , ſomit nicht blos von abgeänderter Schatzung
oder einem gegen früher erhobenem andern Meß herrühren ſollte .

Vom 15 . September 1838 .

Beſchluß :

Vorſtehenden Erlaß bekannt zu machen .

Donaueſchingen , den 11 . Okt . 1838 .

Fürſtlich Fürſtenbergiſche Domainen⸗Kanzlei .

Nr . 10,437 . Betr . die Verrechnung der Zehnt⸗Ablöſungskapitalien und

der hieraus fallenden Zinſe .

Nachdem ein großer Theil der Zehntablöſungsverträge zwiſchen den Zehntpflichtigen und der Fürſtl .
Standesherrſchaft abgeſchloſſen iſt , hinſichtlich der auf den Zehnten ruhenden Laſten aber die gegenſeitigen
Uebereinkommen noch zu treffen ſind , und erſt , wenn letzteres geſchehen , die definitive Ausfertigung der

Ablöſungsverträge vorgehen kann , ſo haben die Fürſtl . Verrechnungen einſtweilen die Zehntablöſungs⸗
Kapitalien unter der Rubrik : „ Zehntertrag “ innerhalb Linie , die hieraus fallenden Zinſe aber als

Ertrag des laufenden Jahres unter Soll und Hat in Einnahme vorzutragen , und ebenſo die auf den

Zehnten ruhenden Laſten , deren Tragung bis zur vollſtändig bewirkten Ablöſung dem Zehntherrn obliegt ,
unter der ſeitherigen Rubrik ausgäblich zu verrechnen .

Den 19 . Okt . 1838 .

Nr . 367 . Betr . die Anſtellungen im Fürſtl . Forſtdienſte .

Durch höchſte Entſchließung vom 11 . d. Mts . haben Se . Durchlaucht auszuſprechen geruht , daß ,
wer in Zukunft Anſtellung im Fürſtl . Forſtdienſte finden wolle , ſich über den günſtigen Erfolg einer in
Baden oder Württemberg erſtandenen Staatsprüfung auszuweiſen habe .

Vom 25 . Okt . 1838 .

Nr . 10,506 . Donaueſchingen . Betr . die Aufſchreibungen über Brenn⸗

holzabgaben .

Die Fürſtl . Brennholz⸗Magazinsverrechnung hat künftig am Ende jeden Monats die Aufſchreibung
über das abgegebene und jene der Gutsverwaltung über das beigeführte Holz zu vergleichen und zu

18
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beglaubigen , auch ſind die Wochenzettel dem Fuhrlohns⸗Forderungszettel der Gutsverwaltung
beizulegen .

Den 25 . Okt . 1838 .

Nr . 10,699 . Donaueſchingen . Betr . die Anpflanzung von Pappelbäumen ,
Weiden und andern Holzarten an den Gränzen der herrſchaftlichen

Güter , beziehungsweiſe die Anlegung einer Baumſchule .

Die Fürſtl . Gutsverwaltung hat alljährlich eine Partie Linden , Ulmen , Pappeln , Weiden , Vogel⸗
beerbäume ꝛc. an ſolchen Stellen des herrſchaftlichen Gutes , wo ſolche keinen Schaden verurſachen , an⸗

zupflanzen , und zu dem Ende an einer paſſenden Stelle eine Baumſchule anzulegen .
Vom 25 . Okt . 1838 .

Nr . 10,6446 . Donaueſchingen . Betr . den Ankauf von Gütern und die

Arrondirung der in hieſiger Gemarkung liegenden Grundſtücke .
Resolutum Serenissimi vom 18 . Okt . 1838 Nr . 843 , wornach der Antrag auf Zuſammenlegung der

Güter in der hieſigen Gemarkung inſoweit genehmigt wird , als ſich überhaupt zum Kauf und Tauſch
beſonders günſtige , und durch ihren Preis empfehlungswerthe Acquiſitionen in der Gemarkung dahier
ergeben , und hauptſächlich darauf geſehen wird , daß nur nach vorausgegangener genauer und gewiſſen⸗
hafter Berechnung und Rechtfertigung weiter erworben werde .

Beſchluß :

Der Fürſtl . Gutsverwaltung von der ergangenen höchſten Entſchließung eine Abſchrift zuzuſtellen
und aufzutragen , ſich in ihren Anträgen darnach zu richten .

Vom 29 . Okt . 1838 .

Nr . 11,58Ml . Betr . die Stellung der Baukoſten⸗Rechnungen insbeſondere
die Beurkundung des Maßſes der Bauarbeiten .

Man ſieht ſich veranlaßt , die Fürſtl . Bauinſpektionen wiederholt an Beobachtung der in H. 3 ad 4

der Generalverfügung v. 3. Juli 1834 Nr . 4540 enthaltenen Vorſchrift aufmerkſam zu machen , wonach
den Verdienſtzetteln der Handwerksleute über die nach Schuhen ꝛc. gefertigten Arbeiten jeweils Nachmeß⸗
Urkunden anzuſchließen ſind . Bei Verakkordirung derartiger Bauten iſt künftig ausdrücklich zu bedingen ,
daß der Akkordnehmer für jenes Maß Bezahlung zu erhalten habe , welches ſich bei Nachmeſſung der

Arbeit herausſtellen werde . Für die aus Nichtbeachtung dieſer Vorſchrift erwachſenden Nachtheile werden

die Fürſtl . Bauinſpektionen ausdrücklich haftbar erklärt .

Den 19 . Nov . 1838 .

4
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Nr . 9328 . Betr . die Gebühren der Gemeinderäthe für den Eintrag
der Liegenſchafskäufe in die Grundbücher .

Durch mehrere in neuerer Zeit vorgekommene Fälle ſieht man ſich veranlaßt , die Fürſtl . Ver⸗

waltungsſtellen badiſcher Hoheit auf genaue Beobachtung der in der landesherrlichen Verordnung vom

2. April 1833 ( Rggsbltt . Nr . 15 Seite 78 und folgende ) gegebenen Beſtimmungen aufmerkſam zu

machen . Gedachter Verordnung gemäß ſteht es , wenn ein vom Käufer oder Verkäufer verfaßter Kon⸗

trakt in das Gewährbuch einzutragen , und ein Auszug aus letzterem zu fertigen iſt , dem Bürgermeiſter
nicht zu , die in §. 3 der Verordnung feſtgeſetzten 20 kr . anzurechnen und zu beziehen , vielmehr iſt in

einem ſolchen Falle lediglich die in §. 1 und 2 regulirte Gebühr zu entrichten .
Wird dagegen der Kontrakt von dem Bürgermeiſter verfaßt , gleichviel , ob auf einen beſonderen

Bogen oder durch unmittelbaren Eintrag in das Gewährbuch , ſo hat der Bürgermeiſter hiefür 20 kr.

( § . 3 ) anzuſprechen .
Den 26 . Nov . 1838 .

Nr . 11,791 . Betr . die Haftbarkeit für Bauausführungen beziehungs⸗
weiſe die Aufſtellung von Bauaufſehern .

Bei vorkommenden wichtigen Bauweſen der Bauaufſeher haben die Fürſtl . Bauinſpektionen ſolche
genau und ſchriftlich zu inſtruiren , um ſich an den Aufſeher halten zu können , wenn derſelbe ſich
ein Verſehen zu Schulden kommen läßt . Uebrigens iſt es Obliegenheit der Bauinſpektionen , wichtige
Bauten während der Ausführung öfters perſönlich zu inſpiziren , und ſich hiedurch ſowie bei der Ueber⸗

nahme der Arbeit mittelſt genauer Unterſuchung die Ueberzeugung zu verſchaffen , ob alles ſachgemäß
und genau nach dem Akkord hergeſtellt worden ſei , widrigenfalls man ſich veranlaßt ſehen würde , Re⸗

paraturkoſten , welche ohne den Eintritt ungewöhnlicher zur Zerſtörung beitragender Naturereigniſſe gleich
in den erſten Jahren nach der Uebernahme der Arbeit nothwendig werden , demjenigen zuzuweiſen , wel⸗

chem ein Verſäumniß in Erfüllung der ihm obliegenden Funktionen zur Laſt fällt .

Ein Cxemplar der — dem Bauaufſeher ertheilten ſchriftlichen Inſtruktion iſt jeweils bei dem Rent⸗

amte zu hinterlaſſen .
Den 26 . Nov . 1838 .

Nr . 11,312 . Betr . die Benutzung der Bauholzabfälle .

Von allem Bauholz , welches an Berechtigte , Lehenleute und Pächter unentgeldlich oder gegen Be⸗

zahlung ermäßigter Preiſe aus Fürſtl . Waldungen abgegeben wird , iſt der belaſtetete Fürſtl . Etat dafür
verantwortlich , daß die Späne und ſonſtige Abfälle , welche ſich in Folge der Bearbeitung der ange⸗
führten Langhölzer vom Runden in den Kunſtzuſtand ergeben , und zwar überall da , wo dergleichen
Material früher von dem Forſtperſonale als Aceidenz bezogen worden iſt , oder wo die Herrſchaft ſonſt
dazu berechtigt erſcheint , für die Zukunft zum Beſten des Fürſtl . Aerars verkauft werden .

Der Bezug , wie die Verrechnung , ſteht demjenigem Etat zu , der die Laſt der Abgabe ganz oder

theilweiſe zu tragen hat . Berührt die Abgabe einen andern Etat , als den der Forſtverwaltung , ſo ſind
die Fürſtl . Rentämter zum Zwecke der Erſparung von Zeit und Koſten befugt , den betreffenden Fürſtl .

18
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Förſter zur Vornahme des Verkaufs und der Vorlage des Verkaufsprotokolls an dieſelben aufzurufen ,
jedoch nicht zum Einzuge des Erlöſes .

Es verſteht ſich von ſelbſt , daß kleine Quantitäten von Abſpänen von kurzer Hand nach Oeularab⸗

ſchätzung abgegeben werden können .

Den 29 . Nov . 1838 .

Nr . 11,916 . Betr . die Vorlage der jährlichen Sturzprotokolle .
Die Sturzprotokolle kommen zwar zur unmittelbaren Vorlage bei Fürſtl . Domainen⸗Kanzlei ; da

dieſes jedoch einzeln und ebenſo auch die Uebergabe an die Fürſtl . Reviſion geſchieht , die letztere aber
die Sammlung der Sturzprotokolle zu beſorgen hat , und es daher , gleichwie bei den Jahresrechnungen ,
nur von ihr bemerkt werden kann , wenn ein Sturzprotokoll ausbleibt , ſo muß man in einem ſolchen
Falle von Fürſtl . Reviſion eine Anzeige erwarten , ohne daß deswegen eine ſpezielle Veranlaſſung vorher
von hier auszugehen hätte .

Vom 3. Dee . 1838 .

Nr . 12,324 . Betr . den Bezug des Anzeigedrittels von Forſtſtrafen durch
die Waldſchützen .

Man bewilligt den Waldſchützen unter königl . Württemberg . und fürſtl . Hohenzollern⸗Sigma⸗
ringiſcher Herrſchaft auch für die Vergangenheit den Bezug des Drittels , weil ihre Baargehalte , dar⸗

nach bemeſſen , geringer normirt ſind , und man eigentlich auch nicht befugt iſt , von dem in dieſen Staats⸗

gebieten beſtehenden Grundſätzen abzugehen , und ſich willkürliche Aenderungen zu erlauben .
Den 10 . Dec . 1838 .

Nr . 12,401 . Betr . den Verzicht auf die Jagdpolizei .

Bei dem Verzicht auf die Forſt⸗Jurisdiction iſt auch die Forſt⸗ und Jagdpolizei an den Staat

abgetreten worden . Damit nun das dieſſeitige Jagdſchutz - und Adminiſtrationsperſonal bei Wildſchadens⸗
Abſchätzungen oder bei Unterſuchung von Wilderern rechtsgiltiges Zeugniß ablegen kann , ſo muß jedes
Individuum für den Dienſt bei dem betreffenden Bezirksamte verpflichtet werden . Um aber die Fürſtl .
Jagdvertreler und Jagdpächter vorkommenden Falls auch in ihren Rechten ſchützen zu können , iſt es un⸗

erläßlich , daß die großh . Forſtämter dieſelben namentlich kennen .

Das Fürſtl . Oberjägermeiſteramt hat daher dafür zu ſorgen , daß die bei der Jagd⸗ Adminiſtration
angeſtellten Individuen jeweils verpflichtet werden , und daß über die Fürſtl . Jagdvertreter ſammt dem

Hilfsperſonal und Jagdpächter ſtets eine Anzeige anher gelange .
Vom 13 . Dec . 1838 .

Nr . 12,657 . Betr . die Uebereinkunft der Sigmaringiſchen Landesregierung
mit der ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft wegen Freizügigkeit der

beiderſeitigen Unterthanen .

1) An die Obervogteiämter Trochtelfingen und Jungnau :
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Es ſind zwar nach der landesherrlichen Verordnung vom 2. Dec . 1836 in Nr . 51 des Verord⸗

nungsblattes und vom 25 . Nov . 1838 in Nr . 47 mit dem niederländiſchen Staate und mit der Schwetz

Verträge über die Freizügigkeit der beiderſeitigen Unterthanen abgeſchloſſen worden , wodurch auch der

Bezug der Nachſteuer oder des Abzugs von Seite Fürſtl . Standesherrſchaft aufgehoben wurde , allein

Hochdieſelbe kann ſich dabei nicht beruhigen , es ſind deshalb ſchon früher geeignete Schritte wegen Ent⸗

ſchädigung für dieſes Gefäll gemacht worden .

Nachdem dieſe aber bis jetzt zu keinem erwünſchten Reſultat geführt haben , ſo ſieht man ſich ver⸗

anlaßt , zum Zwecke der Conſtatirung des Entſchädigungsbetrags das Obervogteiamt hiemit anzuweiſen ,

in jedem Auswanderungsfalle in einen zum deutſchen Bunde nicht gehörigen Staat den Betrag der nach

bisheriger Norm zu berechnenden Nachſteuer oder Abzugsgebühr dem Rentamte Trochtelfingen anzuzeigen ,

beziehungsweiſe eine Urkunde als Rechnungsbeleg hierüber zugehen zu laſſen .

2 ) Nachricht hievon dem Fürſtl . Rentamte Trochtelfingen mit dem Anhange , daß dergleichen Ge —

fällbeträge in das Soll und die Reſtkolonne der Rechnungen bis zur Erledigung der Entſchädigungs⸗
Frage einzutragen ſeien , und im Rechnungsvortrage das Erforderliche über die Norm , nach welcher das

Gefäll zu beziehen iſt , bemerkt werden müſſe .

3 ) Der Rechnungsreviſion von vorſtehenden Verfügungen mit dem Anfügen Nachricht zu ertheilen ,

daß wegen der Angabe der Norm für die Abzugsgebühren der geeignete Auftrag an das Rentamt Troch⸗

telfingen unterm 6. d. Mts . erlaſſen worden ſei , und daß nach einem früheren Berichte des Rentamts

Jungnau in dieſem Bezirke 10 Prozent für den Abzug und 6 Prozent für die Manumiſſion angeſetzt

worden zu ſein ſcheine .

4 ) An die Hochfürſtliche Hohenzollern⸗Sigmaringiſche hochpreisliche Landesregierung :
Wie wir in dem im Verordnungsblatte Nr . 51 vom Jahre 1836 verkundigten Freizügigkeitsvertrage

zwiſchen hochpreislicher Regierung und dem Königreiche der Niederlande inhaltlich unſerer ehrerbietigen

Vorſtellung vom 31 . Dec . 1836 Nr . 9409 eine Beeinträchtigung der grundgeſetzlichen und vertrags⸗

mäßigen Berechtigung der Fürſtl . Standesherrſchaft Fürſtenberg zum Bezuge der Nachſteuer der Abzugs⸗

gebühren bei Auswanderungen in nicht zum deutſchen Bunde gehörige Staaten wahrnehmen zu müſſen

glaubten , ebenſo trat nunmehr der gleiche Fall bei der Erſcheinung des in dem Verordnungsblatte Nr .

47 von dieſem Jahre bekannt gemachten Freizügigkeitsvertrage mit der Schweiz ein .

Haben wir uns auch bis jetzt auf die hochverehrliche Mittheilung vom 1. Februar v. J . Nr . 101

bis 399 keine Erwiederung erlaubt , ſo lag der Grund hiezu nicht in einer Anerkennung der gegen die

dieſſeitigen Anſprüche geſchehenen Einwendungen , ſondern einzig und allein in der Hoffnung , daß dieſer

Gegenſtand ſeine gerechte Erledigung gleichzeitig mit der noch ſchwebenden allgemeinen Regulirung der

ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe des Furſtl . Hauſes finden dürfte .

Da es nun unſere Abſicht iſt , die durch verſchiedene Umſtände bis dahin unterbrochenen Unterhand⸗

lungen über die gedachte Regulirung wieder aufzunehmen und wir vertrauensvoll vorausſetzen zu dürfen

glauben , daß hochpreisliche Regierung hiezu ebenfalls geneigt ſein werde , beſchränken wir uns auch in

Beziehung auf die durch den erwähnten Freizügigkeitsvertrag mit der Schweiz hervorgerufene Unmöglich⸗

keit der Ausübung des ſtandesherrlichen Bezugsrechtes auf die Abzugs - oder Nachſteuergebühren darauf ,

den Vorbehalt der Geltendmachung der dieſſeitigen Rechtsanſprüche auf angemeſſene Entſchädigung hier

auszudrücken .
Den 24 . Dec . 1838 .
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Nr . 12,730 . Betr . die Führung eines jährlichen Diäten⸗ und Reiſekoſten⸗
Verzeichniſſes von ſämmtlichen Beamten .

Man ſieht ſich veranlaßt

1 ) Zu verordnen :

à ) Vom 1. Januar 1839 an hat jeder Fürſtl . Beamte ohne Ausnahme nach dem im Verordnungs⸗
blatt Abtheilung I. S . 76 erſichtlichen Formular ein ſpezielles Verzeichniß über alle Diäten⸗ und Reiſe⸗
koſten⸗Anrechnungen nach chronologiſcher Ordnung zu führen , und am Schluſſe jeden Etatsjahrs und

zwar bei Empfang des 4. Beſoldungsquartals eine Abſchrift davon derjenigen Kaſſe abzuliefern , aus

welcher er die Beſoldung bezieht .

b ) Für den Fall , daß in einem Jahre keine ſolche Anrechnung vorgekommen wäre , iſt jener Kaſſe
hierüber eine Urkunde auszuſtellen .

c ) Die Kaſſe , welche die Beſoldung bezahlt , hat bei dieſer in der Rechnung den Eintrag zu

machen : „ Diäten im laufenden Etatsjahre achbeiliegendem - Verzeichniffeu⸗
Nach dieſer Vorſchrift haben ſich in Zukunft ſämmtliche Fürſtl . Beamte und insbeſondere die Ver⸗

rechnungen genau zu achten .

2 ) Nachricht der Fürſtl . Rechnungs⸗Reviſion mit dem Anhange , daß das betreffende Reviſions⸗
Subjekt bei der Abhör jeder Rechnung alle dergleichen Anrechnungen mit obigem Verzeichniſſe zu ver⸗

gleichen und die Kolonne 8 und 9 auszufüllen habe ; ſofort bei etwa entdeckten Doppelanrechnungen ſo⸗
gleich Anzeige zu machen , verpflichtet ſeie .

Vom 24 . Decé . 1888 .

Nr . 13,697 . Donaueſchingen . Betr . die Vergütung des an die Dienſtboten

zur Heu⸗ und Fruchterntezeit abzureichenden Trunkes in Geld .

Wenn zwei Zugknechte täglich nur einen oder zwei Wagen Heu , Oehmd oder Garben einführen ,
iſt es nicht am Platze , denſelben eine beſondere Entſchädigung für Getränk zu leiſten . Künftig iſt der

Grundſatz im Auge zu behalten , und nur bei anſtrengender Arbeit ein Trunk abzugeben , beziehungsweiſe
hiefür Vergütung zu leiſten .

Vom 27 . Dec . 1839 .

Nr . 12,3444 . Donaueſchingen . Betr . die Reinigung der Rauchröhren ,
Kunſtherde und eiſernen Oefen in herrſchaftlichen Quartieren .

Auf eine eingekommene Vorſtellung des Kaminkehrers ſieht man ſich veranlaßt , ſämmtlichen Bewoh⸗
nern der herrſchaftlichen Gebäude zu eröffnen , daß nach der beſtehenden Verordnung , und nach §. 1

des mit dem Kaminkehrer abgeſchloſſenen Akkordes derſelbe nur verpflichtet iſt , die Ofenkamine jährlich

ſechsmal und die Küchenkamine neunmal reinigen zu laſſen .
Da es nun aber nothwendig iſt , daß die Ofen⸗ und Herdröhren im Winter alle 14 Tage oder

längſtens alle 3 Wochen geputzt werden , ſo hat dieſe Arbeit entweder durch die Dienſtboten der Haus⸗

bewohner oder aber durch einen Hafner auf Koſten derſelben zu geſchehen .
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Es wird daher das fleißige und ſorgfältige Reinigen der gedachten Rauchröhren um ſo nachdrück⸗

licher anmit empfohlen , als wenn eine große Maſſe Ruß ſich darin anſetzt , derſelbe ſich entzünden , und

dadurch das Feuer dem Kamin ſelbſt ſich mittheilen könnte .

Vom 31 . Dec . 1838 .

Nr . 879 . Betr . die Ablöſung des Zehntens von herrſchaftlichen Schupf⸗ und

Erblehengütern .

Nach §. 18 des Zehntablöſungsgeſetzes vermitteln die Beſitzer zehntpflichtiger Schupf⸗ und Erb⸗

lehen die Zehntablöſung , und bezahlen das auf dieſe Güter kommende Ablöſungskapital ; der Eigenthümer ,

beziehungsweiſe Obereigenthümer , iſt jedoch gehalten , beim dereinſtigen Heimfalle des Lehens den Erſatz

des Ablöſungskapitals nach Abzug des Staatsbeitrages einſchließlich der ſonſt durch die Ablöſung veran⸗

laßten Auslage zu leiſten .

Inſofern der Lehenherr hiernach bei der Ablöſung des Zehntens von ſolchen Gütern als weſentlich

betheiligt erſcheint , findet man ſich zu folgender Anordnung veranlaßt :

1 ) Die Inhaber herrſchaftlicher Schupf - und Erblehengüter , wovon der Zehnte an Dritte entrichtet

wird , ſind urkundlich aufzufordern , im Falle ſie dieſen Zehnten ablöſen wollen , die Anzeige hievon beim

Rentamte zu machen . Die Aufforderung iſt mit der Androhung zu verbinden , daß ſie ſich bei Unter⸗

laſſung dieſer Anzeige ſelbſt zuzuſchreiben haben , wenn die dereinſtige durch den §. 18 des Zehntablö⸗

ſungsgeſetzes angeordnete Erſatzleiſtung des ohne Mitwirken der Lehenherrſchaft feſtgeſetzten Ablöſungs⸗

Kapitales Anſtand finde .

Das Rentamt hat die Lehenbeſitzer bei der Ablöſung des Zehntens mit ſeinem Rathe zu unterſtützen ,

und darauf einzuwirken , daß die geſetzlichen Normen bei Beſtimmung des Ablöſungskapitales ingehalten

werden .
2 ) Nach bewirkter Ablöſung iſt ſich über den Betrag des Ablöſungskapitales und der Koſten , je⸗

doch nach Abzug des Staatsbeitrages , für jedes Lehen Verläßigung zu verſchaffen , hierüber für jeden

Ort ein Verzeichniß aufzunehmen , deſſen Richtigkeit von den betreffenden Lehenbeſitzern und dem Ge⸗

meinderathe beurkunden zu laſſen , und ſolches mit Bericht anher vorzulegen .

Wo Tod⸗ und Erbbeſtandsbücher beſtehen , oder deren Anfertigung bereits angeordnet iſt , wird der

Ablöſungs⸗ und Koſtenbetrag eines jeden Gutes am entſprechenden Orte daſelbſt eingetragen , bei deren

Abgang aber in der Rechnung bei jedem Lehen das Nöthige vorgemerkt .

3 ) Bei Schupflehen iſt dem Lehenmanne vorbehaltlich dieſſeitiger Genehmigung die gleichbaldige
5

Zahlung dieſer Summe anzubieten , wenn er den jährlich zu liefernden Kanon um 5 Prozent derſelben

erhöhen zu laſſen ſich geneigt zeigt .

In dieſem Falle iſt beſonderer Bericht hierüber zu erſtatten .

4 ) Muß ein heimgefallenes Schupflehen an Familiengehörige des letzten Beſitzers wieder verliehen

werden , ſo hat ſich das Rentamt in ſeinem hierwegen zu erſtattenden Berichte gutächtlich zu äußern ,

inwieferne es in dem herrſchaftlichen Intereſſe liege , den nach §. 18 des Zehntablöſungsgeſetzes zu lei⸗

ſtenden Erſatz des Ablöſungskapitals und der Koſten von dem Aerar zu bezahlen , und von dem neuen

Lehenbeſitzer dafür den 5 Prozent Zins des erſetzten Betrages zu fordern . Endlich

5 ) Iſt am Schluſſe des Rechnungsjahres anzuzeigen , ob derartige Zehnten im Laufe desſelben ab⸗

gelöst worden ſind oder nicht . Erſteren Falls ſind die hierüber erſtattenden Berichte ſpeziell zu bezeichnen.
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Eine Abſchrift dieſer Anzeige , iſt der Rechnung des bezüglichen Jahres bei dem Vorberichte zu den

beiden Eimnahmerubrikenslund aus Tod⸗ und Erbbeſtänden anzuſchließen .
Den 24 . Januar 1839 .

Nr . 809 . Neufra . Betr . die Monatsanzeigen der Schäferei⸗Adminiſtration .
Es iſt bei der Schäferei⸗Adminiſtration in neuerer Zeit die Einrichtung getroffen werden , daß die

zu Trochtelfingen und Ringingen erbauten Früchten ſogleich aus der Scheuer an das Rentamt um den

Riedlinger Marktpreis überlaſſen , und nur wenige Scheffel Haber , deren man zur Fütterung bedarf ,
zurückbehalten werden .

In Neufra beſchränkte ſich der Feldbau ſeither auf wenige Jauchert , welche aber nun mit perennie⸗
renden Futterkräutern angeblümt werden .

Unter dieſen Umſtänden und insbeſondere auch , weil die Rapporte von Trochtelfingen und Ringin⸗
gen immerhin ſpät in Neufra einlaufen ; wodurch die Erſtattung des Hauptrapports eine Verzögerung
bis beinahe zum Ende des betreffenden Monats erleiden würde , mag es bei der ſeitherigen Einrichtung ,
wonach die Naturalvorräthe auf dem Vieh⸗Rapport , und die einzelnen Naturalienkäufer im Journal⸗
Auszug ſpeziell angegeben werden , ſein Verbleiben behalten .

Den 28 . Januar 1839 .

Nr . 896 . Donaueſchingen . Betr . die Löhne der bei den Guts⸗Verwaltungen

angeſtellten Dienſtboten .

Den Fürſtl . Gutsverwaltungen iſt nach der ertheilten Inſtruktion die Annahme und Ent⸗

laffung der Dienſtboten anheimgeſtellt .

Dieſe Befugniß kann ſich jedoch nur inſoweit ausdehnen , als durch neue Aufnahmen weder die Zahl
der ſeitherigen Dienſtboten , noch deren durch einen genehmigten Wirthſchaftsplan oder durch beſondere
Dekrete feſtgeſetzter Lohn überſchritten wird .

Sollte dagegen eine Vermehrung des Perſonals oder Lohnserhöhung beabſichtigt werden , ſo wäre

hiezu beſondere Ermächtigung einzuholen .
Den 28 . Januar 1839 .

Nr . 1019 . Betr . die Beitragspflicht Fürſtlicher Standesherrſchaft zu den

Gemeinde⸗Bedürfniſſen , insbeſondere zur Aufbringung der Frohnd⸗

Ablöſungs⸗Kapitalien .

Den Fürſtl . Rentämtern wird ein Regierungs⸗Erkenntniß vom 17 . Dec . v. J . Nr . 20,103 in

Abſchrift zum Wiſſen und Benehmen in ähnlichen Fällen mitgetheilt .
Den 28 . Januar 1839 .

Fürſtlich Fürſtenbergiſche Domainen⸗Kanzlei .
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Die großh . bad . Regierung des Seekreiſes .

Nr . 20,103 . Betr . die Beſchwerde des Fürſtl . Fürſtenbergiſchen Nentamtes Löffingen

wegen Beiziehung zu den Gemeindeumlagen von Schollach .

Bericht des Bezirksamtes Neuſtadt v. 6. d. Mts . Nr . 12,773 .

Beſchluß :

Dem Bezirksamte Neuſtadt erwiedert man unter Rückſendung der Berichtsbeilagen : Da nun nach⸗

gewieſen iſt , daß das Bezirksamt den Voranſchlag nicht in der Geſtalt genehmigte , wie er vom Ge⸗

meinderath und Ausſchuß vorgelegt wurde , ſondern das Frohndablöſungskapital allen Beſitzern von

Steuerkapitalien , demnach auch der Fürſtl . Fürſtenbergiſchen Standesherrſchaft zur Deckung zuwies , ſo

wird nach §. 26 des Geſetzes im Regierungsblatt Nr . 52 vom Jahre 1835 der Rekurs des Fürſtlichen

Rentamtes Löffingen gegen das amtliche Verfahren noch für zuläßig und für begründet , demnach die

Gemeinde Schollach für ſchuldig erkannt , die von der Standesherrſchaft zur Tilgung des Frohndablö⸗

ſungskapitals erhobenen Umlagen derſelben rückzuerſetzen .

Konſtanz , den 17 . Dec . 1838 .

Nr . 1697 . Betr . die Beiträge des großh . Domainenſiskus und anderer Zehnt⸗

Berechtigten zu den Gemeindeausgaben .

Verfügung der großh . Hof⸗Domainenkammer vom 25 . Januar d . J . Nr . 1485 im Verordnungs⸗
blatt für die großh . Domainen⸗Verwaltungen Nr . 1 Seite 6.

Beſchluß :
Sämmtliche Fürſtl . Rentämter unter großh . bad . Hoheit werden anmit auf die im obigen Betreff

im Verordnungsblatte für die großh . Domainen⸗Verwaltungen Nr . 1 erſchienene Verordnung des großh .

Miniſteriums des Innern vom 11 . Dec . v. J . Nr . 12,861 und die Eingangs allegirte Hofdomainenkammer⸗

Verfügung zum gleichmäßigen Benehmen aufmerkſam gemacht .

Vom 18 . Febr . 1839 .

— Fürſtlich Fürſtenbergiſche Domainen⸗Kanzlei .

Miniſterium des Innern .

Nr . 12,861 . Die Beiträge des großh . Domainenſiskus und anderer

Zehntberechtigten zu den Gemeindeausgaben betr .

Den vier Kreisregierungen wird eröffnet :

Da die Zehntberechtigten von dem Tage an , mit welchem ſie in Folge der Zehntablöſung aus dem Zehntbezug

treten , alſo nach §. 10 des Zehntablöſungsgeſetzes von dem auf den letztmaligen Bezug folgenden 1. Jan . an ,

von allen wegen des Zehntrechts zu entrichtenden öffentlichen Abgaben befreit bleiben müſſen , ſo hat das

großh . Finanzminiſterium bereits durch Verfügung vom 11 . Nov . 1834 Nr . 8192 die Anordnung ge⸗
19
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troffen , daß dieſen bisherigen Zehntberechtigten diejenige Staatsſteuer , welche ſie für die Zeit vom 1.
Januar dieſes Jahres an , in welchem der Zehntbezug erſtmals unterblieb , bis nach erfolgtem Abſchreiben
in dem Steuerkataſter von ihrem Zehntſteuerkapital noch entrichten müſſen , rückvergütet wird .

Gleiche Anordnung iſt nun auch rückſichtlich der Gemeindeumlagen , ſowie der Umlagen zur Tilgung
der Kriegs⸗ und Landſchaftsſchulden zu erlaſſen , zu welchem Behufe man die Kreisregierungen anmit
beauftragt , das Erforderliche mit Rückſicht auf die ſpeziellen Verhältniſſe ihres Kreiſes zu verfügen .

Karlsruhe , den 11 . Dec . 1838 .

Nr . 1485 . Sämmtlichen Domainenverwaltungen wird vorſtehender Erlaß mit dem Auftrag zur
Kenntniß gebracht , den dem Domainenärar hiernach gebührenden Rückerſatz von derartigen bereits in

Ausgabe dekretirten Umlagen mit Berückſichtigung des manchmal im vorhergehenden Jahr ſchon bezahlten
Ratums vom 1. Januar bis zum 1. Juni unter Zugrundlegung ihrer Rechnungen und Akten alsbald

zu konſtatiren , und desfalls für jeden Ort beſondere , jedoch über alle gleichzeitige Vorlage zum Behufe
der Einnahmsdekretur anher zu machen , von nun an aber den Beitrag zu dergleichen Umlagen , welcher
von dem Steuerkapital eines abgelösten Zehntens für die Zeit vom 1. Jannar der unterbliebenen Zehnt⸗
Erhebung an gefordert wird , von der übrigen Forderung gleich auszuſcheiden .

Wenn künftig ein Zehntablöſungsvertrag endgiltig abgeſchloſſen wird , iſt der rückzuerſetzende Betrag
etwa bezahlter derartiger Umlagen jedesmal gleich zu berechnen , und die Berechnung anher einzuſenden .

Karlsruhe , den 25 . Januar 1839 .

Großherzogliche Hofdomainenkammer .

Nr . 12,785 . Betr . die Frankatur der Schreiben in Prozeß⸗
Angelegenheiten .

1 ) Das Fürſtl . Domainen⸗Kanzlei⸗Sekretariat wird beauftragt , in Prozeßſachen auf dem zur Ex⸗
pedition gelangenden Konzepte die Bemerkung „ Prozeß ſache“ beizufügen .

2 ) Die Domainen - Kanzlei - Expedition wird angewieſen , die an die Herrn Rechtsanwälte gerichte⸗
ten Briefe und Pakete , deren Gegenſtand von dem Sekretariat als „ Prozeß ſache ! bezeichnet wird ,
unfrankirt abgehen zu laſſen .

39 ) Die in dem Bericht der Fürſtl . Rechnungsreviſion unter Ziffer 5 a. in Anregung gebrachte
Behandlungsweiſe der Gebühren des Fiskalats kann nur in den Fällen Anwendung finden , wenn der
Fiskalprokurator in erſter Inſtanz als Rechtsanwalt handelt , in allen Uebrigen deshalb nicht , weil nach
den jetzt beſtehenden Einrichtungen fur Mittheilungen des Fiskalats an die Anwälte keine Gebühren be⸗
rechnet werden dürfen .

Da Fälle erſterer Art nur ſelten vorkommen , ſo genügt es , bei der Vorlage der dahin bezüglichen
Koſtenverzeichniſſe das Erforderliche wegen Leiſtung des Erſatzes der Fiskalatsgebühren durch die Spezial⸗
Verrechnungen an die Hauptkaſſe nach dem gemachten Vorſchlage jeweils anzuordnen .

Bezüglich der Portoauslagen iſt

4 Unter Einem die Anordnung getroffen worden , daß die an ſtandesherrliche Rechtsanwälte ge⸗
richteten Briefe und Pakete von hier unfrankirt abgehen , von dort aber frankirt ankommen .



Auszug

Reviſionsberichtes vom 21 . Deec . 1838 Nr . 1453 ad O. 3. 5 a.

Gleichzeitig mit den Deſerviten und Auslagen der Rechtsanwälte , welche entweder durch die Haupt⸗

kaſſe vorſchußweiſe im Namen der betreffenden Verrechnungen , oder durch dieſe direkte an den Anwalt

bezahlt werden , ſollten auch die in den Koſtenverzeichniſſen der Anwälte begriffene Gebühren des Fürſtl .
Fiskalats , und die Portoauslagen der Hauptkaſſe gehörig verrechnet , d. h. der Hauptkaſſe vergütet , und

durch dieſe als Erſatz an den betreffenden Rubriken vereinnahmt werden .

Beträgt z. B . das Koſtenverzeichniß des Rechtsanwaltes 100 fl. 20 kr . , es ſind darunter aber

begriffen :

58 fl. 30 kr . eigentliche Forderung des Anwaltes ,

36 , 10 „ Gebühren des Fiskalats ,

5 „ 40 „ Portoauslagen des Hofzahlamts ;
100 , 20 kr .

ſo wären nur erſtere 58 fl. 30 kr . an den betreffenden Anwalt zu bezahlen , die weitern 36 fl .

10 kr. und 5 fl . 40 kr . aber an die Fürſtl . Hauptkaſſe abzuliefern , welche beide letztern Beiträge dann

durch die Fürſtliche Hauptkaſſe sub A. b. Nr . 9 Erſatz an Ausgabe Nr . 27 reſp . Nr . 29 zu verein⸗

nehmen wären .

Die betreffende Verrechnung hätte aber den ganzen Conto ad 100 fl. 20 kr . gehörigen Orts in

Ausgabe zu ſetzen , und in das Verzeichniß der ungewiſſen Aktiven zu übertragen , wodurch dann die

volle Auslage der betreffenden Verrechnung ſtets bekannt ſein würde ,

Vom 21 . Febr . 1839 .

Die Frankatur der Schreiben in Prozeß⸗Angelegenheiten betr .

An ſämmtliche ſtandesherrliche Anwälte .

Um Ordnung in die Verrechnung der Prozeßkoſten in herrſchaftlichen Angelegenheiten zu bringen ,
und dadurch in den Stand zu kommen , in Fällen , wo ſolche von der unterliegenden Gegenpartie anher

zu erſetzen ſind , die Forderungsverzeichniſſe gehörig aufzuſtellen , haben wir die Anordnung getroffen ,

daß alle Sendungen an die ſtandesherrlichen Rechtsanwälte von hier aus unfrankirt abgehen , dagegen

letztere die ihrigen anher frankirt machen , ſie daher ſämmtliche dahin bezügliche Auslagen für Rechnung
der Fürſtl . Standesherrſchaft beſtreiten ſollen .

Wir ſetzen Euer ꝛc. hievon zum geeigneten Benehmen in Kenntniß .
Vom 21 . Febr . und 23 . März 1839 .

Nr . 2015 . Betr . die jährliche Vorlage der Prozeßtabelle .
An ſämmtliche zur Führung der ſtandesherrlichen Prozeſſe beſtellte Anwälte :

Um die jährliche Vorlage der Prozeß - Ueberſichts - Tabelle ad Serenissimum bewerkſtelligen zu kön⸗

nen , iſt nöthig , den jeweiligen Stand derjenigen Prozeſſe zu kennen , welche von dem Herrn Anwalte



beſorgt werden . Zu dieſem Ende haben die Herrn Anwälte alljährlich auf den 1. Juni ein Verzeichniß
der in ihrer Beſorgung ſtehenden Prozeſſe nach anliegenden Formular anher vorzulegen .

Vom 25 . Februar 1839 .

Formular .

Verzeichniß der Prozeſſe ,

welche durch den Unterzeichneten für die Fürſtliche Standesherrſchaft Fürſten⸗
berg vom 1. Juni 18 . . bis dahin 18 . . geführt wurden .
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Nr . 2148 . Betr . die Zehntablöſung .

In Erwägung , daß die Zehnt⸗Erhebung nach §. 16 des Zehntablöſungsgeſetzes auch nach vollzo⸗
gener Abloſung noch eintreten kann , hat das Rentamt für die Erhaltung der Zehntgrenzſteine der

herrſchaftlichen Zehnten bis nach erfolgter Tilgung des Ablöſungskapitals Sorge zu tragen , und zu
dieſem Ende eine entſprechende Aufforderung an die Gemeinderäthe der bezüglichen Gemarkungen zu er⸗

laſſen , wie dieſes auch rückſichtlich der Pfarr⸗ , Schul⸗ und Stiftungs⸗Zehnten von der großh . Seekreis⸗

Regierung im Verordnungsblatte vom 13 . Febr . d. J . Nr . 4 geſchehen .
Den 4. März 1839 .



—— —

Nr . 2526 . Betr . die Manual⸗Akten der dieſſeitigen Anwälte .

1 ) Da man häufig wahrgenommen hat , daß die Manual⸗Akten der Herrn Anwälte wegen Un⸗

vollſtändigkeit nicht die nöthigen Aufſchlüſſe gewähren , um daraus eine klare Einſicht in die Verhand⸗

lungen der betreffenden Gegenſtände gewinnen zu können , ſo erſuchen wir dieſelben , künftighin vollſtän⸗

dige Handakten zu führen , denſelben die Verfügungen der Gerichts⸗ und Adminiſtrationsbehörden , ſowie

auch Abſchriften von den dort gepflogenen Verhandlungen beizulegen , und die Konzepte ihrer Eingaben

nicht auf die Dekrete beſagter Behörden , beziehungsweiſe auf die Bogen , worauf dieſe geſchrieben , zu

beurkunden , da ſolche dadurch oft ganz unleſerlich werden .

Nachricht hievon dem Rechtspraktikanten Rautter in Neuſtadt .

2 ) Nachricht dem Rechtspraktikanten Welte zu Engen .
3 ) Nachricht dem Obgerichtsadvokaten Würth in Konſtanz .

Den 11 . März 1839 .

Nr . 220 . Betr . die Verzeichnung der Jagd⸗Adminiſtratoren und Pächter
wie die Einführung der Jagdpachtkarten .

An Fürſtl . Oberjä germeiſteramt dahier .

Im Anſchluſſe erhält das Fürſtl. Oberjägermeiſteramt die rubrizirten Verzeichniſſe nebſt einer Jagd⸗

pachtkarte mit dem Auftrage zurück , die mit D . bezeichneten Verzeichniſſe dem großh . Forſtamte Donau⸗

eſchingen , die mit St . dem großh . Forſtamte Stockach , und das mit O . dem großh . Forſtamte Offen⸗

burg zur Kenntnißnahme der dieſſeitigen Jagdadminiſtratoren und Pächter zuzuſchicken , und damit die

Anzeige zu verbinden daß auch dieſſeits zur Erhaltung nöthiger Ordnung und möglicher Verhütung von

Wildereieingriffen Jagdkarten an die Hauptjagdpächter und ihre Theilnehmer abgegeben worden ſeyen .

Das Fürſtl . Oberjagermeiſteramt wird nun das Nöthige beſorgen , und für die Zukunft verſteht

es ſich von ſelbſt , daß von jeder neuen Anſtellung bei der Jagd⸗Adminiſtration , wie von jeder neuen

Jagdpachtbege bung das betreffende landesherrliche Forſtamt benachrichtigt werden muß .

Vom 14 . März 1839 .

Nr . 2701 . Betr . die Fertigung von Abſchriften der Kauf⸗ und Tauſch⸗

Kontrakte zu den Regiſtraturen der Lokal⸗Verwaltungsſtellen .

Es iſt ſchon häufig vorgekommen , daß die Lokal⸗Verwaltungen unterlaſſen haben , von den Kon⸗

trakten , welche über die Erwerbung oder die Abtretung von Grundeigenthum abgeſchloſſen worden , ſowie

von den zu denſelben gehörigen Maßurkunden und andern Beilagen Abſchriften zu ihren Amtsakten zu

nehmen . 5

Letzteres iſt zu Vervollſtaͤndigung der Lokalregiſtraturen abſolut nothwendig und deshalb in den Be⸗

richten , mittelſt welcher derartige Kontrakte nach geſchehenem Eintrage in die Gewährbücher und nach

amtsreviſoratiſcher Fertigung zur Vorlage kommen , immerhin des Umſtandes , daß Abſchriften zu den

Akten der Lokalſtellen genommen ſeien , ausdrücklich zu erwähnen .

Bei Amtsviſitationen wird man insbeſondere Unterſuchung anſtellen , inwiefern gegenwärtiger An⸗
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ordnung Folge geleiſtet worden , und etwa vorfindliche Mängel auf Koſten des betreffenden Verwaltungs⸗
Vorſtandes ergänzen laſſen .

Den 14 . März 1839 .

Nr . 3018 . Donaueſchingen . Betr . die Vorlage der Originalaufzeichnungen
des Brennholz⸗Magazinsknechtes .

Die Verrechnung wird angewieſen , für eine richtige Ausſchreibung durch den Materialien⸗Magazins⸗
knecht nach dem anliegenden Formular für jeden Akkordanten oder für jeden Akkord beſonders geführt ,
zu ſorgen , und etwa nöthig werdende Korrekturen durch den Magazinsknecht gehörig zu beurkunden .

Vom 26 . März 1839 .

Formular.
Konrad Röſch von Riedböhringen hat laut ratiſizirten Akkords vom

ten 18 . . aus dem Diſtrikt Hebſack in ' s hieſige Magazin

beizuführen :
Klafter .

5 Bei der Aufklaf⸗
Wohnort und Namen der Hievon einge⸗ En

Datum. führt.
Fuhrleute .

Alafter .

Monat . Tag . Ganze . Halbe . Ganze . Halbe .



Nr . 3782 . Betr . die Vornahme der Bauviſitationen , insbeſondere die

den Bewohnern herrſchaftlicher Gebäude obliegenden Reparationen .

Man hat mehrfach wahrgenommen , daß der ergangenen Verfügungen v. 3. Juli 1834 Nr . 4540 ,

und vom 27 . Nov . 1834 Nr . 7792 ungeachtet von den Fürſtl . Bauinſpektionen bei der Viſitation und

Beaufſichtigung der von Fürſtl . Beamten , Pächtern , Lehenleuten und Andern bewohnten Fürſtl . Ge⸗

bäude , denſelben nicht die erforderliche Aufmerkſamkeit geſchenkt wird , und die Nutznießer derartiger
Gebäude in Erfüllung der hinſichtlich der baulichen Unterhaltung ihnen obliegenden Verbindlichkeiten ſich

mehr oder weniger ſaumſelig zeigen .
Die Fürſtl . Bauinſpektionen erhalten deshalb wiederholt den gemeſſenſten Auftrag , bei der jährlichen

Aufnahme der Bauetats den baulichen Zuſtand aller herrſchaftlichen ſowohl Hoch⸗ als Waſſergebäu⸗
lichkeiten ohne Ausnahme mit Genauigkeit zu unterſuchen , die der Fürſtl . Standesherrſchaft obliegenden

Reparaturen in den Bauetat aufzunehmen , über diejenigen Gebrechen aber , zu deren Beſeitigung die

Nutznießer verbunden ſind , ſpezielle Protokolle an Ort und Stelle aufzunehmen , dieſelbe von den Haus⸗

bewohnern unterzeichnen , und ſpäteſtens innerhalb 4 Wochen vom Tage der Aufnahme an und mittelſt

beſonderen Berichts zu dieſſeitiger Stelle gelangen zu laſſen .
Den 11 . April 1839 .

Nr . 1561 . Betr . die Berechnung der Stockzins⸗ und Drittelablöſungs⸗

Kapitalien nach den Beſtimmungen des Geſetzes v . 5 . Okt . 1820 .

Da man mehrfällig wahrzunehmen Gelegenheit gefunden hat , daß über die Anwendung der im

Regierungsblatt 1821 Nr . 15 Seite 113 enthaltenen landesherrlichen Inſtruktiv⸗Verordnung vom 30 .

Anguſt 1821 insbeſondere des derſelben angehängten Formulars zur Berechnung der Loskaufsſumme der

Schuldigkeiten von abzulöſenden Stockzinſen und Dritteln , bedeutende Zweifel entſtanden ſind , ſo wird

zu künftiger gleichmäßiger Behandlung der Ablöſungen und ihrer Berechnungen hierüber nachſtehende

Erläuterung ertheilt , und zum künftigen Rechnungsbenehmen Folgendes verfügt :

Nach Artikel 3 des §. 12 Geſetzes vom 5. Oktober 1820 wird das Ablöſungskapital der Drittels⸗

pflicht in der Art berechnet , daß daſſelbe mit 5 Prozent Ziuſe und Zwiſchenzinſe

à ) Dem Anſchlag des Drittels bis zum Zeitpunkte , wo der nächſte Fall angenommen wird ,

b) Sodann denſelben Betrag alle 30 Jahre hervorbringen muß.

Alle übrigen geſetzlichen Beſtimmungen als bekannt vorausgeſetzt , geht nun hieraus hervor , daß

das Drittelablöſungskapital aus einer Summe von Gliedern beſtehe , deren Anzahl je nachdem einzelnen
Falle verſchieden iſt .

Es beſteht nämlich :

4) Aus einer Größe , welche mit 5 Prozent Zinſen und Zwiſchenzinſen bis zu dem Zeitpunkte , wo

der nächſte Fall angenommen wird , den Drittelbetrag hervorbringt .

b ) Aus einer Größe , welche mit 5 Prozent Zinſen in 30 Jahren nach jenem Zeitpunkt den Drit⸗

telbetrag gleichfalls wieder hervorbringt .

0) Aus einer Größe , welche , wie oben , in 60 Jahren den Drittelbetrag hervorbringt .

d ) Aus einer Größe , welche , wie oben , in 90 Jahren den Drittelbetrag wieder hervorbringt ,

wenn ſich einer allgemeiner Formel bedient wird .



Zum Beiſpiel das Ablöſungskapital = w.

Der Durchſchnitts⸗Drittelbetrag 4. , und die Anzahl der Jahre vom Zeitpunkte der Ablöſung
an bis zu jenem Zeitpunkte , wo der nächſte Fall angenommen wird = n.

So iſt v»== α⏑ rfι ι ＋ 30 ＋ 4 n ＋/ 60 ＋ 4n ＋ 90 ＋ .
105 105 105 105

100 100 100⁰ 10⁰

Dieſe Formel iſt allgemein und begreift daher auch alle Fälle in ſich .

Mittelſt der Logarithmen findet man nun leicht , aus welchen einzelnen Gliedern die in der Tabelle

zur Inſtruktiv⸗Verordnung aufgeführten Loskaufskapitalien hiernach beſtehen .

So beſteht z. B. das Loskaufskapital von 31 fl. 36 kr . aus 24 fl. 18 kr. , welche in 29 Jahren
mit 5 Prozent Zinſen und Zwiſchenzinſen 100 fl. geben :

24 fl . 18 kr .

5 „ 38 „ in 29 4 30 Jahren 100 fl.

15 18 , in 29 J 30 Jahren 100 fl.

„ 18 „ in 29 ＋ 30 Jahren 100 fl .

— „ A , in 29 ＋ 30 Jahren 100 fl.
fl. 36 kr „

Ferner beſteht z. B . das Loskaufskapital von 123 fl. 54 kr . aus 95 fl. 14 kr. , welche im 1. Jahr
mit 5 Prozent Zinſen und Zwiſchenzinſen 100 fl. geben .

95 fl. 14 kr .

22 5 27 , — 1 30 Jahre 100 fl .
5 „ 5 , — 1 60 Jahre 100 fl.

1 „ 11 , — 1 7 90 Jahre 100 fl.
— „ 17 „ , — 1 J 120 Jahre 100 fl .

4 55 1 — 150 Jahre 100 fl .
. 180 Jahre 100 fl .

123 fl . 54 kr .

Tritt der Fall ein , daß » So iſt , oder mit andern Worten , daß der Zeitpunkt der Ablöſung

mit dem Zeitpunkte , wo der nächſte Drittelfall angenommen wird , zuſammentrifft , ſo iſt das obige

Ite Glied, nämli Sa .—

4 1

110 100

d. h. das erſte Glied iſt dann dem Drittelbetrag gleich .

Wie aus der obigen Formel , nach welcher ſich ſämmtliche Fälle in der Tabelle zur Inſtruktiv⸗

Ver ordnung berechnen laſſen , hervorgeht, und wie ſchon im Art . 1 §. 12 des Ablöſungsgeſetzes ange⸗

geben iſt , wird ohne Rückſicht , ob dieſer oder jener Drittel früher fällig geworden iſt , je für 30 Jahre

ein Drittelfall angenommen .

Durch dieſe Annahme werden alle urbarialmäßigen Beſtimmungen über die Drittelfalligkeit , ſo bald

es ſich um die Ablöſung handelt , zwar annullirt , wie bei Ablöſung des landherrlichen Schupflehen die
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Heimfalls⸗Hoffnung auch nur nach der im Geſetz angenommenen Lebensdauer des Schupflehenhubers

berechnet wird , gleichviel , ob die Körperbeſchaffenheit des letzteren ſtark oder ſchwach iſt .

Hiernach haben ſich nun die Rentämter , inſofern dieſes nicht bisher ſchon geſchehen iſt , künftig bei

Berechnung der in ihrem Bezirke vorkommenden Stockdrittel⸗Ablöſungen zu benehmen .

Den 15 . April 1839 .

Nr . 3021 . Donaueſchingen. Betr . die Empfangnahme der Geldbeträge
durch den jeweiligen Maſtungsaufſeher .

Da in der Regel die Verwaltung beziehungsweiſe deren Vorſtand für die Geldeinnahmen und Aus⸗

gaben zu haften hat , ſo ſteht es ihm auch frei , wenn er in Dienſtgeſchäften abweſend iſt und ſein muß ,
die Einkaſſirung und Ausbezahlung von Geldern , zu denen er nicht einen ausdrücklichen Auftrag er⸗

halten hat , gänzlich zu unterſagen oder ſich auch wegen der theilweiſe unvermeidlichen derartigen Auf⸗

träge eine Kaution von einigen hundert Gulden ſtellen zu laſſen .
Vom 15 . April 1839 .

Nr . 377A4 . Betr . die Tragung der Porto⸗ und Scheingebühr für die

Verſendung von Beneſficien .

Die Wittwen⸗ und Waiſenkaſſe wird angewieſen , keine Portoauslagen und Scheingebühren für
Verſendung von Beneficien oder für einkommende Quittungen zu beſtreiten , da die Empfänger dieſe

Auslagen zu tragen verbunden ſind . Dieſelbe ſind entweder gleich in Abzug zu bringen , oder der Ver⸗

rechner hat ſich ſolche erſetzen zu laſſen .
Vom 15 . April 1839 .

Nr . 3854 . Betr . die Wohnungs⸗ , Garten⸗ und Fruchtanſprüche des

Forſtperſonals .

Zu Folge höchſter Entſchließung vom 11 . vorigen und vom 9. dieſes Monats wird Folgendes
beſtimmt :

1 ) Die Wohnungen der Forſtaktuare ſind ausnahmsweiſe nicht mehr nach den Lokalmiethpreiſen ,
ſondern zu 26 fl. zu berechnen ;

2 ) Die Gärten der Bei⸗ und Revierförſter zu 5 fl.
Der Forſtinſpektoren zu 10 fl.
Und des Oberforſtinſpektors zu 11 fl.

3 ) Alle bei dem Forſtfache definitivo angeſtellten Individuen , welche nach dem Jahre 1834 angeſtellt
wurden , ſollen keine Anſprache auf den Bezug der Früchte im Kameralanſchlag haben , wo es im Dekret

nicht ausdrücklich vorgemerkt iſt .
Vom 15 . April 1839 .

20
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Nr . 2616 . Betr . die Dauer der Haftbarkeit der Fürſtl . Rechnungsbeamten
für die Richtigkeit ihrer Rechnungen .

Um jeden Zweifel über die Frage :

„ Wie lange eine geſtellte und revidirte Rechnung noch angefochten werden könne ?

für die Zukunft zu beſeitigen , ſieht man ſich nach gepflogener Erörterung durch das Fiskalat zu der

Anordnung veranlaßt , daß die in auszüglich beiliegendem Rheinländers Rechnungsrecht §. 43 aufge⸗
ſtellten , auf allgemein rechtlichen , insbeſondere aber auf den Beſtimmungen des badiſchen Landrechts
beruhenden Grundſätze auch bei Prüfung und Verbſcheidung der ſtandesherrlichen Rechnungen angewen⸗
det werden ſollen .

Vom 16 . April 1839 .

Fürſtlich Fürſtenbergiſche Domainen⸗Kanzlei .

Auszug des vorerwähnten §. 13 .

Jede Klage eines Minderjährigen wider ſeinen Vormund über die geführte Vormundſchaft wird in

zehn Jahren von der Großjährigkeit an , oder wo der Mündel geſtorben , welches zugleich die Zeit der

Schlußrechnungsſtellung und Ablieferung derſelben iſt , verjährt . ( 496 . 475 . )

Gedachte zehnjährige Zeit wird zugleich für jede andere Rechnung angenommen , und dabei voraus⸗

geſetzt , daß , — wer zehn Jahre ungenützt von der Rechnungs⸗Einhändigungszeit an verſtreichen läßt ,
der begehe mit dieſem Stillſchweigen eine Handlung , woraus Kenntniß und Einwilligung vermuthet
werde . ( 1108 b. )

Bei einzelnen Urkunden iſt die Zeit ein Jahr . ( 1167 a. )

Anmerkung .

Iſt eine Rechnung von beiden Theilen dem Rechnungsherrn und dem Rechner anerkannt , oder über

Anſtände gibt der Rechnungsherr ſeinen Ausſpruch , ( § . 33 lit . a. ) und der Rechner beruhigt ſich dabei ,
ſo ſind , dieſes Einverſtändniſſes wegen , die Rechnungsbeſcheide als giltig ( instar rei judicatae ) anzu⸗
ſehen . ( 1108 a. 1134 . Vergleiche auch das römiſche Geſetz Lex 2. Cod . de jure ſisci )

Sollte ſich aber ſpäterhin ein bisher unentdeckter Betrug in der Rechnung vorfinden , ſo kann ſie ,
und wenn ein Betrug 30 Jahre lang getrieben worden , und erſt innerhalb 30 Jahren von der letzten
Betrügerei an entdeckt worden wäre , immer noch angefochten werden . ( 2262 . )

Wenn auch eine Rechnung die Prüfung ( Reviſion ) paſſirt hat , und durch gängig
richtig befunden worden iſt ; auch dem Rechner desfalls ein ſchriftliches Zeugniß ( Absolutorium )
ausgeſtellt wurde , ſo iſt ſie dennoch während 10 Jahren , von dem Ta ge, wo die Rech⸗
nung dem Rechnungsprinzipale übergeben wurde , auch ohne daß eigentlicher Betrug mit da⸗

bei iſt , noch angreifbar und der Verwalter verantwortlich , wenn innerhalb dieſer Zeit
Unrichtigkeiten und dergleichen entdeckt und erwieſen werden ſollten .

Nur in dem Falle eines abgeſchloſſenen Vergleiches , wie wir bereits wiſſen ( § . 42 ) , und in dem
Falle , wo über einen Gegenſtand richterlich geſprochen wurde , findet keine weitere Nachforderung , außer
der verglichenen oder vom Gericht geſprochenen , mehr Statt .

Iſt der Rechner auf irgend eine Weiſe in der Rechnung verkürzt worden , entweder daß er die

—



Rechnung nicht ſelbſt ſtellen konnte , ſie daher durch einen Andern ſtellen laſſen mußte , den er aber nicht

ſelbſt wählte , oder daß die Reviſions⸗ oder Aufſichtsbehörde , bei irriger Manipulation , eine Verkürzung

veranlaßte , ſo ſtehen dem Rechner allerdings die nämlichen Einwendungen gegen die vom Rechnungs⸗

herrn anerkannte Rechnung zu , wie dem Rechnungsherrn ſelbſt . Hat aber der Rechner jene Rechnung

ſelbſt geſtellt , oder durch einen von ihm erwahlten oder bevollmächtigten Mann ſtellen laſſen , und es iſt

ein Irrthum zum Schaden des Schuldners darin , den der Rechnungsherr aus eigenem Antriebe nicht

verbeſſern ließ , weil er ihm , wie man vorausſetzen muß , unbekannt blieb , ſo hat der Rechner den

Schaden , den ſein Irrthum ihm zuzog , als ſelbſt verſchuldet auf ſich zu leiden . ( 1110 a. )

Nr . 1518 . Betr. die Vornahme der Bauviſitationen , insbeſondere die

den Bewohnern herrſchaftlicher Gebäude obliegenden Re⸗

varationen .

1) An die Fürſtl . Bauinſpektionen :

Zu Erſparung von Koſten , und um die Fürſtl . Bauinſpektoren dem wichtigeren Theile ihrer Ob⸗

liegenheiten nicht zu entziehen , will man geſtatten , daß zu der durch General⸗Verfügung vom 11 . April

l . J . Nr . 3782 angeordneten Aufnahme der an herrſchaftlichen Gebäuden vorfindlichen Gebrechen ver⸗

traute , dem Geſchafte gewachſene Handwerksleute auf ärariſche Koſten in der Art verwendet werden ,

daß der fragliche Handwerker die ſpezielle Beſchreibung beſorgt , der Bauin ſpektor dagegen bei der jähr⸗

lich vorgehenden Viſitation die Ueberzeugung , ob ſämmtliche Gebrechen verzeichnet worden ſind , ſich ver⸗

ſchafft , und die weiter vorfindlichen nachträgt .

2 ) Nachricht ſämmtlichen Fürſtl . Rentämtern zur Nachachtung mit der Weiſung , den Viſitatoren

über ſämmtliche , einer Viſitation zu unterwerfende Gebäude , insbeſondere auch die Schupflehengebäude ,

Verzeichniſſe an die Hand zu geben .
Den 29 . April 1839 .

Nr . 4182 . Betr . die Befähigung zur Anſtellung im Fürſtlichen
Kameraldienſte .

Resolutum Serenissimi v. 3. d. Mts . Nr . 607 des Inhalts :

Durch Unſere Enſchließung vom 2. April 1835 haben Wir ausgeſprochen , daß in der Regel nur

ſolche Individuen auch in Unſerem Kameraldienſte angeſtellt werden ſollen , welche durch offentliche Prü⸗

fungen , wie ſie von den Staaten Baden und Württemberg vorgeſchrieben ſind , zum Staatsdienſte ſich

befahigt haben . Es muß ſich nach dieſem wohl von ſelbſt verſtehen , daß Wir mit der Verweiſung auf

dieſe Staatsprüfungen konſequent auch die damit in Verbindung ſtehenden Grundſätze adoptiren , und

daß mithin diejenigen , die bei Unſerer Adminiſtration eine definitive Anſtellung auf ein Rentamt oder

eine andere ſelbſtſtäͤndige Verwaltungsſtelle erlangen wollen , diejenigen Bedingungen erfüllt haben ſollen ,

die von Baden oder Württemberg für die Domainen - Verwaltungen und Kameralämter ꝛc. gefordert

werden , während die niedere Prüfungen auch nur für das Hilfsperſonal zureichend ſein können , mit einem

Worte , daß für Dienſte , die eine höhere Bildung erfordern , die höhere Staatsprüfung und für ſolche ,

20 *
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bei welchen geringere Kenntniſſe zureichen , die niedere Staatsprüfung auch bei Unſerer Adminiſtration
den künftigen definitiven Anſtellungen vorangehen ſoll .

Den 6. Mai 1839 .

Beſchluß :

Dieſe höchſte Entſchließung bekannt zu machen .
Den 6. Mai 1839 .

Fürſtlich Fürſtenbergiſche Domainen⸗Kanzlei .

Nr . 3396 . Betr . die Vermeſſung und Kartirung des Fürſtlichen Grund⸗
Eigenthums , insbeſondere die hierüber mit den Geometern abzu⸗

ſchließenden Akkorde .

Durch mehrfache Vorgänge ſieht man ſich veranlaßt , in obiger Beziehung Nachſtehendes zu
verfügen :

Die Verwendung von Geometern und Feldmeſſern hat , preſſante Fälle oder ſolche von untergeord⸗
neter Bedeutung ausgenommen , nur auf zuvor förmlich abgeſchloſſene und von hier aus genehmigte Ak⸗
korde zu geſchehen . Behufs der genaueren Inſtruirung der Fürſtl . Verwaltungsſtellen hinſichtlich der

Abſchließung derartiger Akkorde wird ein Formular hier angeſchloſſen , und ſolches als künftige Richtſchnur
anempfohlen . Abweichungen von dem Formular , von der Lokalität oder andern Umſtänden bedingt , ſind
in dem Begleitungsberichte zu motiviren .

Vor Abſchließung eines Akkordes iſt dem betreffenden Geometer oder Feldmeſſer die Beweisführung
über gehörige Licenz und obrigkeitliche Befähigung zu Beſorgung des ihm zu übertragenden Geſchäftes
aufzulegen , und erſt , wenn hierüber Genüge geleiſtet iſt , zur Akkordsabſchließung zu ſchreiten .

Die Belohnung des Geometers oder Feldmeſſers und ſeiner Gehülfen ſoll durch Averſen , welche
entweder für das Geſchäft im Ganzen oder für den Morgen der meſſenden Fläche zu beſtimmen ſind ,
feſtgeſetzt werden .

Nebenanrechnungen für Ruthenſchläger , Schreib - und Zeichnungs⸗Materialien ꝛc. ſollen hiebei , ſo
weit immer thunlich , vermieden werden , vielmehr muß das Averſum den ganzen zum Geſchäfte des

Technikers erforderlichen Aufwand umfaſſen .

Belohnung nach Tagsgebühr darf in der Regel nicht ſtattfinden .
Ausnahmen hievon , wo ſie in den Verhältniſſen begründet erſcheinen , müſſen beſonders gerechtfertigt

werden . Den Vermeſſungen hat da , wo noch keine vollſtändige Vermarkung beſteht , jedesmal eine ord⸗

nungsmäßige Vermarkung und die Fertigung einer legalen Gränzbeſchreibung unmittelbar zu folgen .
Die Akkorde ſind zweifach niederzuſchreiben , und iſt ein Exemplar dem Uebernehmer zuzuſtellen .

Den 21 . Mai 1839 .
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Formular .

Zwiſchen dem Fürſtl . Rentamte einerſeits und dem Geometeru

ausanderſeits , iſt unter Vorbehalt höherer Genehmigung
nachſtehender Akkord abgeſchloſſen worden .

1

Der Geometer macht ſich verbindlich , ſämmtliches in dem Rentamtsbezirke ſich be⸗

findliche Fürſtl . Fürſtenbergiſche Grundeigenthum , mit Ausnahme der Waldungen , inſoweit das Rentamt

hiezu nicht ſpeziellen Auftrag ertheilen wird , zu vermeſſen und zu kartiren .

2.

Der Geometer muß vor dem Beginne die zu einer derartigen Geſchaͤftsvornahme erforderliche Lizenz
nachweiſen , und gehörig verpflichtet ſein .

Als ausländiſchen Geometer iſt für ihn insbeſondere eine ſpezielle Ermächtigung der hierländiſchen
Regierung erforderlich , zu deren Beibringung er verbunden iſt .

3.

Bei der Vermeſſung iſt ſich an die durch die Landesvermeſſung beſtimmten trigonometriſchen Punkte
anzulehnen , oder es ſind die Arbeiten wenigſtens durch eine Meridionallinie zu orientiren . Ferner ſind
einzelne Fixpunkte , welche man als bleibende Baſis annehmen darf , z. B . benachbarte Kirchthürme ,
Schlöſſer , auffallende Felspartien ꝛc. in die Karten einzuzeichnen .

4.

Als Maßſtab iſt durchgehends 1/2500 der natürlichen Größe in Anwendung zu bringen .

5

Die Vermeſſung muß mit guten Inſtrumenten geſchehen , die Art der Vermeſſung bleibt dem Geo⸗

meter anheimgegeben , übrigens muß er für die Richtigkeit derſelben gutſtehen , ſeine Arbeit daher jeder
beliebigen Prüfung unterwerfen laſſen . Sollte bei der Prüfung die Arbeit ſich als mangelhaft ergeben ,
ſo iſt man berechtigt , die Berichtigung auf Koſten des Akkordanten vornehmen zu laſſen .

6.

Da größere und kleinere Güter , namentlich auch geſchloſſene Kameralhöfe von mehreren 100 Mor⸗

gen zur Aufnahme und Vermeſſung kommen , ſo wird bemerkt , daß jedes ſeparat liegende herrſchaftliche
Stück Feld genau in ſeinen Gränzen richtig geſtellt , aufgenommen und vermeſſen werden muß , bei grö⸗
ßern herrſchaftlichen Gutern aber nach vorhergegangener Gränzrichtigſtellung nach Außen , die Vermeſſung
ſo auch die Kartirung nur mit Rückſicht auf Gebäude , Hofraithen , Gärten , das zuſammenhängende Acker⸗ ,
Wies⸗ und Waidfeld , Nadel - oder Laubwald u. ſ. w. auf beſondere zur innern Begränzung dienende

bleibende Erſcheinungen , wie Wege , Flüſſe , Abhänge ꝛc. und nicht mit Rückſicht auf die durch wechſelnde
Kultur willkürlich gebildeten Parzellen , geſchehen dürfe .

In die Karte müſſen die Kulturarten , Wege , Gränzen ꝛc. in der von der Landesregierung vorge⸗
ſchriebenen Manier eingezeichnet , und die Waſſer blau illuminirt werden .
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Einzelne zur größeren Kameralgütern gehörige , mit dieſen aber nicht zuſammenhängende , jedoch nicht

in großer Entfernung von dieſen liegende Güterſtücke ſind ihrer wirklichen Lage nach ſo zu kartiren , daß

das zwiſchenliegende , andern Eigenthümern gehörige Areal erſichtlich und eine Einzeichnung letzterer Grund⸗

ſtücke, im Falle man ſolche ſpäter erwerben würde , möglich ſei .

8

In Beziehung auf die Flächenaufnahme , Berechnung , und Kartirung wird verlangt , daß auf den

Karten die Namen der Nebenlieger , die Banngrenzen , die Anzahl der vorhandenen Marken , ihre Ent⸗

fernung von einander , die Grade der Winkel und das Flächenmaß , ſowohl das Neubadiſche als das

Fürſtenbergiſche ( im Sigmaringiſchen das Alt⸗Fürſtenbergiſche und das neue Landesmaß ) aufgetragen ſei ,

und eine beſondere Maßurkunde nach anliegendem Formular übergeben werde .

Sämmtliche Karten müſſen doppelt ausgefertigt , für größere Güter auf Leinwand aufgezogen , für

kleinere aber zum Einbinden eingerichtet nebſt ſämmtlichen Brouillons zum Behuf einer etwaigen Prüfung
dem Rentamte ausgehändigt werden .

Die Karten ſind durch den Geometer beim Bezirksamte zu unterzeichnen , welch ' letzteres die Lieenz

des Geometers und die Richtigkeit der Unterſchrift deſſelben auf rentamtliche Koſten beurkunden wird .

8.

Wo das vermeſſene Areal an ſtandesherrliches oder fremdes Waldeigenthum , welches bereits mit

gehörig bezeichneten und nummerirten Marken umſteint iſt , angränzt , ſind in den neuen Karten genau

die bereits beſtehenden Nummern und Zeichen beizubehalten .

Stehen zwiſchen dem ſtandesherrlichen Wald und Feld noch keine Marken , ſo iſt ſich mit dem Fürſtl .

Forſtgeometer ſowohl wegen der zu ziehenden Grenzen , als der den Marken zu gebenden Nummern zu

vereinigen .

Hiebei , ſo wie überall , wo es thunlich iſt , iſt auf Herſtellung gerader Linien und möglichſt regel⸗

mäßiger Figuren hinzuarbeiten .

8

Grenzpunkte , wo keine Marken ſtehen , müſſen mittelſt einer auszugrabenden Vertiefung , in welche

ein Pfahl , der Erdoberflache gleich , tief eingeſchlagen wird , bezeichnet werden ; damit die Vermarkung

ſpäter ohne Umſtände vorgehen kann . Die Vermarkung hat der Vermeſſung unmittelbar zu folgen .

8

Die Grenz⸗ und andere Beſchreibungen des Grundeigenthums fertigt der beſonders aufgeſtellte Be⸗

reins⸗Commiſſär , welchem der Geometer von Zeit zu Zeit die erforderlichen Notizen an die Hand zu

geben , und die Beſchreibungen mit zu unterzeichnen hat , — oder es hat dieſe Beſchreibung der Geometer

zu fertigen , und mit der Karte dem Rentamte zu überliefern .

10 .

Das Geſchäft iſt in 4 Wochen zu beginnen , und unausgeſetzt daran fortzuarbeiten .
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11

Für Meſſung , doppelte Kartirung und Fertigung der Maßurkunde und andere Leiſtungen , wie ſie
im gegenwärtigen Vertrage bezeichnet ſind , erhält Akkordant per Morgen badiſches Maß ohne Rückſicht
auf Beſchaffenheit des Terrains zes wird jedoch ausdrücklich beſtimmt , daß hiebei nur
Fürſtl . Fürſtenbergiſches Grundeigenthum in Berechnung genommen werden darf , keineswegs aber auch
das Maß zwiſchenliegender Grundſtücke , wenn gleichwohl deren Vermeſſung nicht zu umgehen war .

12 .

Für die Grenzrichtigſtellung wird der Geometer extra und zwar per Tag bezahlt , und hat über den

diesfallſigen Zeitaufwand ein vom betreffenden Ortsvorſtand beurkundetes Diarium zu führen , und auf
Verlangen vorzulegen .

13.
Der Geometer hat außer ſeinem Taggeld , beziehungsweiſe der ihm bewilligten Gebühr für die

Aufnahme , Berechnung und Kartirung ꝛc. nichts weiteres anzuſprechen und insbeſondere auch die er⸗

forderlichen Kettenzieher , Ruthenſchläger und andere Gehilfen ſelbſt anzuſtellen und zu belohnen .

14 .

Dagegen ſtellt das Rentamt einen Vorzeiger der Grenze auf , ſchafft die nöthigen Stangen und Mar⸗
ken an , und läßt letztere auch auf eigene Koſten ſetzen , ebenſo beſtreitet es die Koſten für etwaige
Durchhauung von Richtſtätten .

155

Nach gefertigter , übergebener und zugleich richtig befundener Arbeit innerhalb einer Ortsgemarkung
wird Zahlung aus der Rentamtskaſſe erfolgen .

Vorſtehender Akkord iſt dreifach ausgefertigt , ein Exemplar dem Rentamte , das andere dem Geo —

meter , das dritte der Fürſtl . Domainen⸗Kanzlei zugeſtellt worden .
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Formular .

Immendingen .

Kürſtliches Rentamt Geiſingen .

Flächenverzeichniß
ü ber

das daſelbſt beſindliche der Fürſtl . Standes⸗

herrſchaft Fürſtenberg angehörige

Grundeigenthum
aufgenommen

durch den Geometer N . N .

Die Fürſtenberger Jauchert zu 25DM . Nürnberger Q“ ;

Der badiſche Morgen zu 40 / M. Badiſch . U“ ;

Der Württembergiſche zugleich Sigmaring ' ſche Morgen zu 8,M . Württemberg . U “

21



8 8 8 8 Diſtrikt Stücken⸗

S. 3 8 .2 8 oder Kulturart . Pareellar .
S S8

SSS SS Gewand . Fürſtenberger Maß Badiſches Maß8 4 25 , M. ULI. à 40,/M . LI .

J . V . R . Fuß . 5 S . R. Fuß .

354. 92 . Im Brühl . Wieſeeß 8

Waſſt ergraben und

Altbach ( unter
Waſſer ſtehend ) . 1 — ä —2e2 —( — 2 50 —

„ „
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Karte Nr .

Juhalt .
35 3GVenennung der Ueben⸗

Weitere

Im Ganzen . 2 2 3 Bemer⸗
Fürſtenberger Maß [ Badiſches MWaß 8 8 5 älieger und Anſtößer . kungen.à 25,M . U . à 40/M . UI“ .

J . [ V. ] R. [Fuß . M. V. R. Fß.

Oeſtlich die Gemeinde ,
ſüdlich und weſtlich die
Donau , nördlich Michael
Hall .

9 — 80 — 5 3 33 — 5 7
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Nr . 331J . Donaueſchingen . Betr . die Beſtimmung über die Vergütung

der Hofmarſchallamtskaſſe für Holzſpalten und Sägen .

Mit dem Anfang des eintretenden Rechnungsjahres hat das Fürſtl . Hofmarſchallamt der Materialien⸗

Magazins⸗Verrechnung für das Sägen und Spalten des harten und weichen Holzes , welches zur Fürſtl .

Hofhaltung von dem Magazin abgegeben , und von den Materialknechten geſägt und geſpalten wird ,

eine Lohnsvergütung zu leiſten , zu welchem Ende mit dem Fürſtl . Hofmarſchallamte über dieſe Arbeit

ein Uebereinkommen zu treffen , alles Holz , welches zur Fürſtl . Hofhaltung kommt , und von den Knechten

zugerichtet wird , klafterweiſe von Tag zu Tag zu verzeichnen , und am Ende jeden Jahrs wegen der zu

leiſtenden Vergütung Abrechnung zu pflegen iſt .

Den 31 . Mai 1839 .

Nr . 5780 . Betr . die Wiederverleihung von Schupflehen .

Um im gegenwärtigen Zeitpunkte , wo die ſämmtlichen herrſchaftlichen Schupflehen im Fürſtl . Für⸗

ſtenbergiſchen Standesgebiete liquidirt , theils auch in Folge höchſter Entſchließung Serenissimi auf be⸗

ſonderes Anrufen der betreffenden Lehenbeſitzer zur Allodifikation gebracht werden ſollen , zur Wahrung

der lehenherrlichen Rechtsanſprüche all ' möglichen Irrthümern in vorkommenden Fällen vorzubeugen , und

dem Schupflehengeſetze vom Jahre 1833 die richtige Auslegung zu geben , wird den Fürſtl . Verwaltun⸗

gen Folgendes eröffnet :

Der §. 8 Abſatz 1 des Schupflehengeſetzes vom 15 . Nov . 1833 , welcher wörtlich lautet :

„ Dieſes Geſetz findet keine Anwendung auf diejenigen Schupflehen , von welchen nachgewieſen

wird , daß ſie innerhalb eines Jahrhunderts von Verkündung dieſes Geſetzes zurückgerechnet , das erſte⸗

mal ſchupflehenweiſe verliehen worden ſind , oder : daß ſie ſeit ihrer erſtmaligen Verleihung noch nicht

dreimal heimgefallen ſind, “ — iſt ſo zu verſtehen , daß wenn ein Schupflehen noch nicht 100 Jahre alt

iſt , das Geſetz keine Anwendung auf daſſelbe findet , wenn gleich ſchon drei Heimfälle inzwiſchen ſtatt⸗

gefunden haben ſollten , und umgekehrt , daß das Geſetz ebenfalls keine Anwendung findet , wenn noch

nicht drei Heimfälle ſtattgefunden haben , obgleich die erſte Verleihung vor mehr als 100 Jahren ge⸗

ſchehen ſein mag .

Den 3. Juni 1839 .

Nr . 58415 . Betr . die Penſionsbewilligungen an die Waiſen der Fürſtl .

Diener .

Nach höchſter Entſchließung vom 31 . vorigen Mts . ſind die Beſtimmungen des §. 31 der Diener⸗

Ordnung dahin näher erläutert worden :

a ) Daß unter den im §. 31 2 b. erwähnten Kindern nur jene zu verſtehen ſeien , welche der §. 31

von dem Genuſſe einer Penſion nicht ausſchließe , daß mithin diejenigen etwa vorhandenen Kinder , welche

vas genußberechtigte Alter überſchritten , oder eine Verſorgung gefunden haben ꝛc. nicht berückſichtigt

werden dürfen .

b) Daß , ſofern die Wittwe ſchon im Genuſſe der Penſion nach den Beſtimmungen der Diener⸗

Ordnung ſich befand , es nach dem Ableben derſelben nur einer Berechnung der den vorhandenen
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genußberechtigten Kindern nach Maßgabe ihrer Anzahl gebührenden Quote von der Penſion der

Mutter bedürfe .

( ) Daß es im Falle der Diener eine Wittwe nicht hinterläßt , und über kurz oder lang ein berech⸗

tigtes Kind vor erreichtem 18 . reſp . 20 . Lebensjahre ſtirbt , oder das genußberechtigte Alter überſchreitet,

oder aber endlich eine Verſorgung findet , an der Siſtirung des Penſionsbetreffniſſes eines ſolchen Kindes

nicht genüge , ſondern zugleich eine neuerliche Beſtimmung und Anweiſung der Penſionsquoten nach der

Zahl der alsdann noch übrigen inl dem genußberechtigten Alter ſtehenden Kinder , jedoch lediglich auf

den Grund der urſprünglich aufgeſtellten Berechnung zu geſchehen habe .
Den 6. Juni 1839 .

Nr . 586à . Donaueſchingen . Betr . das Trunkbier der Brauerei .

Die Brauverwaltung erhält ihrem Antrage gemäß die Ermächtigung , von jetzt an den Brauknechten

ſtatt Braunbier Doppelweißbier , und je per Mann wöchentlich — 2 Maß Lagerbier abzugeben .

Den 6. Juni 1839 .

Nr . 6088 . Betr . die Aceiſefreiheit von den in das Eigenthum des

Lehenherrn zurückfallenden Schupflehen .

Nachſtehender Ausſpruch des königl . württemberg . Steuerkollegiums wird zur allgemeinen Kenntniß⸗

nahme bekannt gemacht .
Donaueſchingen , den 13 . Juni 1839 .

Fürſtlich Fürſtenbergiſche Domainen⸗ Kanzlei .

Dem Fürſtlich Fürſtenbergiſchen Rentamt in Neufra

hat man auf ſeine Eingabe an das königl . Steuerkollegium vom 18 . März d. J . zu benachrichtigen ,

daß das königl . Steuerkollegium von dem von Seite des Fürſtl . Rentamts wieder an ſich gezogenen

Schupflehen des Irion Weber von Dörnegg von der Aecisentrichtung abgeſtanden iſt , und ſomit die

Aceisbefreiung ausgeſprochen hat .

Zwiefalten , den 3. Juni 1839 .

Königliches Kameralamt .

Nr . 6333 . Wolterdingen . Betr . die Benutzung der Sägſpäne .

Der Fürſtl . Gutsverwaltung hier wird auf ihren Bericht wegen Benutzung der Sägſpäne eröffnet :

10 Man will ihr dieſe Sägſpäne zur Einſtreu , in ſo lange ſie ſolches für nützlich oder vortheilhaft

findet , unentgeldlich überlaſſen , doch hat ſie

2 ) Die Ausbeſſerungen oder die neuen Einrichtungen , welche zur Auffangung der Späne erforder⸗

lich werden , auf ihre Rechnung herſtellen zu laſſen , und
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3 ) Den Sager hinſichtlich des Auftragens , Verwahrens , Sackens und Abführens derſelben nachdem Vorſchlage mit 2 kr. per Sack zu befriedigen , ſofort
40 Der Fürſtl . Hofhaltung und der Fürſtl . Gartendirektion den jahrlichen außerordentlichen Bedarfan Sägſpanen gegen Aufrechnung der von ihr hierwegen gemachten oder zu machenden Auslagen ab⸗zugeben .

Den 17 . Juni 1839 .

Nr . 6493 . Betr . die deſinitive Ertheilung der Rechnungsbeſcheide .
Man ſieht ſich in die Nothwendigkeit verſetzt , ſämmtlichen Fürſtlichen Verrechnungen zu eröffnen :Wenn eine Rechnung der Ordnung gemaß ihre vollſtändige Erledigung mit der Ertheilung desRechnungsbeſcheides erhalten , und nicht eine überflüßige Vervielfältigung der Geſchäfte durch weitereVorbehalte in den Beſcheidsnotabilien erzeugt werden ſoll , ſo iſt es unerlaßlich , daß die Beantwortungder Notaten erſchöpfend und gründlich geſchehe , und alſo auch mit dieſer a lle erforderlichen urkundlichenNachweiſungen gegeben werden .

Von den Verrechnungen muß daher erwartet werden , daß in Zukunft nicht nur die Beantwortungder materiellen Reviſionsbemängelungen , ſondern auch die Erledigung der Notabilien in⸗ den ſchon er⸗theilten Beſcheiden ſo beſchaffen ſei , daß wiederholte Auflagen hierwegen umgangen werden . Solltedieſer Erwartung nicht entſprochen werden , ſo würde man ſich genöthigt ſehen , die Verfügung vom 16 .Febr . 1833 Nr . 1134 unnachſichtlich in Anwendung zu bringen .
Daß die formellen Notaten gehörig berückſichtigt und in Vollzug geſetzt werden , verſteht ſichvon ſelbſt .
Den 20 . Juni 1839 .

Nr . 6498 . Betr . die in Schuldklagen zu ſtellende Bitte um Verfällungdes Beklagten in die Koſten .
Obgleich die Fürſtl . Verrechnungen befugt ſind , liquide Gefällforderungen im Exekutionswege ohneEinſchreitung einer Gerichtsſtelle einzutreiben , ſo können doch auch Fälle vorkommen , wo eine förmlicheSchuldklage bei der einſchlagenden Juſtizſtelle nöthig iſt . In allen dieſen Fällen iſt daher das Klage⸗Petitum auf die Koſten der amtlichen Verfügungen auszudehnen , damit dieſe Koſten nicht dem FurſtlichenAerar zur Laſt fallen , oder wegen deren Erſatz durch die Schuldner nicht Weitläufigkeiten und neueKoſten entſtehen .
Den 20 . Juni 1839 .

Nr . 6652 . Betr . den Verkauf der Zehntſcheuern hier die Werths⸗Unterſuchung durch die Fürſtl . Bauinſpektionen .
Die Fürſtlichen Rentämter werden angewieſen , ſich über den Anſchlag der Zehntſcheuern , derenVeräußerung in Folge der Zehntabloͤſung in Vorſchlag gebracht wird , jeweils mit der Fürſtlichen Bau⸗
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Inſpektion in ' s Einvernehmen zu ſetzen , und deren Gutachten hierüber dem rentamtlichen Berichte
beizulegen .

Den 25 . Juni 1839 .

Nr . 6986 . Betr . die Einholung des oberlehenherrlichen Conſenſes bei

Verkäufen , Täuſchen und Verpfändungen ꝛce. der Lehengüter .

Ungeachtet der ſo oft wiederholten landesherrlichen Verordnungen und Publikanden in den Anzeige⸗
blättern ſämmtlicher Kreiſe , in specie jener im Reggsblatte Nr . 29 S . 1222 , wonach Erbbeſtände ,
Schupflehen und Leibgedingsgüter ohne Einholung des lehenherrlichen Conſenſes auf keine Weiſe be⸗

ſchwert , verpfändet , getheilt oder veräußert werden ſollen , ſo iſt man nicht ſelten ſchon zu der unange⸗

nehmen Wahrnehmung gelangt , daß die Ortsgerichte bei vorgehenden Veräußerungen , Theilungen und

Verpfändungen von herrſchaftlichen Erblehen zum größten Nachtheile des Lehenherrn die ihnen zur Pflicht
gemachten Voranzeigen umgehen , auch wohl den Uebertrag von Erbbeſtandsgütern als freies Eigenthum
geſchehen laſſen und beurkunden , oder wenigſtens glauben , ſchon dadurch genug gethan zu haben , wenn
unter die Steigerungs⸗ oder Verkaufsbedingniſſe ein Vorbehalt des noch nachzuholenden lehenherrlichen
Conſenſes aufgenommen wird . Eine natürliche Folge hievon muß ſich dann ergeben , daß oft mehrere

Monate , nachdem der Käufer das Gut ſchon angetreten und angebaut hat , die Frage erſt entſteht , ob

die Ertheilung des Conſenſes oder die Ausübung des dem Lehensherrn zuſtehenden Einſtandsrechtes vor⸗

zuziehen ſei , ja , daß wohl gar die Beſitzveränderung einzelner Lehenapertinenzſtücke , da wo der Pacht
im Ganzen oder durch Vorträger entrichtet wird , den Rentämtern ganz unbekannt bleibt .

Unter Verweiſung auf die darüber längſt beſtehenden Verordnungen , und der für die ſich etwa

ergebenden Contraventionen angedrohten Präjudizen werden ſämmtliche Rentämter angewieſen , die ſaͤmmt⸗

lichen Erbbeſtäͤnder , welche Erbbeſtandgüter erwerben oder doch beſitzen , ohne daß ſie die geſetzlichen
Lehenbriefe oder Vertragsurkunden bisher gelöst haben , durch die Ortsgerichte auffordern zu laſſen , ſich
hierwegen bei den Rentämtern binnen zwei Monaten um ſo gewiſſer zu melden , als ſonſt nach frucht⸗
loſem Ablauf dieſer Friſt , ſie den doppelten Betrag der ſchuldigen Belehnungstaxen als Strafe zu be⸗

zahlen , und bei längerem Anſtehen nach ſpäterer Entdeckung eines ſolchen Unterlaſſungsfalles das ver⸗

ſchwiegene Lehen ohne weiteres eingezogen werden müßte .

Den 4. Juli 1839 .

Nr . 6963 . Betr . die herabgeſetzten Münzen und die falſchen
Geldſorten .

Auszug .

Zugleich wird angeordnet , daß in Zukunft etwa eingenommenes falſches Geld ſogleich durch den

Rechner ex proprüs durch gute Geldſorten an die Kaſſa zu erſetzen ſei .
Den 4. Juli 1839 .
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Nr . 7230 . Donaueſchingen . Betr . die Einrichtung der Bierverkaufs⸗
Regiſter , beziehungsweiſe die Erlaſſung von Adminiſtrations⸗

Beſtimmungen in Form von Reviſionsnoten .

Der Brauverwaltung werden die Conſignationen über Einnahme und Ausgabe mit folgenden Be⸗

merkungen zugeſtellt :

1 ) Bierverkaufsregiſter ſind wie bisher gleich am Anfang des Rechnungsjahrs binden , foliren und
von dem Ortsvorſtand beurkunden zu laſſen , theils weil ſolche ein Handlungsbuch bilden , das in An⸗
ſtandsfällen Geltung haben muß, theils zu Kontrolirung des Bierverkäufers .

2 ) Der Fürſtl . Reviſion iſt zu erkennen gegeben worden : Es ſeien keine Anordnungen in admini⸗

ſtrativer Beziehung in Form von Reviſionsnoten den einzelnen Zetteln beizufügen , ſondern Vorſchläge ,
welche eine Abänderung beſtehender Einrichtungen zum Zwecke haben , in dem Begleitungsbericht beſon⸗
ders zu motiviren .

Den 8. Juli 1839 .

Nr . 7515 . Betr . den Anſchlag der Dienſtwohnung bei Beſtimmung der

Penſions⸗ und Quieſcentengehaltes .

Die Dienſtwohnung wird mit 10 Prozent von dem ſiren Gehalte in Berechnung genommen .
Zur Berichtigung der Dienſtordnung iſt daher im §. 12 das Wort : Geld zwiſchen fixen — und

Gehalt einzuſchalten , und ſich bei Penſions⸗ und Quiescentengehalts Berechnungen hiernach zu
benehmen .

Den 15 , Juli 1839 .

Nr . 7581l . Betr . die Vermarkung der herrſchaftlichen Grundſtücke .

Aus den zur Vorlage gekommenen Güterverpachtungsprotokollen ergibt ſich, daß ein großer Theil
der ſtandesherrlichen Grundſtücke nur mit hölzernen Pfählen oder gar nicht gehörig vermarkt iſt .

Zur Sicherung des Grundeigenthums findet man daher für nöthig , Nachſtehendes zu verfügen :
Sämmtliche ſtandesherrliche Grundſtücke ſind im Verlaufe der nächſten ſechs Jahre vermarken

zu laſſen .

Die Fürſtl . Rentämter haben über die Vertheilung des Geſchafts in ihrem Bezirke einen Plan zn
entwerfen , und ſolchen binnen zwei Monaten zur Einſicht vorzulegen .

Hinſichtlich der Vermarkung ſind maßgebend : Der Landrechtſatz 646 , Verordnung vom 22 . Sept .
1818 Staats - und Regierungsblatt d. J . Seite 143 , die in dem angeſchloſſenen Auszuge aus dem
Donaueſchinger Wochenblatte von 1838 Nr . 4 enthaltene Verfügung des Bezirksamtes Hüfingen vom
19 . Januar 1838 .

Hiernach kann eine Ausſcheidung der Grenzen , deren Vermarkung und die gemeinſchaftliche Tragung
der Koſten von den Grenznachbarn nicht verweigert werden .
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Unter den zu gleichen Theilen zu tragenden Koſten ſind zu verſtehen :

1 ) Die Anſchaffung und Beifuhr der Marken .

2 ) Die Taggelder der beeidigten Steinſetzer und die von denſelben zur Beſchleunigung des Ge⸗

ſchäfts beigezogenen Gehilfen , wogegen die im eigenen Intereſſe erſcheinenden Güterbeſitzer oder deren

Bevollmächtigte nichts zu fordern haben .

Iſt eine Vermeſſung vorausgegangen , ſo findet eine Repartition ber Meſſungskoſten auf die ver⸗
meſſene Fläche Statt , und es hat jeder Eigenthümer nach ſeinem Beſitze beizutragen .

Da nur ſteinerne Marken von wenigſtens 2 Fuß Höhe und 5 bis 6 Zoll Durchmeſſer , oben auf
eirca 8 Zoll Höhe glatt behauen , als giltige Grenzmale betrachtet werden können , (Forſtgeſetz vom 15 .
Nov . 1833 §. 31 und die dazu gehörige Vollzugsverordnung vom 14 . Nov . 1834 ) , ſo ſind auch nur

ſolche zu verwenden , und überhaupt dauerhafte , dem Erfrieren nicht ausgeſetzte Sorten zu wählen .
An dem Scheitelpunkte eines jeden Winkels der Umfangslinie iſt eine Hauptmarke , und da , wo ſehr

lange und gerade Linien vorkommen , je von 40 zu 40 Ruthen eine ſogenannte Zwiſchenmarke zu ſetzen .
Zur Vermeidung ſpäterer Reklamationen hat ſich Fürſtl . Rentamt vor dem Angriffsgeſchäft mit dem

Betheiligten über die Beiſchaffung der Steine und Tragung der Koſten und die weiters zu treffenden
Maß regeln zu vereinigen .

Nach beendigter Vermarkung , oder wenn es die Umſtände geſtatten , während der Vornahme dieſes
Geſchäftes hat Fürſtl . Rentamt eine Grenz⸗ und Steinbeſchreibung aufzunehmen , welche enthalten muß :

a ) Die Namen der Angrenzer gegen Oſten , Süden , Weſten und Norden .

b) Die einzelnen Steine mit ihren Nummern oder ſonſtigen Zeichen .
60) Die Neigung der Winkel und zwar blos , ob ſolche ſtumpf oder ſpitz ſeien .

d) Die horizontale Entfernung der Steine von einander nach Ruthen , Schuhen und Zollen .
e ) Die Beſchreibung der natürlichen Grenzen und deren Lange .
) Die Beurkundung von Seiten der bei dem Steinſatz oder bei Fertigung der Grenzbeſchreibung

im Dienſt anweſend geweſenen öffentlichen Perſonen , als : der Geometer , Ortsvorſtände , Steinſetzer ꝛc.
ſowie der anſtoßenden Eigenthümer oder ihrer Stellvertreter durch Namens⸗Unterſchrift .

9 ) Die Legaliſirung der Unterſchriften durch das betreffende Amtsreviſorat .

Geht eine Aufnahme der Winkelneigungen und Entfernungen der Steine durch einen verpflichteten
Geometer vor , ſo kann hierüber eine beurkundete Grenzmeſſungstabelle nachgetragen werden .

Den Steinen ſind auf der dem ſtandesherrlichen Eigenthum zugekehrten Seite die Buchſtaben FF .
eingraben zu laſſen .

Daß Letzteres , ſowie die Anfertigung der Markenbeſchreibungen , wenu ſie nur von dieſſeitiger
Adminiſtration verlangt werden , auf Koſten der Standesherrſchaft zu geſchehen habe , verſteht ſich
von ſelbſt .

Von den in duplo gefertigten Grenzbeſchreibungen iſt ein Exemplar für das Fürſtl . Hauptarchiv,
das andere für die rentamtliche Regiſtratur beſtimmt .

Man erwartet , die Fürſtl . Rentämter werden ſich die Erledigung dieſer wichtigen Angelegenheit
nach Kräften angelegen ſein laſſen , insbeſondere wie bereits verordnet iſt , vor jeder Güterverpachtung
das betreffende Grundſtück und den Zuſtand der Marken einer genauen Beſichtigung unterwerfen , und

vorfindliche Mängel ohne Verzug auf geeignete Weiſe ergänzen laſſen .
„ Heh,

2²
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Das Steinſetzeramt betr .

Beſtehender Ordnung zu Folge hat zur Bezeichnung der Begrenzung der Liegenſchaften , ſowohl der

Ausgemarkungen und Fluren als der Privat - und Allmendbeſitzungen jede Gemeinde ihre beſondere Stein —

zeichen . Das Geheimniß davon iſt vier erwählten von dem Amte verpflichteten Steinſetzern anvertraut .

Das Steinſetzeramt iſt in der Regel mit der Stelle eines Gemeinderathes nicht verbunden , es iſt

vielmehr ein für ſich beſtehender Gemeindedienſt und die Ernennung dazu ſteht nach §. 42 Nr . 5 der

Gemeindeordnung nicht der Gemeinde , ſondern lediglich dem Gemeinderath zu , wobei es ſich von ſelbſt

verſteht , daß der Letztere auch Mitglieder aus ſeiner eigenen Mitte dazu erwählen kann , ohne daß

aber ein ſolcher Steinſetzer , wenn er vom Gemeinderath wegkommt , damit auch das Steinſetzeramt

verloͤre .

Ohne ihre Mitwirkung darf kein Gemarkungsfeld oder Allmendſtein neu geſetzt werden , ebenſo we—

nig verſetzt oder aufgerichtet ; bei Strafe der Urkundenverfälſchung ; ſie haben aber auch nicht ſämmtlich ,

ſondern nur ein Steinſetzer nebſt dem Ortsvorſteher anzuwohnen . Kein Steinſatz darf geſchehen ohne

urkundliche Beiladung ſämmtlicher Intereſſenten .

Im Falle muthwilligen Ausbleibens kann der Steinſatz gleichwohl vorgenommen werden .

Beſchwerden gegen das Verfahren des Steinſatzgerichtes gehen zunächſt an das Ortsgericht .

Wer von einer Steinverrückung Kenntniß hat , und ſie nicht anzeigt , unterliegt der Strafe der

Verfälſchung .
Da nicht in allen Gemeinden Steinſetzer aufgeſtellt ſind , und an mehreren Orten , wo ſolche auch

beſtehen , nach dieſer Verordnung nicht gehandelt wird , ſo macht man die Ortsvorſteher zur Handhabung

derſelben aufmerkſam .

Hüfingen , am 19 . Jänner 1838 .

Großh . bad . f. f. Bezirks amt .

Schwab .

Nr . 63835 . Betr . die Fertigung der Poſtporto⸗Verzeichniſſe .

Auf eine von der Gutsverwaltung dahier ergangene Anfrage , veranlaßt durch eine auf dem Porto —

Verzeichniſſe zur 3. Quartals Conſignation Nr . 9 gemachte Reviſionsnote wird hiemit verfügt , daß die

Portoverzeichniſſe nicht mit den Adreſſen der Briefe belegt zu ſein brauchen , dagegen den Betreff der

Correſpondenz , die Angabe des Orts enthalten , und einfach mit der Unterſchrift des Verwalters verſehen

ſein ſollen .

Den 23 . Juli 1839 .

—7Nr . 7689 . Donaueſehingen . Betr . die Belohnung des Eichmeiſters

Grüninger für das Eichen der Braunbierfäſichen .

Fürſtl . Brauverwaltung wird ermächtigt , dem Eichmeiſter Grüninger für das Eichen der kleinen

Braunbierfäßchen ſtatt bisheriger 6 kr. per Ohm vom 1. Mai el. J . an per Stück 3 kr. Eichgebühr zu
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bezahlen , womit ſich Grüninger um ſo mehr begnügen kann , als immerhin eine beträchtliche Anzahl von
Fäßchen auf einmal zu eichen iſt .

Den 23 . Juli 1839 .

Nr . 8088 . Betr . die Vornahme der Bauviſitation , insbeſondere die den

Bewohnern herrſchaftlicher Gebäude obliegenden Reparationen .

Der durch General - Verfützung vor Kurzem angeordneten Gebäudeviſitation ſind nicht nur die auf
dem Heimfalle ſtehenden Schupflehengebäude , ſondern auch die unter das Geſetz vom 15 . Nov . 1833
fallenden deshalb zu unterwerfen , weil im Falle einer Allodifikation der Gebäudewerth mit in Anſchlag

35 kömmt , es daher von Intereſſe iſt , die Gebäude durch den Lehenmann , inſoweit er hiezu verpflichtet iſt ,
in ordnungsmäßigen Stand ſtellen zu laſſen .

Den 1. Auguſt 1839 .

Nr . 8603 . Betr . die Vornahme der Bauviſitationen , insbeſondere die
den Bewohnern herrſchaftlicher Gebäude obliegenden Reparationen .

Man hat die Anſicht ausſprechen hören , als ob ſich die Viſitation der Schupflehengebäͤude auf das
Weißen , die Fenſter , Thüren und Laͤden⸗Reparationen zu beſchränken habe . Dies iſt ein Irrthum .

Da den Lehenhubern die vollſtändige Unterhaltung der Gebäude in ordnungsmäßigem Stande ob
liegt , und der Lehenherrſchaft an der Erhaltung der Lehenobjekte gelegen ſein muß , ſo hat ſich die Un
terſuchung auf alle Gebaudetheile ohne Ausnahme zu erſtrecken , und die Fürſtl . Rentämter haben ſomit
die nöthige Einleitung hierwegen zu treffen .

Den 12 . Auguſt 1839 .

Nr . 88,11 . Betr . die Anfertigung des Betriebs⸗Etats der Fürſtlichen
Gutsverwaltungen .

Den Fürſtl . Gutsverwaltungen wird Folgendes zu ihrem Benehmen bekannt gemacht :
7

1) Der beſtehenden Verfügung gemäß ( Rechnungs - Inſtruktion von 1834 F§. 23 ) haben die Verwal —

tungen nach Ablauf jeder Pachtperiode Anzeige zu machen , und Weiſung einzuholen .

2 ) Beiträge zu den Gemeindebedürfniſſen dürfen blos nach geſchehener beſonderer Dekretur ge⸗
leiſtet werden .

3) Großartige Unternehmungen , welche bedeutende Koſten verurſachen , müſſen mittelſt beſonderen
Berichts motivirt werden , damit eine Prüfung des entworfenen Plans der Ausführung vorangehen kann .

Ueberhaupt iſt es zweckmäßiig , derartige Arbeiten auf mehrere Jahre zu vertheilen , anſtatt einen vollen

Jahrsertrag über einmal auf ſolche zu verwenden .

4) Die Verwaltungen haben ſich zu bemühen , die erforderlichen Grasſämereien ſelbſt zu erziehen .

5 ) Die Futteretats ſind möglichſt genau zu entwerfen , und iſt der Viehſtand hiernach ſo zu nor⸗

22 *
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miren , daß in keinem Falle das Ankaufen von Futter nothwendig werde , wohl aber ein Vorrath in

Reſerve bleibe . Da übrigens

6 ) Der Zweck , welcher mit der Verwaltung der Fürſtl . Beſitzungen verbunden wird , dahin geht ,

jährlich in den Beſitz des Ertrages zu kommen , nicht aber die Fonds ohne beſondere Urſache aufzuhäu⸗

fen , ſo hat das Beſtreben der Verwaltungen vor Allem dahin zu gehen , nicht nur einen befriedigenden

Reinertrag zu erzielen , ſondern dieſen in den entſprechenden Jahren auch vollſtändig zur Hauptkaſſe

abzuliefern .

Außerordentliche Meliorationen , Inventar⸗Vermehrungen und andere zur Fondserhöhung beitragende
Unternehmungen dürfen nur nach vorausgegangener Motivirung und auf ergangene Ermächtigung hin

vorgehen .
Vom 22 . Aug . 1839 .

Nr . 8986 . Betr . die Entrichtung der Kaufs⸗Aceiſe von durch Vertrag

zurückgenommenen herrſchaftlichen Erblehengütern .

Die Fürſtliche Standesherrſchaft hat das dem Joſeph Baier und Valentin Aberle von Höwenegg ,

Gemarkung Immendingen , auf die männliche Linie verliehen geweſene Erblehen durch Vertrag vom 6.

Juni l . J . gegen eine an die Lehenleute geleiſtete Entſchädigung von 16,000 fl . wieder an ſich gezogen ,

beziehungsweiſe das Nutzeigenthum mit dem Grundeigenthum wiederum vereinigt .

Da das betreffende Amtsreviſorat den Kontrakt unter denjenigen Verträgen aufführte , welche einer

Entrichtung der Immobilien⸗Acciſe unterliegen , ſo wurde von Seiten der Standesherrſchaft die Aceiſe

mit 400 fl. bezahlt , zugleich aber der Wiedererſatz in Anſpruch genommen .

Letzterer iſt , wie die abſchriftliche Anlage enthält , von großh . Steuerdirektion durch Beſchluß d. d.

Karlsruhe , den 28 . Mai 1839 gewährt , und die Summe von 400 fl. baar zurückbezahlt worden .

Fürſtl . ꝛc. hat demnach in allen ähnlichen Fällen Befreiung von der Liegenſchafts⸗Aceiſe in An⸗
ſpruch zu nehmen .

Vom 22 . Auguſt 1839 .
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Formular .

Amts⸗Reviſorat Möhringen .

Immobilien⸗Accis⸗Ausweis .

Ur . des 3ft Soll Alſo
Betreff .

Regiſters angeſetzt. ſein . zu viel . 4

115. Standesherrſchaft Fürſtenberg hat am 6.

Juni , — und Genehmigung vom 12 . Juli von

Valentin Aberle und Joſeph Baier von Höwen⸗

egg , Gemeinde Immendingen , das von den Ver⸗

käufern zu Mannslehen inngehabte Hofgut Hö⸗
wenegg für die Kaufſumme von . . 18,000 fl.
erworben , wovon nach Abzug von . 2000 fl. —4

für Verzichtleiſtung auf Bürger⸗ und

Heimathsrecht und für Saatfrüchten

zu entrichten kommt , aus . . . 15000 fl. 400 . —. 400

roßh . bad . f. f. Amtsreviſorat .
den 27 . Aug . 1838 .

Nr . 6857 —59 . Der Obereinnehmerei Donaueſchingen 400 fl.

Vierhundert Gulden

unter Abtheilung III . Rubrik 9 a. in Ausgabe .

Karlsruhe , den 28 . Mai 1839 .

Steuerdirektion .

Caſſinone .
Rheinhard .

Nr . 9u21 . Betr . die Verpachtung herrſchaftlicher Grundſtücke .

Zur Erleichterung der Fürſtl . Stellen in Verpachtung herrſchaftlicher Grundſtücke und in Ausferti⸗

gung der Pachtverträge hat man die Protokolle und Verträge nebſt dem zu beiden gehörigen Güterta⸗

bellen lithographiren laſſen .

Indem man den Fürſtl . Verwaltungen je ein Formular dieſer verſchiedenen Impreſſenzuſtellt , weist

man dieſelben an , den Bedarf direkt von dem Lithographen dahier zu beziehen .

Vom 2. Sept . 1839 .



Formular .

Kirſtl . Fürſtenberg . Uentamt

Gemarkunnng

Verpachtungs » Protokoll
über

in Jeitpacht verliehene

Morgen Viertel . RNuthen Gaͤrten ,
— 88 . ( ( ( . ( . ( . . TTTPTTTPTTTPTPTT — Wieſen ,
— ä 8 — Aäecker,
— —— — Waiden ,

FREEPECEECCCcCCcCo ( coc Ruthen .

pro 18 bis

d. d .

Fürſtlich Fürſtenbergiſches Rentat

Gemarkuunnngg

Verhandelt am ( 8 . . in Gegenwart des Rent⸗
meiſtees und der Urkundsperſotn

Nach vorausgegangener Bekanntmachung , worüber die Beurkundungen unter Ziffer . . . an⸗
liegen , wurden heute die auf hieſiger Gemarkung liegenden , Fürſtl . Standesherrſchaft Fürſtenberg eigen⸗
thümlich angehörigen Grundſtücke , im Flächengehalte von Morgenßn Viertel
Ruthen mit Vorbehalt der Ratifikation Fürſtlicher Domainen⸗Kanzlei auf Zeitbeſtand verſteigert unter
folgenden

Bedingungen :
H 1

Pachtdauer .
Die unten näher beſchriebenen Objekte werden in Zeitpacht aunf Jahre verliehen . Der

Pacht fänge anßn an , und endigt mm

— ä˖ ˖



— 174 —

F. 2.

Garantie für das Flächenmaß .

Das Gütermaß wird garantirt . —

§. 3.

Steuern und andere Abgaben .

In Beziehung auf Uebernahme der auf dem Pachtobjekte ruhenden offentlichen und Privatabgaben

wird feſtgeſetzt u. ſ. w.

§. 4.

Kultivirung der Grundſtücke und Erhaltung von Umzäunungen , Stellfallen , Grunnen ; Grenz⸗

ſteinen u. ſ. w.

Hhächtenrk die Güter ordnungsmäßig zu bauen und zu düngen , und jede der Nach⸗

haltigkeit des Ertrages ſchädliche Benutzung bei Vermeidung des Schadenerſatzes , deſſen Größe in jedem

vorkommenden Falle das Fürſtl . Rentamt unter Zuzug zweier Sachverſtändiger auszumitteln und zu be⸗

ſtimmen hat , zu unterlaſſen , ferner die Wäſſerungs - und andere Gräben auf den Wieſen fleißig zu

unterhalten .
Das Umbrechen von Grasland iſt ohne beſondere höhere Ermächtigung nicht geſtattet .

Die auf den Gütern befindlichen Umzäunungen , Stellfallen zur Wäſſerung , Bäume , Grenzſteine ,

Grenzpflöcke , welche beim Anfang des Pachtes urkundlich aufgenommen werden , ſind voenęĩñ

ſorgfältig zu unterhalten , und die abgehenden autt . Koſten nenu herzuſtellen .

Das Rentamt iſt befugt , die Herſtellung der am Ende der Pachtzeit fehlenden Umzäunungen ,

Stellfallen , Wäſſerungsgräben und Grenzſteine auf RöfeB . abgehenden Pächter anzuordnen ,

wenn dieſe innerhalb einer — von dem Fürſtl . Rentamte anzuberaumenden Friſtt Verbindlichkeit

nicht nachkommen .

Die unten als gepflügt , gedüngt oder angeſäet bezeichneten Grundſtücke ſind am Schluſſe des Pachts

in gleichem Zuſtande zurückzugeben , oder es iſt hiefür der ausgeſetzte Betrag zur Rentamtskaſſe zu

vergüten .
Für die fehlenden Bummememem Pächter den bei ' m Anfang der Pachtzeit erhobenen Werth⸗

Anſchlag zu erſetzen .

Verbot der Begebung in Afterpacht .

Ohne Genehmigung der Fürſtl . Domainen⸗Kanzlei dürfen die Pachtſtücke weder ganz noch theil⸗

weiſe in Afterpacht gegeben werden . Ebenſo wenig iſt Pächter die gänzliche Uebertragung des

Pachtes auf Andere geſtattet .

§. 6.

Behntſtellung .

Di)hie Güter ſind zehntpflichtig und . . . . Pächter . . . . . daher den Zehnten , ſo
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lange er nicht zur Ablöſung kommt , zu entrichten . Im Falle der Ablöſung des Zehnten ſind fünf Pro⸗
zent des ganzen Ablböſungskapitals als Zuſatz zum Pachtzins zu bezahlen .

8

Zahlungstermin und Sicherheitsleiſtung .
Der Pachtzins iſt jährlich auf Martini , und zwar Martini erſtmals koſtenfrei an das

Rentamt zu bezahlen , beziehungsweiſe abzuliefern . 5

Hinſichtlich des in Naturalien zu entrichtenden Theiles des Pachtzinſes wird beſtimmt , daß ſol⸗
cher in rein geputzter kaufmannsguter — vom Schwachen befreiter — Waare zu beſtehen habe , und
es dem Rentamte frei ſtehe , die Lieferung in natura oder in Geld verlangen zu können .

In letzterem Falle wird der auf dmm . . . . Fruchtmarkte zwiſchenWeihnachten und dem 1.
April ſich ergebende Mittelpreis angeſetzt , und hiebei Ein Malter Veeſen gleich Vier Seſter Kernen in
Berechnung genommen . —

Mit dem 1. December jeden Jahres . . . Pächter beim Rentamte Weiſung einzuholen , ob die
Lieferung in Geld oder Naturalien zu geſchehen habe . —

Für die ſichere Entrichtung des Pachtſchillings ſowie für Erfüllung aller aus dieſem Vertrage her⸗
vorgehenden Verbindlichkeiten Pächter u. ſ. w.

§. 8.

Pachtnachlaß .

iK. .

§. 9.

Entfernung vom Pachte .
Wenn . . Pächter die Bedingungen nicht vollſtändig erfüllt , wenn . . . . in Gant gergth

oder wennn mit dem Pachtſchillinge über ein halbes Jahr vom Verfalltage an im Rückſtande
bleib . . . iſt die Pachtherrſchaft befugt , den Beſtand ohne irgend eine Entſchädigung für aufgelöst zu
erklären . —

Pächter und . . . . . Birge , zugleich Selbſtſchuldner , ſind zur Bezahlung des etwaigen
Mindererlöſes bei einer neuen Verpachtung verbunden , während ſie auf einen Mehrerlös keinen An⸗
ſpruch haben .

§. 10 .

Ausſchluß von der Steigerung .
Wer bei der Verwaltung mitverfallenen Schuldigkeiten im Rückſtande haftet , iſt von der Steige⸗

rung ausgeſchloſſen . —

eeeeee
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Fürſtlich Fürſtenbergiſche

Geiidkkung

Zeitpacht⸗Kontrakt

zwiſchen

der Fürſtl . Standesherrſchaft Fürſtenberg einerſeits

und

andererſeits

über

das der Erſteren eigenthümlich angehörige von Letzteren in Beſtand ge —

nommene Kameralgut für die Dauer

C6L' . . . . . ⸗⸗

22

mithin guß Jahttttetet

Abßeſchlsffei ftfß ; : : .

Auf den Grund der am ſtattgefundenen welcher durch Domainen⸗
Kanzlei⸗Beſchluß voem . die Genehmigung ertheilt worden iſt , wurde zwiſchen de

Fürſtlich Fürſtenbergiſchen und folgender Zeitpachtvertrag abgeſchloſſen :

Bedingungen :

§. 1.

Pachtdauer . Veilage Lit .

Die der durchlauchtigſten Standesherrſchaft Fürſtenberg eigenthümlich zugehörigen — in der Beilage
näher beſchriebenen Objekte werden in Zeitpacht auf . . . . . Jahre verliehen .

Der Pacht fängt mmmm an , und endigt am

N

Garantie für das Flächenmaßß

Das Gütermaß wird . . . . . . . garantirt .
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§. 3.

Steuern und andere Abgaben .

In Beziehung auf Uebernahme der auf dem Pachtobjekte ruhenden öffentlichen und Privatabgaben
wird feſtgeſetzt : u. ſ. w.

§. 4.

Kultivirung der Grundſtücke und Erhaltung der Umzäunungen , Stellfallen , Grunnen , Grenz -

ſteine u. ſ. w.

Pächtern die Güter ordnungsmäßig zu bauen und zu düngen , und jede der Nachhaltigkeit
des Ertrages ſchädliche Benützung bei Vermeidung des Schadenerſatzes , deſſen Größe in jedem vor⸗

kommenden Falle d . Fürſtlichhee unter Zuzug von zwei Sachverſtändigen auszumitteln und

zu beſtimmen hat , zu unterlaſſen , ferner die Wäſſerungs⸗ und andere Gräben auf den Wieſen fleißig

zu unterhalten .
Das Umbrechen von Grasland iſt ohne beſondere höhere Ermächtigung nicht geſtattet .

Die auf den Gütern befindlichen Umzäunungen , Stellfallen zur Wäſſerung , Bäume , Grenzſteine ,

Grenzpflöcke , welche bei ' m Anfang des Pachts urkundlich aufgenommen worden , ſind von . Pächter

ſorgfältig zu erhalten , und die abgehenden auf . . . Koſten neu herzuſtellen .

Das Rentamt iſt befugt , die Herſtellung der am Ende der Pachtzeit fehlenden Umzäunungen , Stell⸗

fallen , Waſſergräben und Grenzſteine auf Koſten . . . . abgehenden Pächter anzuordnen , wenn dieſe

innerhalb einer — von de . Fürſtlichen . . . . anzuberaumenden Friſt . . . . Verbindlichkeit . . . nicht

nachkomm

Die unten als gepflügt , gedüngt oder angeſäet bezeichneten Grundſtücke ſind am Schluſſe des Pach⸗
tes in gleichem Zuſtande zurückzugeben , oder es iſt hiefür der ausgeſetzte Betrag zur Rentamtskaſſe zu

vergüten .

Für die fehlenden Bäumee Pächter den beim Anfang der Pachtzeit erhobenen Werthan⸗

ſchlag zu erſetzen . —

§. 5,

Bezüglich der Erhaltung , der Art der Benützung , Kultivirung und Uebergabe der Pachtobjekte
werden insbeſondere noch folgende ſpezielle Beſtimmungen getroffen u. ſ. w.

8 §. 6.

Verbot der Vegebung in Afterpacht .

Ohne Genehmigung der Fürſtl . Domainen⸗Kanzlei dürfen die Pachtſtücke weder ganz noch theil⸗
weiſe in Afterpacht gegeben werden . Ebenſo wenig iſt . . . Pächter . . . . die gänzliche Ueber⸗

tragung des Pachtes auf Andere geſtattet .

§. 7.

Behntſtellung .

Die Güter ſind zehntpflichtig , und Pächter . . . . . daher den Zehnten , ſo lange
er nicht zur Ablöſung kommt , zu entrichten . Im Falle der Ablöſung des Zehntens ſind fünf Prozent des

ganzen Ablöſungskapitales als Zuſatz zum Pachtzins zu bezahlen .
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§. 8.

Bahlungstermine und Sicherheitsleiſtung .
Der Pachtzins iſt jährlich auf Martini , und zwar Martini 18 . erſtmals koſtenfrei an d.

Fürſtliche . . . zu bezahlen , beziehungsweiſe abzuliefern .
Für die ſichere Entrichtung deſſelben , und für Erfüllung aller aus dieſem Pachtvertrage hervorgehen⸗

den Verbindlichkeiten hat ächter A . ſ. 0

§. 9.

Pachtlokar .
Der Pachtzins iſt folgender ꝛc. ꝛc.

§. 10 .

Pachtnachlaß .

N. R.

§. 11 .

Entfernung vom Pachte .

Wein Pächter die Bedingungen nicht vollſtändig erfüllt wennn in Gant
Geräth oder wenn . . . . mit dem Pachtſchillinge über ein halbes Jahr vom Verfalltage an ,
im Rückſtande bleib . iſt die Pachtherrſchaft befugt , den Beſtand ohne irgend eine Entſchädigung für
aufgelöst zu erklären Pächter und . . . Bürge und Selbſtſchuldner ſind zur Bezahlung des
etwaigen Mindererlöſes bei einer neuen Verpachtung verbunden , während ſie auf einen Mehrerlbös
keinen Anſpruch haben .

Dieſer Pachtvertrag wurde gleichlautend dreifach ausgefertigt , ein Exemplar hoher Pachtherrſchaft
das Zweite de . Fürſtlichen und das Dritte . . . . Pächter übergeben .

gebſcheynkn E

Von Seiten durchlauchtigſter Paͤchter
Pachtherrſchaft

D Fürſtlich Fürſtenbergiſche
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Nr . 9709 . Betr . die Vorlage der monatlichen Ueberſichten über die
Geld⸗ und Naturalvorräthe .

Der Reviſion wird höchſter Entſchließung v. 6. d. gemäß eröffnet , daß die Geld⸗ und Material⸗
Vorrathe der Fürſtl . Hüttenverwaltungen , wie ſeit dem Monat Juni 1835 geſchehen , bei Fertigung der im
Eintrag bezeichneten Ueberſichten fortan unberückſichtigt bleiben können , daß hingegen alle 6 Monate ,
und im Monat Dec . d. J . erſtmals eine Ueberſicht der bemerkten Vorräthe bei den Fürſtl . Hüttenverwal⸗
tungen anzufertigen , und in zwei Exemplarien anher vorzulegen ſei .

Den 12 . Sept . 1839 .

Nr . 10,217 . Betr . die Anzeige über die jährlich pachtlos werdenden
Grundſtücke .

Statt der mittelſt Beſchluſſes v. 26 . Mai 1837 Nr . 4030 aufgehobenen Beſtimmung des §. 23 der
Rechnungsinſtruktion von 1834 , wonach eine Ueberſicht über die pachtlos werdenden Grundſtücke einge⸗
ſchickt werden mußte , tritt nun vachſtehende Verfügung in Wirkſamkeit :

Das Fürſtl . Rentamt hat alljährlich mit dem 1. Mai die im Verlaufe des folgenden Etatsjahres
in ſeinem Bezirke zu Ende gehenden Pachtungen über Grundſtücke zu dieſſeitiger Kenntniß zu bringen .

Ueber jede Gemarkung iſt abgeſonderter Bericht zu erſtatten , und in ſolchen aufzunehmen:
1 ) Der Flächengehalt der Grundſtücke ;
2 ) Die Dauer des abgelaufenen Pachtes und deſſen Schlußtermin ;
3 ) Die Kulturart ;

4 ) Jährlicher Pachtertrag während deſſelben .

Außerdem ſind Vorſchläge hinſichtlich der Wiederpachtung abzugeben und zu dem Ende bei Objekten
von einiger Wichtigkeit , ſowie da , wo die Lokalität oder Beſchaffenheit des Gutes die Feſtſtellung be⸗
ſonderer Pachtbedingungen nothwendig machen , das letzte Pachtprotokoll nebſt Entwurf des bei der Wie⸗
derverpachtung zu Grunde zu legenden Protokolls vorzulegen .

Die Nichtbeachtung dieſer Anordnung wird mit einer Ordnungsſtrafe von 1 fl. 30 kr. ge⸗
ahndet werden .

Den 23 . Sept . 1839 .

Nr . 9725 . Betr . den Pferdsrationsbezug .
Serenissimus haben durch höchſte Entſchließung vom 5. v. Mts . die wegen dem Pferdsrationsbezug

beſtehenden Verfügungen vom 27 . März 1797 und 28 . Juni 1808 aufzuheben und zu verfügen geruht ,
daß die unterm 14 . Auguſt 1837 Nr . 6603 für diejenigen Forſtdiener , welche Pferdsrationen oder Ent⸗
ſchädigung hiefür beziehen , erlaſſene höchſte Anordnung , nach welcher ſie die Pferde anzuſchaffen , und
nach Umfluß von 3 Monaten ſich wieder zu remontiren haben , widrigenfalls der Fourage⸗oder Ent⸗
ſchädigungsbezug ſiſtirt werden ſolle , auch auf nachſtehende Diener Anwendung finden ſoll :

1) Den Fürſtl . Herrn Domainen⸗Kanzlei - ⸗Direktor Dilger ;
2 ) Den Fürſtl . Herrn Oberforſtrath v. Koller ;



182

3 ) Die Fürſtl . Bauinſpektoren Weißhaar und Martin .

4 ) Den Oberhüttenverwalter Bergrath Steinbeiß ;
5 ) Faktor Eckher bei den Hüttenwerken ;

Ferner geruhten Se . Durchlaucht zu erkennen zu geben , daß die gedachte höchſte Verordnung ſo

lange und ſo weit Höchſtdieſelbe keine andere Beſtimmung treffen , auf die zur Zeit angeſtellte Hofſtaats⸗
diener , die ſich des Genuſſes von Pferdsrationen zu erfreuen , keine Anwendung finden ſoll .

Den 8. Okt . 1839 ,

Nr . 9319 . Betr . die Berückſichtigung des Gartennutzens bei Berechnung
des Sterbquartals .

Nach dem F. 30 der Dienerordnung gehört eine Ratenberechnung der Gartennutzung nicht in Be⸗

rechnung des Sterbquartals , wovon dem Fürſtl . Hofzahlamte zum Wiſſen und zur Nachachtung bei vor⸗

kommenden Fällen Nachricht ertheilt wird .

Den 14 . Okt . 1839 .

Nr . 11,570 . Betr . den Anſchlag der Wohnungen bei Ausmittlung der

Penſionen jener Diener oder deren Wittwen , welche zum Bezug der

Kammertaxen berechtigt waren .

Nach der höchſten Entſchließung Sr . Durchlaucht vom 25 . d. Mts . Nr . 962 ſind bei Penſionen

oder Quiescenzgehalten die 10 Prozent für die Dienſtwohnung auch von der gnädigſt bewilligten Ent⸗

ſchädigung fur den aufgehobenen Kammertaxbezug , jedoch von keiner weitern ſchon beſtehenden oder noch

zu bewilligenden Entſchädigung für alle Emolumente in Berechnung zu nehmen .

Den 29 . Okt . 1839 .

Nr . 12,388 . Betr . die Veräußerung zins⸗ , gült⸗ und drittelspflichtiger
Güter .

1) An die großh . bad . Fürſtl . Fürſtenbergiſchen Amtsreviſorate :

Es kömmt nicht ſelten vor , daß grundzins⸗ , gült⸗ und drittelspflichtige Liegenſchaften als zins⸗ und

gültfreies Eigenthum veräußert werden , und in dieſem Falle der Verkäufer die Ablöſung der Zinſe

Gült⸗ oder Drittelspflicht auf ſich nimmt , ſofort auf dies hin die Ortsgerichte den Veräußerungen die

erforderliche Gewährung ohne Anſtand ertheilen . Selbſt bei den — den Bürgern da und dort zu

Eigenthum und wandelbarer Benutzung zugetheilten ſtockzinspflichtigen Allmenden hat ſich dieſer Miß⸗

brauch eingeſchlichen , wodurch öfters die eine Partie für die andere die dem Grundſtück aufliegende

Gültſchuldigkeit indebite leiſtet , und wegen Veräußerung des wandelbaren Allmends auch dem Gemeinde⸗

Vermögen Gefahr drohet .

Obſchon dem Beſitzer zins⸗ oder gültpflichtiger Liegenſchaften das Recht zur Veräußerung zuſteht ,

ſo kann er doch nur unter Einhaltung der geſetzlichen Beſtimmungen von dieſem Rechte Gebrauch machen ,
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daher z. B . die auf einem geſchloſſenen Gute ruhende Gült zwar nach einem richtigen Verhältniſſe auf
deſſen einzelne Theile wohl verlegen , dann aber iſt zur Gültlieferung ein Vorträger zu beſtellen ; ( L. R .
S . 710 f. i. 710 f. k ) nie aber kann er ohne Einwilligung des Gültherrn dieſe vor erfolgter Ablöſung
als ein mit keiner Laſt beſchwertes Eigenthum und ebenſo wenig drittelspflichtige Grundſtücke , ſo lange
ein Ablöſungsvertrag nicht zu Stande gekommen , als von dieſer Laſt befreit , veräußern , indem ohne
das Vorhandenſein eines ſolchen legalen Vertrages dem Gültherrn fortan das Recht zum Drittelbezuge
zuſteht , durch deſſen Ausübung Unannehmlichkeiten unter den Contrahenten und Rückgriffe von Seite
des beſchädigten Theils auch die die Gewährung ertheilenden Ortsgerichte entſtehen .

Der Gültherr hat ſich wegen der Gültlieferung lediglich an den Beſitzer der genannten Liegen⸗
ſchaften zu halten , und ein Kapital , gegen welches Zinſe oder Gülten abgelöst worden ſind , begründet
auf das mit den Zinſen oder Gülten vormals belaſtete Gut ein geſetzliches Vorzugsrecht . ( R. B .
1825 . VIII . )

Wir erſuchen die großh . bad . Fürſtl . Fürſtenbergiſchen Amtsreviſorate , nunmehr die Ortsgerichte hier⸗
auf aufmerkſam zu machen , um derartige ordnungswidrige Veräußerungen , ſoviel in ihrer Macht ſteht ,
zu hindern , und von der getroffenen Verfügung Nachricht anher ertheilen zu wollen .

2 ) An ſämmtliche Fürſtl . Verwaltungen Nachricht hievon .
Den 22 . Nov . 1839 .

Nr . 12,899 . Betr . die Anwendung eines gleichen Papierformats .

Schon längſt iſt es anerkannt , daß der Gebrauch eines verſchiedenen Papierformats der Erhaltung
der Akten nachtheilig , und noch mit andern Inkonvenienzen verbunden ſei .

Zur Beſeitigung dieſer Uebelſtände weist man daher ſämmtliche Fürſtl . Stellen hiemit an , vom 1.

Mai 1840 an für alle amtlichen Geſchäfte , ſofern eine andere Papiergröße wie z. B . bei den anzuwen⸗
denden Impreſſen ꝛc. nicht ausdrücklich vorgeſchrieben iſt , ſich des für die G. B . Behörden angeordneten

Formats nämlich 11 Zoll hoch und 7 Zoll breit zu bedienen .

Den 2. Dec . 1839 .

Nr . 3592 . Betr . die Gefällbeitreibung durch die Fürſtl . Verwaltungen ,
beziehungsweiſe ihre Bevollmächtigung zur Klagführung in erſter

Inſtanz .
Da es ſich oft ereignet , daß Gefälle und Forderungen von geringerem Belange oder , wo die For⸗

derungstitel klar und deutlich ſprechen , verweigert werden , wenn deren Beitreibung aber den ſtandes⸗
herrlichen Anwälten übergeben wird , dieſe ſich bisweilen ſehr lange hinauszieht , ſo erhalten die Fürſtl .
Rentämter anmit die Weiſung , inſofern Zeit und Umſtände es erlauben , die Einklagungen ſolcher Schul⸗
digkeiten ſelbſt vorzunehmen , wenn , wie bemerkt , hiemit in materieller und formeller Hinſicht für ſie keine

beſondere Schwierigkeiten ſich dabei darbieten ſollten , was man ihrem Ermeſſen anheimſtellen muß , um

nicht durch nicht richtig angebrachte Klagen für das Aerar Koſten herbeizuführen .
Den 12 . Dec . 1839 .
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Nr . 476 . Betr . die Anwendung des Schupflehengeſetzes , beziehungs⸗

weiſe den Heimfall ſolcher Schupflehen , über welche ſich in den Verträgen
freie Diſpoſition vorbehalten worden iſt .

Der in einzelnen Schupflehenbriefen vorkommende Ausdruck „ Zur freien Diſpoſition “ ver⸗

leiht dem Lehenherrn kein ausgedehnteres Recht , d. h. es iſt der Heimfall überhaupt , beziehungsweiſe die

Verbindlichkeit zur Wiederverleihung an einen Angehörigen des letzten Beſitzers , durch jene Klauſel nicht

aufgehoben , und es findet daher das Schupflehengeſetz auch bei dieſen Lehen Statt .

Den 13 . Jan . 1840 .

Nr . 996 . Betr . die Annahme von Abſchlagszahlungen an Zehnt⸗

Ablöſungs⸗Kapitalien .

Abſchlagszahlungen an ſolchen Zehntablöſungskapitalien , worüber die Ausfertigung der öffentlichen
Urkunden ( §. 36 des Zehntablöſungsgeſetzes ) noch ausſteht , und die daher noch nicht im Soll B. VII .

erſcheinen können , ſind gleichwohl unter B. VII . in Einnahme zu bringen ; dort , wo die Rente aus dem

Reſtkapitale verrechnet wird , hat jedoch ſowohl im Jahre der erfolgten Abſchlagszahlung , als in allen

folgenden Jahren bis zur definitiven Verrechnung des Ablöſungskapitals , von jener Abſchlagszahlung
mit Hinweiſung auf die Rechnungsſeite , wo letztere als Grundſtocksgeld verrechnet iſt , Erwähnung

zu geſchehen .
Den 27 . Januar 1840 .

Nr . 1721 . Betr . die Vermarkung ſtandesherrlicher Grundſtücke , insbe⸗

ſondere die Anſchaffung und das Setzen der Marken .

Bei den in neueſter Zeit an verſchiedenen Orten vorgegangenen Vermarkungen ſtandesherrlicher
Grundſtücke hat ſich immerhin großer Widerſpruch von Seiten der Gutsnachbarn hinſichtlich des von

denſelben zu leiſtenden Koſtenbeitrags für Anſchaffung der Marken gezeigt , wenn gemäß der General⸗

Verfügung vom 15 . Juli 1839 Nr . 7584 vierkantig behauene Steine von der dort vorgeſchriebe⸗
nen Größe verwendet wurden , indem Angränzer mit der Erklärung auftraten , es genügen ſowohl ihnen
als dem Geſetze einfache rauh zugerichtete Feldſteine .

Da ſich dieſer Einwurf in Ermanglung poſitiver geſetzlicher Beſtimmungen hinſichtlich der Form und

des Materials der Feldmarken nicht widerlegen läßt , der Fürſtl . Standesherrſchaft aber daran gelegen
ſein muß, die Grenzen ihres Grundeigenthums mit Steinen von gehöriger Form zu bezeichnen , ſo bleibt

nichts anders übrig , als gleichwie dieſes auch von dem großh . Aerar geſchieht , die Marken auf ſtandes⸗
herrliche Koſten anzuſchaffen , und von den Angrenzern nur die Hälfte desjenigen Betrages
als Erſatz zu verlangen , welcher für die Beiſchaffung ortsüblicher Marken aufzu⸗
wenden geweſen wäre .

Was dagegen den Transport der Marken unmittelbar auf das Feld , die Koſten für das Setzen ꝛc.

betrifft , ſo haben hieran die Grenznachbarn unweigerlich die Hälfte zu tragen , beziehungsweiſe
zu erſetzen .

Fürſtl . Rentamt hat nunmehr die Lieferung einer dem Bedarf entſprechenden Anzahl behauener mit

2⁴
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FF . bezeichneter Marken aus dauerhaftem Material zu verakkordiren , eine wenigſtens 1 /jährige Ge⸗

währleiſtung anzudingen , an verſchiedenen den zu vermarkenden Feldern nicht ſehr entfernt liegenden
ſichern Orten einen Vorrath im Freien aufzubewahren , damit Regen und Winterfroſt gehörig einwirken

und Marken aus ſchlechtem Material vor dem Setzen zerſtören können .

Wo die Grenzpunkte unbeſtritten , genau bekannt , oder blos mit hölzernen Pfählen oder gewöhnlichen
Feldſteinen bezeichnet ſind , iſt mit dem Einſetzen der Marken von der vorgeſchriebenen Form zu beginnen ,
und es hat die Vermeſſung , wenn eine ſolche nöthig iſt , ſowie die Fertigung der Marken⸗ und Grenz⸗
beſchreibung hievon nachzufolgen .

Hat dagegen wegen Unbeſtimmtheit der Grenzen eine Vermeſſung der Marken vorauszugehen , ſo
müſſen die nöthigen Grenzſteine vor Angriff des Vermeſſungsgeſchäftes an die Grenzpunkte gebracht , und

ſogleich bei der Vermeſſung im Beiſein und nach Anweiſung des Geometers eingeſetzt werden .

Sollte Letzteres ohne das Vorhandenſein nicht zu beſeitigender Hinderniſſe unterbleiben , und hiedurch
die Vornahme einer zweiten Vermeſſung oder Aufſuchung der Grenzpunkte nothwendig werden , ſo müßte
man ſich veranlaßt ſehen „ die hiedurch verurſachten Koſten dem betreffenden Amtsvorſtande in Aufrech⸗
nung zu bringen .

Behufs der Fertigung der Marken⸗Beſchreibungen werden demnächſt lithographirte Impreſſen her⸗
ausgegeben werden .

Ueber die Fortſchritte des Vamentundegeſgfe iſt mit dem 31 . December eines jeden Jahees eine
Ueberſicht vorzulegen .

Den 10 . Febr . 1840 .

Nr . 781 . Neufra . Betr . die Zuſammenſtellung der Schäfereiverwaltungs⸗
Viehrechnung .

Die Schaͤferei⸗ Adminiſtration Neufra hat künftig zur Erleichterung der Rechnungsprüfung im

Hauptbuche eine Zuſammenſtellung der monatlich geführten Viehrechnung nach dem angeſchloſſenen For⸗
mular beizufügen .

Vom 13 . Febr . 1840 .
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Formular .

Zuſammenſtellung

Vieh⸗Rechnung nach den Monats⸗Abſchlüſſen .

23
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Einnahme .
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E Lämmer . Summe .
II . Ueberſicht über die EISIEAEA 8

„ E SESSEEIE „ 333 8＋ E 82 = 8 —Lämmerung . 2

8 8433SBE3 8ůü

AnMutterſchafen waren mit 1.
Juni 1838 vorhanden Stück

Davon ſind zu
merung abgegangen 8

Reſt

Von dieſen haben gelammt :

Es gingen daher Gült

Alfo /

Geboren wurden : Sämmlich nur inner Linie aufzuführen .

4) Geſunde

b) Während der Geburt

gefallen

0) Todtgeboren
Summa :

Verluſt durch die Geburt „¼j,

III . Entzifferung der Ausgabe .

Die geſammt Ausgabe beträgt

Hierunter ſind :

I. Verkaufte 8
Il . Um 1 Jahr älter heworbenIII . Gefallene

thut bige 8

Der Abgang beträgt demnach :

Beim alten Vieh ad Stück : „/½.
Beim jungen Vieh ad Stück : „ /5

N. den ten Auguſt 1839 .

F. F. Schäferei⸗Adminiſtration .
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Nr . 1239 . Neufra . Betr . das Rechnungsweſen der Schäferei⸗
Adminiſtration .

Als Zuſatz zu den unterm 1. Okt . 1835 Nr . 7006 der Fürſtl . Adminiſtration zugegangenen Er⸗

läuterungen über das Rechnungsweſen wird hiemit verfügt :

1 ) Das am Jahresſchluß vorräthige Stroh , die Schaffelle ſowie alle andere Vorräthe mit einziger

Ausnahme des Düngers ſind jeweils zu taxiren , und in Rechnung ebenſo zu behandeln , wie dies hin⸗

ſichtlich der Naturalien für die Adminiſtration angeordnet iſt .

2 ) Die Darſtellung der vereinigten Geld⸗ und Naturalienrechnung iſt nach der für die Rentämter

und Gutsverwaltungen beſtehenden Norm auch von der Schäferei - Adminiſtration anzufertigen .

Der Verfügnng vom 1. Okt . 1835 Nr . 7006 iſt in Beziehung auf die Berechnung des Selbſt⸗

koſtenpreiſes des Futters künftig vollſtändig nachzukommen .

Vom 13 . Febr . 1840 .

Nr . 365 . Trochtelſingen und Jungnau . Betr . die Beſchäftigung ver⸗

mögensloſer Arreſtanten .

An die Obervogtämter Jungnau und Trochtelfingen :

Damit in Fällen der Vermögensloſigkeit der Arreſtanten die Gerichtskaſſe zu einigem Erſatz der auf⸗

gewendeten Verpflegungskoſten gelange , wird das Obervogteiamt darauf bedacht ſein , daß ſolche , wo es

die Umſtände geſtatten , auf eine dem Aerar Nutzen bringende Weiſe beſchäftigt werden , ſei es durch

die Amts⸗ und Rentamtskanzleien , durch herrſchaftliche Arbeiten oder durch Ueberlaſſung an Gemeinden

oder Privatperſonen gegen Bezahlung des Taglohns an die Gerichtskaſſe , worüber ſich mit dem Rent⸗

amte und der Forſtinſpektion , zu deren Diſpoſition die Arreſtanten und namentlich die Sträflinge zu

ſtellen ſind , wenn ſie das Obervogteiamt nicht zu verwenden weiß , zu verſtändigen iſt .

Man verweist hierwegen insbeſondere auf die beigefügte Generalverfügung vom 9. Sept . 1808 Nr .

229 , die nützliche Verwendung der Strafarbeiter zu forſtwirthſchaftlichen Arbeiten betreffend .

Ueber den Vollzug erwartet man alljährlich genaue und ſpezielle Nachweiſung durch Vorlage eines

Verzeichniſſes ſaäͤmmtlicher im Laufe des Jahres in Straf⸗ oder Unterſuchungsarreſt befindlich geweſener

oder zu Arbeitsſtrafen condemnirter Individuen mit Angabe ihrer Verwendung zu herrſchaftlichen oder

Lohnarbeiten , oder der Gründe , welche eine ſolche Verwendung nicht geſtattet haben .

Den 17 . Febr . 1840 .

Nr . 229 . Donaueſchingen . Betr . die nützliche Verwendung der Straf⸗

8 Arbeiter zu forſtwirthſchaftlichen Geſchäften .
Auf die bejahende Erklärung der Fürſtl . Juſtizkanzlei dahier , daß in ſolchen Fällen , wo Sträflinge

zur Bezahlung der Geldſtrafe oder der Thurm⸗ und Atzungskoſten zu unbemittelt ſind , auf Arbeitsſtrafen
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von eben ſo langer Dauer als für die Gefängnißſtrafe vorgeſchrieben iſt , erkannt werden dürfe , —

wurde beſchloſſen , die Arbeitsſtrafen der Condemnirten , welche unbemittelt ſind , zu forſtwirthſchaftlichen
Zwecken zu benutzen ; man hat daher ſämmtliche Fürſtl . Juſtizämter angewieſen , alle Quartal dem be⸗

treffenden Oberforſtamte Verzeichniſſe von allen im Laufe des Quartals zu Arbeiten condemnirten Sträf⸗
lingen , welche der Flucht nicht verdächtig ſind , mit Bemerkung ihres Domizils , und der Anzahl der

Tage , auf welche ſie verurtheilt ſind , mitzutheilen .

Den Fürſtl . Oberforſtämtern wird nun aufgetragen , die in ſolcher Conſignation enthaltenen Sträf⸗
linge nach Umſtänden auf die nützlichſte Art , und ſo viel möglich anderen ihrem Domizil nächſtgelegenen
Orten unter Aufſicht der untern Forſtdiener zu ſolchen forſtwirthſchaftlichen Geſchäften zu verwenden ,
welche man außerdem um den Lohn verrichten laſſen müßte , z. B . zu Kulturarbeiten , zum Holzmachen ,
Aufräumen ꝛſc.

Wenn ein Sträfling ſeine Arbeitszeit vollendet hat , iſt ihm bei der Entlaſſung ein Zengniß mitzu⸗
geben , mittelſt deſſen er ſich bei dem betreffenden Juſtizamte über den Strafvollzug ausweiſen kann .

Mit den jäahrlichen Kulturberichten haben die Oberforſtämter zugleich Conſignationen über die im

Laufe des Jahres verwendeten Sträflinge , und die Tage ihrer Arbeiten mit beſonderer Ausſcheidung
derjenigen , welche zu Kulturarbeiten verwendet wurden , von denjenigen , die zu andern Handdienſten ge⸗
braucht worden ſind , anher einzuſenden , und ſolche mit den ODuartalertrakten von den Aemtern

u belegen .
Den 9. Sept . 1808 .

Nr . 2158 . Betr . die Behandlung der eigenen Güter der Zehntherrn
bei der Zehntablöſung .

Den Fürſtl . Rentämtern unter badiſcher Landeshoheit läßt man eine Abſchrift des Erlaſſes großh.
Hofdomainenkammer , Zehntſektion in Karlsruhe vom 11 . Dec . v. J . Nr . 8856 nachſtehend mit der
Weiſung zugehen , das Intereſſe der Fürſtl . Standesherrſchaft bei der Repartition der Zehntablöſungs⸗
Kapitalien gehörig zu wahren .

Die Fälle , wo die Rentämter in dieſer Beziehung einzuſchreiten haben , werden denſelben ſeiner
Zeit beſonders bezeichnet werden .

Den 20 . Febr . 1840 .

Fürſtlich Fürſtenbergiſche Domainen⸗Kanzlei .

Großherzogliche Hof - Domainen⸗Kammer Zehntſektion .

Nr . 8856 . Die Behandlung der eigenen Güter der Zehntherrn bei der

Zehnt⸗Ablöſung betr .

Erlaß des großh . Finanz - Miniſteriums vom 23 . v. Mts . Nr . 8813 .

Beſchluß :

Der Fürſtl . Fürſtenbergiſchen Domainen - Kanzlei in Donaueſchingen haben wir auf gefällige



Zuſchrift vom 13 . Juli d. J . Nr . 7886 zu erwiedern die Ehre , daß wir mittelſt des obigen Erlaſſes
ermächtigt ſind , auf die von dortſeits gemachte Propoſition , wornach die Ausſcheidung derjenigen Ab⸗
löſungskapitalien , welche auf die zehntbaren eigenthümlichen Güter fallen , erſt bei der Repartition der
Ablöſungskapitalien auf ſämmtliche zehntpflichtige Güter vorgenommen werden ſoll , einzugehen , jedoch
unter folgenden Bedingungen :

1) Daß die Repartition der Zehntablöſungskapitalien jedenfalls vor Ausfertigung der öffentlichen
Urkunden zu bewirken , ſomit in dieſe blos das hiernach ermäßigte Zehntablöſungskapital aufzunehmen ,
und nach dieſem der Staatsbeitrag zu beſtimmen ſei ; daß ferner

2 ) Dieſe Repartition vorbehaltlich der dieſſeitigen Zuſtimmung zu geſchehen habe , ſomit das Re⸗
3 ſultat der betreffenden Domainenverwaltung Behufs der Einholung dieſſeitiger Genehmigung mitzutheilen

ſei ; ſodann

3 ) Daß überall , wo wegen Ablöſung des Zehnten ein gültiges Uebereinkommen mit den Gemein —
den , beziehungsweiſe Zehntpflichtigen zur Zeit noch nicht zu Stande gekommen iſt , die Ausſcheidung des
Zehnten von den eigenthümlichen Gütern nach Maßgabe der dieſſeitigen Generalverfügung vom 6. Juni
d. J . Nr . 3889 ( Verordnungsblatt 3. Abthlg . 6 ) ſogleich zu bewerkſtelligen , und dieſes auch :

4 Da zu geſchehen habe , wo zu Aufbringung des Zehntablöſungskapitals der Zehnt fort erhoben ,
ſomit das Ablöſungskapital anf die zehntpflichtigen Güter nicht repartirt wird .

Karlsruhe , den 11 . Dec . 1839 .

Nr . 1664 . Betr . die Regulirung der Kohlplattengelder .
Bei den allgemein geſtiegenen Güterpreiſen und in Anbetracht des höhern Waldertrages durch die

gegenwärtigen Holzpreiſe iſt es ganz angemeſſen , die Coneeſſionsgebühren , welche für Kohlplatten ent⸗
richtet wurden , verhältnißmaßig zu erhöhen , weshalb hiemit unter Aufhebung der verſchiedenen Preiſe
für ſchon beſtehende und neue Kohlmeilerſtellen angeordnet wird , daß von nun an in ſämmtlichen Fürſtl .

3 Waldungen je für einen Meiler 36 kr. Kohlplattengeld erhoben und verrechnet werden ſolle .
3 Den 25 . Febr . 1840 .

Nr . 2066 . Betr . die Berechtigungs⸗Holzabgabe auf dem Stock , hier
den Erſatz und die Verrechnung des Holzhauerlohns .

Bei jeder Holzabgabe iſt genau zu unterſuchen : ob dieſelbe auf dem Stocke zu geſchehen habe
oder nicht .

Erſterenfalls iſt, wenn die Abgaben auf ſtandesherrliche Koſten aufgemacht werden , und ſomit der
Holzmacherlohn unter dem Holzwerthe begriffen , inner Linie der Forſtrechnung , dort wo das Holz in
Ausgabe kommt , genau auszuſcheiden , wieviel der Berechtigte zu bezahlen hat , und wie viel dem bela⸗
ſteten Etat zur Bezahlung obliegt .

Für etwaige aus der Nichtbefolgung dieſer Anordnung hervorgehende Nachtheile bleiben die For⸗
ſteien haftbar .

Den 25 . Febr . 1840 .



Nr . 2707 . Betr . die Bezeichnung der Diener , auf weleche die Fürſtliche

Dienerordnung Anwendung ſindet .

Durch höchſte Entſchließung vom 29 . v. Mts . haben Se . Durchlaucht den §. 29 der Dienerordnung

vom 10 . Aug . 1836 dahin zu erläutern geruht , daß unter dem darin vorkommenden Ausdrucke „ Diener “

nur die Fürſtl . Diener , welche ihre Dienſtbeſoldungen aus den Fürſtl. Kaſſen beziehen , auf welche

dieſe Dienerordnung überhaupt nur Anwendung finde , zu verſtehen ſeien .

Von dieſer erläuternden Beſtimmung wird Fürſtl . Stellen Nachricht gegeben .

Den 9. März 1840.

Nr . 2055 . Betr . die Aufhebung der Natural⸗Holzbeſoldungen , und den

Fortbeſtand des Donaueſchinger Holzmagazins .

Gemäß höchſter Entſchließung Sr. Durchlaucht vom 30 . April v. J . erhalten die Fürſtl . Verwal⸗

tungen folgende Weiſung :

1 ) Die beſtehenden Holzbeſoldungen , welche mehr als 4 Klafter weicher Gattung betragen , ſollen

gegen Entſchädigung aufgehoben , und mit den Bezugsberechtigten unter Vorbehalt höchſter Genehmigung

eine gütliche Uebereinkunft verſucht werden .

2 ) Das Holzmagazin dahier ſoll vor der Hand fortbeſtehen , und jeder Diener demnach Gelegenheit

haben , ſeinen Bedarf an Brennholz aus demſelben anzukaufen ; auch ſoll ſolches wie bisher gegen eine

— dem Holzpreis beizuſchlagende angemeſſene Vergütung jedem vor die Wohnung geführt werden , ein

etwaiger Wiederverkauf , Tauſch oder Schenkung aber bei Strafe Verluſtes eines fernern Holzbezuges
aus dem Magazin verboten bleiben .

Den 12 . März 1840 .

Nr . 2896 . Betr . die Bezahlung der Koſten für Anfertigung der Gült⸗

Ablöſungsberechnungen und Verträge .

Nachdem gemäß hiernach beigefügter Miniſterial - Verfügung vom 12 . Sept . 1828 Nr . 9471 die

Koſten für Anfertigung der Gültablöſungsberechnungen und Verträge nach Umſtänden ganz oder zur

Hälfte von den Gefällpflichtigen , von welchen die Anmeldung der Ablöſung ausgegangen iſt , zu tragen

ſind , ſo werden die Fürſtl . Verwaltungen hiemit angewieſen , die Koſten , welche ſich ſeit dem 1 . Juni

1839 hierwegen ergeben haben , und den Betreff der Gültpflichtigen hiernach auszuſcheiden , ſolche von

letzteren anerkennen zulaſſen , und die Konſignation hierüber zur Dekretur einzuſenden . Weiter als bis

zu dem bezeichneten Zeitpunkt will man , der Schwierigkeit des Geſchäftes wegen , nicht zurückgehen .

Sollten die Fürſtl . Verwaltungen die angeordnete Ausſcheidung für unausführbar halten , ſo wären

die Gründe anher anzugeben .

Hinſichtlich der künftig aufzuwendenden Koſten iſt jedenfalls nach der Miniſterial⸗Verfügung vom

12 . September 1828 zu verfahren , in dieſer Beziehung vor Angriff des Geſchäfts den Zenſiten das

Nöthige zu eröffnen , und die Schuldigkeit zum Erſatz der Koſten von ihnen anerkennen zu laſſen .

Den 16 . März 1840 .
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Großh . bad . Directorium des Dreiſamkreiſes .
Nr . 15,466 . Durch Reſcript des großh . Miniſteriums des Innern vom 12 . v. Mts . Nr . 9471 iſtin Betreff der ſich ergebenden Koſten bei Berechnung der Loskaufſchillinge über die Bodenzinsgefälle , imEinverſtändniß mit dem großh . Finanzminiſterium , verfügt worden :

1 ) Auf den Fall , wo mit der Gültablöſung eine Bereinserneuerung nicht verbunden iſt , ſind dieKoſten der Berechnung von demjenigen zu berichtigen , von welchem die Aufkündigung ergangen iſt .
2 ) Iſt aber mit der Gültabloͤſung zugleich eine Bereinserneuerung verbunden , und dieſe als Vor⸗bereitung zur Ablöſung durchaus nothwendig geworden , ſo ſind die Koſten der Ablöſung von beidenTheilen gleichtheilig zu bezahlen , da die Bereinserneuerung zwar durch die Ablöſung zunächſt veranlaßtwird , aber doch nicht ſowohl dieſe zum Zwecke hat , als vielmehr die Fortſetzung der Rechtsverhaͤltniſſebeider Theile .

Welches hiemit zur allgemeinen Kenntniß gebracht wird .
Freiburg , den 28 . Okt . 1828 .

Nr . 18,663 Betr . die Eintragung der Stammgüter in die Grundbücher
der Gemeinden .

Durch höchſte Entſchließung Sr . Durchlaucht vom 20 . Dec , vor . IJ. iſt die Eintragung ſämmtlicherliegenſchaftlichen Beſitzungen in die Grund⸗ Gontrakten⸗ ) Bücher der Gemeinden mit der Bezeichnungder Stammguts⸗Eigenſchaft aus Veranlaſſung einer Staatsminiſtetial⸗Entſchließung, bekannt gemachtim Verordnungsblatt für den Seekreis vom 29 . Dec . 1838 S . 33 , angeordnet worden .
Dieſer Eintrag kann da , wo Urbarien beſtehen , in der Art ſtattfinden , daß die Grundſtücke mit ihrenNummern in den Grundbüchern aufgeführt , und die Erklärung beigefügt werde , daß den hier verzeich⸗neten Beſitzthümern die Stammguts⸗Eigenſchaft zukomme , und daher das 5. Kapitel des 2. Titels im2. Buche des Landrechtes auf dieſelben ſeine Anwendung finde .

Inſoferne Urbarien nicht vorhanden ſein ſollten , muß das Grundſtück nach ſeinem Gewann undden Anliegern bezeichnet werden .
Den 16 . Marz 1840 .

Nr . 3169 . Betr . die Behandlung öffentlicher Urkunden .

Man hat ſchon öfters wahrgenommen , daß Beamte die Gewohnheit haben , den Urkunden , die im
Dienſte durch ihre Hände gehen , Bemerkungen und Zuſätze beizufügen .

Weil dieſes von weſentlichem Nachtheil ſein kann , ſo wird ſolches hiemit bei Vermeidung ernſtlicherVerweiſe oder Strafen mit dem Beifügen unterſagt , daß die vorgeſetzten Stellen mit Strenge darüber
zu wachen haben , daß eine ſolche nachtheilige und der Ordnung gänzlich zuwider laufende Behandlungder Urkunden nicht mehr ſtattfinde .

Von jedem einzelnen Falle , wo dieſes Verbot übertreten wird , hat diejenige Stelle , welche es ent⸗deckt, unverweilt Anzeige anher zu machen .

25 *
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Zu gleicher Anzeige ſind auch die Kollegial⸗Mitglieder und das Hauptarchiv verpflichtet .

Dabei wird bemerkt , daß auf Quittungen , Forderungszettel und andere dergleichen Rechnungs⸗

Urkunden dieſe Verordnung keine Anwendung finde .

Den 20 . März 1840 .

Nr . 1469 . Betr . die Vermeſſung , Vermarkung und Kartirung des Grund⸗

Eigenthums .

Der Fürſtl . R . Reviſion ꝛc. werden mit Beziehung auf dieſſeitigen Beſchluß vom 10. Febr . d. J .

Nr . 1721 Formularien der Impreſſen zur Anfertigung von

à ) Flächenverzeichniſſen über das herrſchaftliche Grundeigenthum ,

b) Beſchreibungen der Grenzmarken und Winkel

mit dem Bemerken zugeſtellt , es können dergleichen Impreſſen nebſt den erforderlichen von

von dem Lithographen dahier nach Bedarf bezogen werden .

Den 13 . April 1840 .
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Formular . X .

Gemarkung Pfohren .

Fürſtlich Fürſtenbergiſches Rentamt Donaueſchingen.

Flächeuverzeichniß
ü ber

das daſelbſt beſindliche der Fürſtl . Standes⸗

herrſchaft Fürſtenberg angehörige

Grundeigenthum
aufgenommen

durch den Geometer Gr . Friedr . Lorenz , welchem die landesherr⸗

liche Licenz unterm 10 . Nov . 1824 ertheilt worden iſt .

Die Fürſtenberger Jauchert zu 25,000 Nürnberger Q“ ;

Der badiſche Morgen zu 40,000 Badiſch . Llz

Der Württembergiſche zugleich Sigmaring ' ſche Morgen zu 38,000 Württemberg . U !
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8
Flächen⸗8 8 33 —— Diſtrikt oder

5 4 8 8 — 82 8 Kulturart . Par-5 SESKS 8

Altes Maf zuI5

Icht. Vtl. Rth . Sch⸗III . ] 48 1 Im Wofswinkel . — 2Lit.(.

A.
Unkultioirt Rhein

Unter Waſſer ſtehend . — 50

Weg — — 6 —

49 2 Die Zehntſcheuer oben Gebände
114im Dorf .

füRRRRRN — — 18

3 ] [ Garten bei ſolcher . Grasgarten mit Obſtbäumen

Oeſch hinter dem Dorf .

50 In Kampfäckern . GERGG 6 2 20 —
Fahrweg SgS . . 10 —

Seite und Summe „ „

und zwar :

Gebäude und Hofraͤume ä3
ERBRB . „ . . .

Wieſen kultivitt 8
— unkultivirt . 3

Aecker .

Oeſch gegen Neudingen
„ ˖

˖ ˖ö „
Hinter dem Dorf

ö
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Verzeichnet am 10 . Auguſt 1836 . ‚
F. Fürſtlich Fürſtenbergiſches Rentamt .

( L. 89
2*

Die Richtigkeit vorſtehender Unterſchriften beurkundet
Großherzogliches Amtsreviſorat .( L. 80

T. verpflichteter Geometer .



Gemarkung Pfohren .

Kürſtlich Kürſtenbergiſchen Rentamts Donaueſchingen .

Beſchreibung

Grenz⸗Marlen und Wwinkel
dem Flächen⸗Verzeichnifß über das der Fürſtl . Standes⸗

herrſchaft Fürſtenberg auf obgenannter Gemarkung
angehörige Grund⸗Eigenthum ,

aufgenommen

durch den lizenzirten Geometer Gr . Fr. Lorenz , und die hiernach
genannten beeidigten Steinſetzer .

——

d. d. 10 . Auguſt 1836 .
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Entfer -
nung des

folgenden
Steins .

Benennung
Angrenzer .

es Gewands .

Rth . 8 3 .
Wieſe im 15 AI Alois Frei .

Wolfswinkel .
20 Die Donau .
12 Georg Lieber .

21 Derſelbe.
8 Johann Fehrenbach .

Vorſtehende Grenzbeſchreibung anerkennen

die Grenz⸗Nachbarn .

Die Zehnt⸗
ſcheuer oben
im Dorf ſammt
Hofraithe und

Garten . Jakob Bollachers Hof .

Nep . Thomas Garten .
Die Landſtraße.
Joh . Widingers Wieſen .

1

Die Beſchreibung vorſtehender Grenzen anerkennen

die Grenz⸗Nachbarn .

Vorſtehende Grenz⸗ und Markenbeſchreibung wird anmit beurkundet .

Pfohren , am 10 . Auguſt 1836 .

Fürſtlich Fürſtenbergiſches Rentamt, .

( J . 8. ) Lizenzirter Geometer .

Beeidigte Steinſetzer .
Die Richtigkeit der — bezeugt

Hüfingen , den

( L. S. ) Großh . Amtsreviſorat .
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Nr . 4709 . Betr . die Theilnahme der Nachfolger im Grundbeſitze an

den aus früherer Zeit herrührenden Kriegsſchulden oder Kriegs⸗
Erlittenheiten .

Man iſt der Anſicht , daß ein Rückgriff auf den frühern Beſitzer wegen Kriegskoſten nicht ſſtatt⸗
finden könne .

Hievon werden die Fürſtl . Verwaltungen in Kenntniß geſetzt .
Den 18 . April 1840 .

Nr . 4889 . Donaueſchingen . Betr . die Ablohnung kranker Brauknechte ,
welche ſich einige Zeit in dem Karlskrankenhaus dahier befinden .

Die Fürſtl . Brauverwaltung erhält ihrem Vorſchlage gemäß anmit Weiſung , kranken Brauknechten ,
welche in das Karlskrankenhaus aufgenommen worden ſind , vom Eintritt in das Krankenhaus an , vier

Wochen lang den gewöhnlichen Lohn zu bezahlen , nach Umfluß dieſer Zeit aber die Lohnszahlung bis

zum Wiedereintritt in die Brauerei einzuſtellen , beziehungsweiſe vom Lohn des gedachten Knechtes dem

Erſatzmanne die geeignete Vergütung zu leiſten .

In einzelnen Fällen , in welchen das betroffene Individuum beſondere Berückſichtigung verdient ,

wird Fürſtl . Brauverwaltung ſich gutächtlich anher äußern .
Den 27 . April 1840 .

Nr . 4949 . Betr . die Annahme des Staatszuſchuſſes an Zehntablöſungs⸗
Kapitalien .

Die Staatszuſchüſſe an den Zehntablöſungskapitalien , welche nach §. 68 des Geſetzes als erſte
Zahlung zu verwenden ſind , haben die Fürſtl . Verwaltungen jeweils anzunehmen , auch wenn ſie un⸗
mittelbar aus großh . Kaſſen geleiſtet werden ; die dadurch etwa veranlaßten Koſten aber ſich von den

Zehntpflichtigen wieder erſetzen zu laſſen , weil die Zahlung nach §. 11 des Geſetzes koſtenfrei zu ge⸗

ſchehen hat .
Den 27 . April 1840 .

Nr . 5429 . Betr . die Einhaltung der Regiſtratur⸗Ordnung bezüglich
der Vorlagen über Verpachtung der dem Fürſtl . Aerar durch die

Lehen⸗Allodifikation zufallenden Grundſtücke .

Zur Erhaltung der Regiſtratur - Ordnung ſind die auf die Verpachtung der dem Fürſtl . Aerar

durch die Lehen⸗Allodifikationen zufallenden Liegenſchaften bezüglichen Vorlagen jeweils getrennt von

jenen zu machen , welche ſich auf die Allodifikationen ſelbſt beziehen .
Den 4. Mai 1840 .
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Nr . 5412 . Betr . die Berechnung der Beſoldungs⸗ und Penſionsraten
bei Sterbefällen .

Zu Erzielung einer Gleichförmigkeit in der Berechnung und Bezahlung der Beſoldungs ⸗und

Penſionsraten wird hiemit angeordnet , daß bei Sterbefällen von Beſoldeten oder Penſionärs die Be⸗

ſoldung oder Penſion mit Einſchluß der Todestage zu berechnen und zu bezahlen ſei .
Den 4. Mai 1840 .

Nr . 5052 . Betr . die Anwendung eines gleichen Papierformats .

Den Fürſtl . Verrechnungen im Königreich Württemberg wird eröffnet :
Da ſich dieſelben nach den Vorſchriften der dortigen Landesregierung zu benehmen haben , und die

Anwendung eines verſchiedenen Papierformats nicht wohl thunlich iſt , ſo will man ſolche von dem Voll⸗

zuge der Verfügung vom 2. Dec . v. J . Nr . 12,899 hiemit diſpenſiren .
Den 7. Mai 1840 .

Nr . 5651 . Betr . die Berechnung der Eintrittsgebühren und Jahres⸗
Beiträge zur Wittwenkaſſe .

Man ſieht ſich zu der Erläuterung veranlaßt , daß eine Herabſetzung des ſrühern Beſoldungs⸗
Anſchlages in den Faſſionen die zur Wittwenkaſſe erneuert werden , nicht ſtattfinden könne , da der Wechſel
des Betrages der unſtändigen Einkommenstheile , wodurch eine Verminderung des Dienſtertrages entſteht ,
nicht maßgebend iſt .

Bei jenen Dienern , deren erneuerte Faſſionen ein geringeres Einkommen gegen den früheren An⸗

ſchlag enthalten , iſt daher der letztere beizubehalten .
Vom 11 . Mai 1840 .

Nr . 6188. Betr . die Gleichſtellung des Verfalltermins der Schreib⸗
Materialien⸗Averſen , der Gehalte des Gehilfen und der

Averſen für Kopialien .

Da bei der Verrechnung der Schreibmaterial⸗Averſen , der Gehilfengehalte und der Copialaverſen

nicht überall ein gleichförmiges Verfahren beſteht , und es Grundſatz iſt , daß alle ſtändigen und

unſtändigen Ausgaben die Periode vom 1. Mai bis wieder dahin umfaſſen und auf dieſe Art auch ver⸗

rechnet werden ſollen , ſo ertheilt man hiemit den Fürſtl . Verwaltungen den Auftrag , die Verrechnung
des gedachten Verwaltungs⸗Aufwandes nach der Jahresperiode vom 1. Mai bis wieder dahin eintreten

zu laſſen .
Den 18 . Mai 1840 .

2



— 2⁰3 —

Nr . 6653 . Betr . die Gleichförmigkeit im Aktenheften .

Um die nöthige Gleichförmigkeit im Aktenheften bei ſämmtlichen Fürſtl . Stellen in Ausführung zu

bringen , erhält Fürſtl . ꝛc. beifolgend ein Muſterbrett , welches künftig durchgängig in Anwendung zu

bringen iſt .

Es verſteht ſich von ſelbſt , daß die Lade , in welche das Brett bei ' m Heften zu liegen kommt , einen

rechten Winkel bilden muß .

Den 29 . Mai 1840 .

Nr . 1362 . Betr . das Bewaiden der Fürſtlichen Waldungen .

Durch den Umſtand , daß mehrere Pächter ſtandesherrlicher Güter , z. B . des Schlatterhofes , Wald⸗

hauſerhofs ꝛc. , deren Kontrakte vor dem Eintritte der Mediatiſirung des hochfürſtlichen Hauſes abge⸗

ſchloſſen worden ſind , in neuerer Zeit Anſprüche auf ein unbeſchränktes Waiderecht in Fürſtl . Waldungen

erheben , ſieht man ſich veranlaßt , der Oberforſtinſpektion eine Abſchrift der von der ſouverainen Regie⸗

rung Fürſtenberg im Jahr 1746 erlaſſenen Forſtordnung ( welche bis zur Mediatiſirung in Kraft ge⸗

blieben iſt ) mitzutheilen .
Aus den 88 . 22 , 23 und 24 dieſer Verordnung , welche nach damaligen Begriffen Geſetzeskraft

hatte , geht klar hervor , daß ein unbedingtes Waidrecht unter Fürſtenbergiſcher Regierung in den Wal⸗

dungen nirgends Statt hatte . Hiernach müſſen ſowohl die vor der Mediatiſirung abgeſchloſſenen Ver⸗

träge , als überhaupt alle ſeit längerer Zeit beſtehenden Waide⸗Servitute g. B . das der Schwärzenbacher

Bauern , der Emmenfelder Lehenleute ꝛc. beurtheilt werden .

Fürſtl . Oberforſtinſpektion hat nunmehr in vorkommenden Fällen von der Forſtordnung Gebrauch

zu machen , und bei den Bezirksaͤmtern , in deren Regiſtraturen ſolche in Original vorhanden ſein muß ,

auf ſolche ſich zu berufen .

Den 12 . Juni 1840 .

Auszug

aus der Forſt⸗Ordnung .

ie

22 . Wird Allen und Jeden über das flache Land anbefohlen , ſich auf Pflanzung lebendiger Häger

zu befleißen , und bei Vermeidung vorbemeldter Straf denjenigen Diſtrikt , ſo von Forſt Amtsweg jeder

Gemeindt , oder auch Partikular⸗Perſon zu machen angewieſen werden wird , nicht nur fleißigſt zu pflantzen ,

ſondern auch von Zeit zu Zeit beſtens zu beſorgen .

23 . Die junge Häu ſollen in fleißiger Hut gehalten werden , ſo lang und viel , bis ſie dem Vieh

wohl entwachſen und entzogen ſeyndt .

24 . So Jemand , er ſeie wer er wolle , in die gebannene oder verbottene Häu gefährlich , fürſetzlich
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und fahrläßig , Pferd , Hornvieh , Schaaf , Gaiſſen ꝛc. Treiben , oder in andere Wege ſelbe zu Ver⸗

derben , oder zu Verwüſten , entweder ſelbſt , oder durch die ſeinige ſich unterſtehen würde , der ſoll für

jedes hintreibendes Stück per — Ein Gulden , bey anderer ſich zeigender Gefährlichkeit und Argliſt aber

willkührlich geſtraft werden .

Donaueſchingen , den 4. Juni 1746 .

Nr . 1522 . Betr . die Zuſammenſtellung über den Flächengehalt des Grund⸗

Eigenthums , der Tod⸗ und Erbbeſtände und die Reduktion

dieſes Flächengehaltes in das geſetzliche neue Maß .

Man ſieht ſich zu folgender Anordnung veranlaßt :

I . Ueber das Grundeigenthum .

§. 1.

In dem Hauptbuchsformular Seite 25 heißt es wörtlich :

„ Hier ( nämlich am Ende der Rubrik A. b. Nr . 2 ) wird die Zahl der Gebände und Gewerbe , ſo

wie der Flächengehalt der Grundſtücke nach ihren Kulturarten vom ganzen Rentamtsbezirke ſummariſch

angegeben . “

Obgleich es ſich zwar ſchon von ſelbſt verſteht , daß , wie überall , ſo auch hier jede ſummariſche

Angabe ſich auf einen dieſer vorauszuſtellenden Zuſammentrag ſtützen muß , ſo haben doch die meiſten

Verrechnungen unterlaſſen , dergleichen Zuſammenträge zu fertigen , wodurch natürlich die Prüfung jener

ſummariſchen Angaben erſchwert , und mit Weitläufigkeiten verbunden ſein mußte .

Um nun dieſem Uebelſtande abzuhelfen , wird angeordnet , daß am Schluſſe der Einnahmsrubrik A.

b. Nr . 2 aus dem Grundeigenthum ein Zuſammentrag der Gebäude und des Flächengehaltes alljährlich

der Rechnung einzuverleiben iſt . ( Das neue Formular hiezu ſiehe im Hauptbuch⸗Formular. )

In dieſem Zuſammentrage darf durchaus kein anderes Maß als das landesgeſetzliche ( in Baden à

40,000 U “ und in Württemberg und im Sigmaringiſchen à 38,400 U0 ortweiſe aufgenommen werden , es

folgt daher hieraus , daß ſchon bei dem Vortrag der Objekte unter A. b. Nr . 2 inner Linie , neben der

Kolonne „Steuerkapital “ noch eine weitere Kolonne „Flächengehalt im landesgeſetzlichen Maß “ eröffnet ,

und daß in letzterer Kolonne dasjenige landesgeſetzliche Maß , welches ſich auf eine bereits vorgenommene

Vermeſſung ſtützt , oder , falls eine ſolche noch nicht vorgenommen ſein ſollte , welches ſich durch genaue

Reduktion des — in den Lagerbüchern , Urbarien , Pachtbriefen und Karten vorkommenden alten Maßes

ergibt , eingeſetzt , bei jedem Ort zuſammengetragen , berechnet , und nach Kulturarten entziffert werden

muß, worüber die folgenden Paragraphen das Nähere enthalten .

§. 2.

Wenn eine neue Vermeſſungs⸗Urkunde vorliegt , ( auf deren Datum , Monat , Jahreszahl ſich be⸗

rufen werden muß , um ſie durch die Abhör zu requiriren , und mit dem Rechnungseintrage vergleichen

zu können, ) ſo wird das Ergebniß der Vermeſſungs⸗Urkunde in der Kolonne „Flächengehalt im landes⸗

geſetzlichen Maß “ eingeſetzt ; eine Reduktion des alten Flachengehaltes iſt daher entbehrlich . Deſſen un⸗
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geachtet muß das alte Maß inner Linie aufgeführt werden , mit dem Beiſatze , unter welchen Ordnungs⸗zahlen das alte oder neue Maß in dem Steuerzettel mit dem Inhalte der Pachtbriefe , Urbarien , Ver⸗meſſungsurkunden ꝛc. vollkommen ( und zwar ſowohl bezüglich des Flächengehaltes als der Benennungſämmtlicher einzelner Stücke ) conform ſei , oder differire ; letzeren Falles in wie weit .Wo dieſe Differenz in der Rechnung ſelbſt ohne Weitlaͤufigkeit nicht naäher dargeſtellt werden kann ,da iſt dies , wie ſchon §. 23 der Rechnungs⸗Inſtruktion vorſchreibt , in einer beſonderen Beilage zu thun ,auf welche ſich dann in allen folgenden Rechnungen zu berufen iſt .

§. 3.

Wo eine Vermeſſungs⸗Urkunde über das neue landesgeſetzliche Maß noch nicht vorliegt , da iſt dasalte Maß , welches in den Lagerbüchern, Urbarien , Karten , Pachtbriefen vorkommt , und worauf ſich derRechnungseintrag ſtützt , inner Linie aufzuführen , und in das neue landesgeſetzliche Maß zu reduziren,ſofort der Betrag in die Kolonne „Flächengehalt im landesgeſetzlichen Maß “ einzuſetzen.Inner Linie muß zugleich — wie ſchon in §. 2 bemerkt — beigefügt werden , unter welchen Ord⸗nungszahlen das alte Maß , oder ſtatt deſſen ein neues Maß in dem Steuerzettel vorkommen ; ob zwiſchendieſem und dem Inhalte der Lagerbücher, Urbarien , Pachtbriefe ꝛc. eine Differenz , wie oben geſagt ,obwalte , iſt in der Rechnung oder in beſonderen Beilagen näher darzuſtellen .

§. 4.

Nur dann , wenn keine anderen maßgebenden Urkunden vorliegen , kann das in den Steuerzettelnvorkommende neue Maß geradezu in die Kolonne „Flächengehalt im landesgeſetzlichen Maß⸗“ eingeſetzt,oder wenn die Steuerzettel altes Maß enthalten , der Reduktion zu Grunde gelegt werden . In beidenFällen müſſen aber die einzelnen Ordnungszahlen , mit welcher der Flachengehalt im Steuerzettel er⸗ſcheint , inner Linie aufgeführt werden .

§. 5.

Schon im Vorbericht der Rechnung unter VII . Münz⸗ und Maßverhältniß müſſen die ſammtlichenim Rentamtsbezirk in der Regel oder nur ausnahmsweiſe üblich geweſenen alten Flächenmaße mit ihrenReduktionen in das neue landesgeſetzliche Maß aufgeführt werden .
Die Orte , in welchen neben dem in andern Orten des Bezirks gewöhnlichen alten Flächenmaßnoch ein anderes altes Flächenmaß , oder nur ein Flaͤchenmaß, aber nicht das gewöhnliche üblich war,ſind ſpeziell mit dieſen ihren alten Maßen ſämmtlich in das neue landesgeſetzliche Maß reduzirt ,aufzuführen.

5
§. 6.

Unter A. b. Nr . 2 aus dem Grundeigenthum iſt bei jedem Ort , wo es das erſtemal unter dieſerRubrik in Rechnung erſcheint , anzumerken , welches alte Maß, mit wie viel Ruthen , mit wie vielQuadratſchuhen per Ruthe , und mit wie viel Ouadratſchuhen per Jauchert und Morgen ꝛc. in der Regelin demſelben üblich geweſen ſei . 8

§. 7.

Wo eine Ausnahme von dem gewöhnlichen Maß bei einem Pachtgute im Ganzen oder im Einzel⸗nen vorkommt , da muß dieſe Ausnahme ausdrücklich bemerkt werden .



ie

§. 8.

Bei ' mVortrage der Gebäude unter A. b. Nr . 2 iſt die Häuſer - ⸗Nummer , mit welchem die Ge⸗

bäude in den Steuerzetteln vorkommen , inner Linie einzuſetzen .

§. 9.

Sowie die Objekte mit ihrem Steuerkapital und Flächengehalt vorgetragen ſind , hat der übrige auf

den Pachtſchilling , auf den weſentlichen Inhalt der Pachtbedingungen ꝛc. Bezug habende Vortrag ſich

auf die ganze Breite der mittleren Vortrags⸗Kolonne , von Kolonne „ Beilage “ bis zur Kolonne „Geld⸗
Tagbuch “ ſich auszudehnen , damit das Volumen der Rechnung möglichſt vermindert wird .

§. 10 .

Ueber das gewöhnlich vorkommende alte Maß zu 25,000 Nürnberger Quadratſchuhen in das neue

badiſche Maß liegt eine Reduktionstabellebei. Für die ſonſtigen alten Maße , ſoweit ihre Einheit auf

einen Nürnberger Quadratfuß zurückführt , können ſich die nöthigen Reduktionstabellen ſelbſt gebil⸗

det werden .

II . Ueber die Todbeſtände .

AIk.

Mit Verfügung vom 26 . Mai 1837 Nr . 4030 wurde der 8. 24 der Rechnungs⸗Inſtruktion

dahin abgeändert , daß in der Einnahmsrubrik Nr . 3 aus Todbeſtänden eine Kolonne „ Meßgehalt “ ge⸗

zogen , in dieſelbe das Gütermaß eingetragen , nach Seiten ( wohl zu merken , nicht nach Orten )

ſummirt , und endlich die Summen der einzelnen Seiten am Ende der Rubrik zuſammengetragen werden

ſoll , ohne jedoch das Ergebniß der Kulturarten der Güter auszuſcheiden .
Da dieſe Anordnung theils gar nicht , theils nicht auf geignete Weiſe vollzogen wurde , ſo wird ſie

hiemit in Erinnerung gebracht .

In dieſem Zuſammentrag darf jedoch durchaus kein anderes , als das landesgeſetzl iche Maß ( in

Baden zu 40,000 Quadratſchuhen ) aufgenommen werden , es folgt demnach hieraus , daß ſchon bei dem

Vortrag der Objekte unter A. b. Nr . 3 inner Linie neben den zwei Kolounen⸗Staatsſteuerkapital und

Gemeinde⸗Umlagenkapital noch eine dritte Kolonne „Flaͤchengehalt im landesüblichen Maß “ eröffnet ,

und daß in dieſer dritten Kolonne dasjenige neue landesgeſetzliche Maß eingeſetzt wird , welches ſich

entweder auf — nach dem neuen Maß vorgenommene Vermeſſungen und darüber vorliegende Urkunden

ſtützt , oder welches durch genaue Reduktion des in Urbarien , Lagerbüchern , Lehenbriefen beſchriebenen

Maßes erhoben wird . Rückſichtlich des weitern Verfahrens gelten auch hier die oben über das Grund⸗

Eigenthum von §. 2 bis §. 10 getroffene nähere Beſtimmungen .

III . ueber Erbb eſtände .

§. 14 .

Hier ſind alle Beſtimmungen anwendbar , welche über die Todtbeſtände oben §. 11 und mit Be⸗

zugnahme auf §. 2 —10 gegeben worden ſind.
Den 15 . Juni 1840 .
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Reduktion

des Neu- Fürſtenberger , ( Nürnberger ) Klächenmaßes in das Vadiſche .
Die Grund⸗Einheit des Neubadiſchen Längenmaßes iſt ein Fuß S 3 Zehntheilen des franzöſiſchen

Metre , oder = 3 Decimétre , = 30 Centimétre , 300 Millimetre .
Ein Metre iſt der zehnmillionſte Theil des aus den Gradmeſſungen von Dünkürchen bis Barcellona

abgeleiteten Meridian⸗Quadranten , und — 443,29 Duodeeimal⸗Linien des Pariſer oder könig⸗lichen Fußes .

1 Pariſer Fuß ( = 144 Linien ) iſt ſomit 0,32484 Metre .
1 Nürnberger ( Fürſtenberger ) Fuß iſt 13,467 Theilchen des in 14,400 gleiche Theile getheilten

Pariſer Fußes , daher iſt

1 Nürnberger Fuß = 0,30379 Metre .
Weil wie oben angegeben

1 Badiſcher Fuß = 0,3 Metre , ſo iſt derſelbe auch 132,9866 Pariſer Linien , und
1 Nürnberger ( Fürſtenberger ) Längenfuß — 1,012633 Badiſche Fuß.
1 Nürnberger ( Fürſtenberger ) Quadratfuß S 1,02543 Badiſche Fuß.

Fürſten⸗
Fürſtenberger

berger Neubadiſches Maß . Ueubadiſches Maß .
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Nr . 17665 . Betr . den Bezug der Hebgebühren von den Staatsſteuern .

Gemäß höchſter Entſchließung v. 16 . d. Mts . haben Serenissimus zu verordnen geruht , daß von

nun an die Hebgebühr von den zu entrichtenden Staatsſteuern zu Gunſten des Fürſtl . Aerars bezogen ,

und in Rechnungseinnahme geſtellt , dagegen die Koſten der Ablieferung an die betreffende Kaſſe , ſowie

die etwa damit verbundene Gefahr , ſoweit dem Rechner kein Verſchulden dabei zur Laſt fällt , von der

Fürſtl . Kaſſe getragen werden ſollen .
Deu 22 . Juni 1840 .

Nr . 91u3 . Donaueſchingen . Betr . die Fertigung des ſummariſchen

Rechnungsauszugs durch die Wittwen⸗ und Waiſenkaſſe .

Bericht der Fürſtl . Rechnungsreviſion vom 22 . Juli 1840 Nr . 423 des Inhalts :

Der ſummariſche Extrakt , wie er durch F. 56 der Inſtruktion für die Wittwen⸗ und Waiſenkaſſe

angeordnet , und bisher mit der Rechnung eingeſendet wurde , iſt nunmehr durch die Vorſchrift über die

Form , nach welcher jetzt die Einnahmen und Ausgaben in Zuſammenträge zu bringen ſind , inſoweit

entbehrlich geworden , daß er nicht mehr mit der Rechnung eingeſendet zu werden braucht ; dagegen iſt
27
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er nach wie vor im Konzept bei dem Dienſt fortzuführen , damit aus demſelben die vorgeſchriebenen
Quartalsertrakte gefertigt werden können , über welch ' letztere bei dem Dienſt keine Konzepte zu
halten ſind .

Den 27 . Juli 1840 .

Beſchluß :

Dieſen Bericht der Fürſtl . Wittwenkaſſe zur Nachachtung mitzutheilen .
Den P . Juli 1840 .

Fürſtlich Fürſtenbergiſche Domainen⸗Kanzlei .

Nr . 9215 . Betr . den Bezug des 10 . und 3 . Pfennings von Erblehen
und Grundzinsgütern in Veräußerungsfällen .

Bericht der Fürſtl . Rechnungs⸗Reviſion vom 22 . Juli 1840 Nr . 426 des Inhalts :
In den Rentamtsbezirken Blumberg und Werenwaagg ſteht der Fürſtl . Standesherrſchaft das Recht

zum Bezuge des 10 . Pfennings in Veräußerungsfällen , und zwar von ſogenannten Stockfeldern im

Rentamtsbezirke Werenwaag , und von den Erblehen und grundzinspflichtigen Gütern im Rentamts⸗

Bezirke Blumberg zu .

Im Falle die zur Veräußerung kommenden Güter angeblümt ſind , werden von jeher die An⸗

blümungskoſten von dem Kaufſchillinge abgezogen , und nur von dem Reſte der 10 . Theil pro
Aèrario erhoben .

Ebenſo wird auch bei drittelbaren Feldern in andern Rentamtsbezirken verfahren .
Dieſe Abzüge betragen namentlich im Bezirke Werenwaag nicht ſelten den vierten ſogar oft den

dritten Theil des Kaufſchillings .
Eine Kontrole für allenfallſige Uebervortheilungen iſt hiebei ſchwer einzuführen , und die Standes⸗

herrſchaft läuft deßwegen immer Gefahr , in Verluſt zu kommen .

Dieſe Abzüge an und für ſich ſcheinen aber auf keinen Rechtstiteln zu beruhen , wenigſtens ſind uns
keine ſolchen außer der ſeitherigen Obſervanz bekannt .

Mir ſtellen daher den Antrag , auf den Grund des Landrechtsſatzes 520 , welcher die noch auf
dem Halm ſtehenden Früchte für unbeweglich erklärt , ſohin in Veräußerungsfällen der Güter , deren
Werth nicht getheilt werden kann , die betreffenden Rentämter zur künftigen Siſtirung der Abzüge zu

wenn von Seite der Pflichtigen die ſeitherige Uebung nicht rechtsgiltig nachgewieſen wer⸗
en kann.

Beſchluß :

Dieſen Bericht den Fürſtl . Verwaltungen zur Nachachtung mitzutheilen .
Den 27 . Juli 1840 .

Fürſtlich Fürſtenbergiſche Domainen⸗Kanzlei .
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Nr . 9505 . Donaueſchingen . Betr . den Diätenbezug des Gutsver⸗

walters und Aufſehers vom Heu⸗ und Oehmdgras⸗Verkauf
auf der Weiherwieſe .

Der Fürſtl . Rechnungs⸗Reviſion wird auf ihren Bericht vom 31 . vorigen Mts . erwiedert :

Da die Verkäufe des Futters auf der großen Weiherwieſe in der Regel einen ganzen Tag dauern

und dieſes Geſchäft ein ſehr beſchwerliches iſt , ſo wurde ſowohl dem Verwalter als Aufſeher die An⸗

rechnung von Taggeldern geſtattet , wozu hiemit auch für künftige Fälle Ermächtigung ertheilt wird .

Den 6. Auguſt 1840 .

Nr . 9929 . Donaueſchingen . Betr . die Einbringung der Fruchternte
bei der Gutsverwaltung daſelbſt .

Der Fürſtl . Gutsverwaltung wird die Weiſung ertheilt , künftig das Fürſtenbergiſche Maß zu

25,000 E “ oder das Badiſche zu 40,000 in den Akkorden zu Grunde zu legen .
Den 10 . Auguſt 1840 .

Nr . 9888 . Betr . die Ausbeſſerung der durch Hagel beſchädigten Fenſter

in ſtandesherrlichen Gebäuden .

Inſoweit die Fenſter nicht mit Läden verſehen ſind , fallen die Baukoſten , da die Bau⸗

Ordnung darüber keine Beſtimmung gibt , allerdings nach dem Landrechte auf die Fürſtliche Standes⸗

herrſchaft als Eigenthümerin , wogegen umgekehrt in dem Falle , wo die Fenſter durch Läden geſchützt

ſind , die desfallſigen Herſtellungskoſten von den betreffenden Bewohnern , welche unterlaſſen haben , die

Läden rechtzeitig zu ſchließen , zu übernehmen ſind , es müßten anders dieſelben nachzuweiſen im Stande

ſein , daß es ihnen nicht möglich geweſen ſeie , die Fenſter in der angegebenen Art vor den Verheerungen

des Hagels zu bewahren .
Vom 20 . Auguſt 1840 .

Nr . 10,170 . Betr . die Herausgabe von Inſtruktionen für das Fürſtl .

Forſtperſonal .

Der Fürſtl . Oberforſtinſpektion zu Hüfingen werden die von Serenissimo genehmigten Inſtruktionen

fur das Fürſtl . Perſonal nebſt den Beilagen mit der Weiſung zugeſtellt , den Druck dieſer Inſtrnk⸗

tionen , naͤmlich:

1 ) Für den Oberforſtinſpektor ,

2 ) Für den Forſtinſpektor ,

3 ) Für die Förſter ,

4 ) Für die Atuare bei der Oberforſtinſpektion und den Inſpektionen ,
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5 ) Die Zuſatzinſtruktion für die Beiförſter und Forſtgehilfen ,
6 ) Die Zuſatzinſtruktion für die Waldhüter , und endlich
7 ) Die Holzhauer⸗Ordnung ,

ſämmtliche vom 20 . Auguſt 1840 datirt , —in erforderlicher Anzahl zu beſorgen , und ſolche an das
unterſtellte Dienſtperſonal gegen Empfangsbeſcheinigung hinauszugeben .

Den 20 . Auguſt 1840 .

Nr . 10,887 . Betr . die Verrechnung der Zinſe aus den Zehntlaſten⸗
Ablöſungs⸗Kapitalien .

In Bezug auf die Verrechnung der Zinſe aus dem Ablöſungskapital der auf den Zehnten haften⸗
den Laſten wird den Fürſtl . Rentämtern bemerkt , daß ſolche analog mit jener der Zinſe aus dem Zehnt⸗
Ablöſungskapital inſolange für den Rentamtsetat unter der Rubrik , in welcher bisher die Zehntlaſt ver⸗
rechnet wurde , zu geſchehen habe , bis die Ueberweiſung des Laſten⸗Ablöſungskapital erfolgt ſein wird .

Den 21 . Sept . 1840 .

Nr . 6575 . Betr . die Vormerkung der von den Handwerksleuten über⸗
nommenen Garantien für ihre Bauarbeiten in den Hauptbüchern

und in den Baurechnungen .
Von der Fürſtl . Rechnungs⸗Reviſion iſt der Antrag geſtellt worden , daß die von den Handwerks⸗

leuten bei Uebernahme von Bauakkorden auf die Dauer von mehreren Jahren geleiſteten Garantien in
den Hauptbüchern unter den betreffenden Ausgabsrubriken und in den Baurechnungen bei den betreffenden
Objekten vorgemerkt , auch jeden Jahres , ſo lange die Garantie dauert , in die folgenden Hauptbücher
und Baurechnungen übertragen werden ſollen .

Nachdem man nun dieſem als zweckmäßig anerkannten Vorſchlage die dieſſeitige Genehmigung zu
ertheilen ſich veranlaßt ſieht , werden zugleich die Fürſtl . Verrechnungen und Bauinſpektionen mit dem
diesfallſigen pünktlichen Vollzuge beauftragt .

Den 21 . Okt . 1840 .

Nr . 12,740 . Betr . die Abhaltung von Holzgeld⸗Einzügen auf ärariſche
Koſten .

Man hat gegen die Abhaltung auswärtiger Holzgeld⸗Einzüge nichts einzuwenden , wenn den Holz⸗
käufern bei den Verſteigerungen von der Forſtbehörde eine Zuſicherung deshalb gemacht worden iſt oder
die Umſtände ſolche als räthlich darſtellen ſollten , d. h. die Größe des Erlöſes und die Mehrzahl der
Käufer mit dem Zeit⸗ und Koſtenaufwand im Verhältniſſe ſteht .

Den 26 . Okt . 1840 .
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Nr . 12,846 . Betr . die von den Fürſtl . Dienern in den Dienſtwohnungen
auf eigene Koſten gemachten Einrichtungen .

In höchſter Entſchließung Serenissimi vom 20 . Oktober 1840 Nr . 1262 iſt ausgeſprochen , daß die
§ o . 120 und 129 der Bauordnung vom Jahr 1801 , damit das Fürſtl . Aerar in der rubrizirten Rich⸗
tung nicht belaſtet werde , inſoweit dieſelben nicht durch ein obſervanzmaßiges Uebereinkommen der Dienſt⸗
wohnungsinhaber unter ſich eine Aenderung erlitten haben , dem Aerar gegenüber durchaus aufrecht er⸗
halten und bei vorkommenden Fällen ohne weiteres angewendet werden ſollen .

Den 29 . Okt . 1840 .

Nr . 8045 . Donaueſchingen . Betr . die Dünger⸗Abgabe an die Fürſtl .
Beamten und Diener .

Nachdem die Verhältniſſe , unter denen die frühern Verfügungen erlaſſen wurden , in mancher Be⸗
ziehung eine Aenderung erlitten haben , ſo ſieht man ſich veranlaßt , die Abgabe des Düngers in die
ſtandesherrlichen Gärten Fürſtl . Beamten und Diener auf ' s Neue zu reguliren und feſtzuſetzen , daß
künftig für einen Garten erſter Klaſſe von wenigſtens 40 Quadratruthen Größe badiſchen Maßes jähr⸗
lich ein ſechsſpänniger Wagen Rindviehdünger , für die kleineren Gärten jährlich je ein halber ſechs⸗
ſpänniger Wagen Rindviehdünger abgegeben , und der Geldbetrag hiefür der Hauptkaſſe in Aufrechnung
gebracht werden ſoll .

Hiebei wird ausdrücklich bemerkt , daß :

1 ) Die Benutzung von zwei Gärten auf Seite des einen oder andern der Beamten keinen Anſpruch
auf eine vermehrte beziehungsweiſe doppelte Düngerabgabe begründe ;

2 ) Diejenigen Beamten und Diener , welche mittelſt eigener Viehhaltung Dünger erzeugen , keinen
ſolchen von der Gutsverwaltung zu empfangen haben ;

3 ) Der abzugebende Dünger blos in die ſtandesherrlichen Gärten , keineswegs aber auf privateigene
Güter verwendet werden dürfe .

Die Gutsverwaltung hat ſich genau hiernach zu benehmen , Behufs der Düngerabgabe alljaͤhrlich
ein Verzeichniß über die Größe der Beſoldungsgärten und deren Nutznießer von der Hauptkaſſe zu re⸗
quiriren , in der Abgabe hiernach ſich zu richten , und den Koſtenzettel hiermit zu belegen .

Den 2. Nov . 1840 .

Nr . 11,418 . Betr . die durch die Fürſtl . Beamten vorzunehmenden Ver⸗

ſteigerungen insbeſondere das Mitſteigern derſelben .

Es iſt bereits durch frühere Verfügungen den Verwaltungsbeamten auf das ſtrengſte unterſagt wor⸗
den , bei Verleihungen oder Verkäufen ſtandesherrlicher Grundſtücke , Fahrniſſe oder anderer Objekte mit⸗
zuſteigern .

Man ſieht ſich neuerlich veranlaßt , wiederholt anmit zu verordnen , daß die Fürſtl . Beamten und
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Diener der Theilnahme an der Steigerung bei den von ihnen geleiteten Verkäufen oder Verleihungen ic .
unter Vermeidung angmeſſener Strafen ſich zu enthalten haben .

Hiernach haben die Verwaltungsſtellen ſich zu benehmen , und darauf zu achten , daß von dem un⸗
tergeordneten Perſonal ſich ebenfalls pünktlich hiernach benommen werde .

Den 12 . Nov . 1840 .

Nr . 13,431 . Betr . die Verzinſung der Vorſchüſſe auf Wiedererſatz .
Die Fürſtl . Brauerei⸗Verwaltung hat aus den , dem Fürſtl . Hofzahlamte auf Wiedererſatz ge⸗

machten Vorſchüſſen vom Tage der Zahlung an bis zur Wiedererſtattung jeweils 5 „ %éZinſe anzu⸗
rechnen , wogegen die von der Hofkaſſe an die Brauerei gemachten Vorſchüſſe ebenſo zu verzinſen ſind .

Den 12 . Nov . 1840 .

Nr . 13,445 . Betr . das Abſchreiben der Steuerkapitalien von abge⸗
lösten Zehnten .

Erlaß großh. Steuerdirektion v. 3. Nov . 1840 Nr . 14,791 des Inhalts :
Das großh . Finanzminiſterium hat durch Beſchluß vom 17 . vorigen Mts . Nr . 8133 zu Ziffer 2

der dieſſeitigen Bekanntmachung vom 30 . Dec . 1834 Nr . 32,045 Verordnungsblatt von 1835 Seite 3,
folgende Erläuterung erlaſſen , welche den Steuerperäquatoren und Steuerreviſionen zur Kenntniß und
Nachachtung bekannt gemacht wird .

Die Zehntſteuer⸗Kapitalien können von dem Zeitpunkte an abgeſchrieben werden , von welchem
an die Zehntentrichtung aufhört , und die Verzinſung des Ablöſungskapitals beginnt . ( § § . 9 und 10
des Zehntablöſungsgeſetzes . )

Im Falle eines gütlichen Uebereinkommens zwiſchen den Zehntberechtigten ( § § . 53 —57 des Zehnt⸗
Ablöſungsgeſetzes ) darf daher das Steuerabſchreiben erſt ſtattfinden , wenn

1 ) Eine amtlich beglaubigte Abſchrift des unter ihnen zu Stande gekommenen Ablöſungsvertrages
vorgelegt , und nachgewieſen wird , daß

2 ) Vom Zehntberechtigten und

3 ) Von den Zehntpflichtigen und zwar

4) Vom Gemeinderath und Bürgerausſchuß , im Falle die Gemeinde die Ablöſung vermittelt hat ,
oder

b ) Von der im H. 23 Seite 2 des Zehntablöſungsgeſetzes bezeichneten Anzahl der Zehntpflichtigen
wenn letztere die Ablöſung veranlaßt haben , die Ratifikation ertheilt , und hierauf

4 ) Der Zehntbezug des Zehntberechtigten eingeſtellt worden iſt . —

Die Genehmigung der Finanzbehörde mag übrigens erfolgt ſein oder nicht , da auch ohne dieſe Ge⸗

nehmigung ein Ablöſungsvertrag , welchen die Zehntberechtigten und Zehntpflichtigen ratiſieirt haben , für
dieſelben verbindlich wird , und die Einſtellung der Zehntentrichtung zur Folge hat , ſoferne die Zehnt⸗
pflichtigen nicht nach §. 56 des Zehntablöſungsgeſetzes die Fortentrichtung des Zehntens vorziehen .
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Beſchluß :
Die Fürſtl . Verwaltungen werden hievon in Kenntniß geſetzt .

Den 20 . Nov . 1840 .
8Fürſtlich Fürſtenbergiſche Domainen ⸗Kanzlei.

Nr . 14,263 . Betr . die Führung des Geſchäfts⸗Journals .
Es iſt bemerkt worden , daß das vorgeſchriebene Geſchafts⸗Journal von einigen Stellen nach dem

Laufe des Kalenderjahres , von andern dagegen nach jenem des Rechnungsjahres geführt wird . Da nun
aber eine Gleichförmigkeit hierin ebenfalls paſſend und einer guten Geſchäftsordnung entſprechend er⸗
ſcheint , ſo werden ſämmtliche Fürſtl . Stellen hiemit ausdrücklich angewieſen , das gedachte Journal künf⸗
tig für die Periode des Kalenderjahres anzulegen und zu führen .

Den 30 . Nov . 1840 .

Nr . 14,567 . Donaueſchingen . Betr . die Dünger⸗Abgabe an die Fürſtl .
Beamten und Diener .

Der Fürſtl . Gutsverwaltung wird eröffnet , daß diejenigen Fürſtl . Beamten , welche von Fürſtl .
Standesherrſchaft zu Haltung von Pferden oder Rindvieh , Futter oder eine Entſchädigung in Geld hie⸗
für empfangen , keinen Dünger für ihre Beſoldungsgärten zu beziehen , wohl aber diejenigen Beamten
oder Diener , welche von eigenem Futter einen Viehſtand unterhalten .

Den 10 . Dec . 1840 .

Nr . 14,633 . Betr . die Entrichtung der Pfarrkompetenzen , beziehungs⸗
weiſe die Anwendung der Marktpreiſe bei der Regulirung

derſelben .
Zur Erzielung einer gleichförmigen Behandlung wird hiemit beſtimmt , daß bei der Ermittlung des

Geldwerthes der Naturalienkompetenzen der Durchſchnitt der Preiſe des der Verfallzeit der Kompetenzenunmittelbar vorangehenden und nachfolgenden Markttages der maßgebenden Marktſtätte in Anwendungkommen ſolle ; wenn aber der Markttag und die Verfallzeit der Kompetenz auf einen Tag zuſammentreffen , die Preiſe dieſes Marktes in Berechnung zu nehmen ſeien .
Was die Transport⸗ und Marktkoſten anbelangt , ſo liegt es in der Natur der Sache , daß dieſenach jener Marktſtätte berechnet werden müſſen , deren Preiſe zur Beſtimmung des Geldwerthes der

Kompetenz angewendet werden .

Den 14 . Dec . 1840 .

Nr . 60 . Betr . die durch die Fürſtl . Beamten vorzunehmenden Ver⸗
ſteigerungen insbeſondere das Mitſteigern derſelben .

Die Fürſtl . Oberforſt⸗Inſpektion wird benachrichtet , daß die General - Verfügung vom 12 . Noo .1840 Nr . 11,418 allerdings auch auf die Fürſtl . Waldhüter Anwendung finde .
Den 4. Januar 1841 .
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Nr . 14,989 . Donaueſchingen . Betr . den Entwurf einer Inſtruktion
für den Guts⸗Aufſeher .

Die Inſtruktion , dreifach ausgefertigt , wird der Gutsverwaltung dahier mit der Weiſung zuge⸗
ſtellt , ein Exemplar , auf welchem die Mittheilung an den Aufſeher zu beurkunden iſt , wieder anher
zurückgehen zu laſſen .

Den 4. Januar 1841 .

Nr . 15,489 . Betr . die Behandlung der Prozeßkoſten insbeſondere der

Sportel⸗Forderungszettel .
Man ſieht ſich zu folgender Anordnung veranlaßt :
1 ) Der Fürſtl . Expedition wird die genaue Befolgung der Verfügung vom 2. Auguſt 1838 Nr .

7680 , die Frankatur der Briefe und Pakete der Fürſtl . Zentral⸗Verwaltungſtelle betreffend , insbeſon⸗
dere der weitern Verfügung vom 21 . Febr . 1839 Nr . 12,735 , die Jahres⸗Zuſammenſtellung der un⸗
gewiſſen Aktivreſte betreffend , wodurch angeordnet wurde , daß alle mit „Prozeßſache “ bezeichneten Schrei⸗
ben beziehungsweiſe Pakete an die Rechtsanwälte unfrankirt abgehen ſollen , mit dem Anfügen einge⸗
ſchärft , daß dieſe Vorſchrift künftig hinſichtlich aller an die Anwälte abgehenden Schreiben und Pakete ,
auf welche nicht ausdrücklich durch das Sekretariat bemerkt iſt , daß ſie frankirt werden ſollen , zu be⸗
obachten ſei .

2 ) Nachricht hievon dem Poſtporto - Kontroleur , um die Befolgung vorſtehender Verfügung zu über⸗
wachen , und die Berichtigung etwaiger Verſehen durch das Expeditorat zu veranlaſſen .

3 ) Die Herren Anwälte , Obergerichtsadvokat Dr . Mördes in Mannheim , Hofgerichtsadvokat Würth
in Konſtanz , Hofgerichtsadvokat Kuſel in Raſtadt , Rechtspraktikant Flügel in Bonndorf und Rechts⸗
praktikant Burger in Wolfach zu erſuchen , alle Mittheilungen in ſtandesherrlichen Angelegenheiten an
dieſſeitige Stelle ſowie an die untergeordneten Fürſtl . Verwaltungsſtellen und Fürſtl . Beamte künftig
ohne Ausnahme frankiren , und die diesfaͤlligen Auslagen in die zur Dekretur kommenden Koſtenverzeich⸗
niſſe aufnehmen zu wollen .

40 Den Erhibiten⸗Protokolliſten unter Mittheilung obiger Verfügung anzuweiſen , die Portoauslagen
für in Parteiſachen von einzelnen Perſonen oder andern als den dieſſeitigen Verwaltungsſtellen einkom⸗
menden Schreiben und Pakete auf der erſten Blattſeite des betreffenden Exhibitums oben in der linken
Ecke dem Präſentatum gegenüber zu bemerken , und die Adreſſe , worauf das Poſtporto erſichtlich iſt ,
anzuſchließen .

5 ) Nachricht hievon dem Sekretariat zum Wiſſen und Benehmen mit dem Anfügen , daß , nachdem
als Regel aufgeſtellt worden , daß alle Schreiben an die Anwälte unfrankirt abgehen ſollen , eine aus⸗
nahmsweiſe Bezeichnung zur Frankatur derſelben nur auf Anweiſung des Referenten zu geſchehen habe ,
ferner , daß man ſich auf gemachte Vorſtellung der Furſtl . Rechnungsreviſion veranlaßt ſehe , dieſelbe
von Aufbewahrung der Sportel - Forderungszettel , wie ſolche vor Kurzem angeordnet worden , und von
jeweiliger Aufſtellung der Prozeßkoſten - Verzeichniſſe nach beendigten Rechtsſtreiten zu entbinden und
hiemit das Sekretariat zu beauftragen , mit der Ermächtigung , zur Aufbewahrung und zum beſonderen
Verſchluß der Sportel⸗Forderungszettel einen der im Sekretariats oder Sitzungszimmer befindlichen
Aktenſchränke einrichten zu laſſen .

Den 7. Januar 1841 .
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Nr . 12,288 . Donaueſchingen . Betr . den auf ſtandesherrliche Güter fallen
den Pachtgeldsantheil für durch Gemeinden verliehene Schafwaiden .

Den Fürſtl . Rentämtern wird eröffnet :

Obwohl es dem Intereſſe der Fürſtl . Standesherrſchaft mehr entſpricht , wenn die Erlöſe aus den

Schafwaiden auf bürgerlichen und ſtandesherrlichen Gütern als Revenue zu den Gemeindekaſſen bezogen
werden , kann doch die Vertheilung des Erlöſes unter die Güterbeſitzer weder gehindert , noch von Seiten

der Fürſtl . Standesherrſchaft der Betreff ihrer Pachtgüter in Anſpruch genommen werden , da dergleichen
Güter in dieſer Hinſicht ohne Vorbehalt verpachtet ſind , und den Pächtern der volle Ertrag derſelben
gebührt .

Eine beſondere Bedingung hierwegen bei künftigen Verleihungen feſtzuſetzen , ſieht man ſich der ver⸗
wickelten Abrechnungen wegen , welche hierdurch herbeigeführt würden , nicht veranlaßt .

Die Fürſtl . Rentämter haben übrigens doch bei Aufſtellung der Etats über die Gemeindeumlagen
darauf zu dringen , daß da , wo als Schafwaide auch Gemeinde⸗Eigenthum zur Verleihung kommt , ein
der Extragsfähigkeit fraglicher Fläche entſprechender Theil des Waidpachtgeldes als Gemeinderevenue in

Berechnung genommen , und zur Gemeindekaſſe bezogen werde .

Den 18 . Januar 1841 .

Nr . 1115 . Betr . den Kaminkehrerlohn für ſtandesherrliche Gebände .

Bisher hat darüber , daß die Reinigung der Schornſteine in den ſtandesherrlichen Gebäuden weder

zu viel noch zu wenig vorgenommen wurde , eine Kontrole nicht beſtanden , es konnte daher nicht be —

meſſen werden , ob die Anſätze mit den Verrichtungen auch wirklich übereinſtimmen .

Zur Erzielung einer ſolchen Kontrole wird daher Folgendes anmit veordnet :

1 ) Künftig und im Rechnungsjahre 1841/42 erſtmals haben die Kaminkehrer ein von der betreffen⸗
den Verwaltungsſtelle einzurichtendes Büchlein mit ſich zu führen , worin jedem ſtandesherrlichen Ge⸗
bäude ein eigenes Blatt zu eröffnen , und dabei anzugeben iſt , worin die zu reinigenden Rauchfänge
beſtehen , namentlich , ob ſie ein⸗ , zwei⸗ oder dreiſtöckig ſeien .

2 ) Jede Reinigung iſt dann von dem Bewohner des Gebäudes mit Angabe des Tages der voll⸗

zogenen Arbeit zu beurkunden .

3 ) Vor dem jedesmaligen Nechnungsſchluſſe iſt ſonach dieſes Büchlein mit den Verdienſtzetteln der

betreffenden Verrechnung zu übergeben , und dieſe hat endlich

J Mit den Letztern auf jenen Beleg der Rechnung anzuſchließen .
Den 4. Febr . 1841 .

Nr . 1483 . Betr . die Allodiſikation ſtandesherrlicher Schupflehen , insbe⸗

ſondere ſolcher , für welche ſeit ihrer erſtmaligen ſchupflehenweiſen
Verleihung ein dreimaliger Heimfall nicht nachgewieſen

werden kann .

Serenissimus haben dem Kollegial - Antrage , nach welchem die Allodifikation der ſtandesherrlichen
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Schupflehen auch alsdann zuzulaſſen iſt , wenn an der Stelle der durch die §§d. 3 und 8 des Geſetzes

bedungenen drei Heimfälle ebenſo viele Wiederverleihungen des bezüglichen Gutes nachgewieſen werden

können , unterm 5. dieſes die Genehmigung zu ertheilen geruht .
Den 8. Febr . 1841 .

Nr . 1494 . Betr . die Vergütung der Staatsſteuern und Gemeindeumlagen
von abgelösten Gefällen .

Beſchluß großh . Steuerdirektion an das Rentamt Löffingen vom 13 . Februar 1838 Nr . 2184 des

Inhalts :
Dem Rentamte Löffingen erwiedern wir unter Rückgabe des Kommunikates , daß wir die , von der

dortſeitigen Reviſionsbehörde ausgeſprochene Anſicht , daß der Gefällbezieher von dem Zeitpunkte der

Ablöſung der Gefälle hier dem 11 . Nov . 1834 an , keine Steuer davon mehr zu entrichten ſchuldig ſei ,
die bereits bezahlte und dem Gefällpflichtigen vergütete Steuer von gedachtem Zeitpunkte bis 1. Mai

1835 daher von demſelben zurückzufordern haben , theilen .

Eine gleiche Beſtimmung beſteht auch hinſichtlich des Loskaufs der Zehntgefälle , wornach dem Zehnt⸗

Berechtigten die vom 1. Januar , wo der Zehntbezug erſtmals aufgehört hat , bis 1. Mal desſelben Jah⸗
res bezahlte Steuer von dem Zehntgefäll gleichfalls rückzuvergüten iſt .

Beſchluß :

Den Fürſtl . Verwaltungen Nachricht hievon zu ertheilen .
Den 8. Febr . 1841 .

Fürſtlich Fürſtenbergiſche Domainen⸗Kanzlei .

Nr . 2239 . Betr . die Aufnahme der Dienſtgehilfen .

Auf den Grund höchſter Verfügung vom 19 . d. Mts . ſieht man ſich veranlaßt , ſammtliche Ver⸗

waltungen , welche zur Haltung von Gehilfen genöthigt ſind , anzuweiſen , bei der Anſtellung unbekannter

Subjekte genaue Erkundigung über deren Charakter , Eigenſchaften , körperliche Beſchaffenheit und frühere

Aufführung anzuſtellen , und mit dem Berichte , durch welchen die Beſtätigung einer ſolchen Anſtellung
vorſchriftsmäßig nachgeſucht wird , das Ergebniß dieſer Erkundigung unter Anſchluß der beigebrachten
Zeugniſſe zur dieſſeitigen Kenntniß zu bringen .

Sollten die Verwaltungsvorſtände die hiebei erforderlichen Vorſichtsmaßregeln unterlaſſen , ſo haben

ſie es ſich ſelbſt zuzuſchreiben , wenn man ſie für jeden daraus entſtehenden Nachtheil haftbar erklärt

dagegen überläßt man dem Ermeſſen der Verwaltungsvorſtände , ob ſie zu ihrer Sicherheit nicht
öffentlich bekannt machen wollen , daß an die Gehilfen keinerlei ſtandesherrliche Gelder bei Vermeidung

doppelter Zahlung entrichtet werden dürfen .
Den 26 . Febr . 1841 .
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Nr . 2182 . Betr . die Regulirung der Gültpreiſe .

Nachdem es bisher hin und wieder unterlaſſen worden iſt , die Dekretur der Zinsfruchtpreis⸗
Berechnungen , welche gemaß der Verfügung vom 28 . Auguſt 1834 Nr . 4839 alljährlich aufzuſtellen
ſind , einzuholen , ſo werden hiemit die Fürſtl . Verwaltungsſtellen angewieſen , die Berechnungen über
die Gült⸗ und Pachtfrucht⸗Reluitionspreiſe unter gehöriger Begründung allenfallſiger Abweichungen
von den beſtehenden Beſtimmungen je auf den 1. December zur Prüfung und Genehmi⸗
gung vorzulegen .

Den 8. März 1841 .

Nr . 2792 . Donaueſchingen . Betr . die Bierbeſoldung des Brauver⸗
walters Boley daſelbſt zu 460 Maß .

An die Brauerei⸗Verwaltung dahier :
Dem Belieben des Fürſtl . Brauverwalters iſt es anheim geſtellt , welche Sorte des erzeugten

Bieres er als das ihm in parlem salarii ausgeſetzte Bier beziehen will dagegen werden ihm für das
nicht in natura bezogene Quantum ſechs Kreuzer per Maß in Geld vergütet .

Den 11 . März 1841 .

Nr . 2991 . Betr . die Aktiv⸗ und Paſſiv⸗Nachträge , insbeſondere die

Bewirkung ihrer Verminderung .

Wiederholt hat man darauf aufmerkſam gemacht , die Aktio⸗ und Paſſivnachträge durch rechtzeitige
Conſtatirung des Solls zu vermeiden ; deſſen ungeachtet ſind in den Rechnungen für 1839/40 wieder
eine Menge von dergleichen Nachträgen vorgekommen , welche bei größerer Aufmerkſamkeit hätten ver⸗
mieden werden können .

Man ſieht ſich daher genöthigt , zu beſtimmen , daß künftig jeder derartige Poſten , welcher nicht ge⸗
nügend gerechtfertigt werden kann , mit einer Strafe von 10 bis 30 kr. je nach dem Grade der dabei
ſtattgefundenen Saumſeligkeit belegt werden ſoll .

Den 16 . Marz 1841 .

Nr . 2361 . Betr . die Nachweiſung des Strichs der auf erworbenen Ob⸗

jekten haftenden Pfandlaſten in den Pfandbüchern .
Das Fürſtl . Hofzahlamt wird hiemit angewieſen, da wo auf erworbenem GrundeigenthumPfand⸗

laſten ruhen , ſolches unter Berufung auf die Kaufsurkunde in Rechnung vorzumerken , aus dem Kauf⸗
ſchilling vor Allem das überwieſene Paſſivum zu tilgen , und darüber , daß ſolches geſchehen , und der
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Strich im Pfandbuche bewirkt worden ſei , in der Rechnung mittelſt Anſchlußes der Löſchungsurkunde

Nachweiſung zu geben .
Den 22 . März 1841 .

Nr . 3406 . Betr . den Verkauf der Sägwaare bei der dortigen Säge
mit Borgfriſt .

Der Fürſtl . Sägeverwaltung wird zu erkennen gegeben :

Die Ertheilung von Borgfriſten für den Verkauf der Materialien kann für ihren Abſatz bei der

Säge in Wolterdingen erſprießlich ſein , allein das Verfahren erfordert Vorſicht , damit keine Rückſtände

angehäuft , oder gar dem Verluſte ausgeſetzt werden .

Man ermächtigt daher dieſe Säg - Verwaltung und durch ſie den ſtandesherrlichen Säger zu

Wolterdingen , der für die genaue Einhaltung der Vorſchriften haftbar erklärt wird , bei größern oder

kleinern Quantitäten eine Zahlungsfriſt von drei bis ſechs Monaten ſo zu bewilligen , daß ein Bürg⸗

ſchein ausgeſtellt werden muß , in welchem der Bürge „ als Bürge und Selbſtſchuldner “ eigenhändig

unterſchrieben iſt .

Kleinere Beträge von 6 , 8S und 10 fl . ſind gleich zu bezahlen .

Es muß darauf Rückſicht genommen werden , daß die Gelder noch vor dem Rechnungsſchluß ein⸗

geliefert werden , oder im entgegengeſetzten Falle ſo viel Zeit übrig bleibt , um dieſelben bis zu dem an⸗

gegebenen Zeitpunkte beitreiben zu können .

Sollte ein Brandbeſchädigter , deſſen Bedarf immer bedeutend ſein wird , Materialien verlangen

und auch erhalten , ſo iſt der auszuſtellende Bürgſchein auch von dem einſchlägigen Bürgermeiſteramt

unterſchriftlich zu beglaubigen .

Gleiche Maßregeln ſind erforderlich , wenn ein Auswärtiger Sägwaare auf Borg kaufen würde .

Alle eingehändigten und an die Verwaltung abzuliefernden Bürgſcheine hat die Letztere in ihrer Re⸗

giſtratur zu verwahren , und ja nicht zu überſehen , daß die ausſtehenden Gelder von Zeit zu Zeit ein⸗

gefordert und eingetrieben werden .

Sollte ſich in der Folge zeigen , daß dieſe jeden Augenblick widerrufliche Borgfriſt⸗Ertheilung für

das Aerarium gefährdend werden könnte , ſo erwartet man die unverzügliche Anzeige .

Den 30 . März 1841 .
5

Nr . 3075 . Betr . die den Bewohnern ſtandesherrlicher Gebäude obliegen⸗

den Verbindlichkeiten .

In der höchſten Entſchließung Serenissimi vom 29 . März 1825 Nr . 64 zu dem Domainenkanzlei⸗

Beſchluß vom 12 . April 1825 Nr . 953 iſt ausgeſprochen , daß die dort enthaltene Beſtimmung auf die

Quartiere der unteren Dienerklaſſe keine Anwendung finde . Unter dieſe Klaſſe ſind nun von jeher Livree⸗

Bediente , Kaſtenknechte , Amtsdiener und nach der älteren Einrichtung auch die Revierförſter gezählt

worden . Wenn in jener höchſten Verfügung von Beamten die Rede iſt , ſo iſt dieſer Ausdruck in wei⸗

teſter Bedeutung zu verſtehen , und für Bedienſtete gleichbedeutend zu nehmen .
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Es handelt ſich übrigens in dem dieſſeitigen Antrage , welcher jene höchſte Verfügung veranlaßte ,

nur um die Anſtreicharbeiten in dem Innern der Gebäude , nämlich der Zimmerthüren und Lamperien

als Gegenſtände , die mehr als Sache des Luxus , als der wirklichen Nothwendigkeit anzuſehen ſind .

Dagegen geſchieht das Anſtreichen der äußerlichen Läden , der Fenſtergeſtelle , der Haus⸗ und Stall⸗

thüren ꝛc. nicht der Bewohner wegen , ſondern wegen der längeren Haltbarkeit im Intereſſe des hohen

Eigenthümers , es ſind daher auch dieſe Koſten von jeher aus dem Fürſtl . Aerarium beſtritten worden .

Den 2. April 1841 .

Nr . 4315 . Vetr . die Stellung der Heiraths⸗Kautionen .

Aus der bisher bei mehreren Fällen vorgekommenen Art und Weiſe der Stellung der Heiraths⸗

Kautionen hat man ſich überzeugt , daß der Zweck dieſer Vorſchrift nicht überall richtig aufgefaßt

wurde .

Dieſer Zweck beſteht nämlich darin , daß den geringer beſoldeten Dienerklaſſen im Falle der Ver⸗

ehelichung eine weitere Einnahme geſichert ſein ſoll , wodurch der nothwendige Mehraufwand während

der Dauer der Ehe gedeckt wird , und im Falle des früher eintretenden Ablebens des Mannes den Re⸗

likten neben der denſelben zukommenden Penſion der Ertrag der Heiraths⸗ Kaution zur Sicherheit ihrer

Subſiſtenz zufließen ſolle.
Die Erreichung dieſes doppelten Zweckes ſetzt nun natürlich voraus , daß die Kautionsſumme dem

Diener und ſeiner Familie eine angemeſſene Rente abwerfe .

Dieſes iſt aber nur dann möglich , wenn die Kautionsſumme, beſtehe ſie in baarem Gelde oder in

liegenſchafklichem Werthe , dem Diener oder ſeiner Gattin eigenthümlich angehört .

Hieraus ergibt ſich mithin , daß die Kaution niemals durch einen Dritten , dem das Eigenthum dar⸗

an zuſteht , geſtellt werden köͤnne , es waͤre denn , daß dieſer Dritte zugleich die Verbindlichkeit ausdrück⸗

lich übernähme , eine der Kautionsſumme entſprechende Rente an den Diener und ſeine etwaigen Re⸗

likten jährlich zu entrichten .

Im Uebrigen kann die Kaution entweder mittelſt Unterſtellung des doppelten Werthes an liegen⸗

ſchaftlichem Beſitze , oder Hinterlegung von gerichtlichen Pfandurkunden in einem der Kautionsſumme

gleichſtehenden Betrage , oder mit Hinterlegung ſolcher Urkunden , wodurch das Recht zum Bezuge einer

der Kautionsſumme entſprechenden Rente für die Diener und ſeine Relikten nachgewieſen wird , wie z.

B . der Bezug einer Rente aus einer Verſorgungs⸗ oder Lebens⸗Verſicherungsanſtalt geſtellt werden .

Die Fürſtl . Stellen haben ſich nun in künftigen Fällen hiernach zu benehmen .

Den 13 . April 1841 .

Nr . 4437 . Donaueſchingen . Betr . den Verkauf der Bierhefe .

Der Fürſtl . Brauverwaltung wird erwiedert :

Man finde den Vorſchlag , wornach der Detailverkauf der Bierhefe dem Franz Hirt auf eigene

Rechnung übertragen werden will , ſachgemäß , und ermächtige die Fürſtl . Verwaltung mit dem Voll⸗

zuge deſſelben .
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Hinſichtlich der Belohnung des Detailverkäufers iſt man des Dafürhaltens , es ſolle ſich derſelbemit einem Kreuzer per Gulden Erlös , oder mit einem Kreuzer von je zwei Maß Hefe begnügen .Vom 19 . April 1841 .

Nr . A524 . Betr . den Bezug der Drittelgebühren aus fallpflichtigen
Gütern .

Es wird den Fürſtl . Verwaltungen hiemit zur Nachachtung eröffnet , daß da , wo eine WeibsperſonStockdrittelfelder in die Ehe bringt und kinderlos verſtirbt , das Stockfeld dann dem Manne erblich an⸗fällt , und ſo auch umgekehrt , wenn der Mann Stockfelder einbringt , — die Drittelgebühren nach wievor erhoben werden ſollen .
Den 19 . April 1841 .

Nr . Au69 . Betr . die Behandlung des Schaltjahrs bei Berechnung vonBeſoldungs⸗ , Penſions⸗ und Zinsraten .
Zur Beſeitigung von Zweifeln und Ungleichheit in der rubrizirten Sache wird hiemit verfügt , daßdie Schaltjahre in allen Fällen , wie z. B . bei Ratenberechnungen von Beſoldungen , Penſionen , Kapital⸗Zinſen ꝛc. wie gewöhnliche Jahre zu behandeln ſeien .

Den 26 . April 1841 .

Nr . 2480 . Betr . die Behandlung der Prozeßkoſten , insbeſondere der

Sportelforderungen .
Man ſieht ſich zu folgender Anordnung veranlaßt :

1) Weiſung an die Poſtporto⸗Controle und an den Erhibiten⸗Protokolliſten Freudigmann :Die Verfügung vom 7. Januar d. J . Nr . 15,489 wird , ſofern dadurch angeordnet wurde , daß dieAnwälte ihre Berichte an dieſſeitige Stelle frankiren ſollen , hiemit aufgehoben , da man hinſichtlich desVollzugs auf unerwartete Anſtände geſtoßen iſt .
Damit aber dieſe Portoauslagen gehörig verzeichnet werden können , um ſolche wieder zum Erſatzezu bringen , wenn ſie ſich hiezu eignen , hat der Erhibitenprotokolliſt die vorkommenden Portoauslagen inProzeßſachen auf dem betreffenden Exhibitum vorzumerken , wenn ſolches unter Couvert eingegangen ,dieſes dem Exhibitum beizulegen , um das Koſtenverzeichniß ſeiner Zeit damit belegen zu können .Die Herrn Anwälte erſucht man gleichzeitig , auf die Adreſſe ihrer Berichte und Pakete an dieſſei⸗tige Stelle jedesmal den Betreff kurz beizuſetzen.

2 ) Nachricht hievon dem Sekretariate mit der Weiſung , die Portoauslagen jeweils in das Prozeß⸗koſtenbuch pünktlich einzutragen.
3 ) Nachricht hievon der Reviſion.

4 Nachricht den Herrn Anwälten Dr . Mördes in Mannheim , Hofgerichtsadvokaten Würth in
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Konſtanz , Kuſel in Raſtatt , Rechtspraktikant Flügel in Bonndorf und Burger in Wolfach zu ihrem

Benehmen .
Den 29 . April 1841 .

Auszug

aus dem großh . bad . Regierungsblatt Nr . II vom 15 . Mai 18111 .

Pag . 135 . In Folge eingeholter höchſter Ermächtigung wird hiemit die höchſte Entſchließung aus

großh . Staatsminiſterium vom 17 . Juni 1830 Nr . 875 zur öffentlichen Kenntniß gebracht , wodurch ans⸗

geſprochen wurde , daß den Standes⸗ und Grundherrn die Befugniß zum Bezuge der Nachſteuer von

den nach den Nordamerikaniſchen Freiſtaaten auswandernden großh . Unterthanen durch die bis daher er⸗

ſchienenen großh . Verordnungen nicht entzogen worden , und daher der Erhebung derſelben kein Hinder⸗

niß in den Wegzu legen ſei .

Karlsruhe , den 20 , April 1841 .

Miniſterium des Innern .

Freiherr v. Rüdt .

Donaueſchingen . Betr . die Viſitation des hieſigen Holzmagazins .

Der Brennholz⸗Magazins⸗Verwaltung und dem Fürſtlichen Hofjäger wird folgender Auftrag

ertheilt :
Wegen des Holzbeugens iſt auf dem hieſigen Brennholz - Magazin von Zeit zu Zeit Nachſicht zu

halten , und es ſind die Materialknechte , welche das Brennholz weicher und harter Art aufzubeugen

haben , über ihr Verhalten zu belehren und anzuweiſen .
Sollten Bemänglungen entdeckt werden , ſo iſt mit der Magazins - Verwaltung Rückſprache

zu nehmen , damit denſelben abgeholfen , und die Beugen nicht nur einzig in das vorgeſchriebene Maß

hergeſtellt , ſondern auch in ſolchem erhalten werden .

Bei entdeckten wichtigern Gebrechen oder Vernachläßigungen von Seiten der Materialknechte iſt die

Anzeige dem Direktoriv ſelbſt zu machen .
Den 8. Juni 1841 .

Domainen⸗Kanzlei⸗Direktorium .

Nr . 7559 . Donaueſchingen . Betr . die Niederlage der Abbruchs⸗

Materialien in dem Magazin .

Die Bauinſpektionen werden hiemit angewieſen , künftig über die in das Materialien⸗Maga⸗

zin dahier als Depoſitum abgegebenen Abbruchsmaterialien und andere Gegenſtände ein Verzeichniß zu

fuͤhren, darin die Verwaltungen , welchen ſie angehören , den Werth derſelben , den Tag der Hinter⸗

legung und jenen der etwaigen Zurücknahme zu bemerken , dieſes Verzeichniß ſodann am Schluſſe des
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Rechnungsjahres abzuſchließen , ſofort am 20 . Mai jeden Jahres der Baumaterialien Magazins⸗
Verrechnung mit beigefügter Unterſchrift einzuhändigen .

Zum genauen Vollzuge wird der Baumaterialien - Verrechnung von vorſtehender Verfügung an
die Bauinſpektionen mit der Weiſung Nachricht gegeben , am Schluſſe jeden Rechnungsjahres die nachden Verzeichniſſen der Bauinſpektoren noch vorhandenen deponirten Gegenſtände zu übernehmen , in Rech⸗
nungseinnahme zu ſtellen , und jenen Etats , von welchen ſie herrühren , den Werth zu vergüten .

Den 8. Juli 1841 .

Nr . 8787 . Betr . die Aufnahme verſchiedenartiger Materien in einen
und denſelben Bericht oder Vortrag .

Ungeachtet man ſchon ſehr oft darauf aufmerkſam gemacht hat , daß es den Regeln einer geordneten
Regiſtraturführung zuwiderlaufe , wenn mehrere verſchiedenartige Gegenſtände in einen Bericht aufge⸗
nommen werden , ſo kömmt ſolches dennoch nicht ſelten vor .

Nachdem dies aber für die beſtehende Archiv⸗Ordnung und für die Geſchäftsführung überhaupt ſehr
ſtörend iſt , ſo werden hiemit ſämmtliche Fürſtl . Stellen angewieſen , um ſo mehr mit der nöthigen Sorg⸗
falt hierauf zu achten , als man ſich ſonſt veranlaßt ſehen wird , Berichte , welche der bezüglichen Re⸗
giſtraturregel nicht entſprechen , zur Umarbeitung zurückzugeben.

Den 2. Auguſt 1841 .

Nr . 3778 . Betr . die Entrichtung der Gewerbſteuer⸗Kapitalien durch
Pächter .

Bei künftigen Verpachtungen gewerblicher Etabliſſements , wie dieſes in neuerer Zeit geſchah , iſt hin⸗
ſichtlich der Tragung der Gewerbſteuer , insbeſondere aller auf das Betriebskapital fallenden Staatsſteuern
und Gemeindeumlagen durch die Pächter das Erforderliche in den Pachtkontrakt aufzunehmen .

Den 9. Auguſt 1841 .

Nr . 428 . Betr . die Beitragspflicht der Fürſtl . Standesherrſchaft zu den
Gemeindebedürfniſſen , hier die Mangelhaftigkeit der jährlichen

Zuſammenſtellungen der Steuerkapitalien .
Sämmtliche Rentämter unter bad . Hoheit werden unter abſchriftlicher Mittheilung des Reviſions⸗

Berichtes vom 7. Febr . 1840 Nr . 1694 angewieſen , ſich wegen Beibringung der nach dieſem Berichte
erforderlichen Nachweiſungen unter Mittheilung des anliegenden Formulars und unter Zuſicherung einer
dem Geſchäfte entſprechenden Gebühr an die betreffenden Steuerperäguaturen zu wenden , und deren
Rückäußerung anher vorzulegen .

Den 26 . Auguſt 1841 .

E....
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Reviſionsbericht vom 7 . Februar 1840 Ur . 1694 .

Die von großh . Steuer⸗Reviſion ſeither zu Handen bekommenen Zuſammenſtellungen über die

Total⸗ und ſtandesherrlichen Steuerkapitalien entſprechen dem Zwecke , für den ſie nothwendig ſind , nur

ſelten . Wir brauchen ſie nämlich zur Prüfung der Gemeindsvoranſchläge , insbeſondere zur Vergleichung :

ob die in letztern enthaltenen Totalſteuerkapitalien , ſowie die in den hierauf baſirten Umlageforderungs⸗

zetteln angegebenen Steuerkapitalien der Fürſtl . Standesherrſchaft mit jenen Mittheilungen übereinſtim⸗

men , oder von denſelben abweichen .

Nun ſind aber in dieſen Mittheilungen , die Totalſteuerkapitalien ſtets nach dem Staatsſteuerkataſter

angegeben , während in den Voranſchlägen die Totalſteuerkapitalien immer nach Abzug der im §. 17 des

Geſetzes vom 28 . Auguſt 1835 Regierungsblatt Nr . 41 benannten Steuerkapitalien , ſowie der im §.

12 gedachten Kapitalien der Pfarreien und Schuldienſte , deren Ertrag die Congrua nicht erreicht , ent⸗

halten ſind . Auf dieſe Art entſtehen immer bedeutende Abweichungen , die wir nicht zu entziffern ver⸗R
mögen , und darum jedesmal bemängeln , beziehungsweiſe zur Entzifferung ausſetzen müſſen .

Um dieſes künftig zu umgehen , und den Zweck auf möglichſt kurzem Wege zu erreichen , ſind uns

folgende Ausſcheidungen nothwendig :

à ) Die Totalſteuerkapitalien nach dem Staatsſteuer⸗Kataſter.
b) Die zum Abzug geeigneten , in §. 12 und 17 des Geſetzes benannten Kapitalien .

0) Die hienach für die Gemeindekataſter noch verbleibenden , beitragspflichtigen Totalſteuerkapitalien ,

nach den Abtheilungen 1 und 2 ausgeſchieden , endlich

d ) Die Steuerkapitalien der Fürſtl . Standesherrſchaft nach Rentamts⸗ und Forſtetats ausgeſchieden .

Wir ſehen nun wohl ein , daß die großh . Kreis⸗Steuer - ⸗Reviſion nicht im Stande ſein wird , dieſe

Nachweiſungen alle zu geben , und finden uns daher zu dem gehorſamſten Antrage veranlaßt , daß die

großh . Kreis⸗Steuer⸗Reviſion der ſeitherigen Mittheilungen an die Rentämter enthoben , dagegen letztern

die Weiſung ertheilt werden möchte , daß ſie in vorſtehendem Sinne an die betreffenden Steuerperäquatoren

ſich ſelbſt zu wenden hätten . Unter dieſen Vorausſetzungen wäre dann auch der an die Kreis⸗Steuer⸗

Reviſion ſeither bezahlte Averſalbetrag zu ſiſtiren .

W

e
———
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Formular .

Kentamtsbezirk U. U.

Verzeichniſz
ſämmtlicher Steuerkapitalien

in jenen Gemeinden , in welchen die ſtandesherrlichen Verrechnungen ſteuer⸗

bare Objekte beſitzen ,

Zur Fertigung der Voranſchläge und Umlagsregiſter für das Rechnungs⸗

Jahr

Nach den durch K. 14 der Vollzugs⸗Verordnung vom 24 . Oktober 1835 vorgeſchriebenen
Abtheilungen gefertigt .

29 *⁰
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Abtheilung I .
2 . b. C. IAl . E. .

85 Einwohner , M Staatsbürgl AIIi 85 Süümete
88 in welcher die Amlage Gemeinde⸗Ein⸗ örbnrnr öl 151 —. — — der Abtheiwird . 8 ehen - mit Gewerb⸗ Stiſtungen8 ausgeſchlagen wir

Bürger . ſaſſen . Riſt Wuh He - und Land - ſin Oezug auf lung I .

haben. ſitze . Wirthſchaſt . Gewerbs⸗
Gegenſtände .

fl . fl . fl . 8 fl . fl.
14Altglashutten 55,405 1750 1875 — 620 — 59,650

Bärenthal 37,445 — — — — — 37,445

Dittishauſen mit Kirn - 140,190l 3225 2980 — 12035 — f158,430

berg und Weiler

Ciſenbach 76,/040 3830 5285 22²5⁵5 — 88,380

5 Fiſchbach mit Hinterhäu⸗ 108,855 1110 875⁵ — — 110,540

ſer , Raiterswies und

Schwends .

6 [ Hammereiſenbachh28,945 6625 1130 — — 71,015

W2W. . CCCC . . · · · ———
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Abtheilung II .

B . Summe nachAuf 1003 teuer KRa-
Staatsbürgl . Summe Artikel Jdes Gulden 8 8 8 Ailtr 5
Einwohner vaon

Gemeinde — Steuerkah - - 8 8
5

Aus - ohne Ge -
Abthri⸗

Geſetzes alſo pital wur⸗ S 8 8 desherrlicher

5 werbe oder
Ang I . A den umge- “ 2 S. Verrech⸗

mürker .
Wiſe I Aff 1l . legt . 8 8 5 nungen .

ſchaft.
fl . fl . fl . fl . fl . kfl⸗ fl . fl.

1710 — 17104 61,360 4690 ] 66,050 [ Rentamt 1100

12,390 — [ 12,390l 49,835 2180J 52,015Rentamt. 2820

Forſtver⸗
waltung . ] 7240

141200 — 141,200J 299,630 17,390 ] 317,020 Rentamt 24,790 Dittishauſen .
Rentamt 23,060 ] Kirnberg .
Rentamt 43,610 Weiler .

Forſtver⸗
waltung . ] 38,980 ] J Weiler .

25,410 — 25,410l 113,790 160 114,950 [ Rentamt 24,160
Forſtver⸗
waltung . “ 650

Hütten⸗
amt . 150

8270 10,000 18) 270] 128,810 5240l 134,050 Rentamt ] 1160 ] Fiſchbach.
Rentamt 790 Hinterhäu ſer .
Rentamt 3630 ] Raiterswies .

Rentamt 570 ] Schwend .
Forſtver⸗
waltung. 40] Raiterswies .

22,710 — 22,710 ] 93,725 36,200 ] 129,925 Hütten⸗
amt . 21,775 ] Abthlg . I. f.

Rentamt 12,540 do . do .

Forſtver⸗ do . II . a.

waltung . 22,710

Freies ſtandesherrliches Steuerkapital , 35,200

( Betriebskapital , Fabrikgebäude . )

Die Richtigkeit dieſer Zuſammenſtellung beurkundet

NR. N HHH . .

T. N. N.
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Nr . 10,776 . Betr . die mangelhafte Ausſtellung der Sportelzettel .

Nachſtehender Erlaß der großh . Steuerdirektion wird ſämmtlichen Rentämtern unter badiſcher Ho⸗

heit und der Fürſtl . Rechnungsreviſion zum Wiſſen abſchriftlich mitgetheilt .
Den 16 . Sept . 1841 .

Fürſtlich Fürſtenbergiſche Domainen⸗Kanzlei .

Steuer⸗ - Direktion .

Nr . 10,714 . Erlaß großh . Regierung des Seekreiſes vom 30 . Juli d .

J . Nr . 13,888 , die mangelhafte Angabe des Betreffs in den Sportel⸗
Einzugsregiſtern des Amts Neuſtadt betr .

Beſchluß :

1 ) An das Amt Neuſtadt .

Aus obiger Mittheilung , insbeſondere aus einem vom dortigen Sportelextrahenten aus Auftrag des

Amts an das Fürſtl . Rentamt Löffingen unterm 19 . März d. J . Nr . 3815 ergangenen Schreiben hat
man erſehen , daß dieſer ſich verordnungsmäßig nur verbunden glaubt , in den Sportelheberollen den

Betreff im Allgemeinen anzugeben , nicht aber auch die Namen der betheiligten Partien zu bemerken .

Dieſe Anſicht iſt jedoch ganz irrig , indem , wenn gleich in dem gegebenen Formular zu den Hebe⸗
rollen die bezügliche Kolonne nur kurz mit dem Wort „Betreff “ überſchrieben iſt , es ſich doch von ſelbſt
verſteht , daß dieſer Betreff überall mit hinreichender Genauigkeit angegeben werden muß , wozu aber

auch die Angabe der betreffenden Partien , deren genaue Namensbezeichnung , ſowie des Wohnorts ge⸗

hört , damit der Sportelpflichtige ſich auch von der Richtigkeit der Forderung überzeugen , und wo er den

Erſatz ſpäter von der Gegenpartie anzuſprechen hat , ſolchen ſofort reklamiren kann .

Das Amt wird daher beauftragt , den Sportelextrahenten hiernach zu verſtändigen , ihn anzuweiſen ,
überall den Betreff mit hinreichender Genauigkeit und Vollſtändigkeit in die Hebrollen aufzunehmen , und

jedem Sportelpflichtigen die im andern Fall desfalls nachträglich verlangt werdende Auskunft zu geben .

Auch iſt dem Extrahenten zu bemerken , daß man bei begründeten Beſchwerden der Sportelpflichtigen
über verweigerte Auskunft mit geeigneten Geldſtrafen gegen ihnen verfahren werde .

2 ) An die Obereinnehmerei Bonndorf :

Aus obiger Mittheilung hat man gelegenheitlich erſehen , daß ſich der Erheber in Loffingen nicht der

vorgeſchriebenen Impreſſen zu Aufſtellung der Sportelforderungszettel und Quittungen bedient , ſondern

zu letztern eine Impreſſe verwendet , welche keinen hinreichenden Raum zur genauen Angabe des Be⸗

treffs gewährt .
Die Obereinnehmerei hat daher denſelben anzuweiſen , nur die von hieraus angeordneten Impreſſen

zu verwenden , und ihm anzuempfehlen , die Betreffe ſo vollſtändig als es in den Sportelhebrollen ange⸗

geben , auch in die Forderungszettel aufzunehmen .

3 ) Unter Benachrichtigung hievon werden der Fürſtl . Fürſtenbergiſchen Domainen⸗Kanzlei die Bei⸗

lagen des von der großh . Kreisregierung hieher mitgetheilten dortigen Erlaſſes vom 12 . Juli 1841 Nr .

6846 wieder zurückgeſendet .

Karlsruhe , den 13 . Auguſt 1841 .
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Nr . 10,882 . Donaueſchingen . Betr . die Vorlage einer Inſtruktion für
den Wäſſerer der Weiherwieſe .

Der Fürſtl . Gutsverwaltung dahier werden drei Exemplarien der Inſtruktion für den Wäſſerer der

großen Weiherwieſe mit der Auflage zugeſtellt , die Eröffnung und den Empfang eines Exemplars derſelben

den Wäſſerer unterſchriftlich anerkennen zu laſſen, und ein Exemplar binnen drei Wochen anher zurückzugeben .
Den 20 . Sept . 1841 .

Nr . 11,007 . Betr . die Vermarkung , Vermeſſung und Kartirung des

Fürſtl . Grundeigenthums .

Bis zum Erſcheinen einer ausführlichen Inſtruktion werden den Fürſtl . Verwaltungen im Groß⸗

herzogthum Baden für die Vermeſſung und Kartirung des Fürſtl . Grundeigenthums nachfolgende weitere

Vorſchriften ertheilt :

§. 1

Die Vermeſſung kann erſt beginnen , wenn die Grenzen richtig geſtellt und vermarkt ſind .

§. 2.

Die Aufnahme geſchieht in der Regel mit dem Theodolit , durchgehends im badiſchen Landesmaße ,

die Kartirung im Maßſtabe von 1/ &2000 der natürlichen Größe .

Bedeutende Waldparcellen können eine Ausnahme machen .

Die Entfernung der Umfangs⸗Grenzlinie ſind im badiſchen Maße in Schuhen und Zollen anzu⸗

geben , die Umfangswinkel in Graden und Minuten . Statt der Kette bedient ſich der Geometer der

zwanzigſchuhigenMeßſtangen „ zu deren Eintheilung und Rectifikation er den Stangenzirkel und großen

Maßſtab ( dieſer mit einer Länge von 2 ½ Fuß badiſch ) anwendet .

Nur bei ganz kleinen Parcellen es erlaubt , bei Winkelmeſſungen ftatdes die Grad⸗

ſcheibe zu benützen .

Die Standlinien ( Baſen ) , ſodann die Entfernungen von Grenzmarkſteinen und Pflöcken ſind immer

doppelt zu meſſen .

Letztere , ſowie das Flächenmaß ſind in die Karten mit gutem Karmin einzutragen .

§. 3 .

Um aus allen Originalkarten einen Atlas zu bilden , erhalten ſämmtliche Plane , wenn immer mög⸗

lich , eine und dieſelbe Größe . Die Form iſt die eines Quadrats mit der Seitenlänge von 18 Zoll

badiſchen Maßes .

Kann ein Kameralhof vermöge ſeiner Flächen⸗Ausdehnung nicht ganz auf eine ſolche Quadrat⸗

Platte ( Meßtiſchplatte ) aufgetragen werden , ſo wird eine zweite genommen .

Die Zeichnung geſchieht nach angeſchloſſenem Muſterblatte ; Papier von geringerer Qualität , als

das der Muſterzeichnung , darf lediglich nicht gebraucht werden . Es kann ſolches aus der Ebner ' ſchen

Kunſthandlung ( Königsſtraße in Stuttgart ) bezogen werden .
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Mit Rückſicht auf die politiſche Eintheilung der Gemeinden erhalten die Plane folgende

Aufſchrift :

Dirſllich Dürſlenbergiſches Idenlanl Wöffingen .

Gemeindeverband Fiſchbach .

EBläkt⸗

J. Kameralgut in der oberen Schwende .

II . Kameralgut in der unteren Schwende .

*

Liegen in einem und demſelben Gemeindeverband ( Steuerbezirk ) mehrere Fürſtl . Höfe und einzelne
Güter , deren Kartirung mehrere Blätter erfordert , ſo erhalten dieſe die Bezeichnung

Blatt I.

1

„ III . u. ſ. w.

Fällt ein und derſelbe Hof auf zwei Blätter , ſo wählt man folgende Aufſchrift :

Dürſllich Sürſflenbergiſches Zdenlaml.

Gemeinde - Verband .

E Blätt⸗

Kameralhof Kirnberg .
1. Abtheilung : enthält die Gebäude , Wieſen und den Oeſch gegen Weiler .

Dirſllich Vürflenbergiſches Ventamt.
Gemeinde - Verband .

II . Blät⸗

Kameralhof Kiruberg .
2. Abtheilung : enthält den 2. und 3. Oeſch , die Viehwaide und den Wald Schorren .

—

˙˙
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Schreitet die Kartirung zu einem andern Gemeindeverband , ſo erhalten die Kartenblätter wieder

neue Zahlen . ( I . II . III . u. ſ. w. )

Fremdes Eigenthum , welches in Fürſtl . ärariſchen Gütern eingeſchloſſen liegt , erhält eine gelbe
Farbe . Die Grenzen des Fürſtl . Eigenthums werden mit Karminſtreifen , leicht verwaſchen , eingefaßt .

§. 4.

Die Kartirung ( das Auftragen und Zeichnen ) geſchieht auch auf aufgeſpanntem Papier . Es dürfen
nur Platten von trockenem , gutem , hartem Holze mit Doppeleinſchub genommen werden , daß man vor

dem Ein⸗ und Ausgehen möglichſt geſchützt iſt .

Die Karte wird erſt abgeſchnitten , wenn die Reviſion der Aufnahme und der Berechnung voll⸗

zogen iſt .

§. 5.

Die Handriſſe ( Brouillons ) Stationsbücher ꝛc. müſſen in Original , jedoch reinlich ausgezogen , über —

geben werden . Die Entfernung der Grenzſteine , Grenzpflöcke , wie dieſelben an Ort und Stelle mit

der Stange gemeſſen , und mit Blei eingetragen werden , ſind mit guter Dinte reinlich auszuziehen .

65

Die Originalplane werden nicht , wohl aber die Copien auf Leinwand aufgezogen . Erſtere ſind für

das Fürſtl . Hauptarchiv , letztere für den Lokaldienſt beſtimmt .

Das Copiren mit der Nadel , dem Storchſchnabel oder mittelſt Anwendung von Netzen iſt , wie ſich
da , wo mit dem Theodolit die Aufnahme erfolgte , wo alſo die Umfangswinkel und Linien , die Ba⸗

ſen und die Koordinaten zur Hand ſind , von ſelbſt verſteht , ſtrenge verboten .

§. 7

Das Flächenmaß iſt in Morgen , Ruthen und Fußen zu 40,000 Quadratſchuhen badiſch zu berech⸗

nen , und ſodann in das ortsübliche zu reduziren .
Die vom Geometer nach Maier aufzuſtellende Reduktionstabelle iſt zur Prüfung anher vor⸗

zulegen .

§. 8.

In Beziehung auf die Vermeſſung der Waldungen finden die von der großh . Forſtpolizei⸗Direktion
ertheilten Vorſchriften volle Anwendung , insbeſondere dürfen auf den Planen die Kurven nie fehlen .

§. 9.

In dem Flächenmaß⸗Verzeichniſſe ſind die Anſtößer ( Nebenlieger ) genau anzugeben .

2 ) Nachricht hievon dem Fürſtl . Rentamte Trochtelfingen mit der Bemerkung der §§ . 2 und 7 :

30
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es habe die Vermeſſung im geſetzlichen Landesmaße der Morgen zu 38,400 Quadratſchuhen und die

Kartirung in 1/2500facher Verjüngung zu geſchehen .

Den 19 . Sept . 1841 .

Nr . 11,01 . Betr . die Berufungs⸗ , beziehungsweiſe Oberberufungs⸗

Anzeigen von Seite der Gegenpartie .

An die Obergerichts - Advokaten Würth in Konſtanz , Kuſel in Raſtadt , die Rechtspraktikanten

Flügel in Bonndorf und Burger in Wolfach zu erlaſſen :

Da nach §. 1201 der Prozeßordnung die Wirkung der Ober - Appellations - Anmeldung nur dann wieder

aufgehoben wird , und die ſuſpendirte Rechtskraft des Urtheils voriger Inſtanz nur dann wieder eintritt ,

wenn der Appellat ein Verfallen - Erkenntniß erwirkt , ſo erſcheint das Letztere zur Erlangung eines

ſichern Rechtsſtandes jedesmal rathſam , der Hr . Anwalt wird daher erſucht , dem ſtandesherrlichen An⸗

walte bei dem Obergerichte jeweils Nachricht zu ertheilen , wenn die Gegenpartei die Berufung ange⸗

zeigt hat , damit jener die Introduktionsfriſt gehbrig wahrnehmen , die Remiſſion der Akten veranlaſſen ,

und den Sachwalter der vorhergehen den Inſtanz davon in Kenntniß ſetzen kann , und dieſer auf Ver⸗

fallenerklärung des Rechtsmittels antrage .

Den 20 . Sept . 1841 .

Nr . 3013 . Neufra . Betr . die Vergleichung der Verwaltungsreſultate
mit dem Betriebs⸗Etat .

Die Fürſtl . Schäferei⸗Adminiſtration hat dem Betriebsetat für 1841/42 die gleichen Rubriken wie

der Rechnung , und eine ſolche Form zu geben , daß nach beendigtem Rechnungsſchluß in den erforder⸗

lichen Kolonnen das Soll der Rechnung , der Mehr - oder Weniger⸗Betrag der wirklichen Einnahmen
und Ausgaben , die Rechtfertigung , letztere in einer beſondern Beilage nach Paragraphen vorgetragen

werden können .

Den 23 . Sept . 1841 . —————

Nr . 12,224 . Betr . die Rückgabe der Original⸗Urkunden durch die ſtan⸗

desherrlichen Anwälte .

An die Fürſtl . ſtandesherrlichen Anwälte , als den Obergerichtsadvokaten Dr . Mördes in Mannheim ,

die Hofgerichtsadvokaten Kuſel in Raſtadt und Würth in Konſtanz , und an die Rechtspraktikanten Flü⸗

gel in Bonndorf und Burger in Wolfach :

Da es ſich zum fühlbaren und bleibenden Nachtheil der ſtandesherrlichen Intereſſen ſchon ereignet

hat , daß Urkunden , welche theils unmittelbar , theils durch die ſtandesherrlichen Anwälte an die Gerichte

oder andere Staatsbehörden hinausgegeben werden mußten , verloren gegangen , oder langere Zeit in Ver⸗
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ſtoß gerathen ſind , und da derartige wichtige Dokumente ſehr oft in verſchiedenen Angelegenheiten gleich⸗
zeitig gebraucht werden , ſo müſſen wir die Herrn Anwälte dringend erſuchen , ſolche Originalien , welche
an ſie zur Produktion bei Gericht , oder zu andern Zwecken hinausgegeben werden , wo immer thunlich ,
nicht aus der Hand zu geben , und jeweils gleich nach gemachtem Gebrauche anher zurückzuſenden .

Den 21 . Okt . 1841 .

*

Nr . 12,416 . Betr . die Vermarkung des ſtandesherrlichen Grund⸗

Eigenthums .

Man hat die Beobachtung gemacht , daß der ergangenen Verfügung ungeachtet die Marken , welche
in neuerer Zeit an die Grenzen des Fürſtl . Grundeigenthums geſetzt worden ſind , zu weit aus dem Bo⸗
den hervorragen , und deßhalb häufigen Beſchädigungen und dem baldigen Abgange ausgeſetzt ſind .

Die betreffenden Stellen werden daher angewieſen , genau darüber zu wachen , daß da , wo nicht
feſte Felſenunterlagen hindernd in den Weg treten , die Marken ſo tief eingeſetzt werden , daß ſie , und

zwar die Waldmarken nicht über 12 Zoll , die Marken auf Aeckern nicht über 5 Zoll , und die Marken

auf Wieſen und Waiden nicht über 6 Zoll aus dem Boden hervorragen .

Sollte ſich bei angeſtellten Viſitationen herausſtellen , daß dieſe Verfügung nicht eingehalten worden

ſei , ſo müßte man ſich veranlaßt ſehen , eine Verbeſſerung auf Koſten desjenigen Lokalbeamten , dem
die Ueberwachung des Geſchäftes oblag , vornehmen zu laſſen .

Den 25 . Okt . 1841 .

Nr . 13,802 . Betr . die Zehntablöſung , insbeſondere in Beziehung auf
die dem Fürſtl . Aerar eigenthümlich angehörigen Güter .

Die Ablöſung des Zehntens macht bezüglich der — der Fürſtl . Standesherrſchaft eigenthümlich an⸗

gehörigen , pachtweiſe verliehenen Güter folgende Anordnung nothwendig :

Von den bisher der Zehntentrichtung unterworfenen ärariſchen Gütern wurde der Zehnte entweder
an andere Zehntberechtigte oder an die Fürſtl . Standesherrſchaft ſelbſt entrichtet . Im erſteren Falle hat
der Beſtänder nach §. 18 des Zehntablöſungsgeſetzes , falls der Zehnte nicht zur Tilgung des Ablöſungs⸗
Betrages der Pflichtigen oder wegen Zahlungsverzug fort erhoben wird , vom Zeitpunkt der Ablöſung
an nach freier Wahl entweder den Zehnten oder den fünfprozentigen Zins vom vollen Ablöſungskapital
an den Beſtandgeber zu entrichten .

Da nach erfolgter Ablöſung des Zehntens ſeine Fortentrichtung von den ſtandesherrlichen Grund⸗

ſtücken nicht im Intereſſe des Fürſtl . Aerars liegen kann , ſo iſt auf die Verzinſung des entſprechenden
Ablöſungskapitals hinzuwirken .

Wo der Zehnte an die Fürſtl . Standesherrſchaft ſelbſt entrichtet wurde , findet obige Beſtimmung
des Zehntablöſungsgeſetzes keine Anwendung , weil ein ſolcher Zehente nach L. R. S . 710 C. b. als
ruhend zu betrachten , daher kein Gegenſtand der Ablöſung iſt ; der Pächter hat in dieſem Falle

30 *
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den Zehnten als einen Beſtandtheil des Pachtſchillings fort zu entrichten , aus dem oben angegebenen

Grunde iſt jedoch auf die Surrogirung der Abgabe in Geld oder Naturalien abzuheben .

Bei künftigen Zehntablöſungen hat das Rentamt bezüglich der hiebei betheiligten ſtandesherrlichen

Güter im Sinne obiger Beſtimmungen einzuſchreiten , und die mit den Gutspächtern zu treffenden Ueber⸗

einkommniſſe ungeſäumt anher vorzulegen .
Den 29 . Nov . 1841 .

Nr . 13,400 . Betr . die Aufſtellung der Einkommensfaſſionen für die Im⸗
matrikulation in die Wittwen⸗ und Waiſen⸗Anſtalt .

Da die Fatirung des Einkommens der zur Theilnahme an der Fürſtl . Fürſtenbergiſchen Wittwen⸗

und Waiſenanſtalt berechtigten Diener bisher nicht immer in Uebereinſtimmung mit den Vorſchriften der

Statuten geſchah , findet man ſich veranlaßt , folgende erläuternde Beſtimmungen zur künftigen Richt⸗

ſchnur bei der den Verrechnungen obliegenden Vorprüfung der Einkommensfaſſionen zu geben .

1 ) Nach §. 7 der gedachten Statuten ſind die Vorſchriften des großh . bad . Klaſſenſteuergeſetzes vom

Jahre 1820 für alle Zukunft für die Aufſtellung der Einkommensfaſſionen maß⸗ und zielgebend , und

nach §. S der Statuten darf weder eine willkürliche Erhöhung noch Verminderung der Faſſionen jeweils

ſtattfinden .

2 ) Aus dieſen Beſtimmungen folgt im Einklange mit dem §F. 6 Satz 4 der gedachten Statuten ,

daß die urſprüngliche im Zeitpunkte der Aufnahme in die Anſtalt fatirte Einkommensſumme einer Er⸗
höhung nur dann unterliegen könne , wann eine Aufbeſſerung an irgend einem Einkommenstheile bewilligt

wurde .

Beſteht dieſe Aufbeſſerung in baarem Gelde , ſo iſt ihr Betrag lediglich dem früheren Geldgehalte

hinzuzuſchlagen , beſteht ſolche aber in Nebennutzungen , ſo iſt deren Werth nach den Vorſchriften des

Klaſſenſteuergeſetzes und den nachfolgenden Vollzugs - Anordnungen zu ermittlen , und in die Faſſion ohne

irgend eine Abänderung der Anſchlagsſumme der früher ſchon fatirten Nutzungen aufzunehmen .

3 ) Selbſt in dem Falle , wenn eine Aufbeſſerung durch Bewilligung einer Nutzung erfolgt , und der

Diener ſchon früher in dem Genuſſe der ganz gleichen Gattung dieſer Nutzung war , darf niemals eine

Aenderung des Anſchlages dieſes Theils der Nutzung ſtattſinden ; ſogar dann nicht , wenn auch der Werth

einer ſolchen Nutzung im Zeitpunkte der Fatirung der erhaltenen Aufbeſſerung höher ſtehen ſollte , als

zur Zeit der Fatirung des urſprünglichen Genuſſes .

Es iſt in dieſem Falle nur die Anſchlagsſumme der Aufbeſſerung nach den geſetzlichen Beſtimmungen

zu ermitteln , und der früher fatirten Beſoldungsſumme hinzuzufügen .

4 ) Findet eine Regulirung irgend einer Nutzung in Geld Statt , ſo hat der Entſchädigungsbetrag

an die Stelle des früheren Anſchlages der Nutzung zu treten .

5 ) Ueberall , wo das Steuerkapital der Wohnungen und Grundſtücke ermittelt werden kann , iſt

nach H. 6 lit . a. des Klaſſenſteuergeſetzes vom Jahre 1820 der Anſchlag zu formiren ; wo jenes Kapital

jedoch nicht ermittelt werden kann , nach Maßgabe der Vollzugs - Verordnung vom Jahre 1820 Regie⸗

rungsblatt Nr . 18 Art . 3 Satz 1 der mittlere Ertrag im Falle der Vermiethung oder Verpachtung zu

fatiren .
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6 ) Wenn mehrere Diener ein ſtandesherrliches Gebäude bewohnen , und der Steuerkapitalanſatz bei

der Fatirung zur Richtſchnur dient , dürfen die einzelnen in die Faſſionen aufgenommenen Beträge das

Geſammtſteuerkapital für das ganze Gebäude nicht überſteigen , noch unter demſelben bleiben .

Den 6. Deec . 1841 .

Nr . 14,279 . Betr . die Rubricirung der Berichte .

Zur Aufrechthaltung der Ordnung in den Akten wird hiemit angeordnet , daß in allen jenen Fällen ,

wo eine Berichtserſtattung in Folge der Reviſionsnotaten oder der Rechnungsbeſcheide ſtattzufinden hat ,

nicht wie bisher häufig geſchah , ſich nur darauf beſchränkt wird , in der Rubrik zu ſetzen : „ Die Er⸗

ledigung des Paragraphen der Notaten oder des Beſcheides zur N. Rechnung betreffend “ — ſondern

daß der Gegenſtand , worüber berichtet wird , kurz aber beſtimmt bezeichnet , und in der erſtmaligen Be⸗

richtserſtattung darunter beigefügt werde : „ Veranlaßt durch § . . . . der Rechnungsnotaten ( oder Be⸗

ſcheidsnotabilien ) v. J .

Den 20 . Dec . 1841 .

Nr . 14,609 . Betr . die Geldverſendungen der Fürſtl . Verrechnungen

durch die Poſt .

Auf die Anzeige des Poſtporto - Controleurs dahier , daß bei den Geldverſendungen durch die Poſt

nicht immer dasjenige Verfahren beobachtet wird , mit welchem der mindeſte Koſtenaufwand verbunden

iſt , weist man die Verrechnungen unter Bezugnahme auf die § § . 7, 11 , 25 und 36 der Bekanntmachung
im Regierungsblatt Nr . 39 vom 3. d. hiemit an , künftig jede größere Geldſendung mit einem offenen

Frachtbriefe zu verſehen , und die Sortenzettel , Lieferungsſcheine und dergleichen dem Gelde beizupacken ;
bei Geldſendungen an die Hauptkaſſe aber letztere dem erſt abgehenden Amtspaket beizulegen .

Den 20 . Dec . 1841 .

Nr . 14,712 . Betr . den Rabatt von Büchern , welche durch Fürſtl . Stellen

bezogen werden .

Nach einer mit der Kunſt - und Buchhandlung Kreuzbauer und Nöldeke zu Karlsruhe abgeſchloſſe⸗

nen und von Serenissimo genehmigten Uebereinkunft hat dieſelbe ſich verbindlich gemacht , der Fürſtl .

Standesherrſchaft von Büchern ohne Ausnahme 10 , , und wenn der Bezug fl. 400 und mehr per Jahr

beträgt , 15 , Rabatt zu bewilligen .
Es geht daher ſämmtlichen dieſſeitigen Stellen anmit der Auftrag zu, alle auf Rechnung des Fürſtl .

Aerars zu machenden Anſchaffungen bei beſagter Handlung zu beſtellen , zur möglichſten Fracht - und

Porto⸗Erſparung aber nicht unmittelbar mit derſelben ſich in Verkehr zu ſetzen , ſondern die jeweiligen

Beſtellzettel entweder dem Hofbibliothekar Dr . Becker oder dem Kapellmeiſter Kalliwoda zugehen zu laſſen .
Den 23 . Dec , 1841 .
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Nr . 14,715 . Betr . die Abgabe von Berechtigungsholz aus Fürſtl .
Waldungen .

An die Fürſtl . Oberforſtinſpektion :
Die Verordnung der großh . Direktion der Forſt⸗Domainen und Bergwerke vom 22 . Nov . d. 2Nr . 11,904 im Verordnungsblatte Nr . 31 ſcheint uns in rubrizirtem Betreffe ganz zweckmäßig, weßhalbhiemit verfügt wird :

In allen Faͤllen , wo an mehrere Berechtigte Holzabgaben ſtattfinden , muß man trachten , daß ein
gehörig bevollmächtigter Vertreter aufgeſtellt werde , welcher im Namen der Berechtigten das ganzeBerechtigungs⸗Quantum in Empfang zu nehmen , und unter ſpezieller Angabe des — jedem Einzelnenzukommenden Antheils , Beſcheinigung auszuſtellen hat .

Den 23 . Dec . 1841 .
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